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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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ATOM/238: Halbwertzeit - Ersatzentsorgung ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gronau/Münster, 29. November 2019

Urencos massive Uranmüllprobleme:

- Uranumwandlung in UK verzögert sich weiter 

- 300 Mio. Euro Sparprogramm wegen Kostenüberschreitung

9. Dezember: Neuer Uranmülltransport Gronau-Russland? 

- Polizeiliche Vorladungen in Novouralsk




Der Urananreicherer Urenco, der in Gronau/Westfalen die bundesweit
einzige Urananreicherungsanlage betreibt, hat weiterhin massive Probleme
bei der Entsorgung des abgereicherten Uranhexafluorids (UF6), das bei
der Urananreicherung in großen Mengen als Abfallstoff anfällt. Nach
Auskunft der NRW-Landesregierung steht die konzerneigene
Dekonversionsanlage für abgereichertes UF6 am britischen Standort
Capenhurst noch immer nicht zur Verfügung. Die erheblichen
Bauverzögerungen und Kostenüberschreitungen haben schon seit Jahren
Auswirkungen auf den Gesamtkonzern, auch in Deutschland.
AtomkraftgegnerInnen gehen davon aus, dass diese Probleme ein Grund für
die verzweifelten Versuche von Urenco sind, den konzerneigenen Uranmüll
billig nach Russland abzuschieben. Für Montag, 9. Dezember, rechnen sie
mit dem nächsten Uranmülltransport von Gronau nach Russland und kündigen
neue Proteste an.

Die britische Dekonversionsanlage in Capenhurst war schon im Juni im
Beisein des damaligen britischen Industrieministers Andrew Stephenson
feierlich eingeweiht worden. Sie sollte ursprünglich bereits 2015 in
Betrieb gehen und rund 400 Mio. Pfund (ca. 460 Mio. Euro) kosten. Nach
britischen Medienberichten gab es jedoch erhebliche Probleme beim Bau,
sodass die Baukosten bereits im Juni auf rund 1 Mrd. Pfund (ca. 1,15
Mrd. Euro) geschätzt wurden. Heute, fünf Monate nach der Einweihung,
scheint es nun immer noch Probleme zu geben. Dekonversionsanlagen sollen
abgereichertes Uranhexafluorid in das lagerfähigere und stabilere
Uranoxid (U308) umwandeln. In Gronau steht seit 2014 eine neu gebaute
Lagerhalle für Uranoxid leer und soll laut Urenco bis mindestens 2024
auch leer bleiben.

In Folge der erheblichen Kostensteigerungen in Capenhurst legte Urenco
schon 2017 ein konzernweites Sparprogramm über 300 Mio. Euro auf. In
Deutschland wurde daraufhin z. B. der Standort Bad Bentheim (15 km
nördlich von Gronau) geschlossen. Bereits 2016 hatte Urenco nach eigenen
Angaben gegenüber dem WDR für Capenhurst einen ersten Vertrag zum Export
von abgereichertem UF6 von Capenhurst nach Russland geschlossen. Die
Dekonversionsanlage in Capenhurst ist zudem viel zu klein, um sämtliches
UF6 von Urenco in Uranoxid lagerfähig umzuwandeln. Für Gronau gibt es
damit weiterhin keine ansatzweise tragfähige Lösung für die sichere
Entsorgung des Uranmülls. Neben der Urananreicherungsanlage in Gronau
betreibt der internationale Urenco-Konzern, an dem auch RWE und E.ON
beteiligt sind, Urananreicherungsanlagen in Almelo (NL), Capenhust (GB)
und Eunice (USA).

"Es ist offensichtlich, dass Urenco mit der schadlosen Entsorgung der
Uranabfälle völlig überfordert ist. Bauverzögerungen, Kostenexplosionen,
Sparprogramme und jetzt Billigexporte nach Russland sprechen eine
deutliche Sprache. In Russland nimmt Urenco sogar den Bau von neuen und
technisch sehr gefährlichen Schnellen Brütern in Kauf, um den eigenen
Atommüll loszuwerden - das ist unverantwortlich. Wer so mit seinem
Atommüll umgeht, ist nicht geeignet für den Betrieb hochgefährlicher
Atomanlagen - wir fordern einen sofortigen Exportstopp für Uranabfälle
nach Russland sowie die umgehende Stilllegung der
Urananreicherungsanlagen in Gronau und an den anderen
Urenco-Standorten," erklärte Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt
Schüttorf.


Proteste in St. Petersburg, Moskau und Novouralsk:
Erste polizeiliche Vorladungen

Unterdessen hat es gegen die Ankunft des letzten Uranmüllzugs in
Russland unter anderem in St. Petersburg, Moskau und auch am Zielort
Novouralsk erste Protestaktionen gegeben. Nach Auskunft von russischen
Umweltschützern wurden mehrere Personen in Novouralsk deshalb von der
Polizei vorgeladen. "Es ist ein Unding, dass sich Urenco, die
Anteilseigner RWE und EON sowie die Bundesregierung die schwierige
politische Situation in Russland zunutze machen wollen, um den Gronauer
Uranmüll loszuwerden. Es kann nicht sein, dass der Abtransport des
Gronauer Uranmülls in Russland zu weiteren Repressionsmaßnahmen gegen
friedliche Bürger führt. Übernimmt die Geschäftsführung von Urenco dafür
die volle Verantwortung?" fragte Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen.


Quellen:

Landtags-Drucksache 17/7887 (18. November 2019):

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-7887.pdf

Bericht im Cheshire Live (10. Juni 2019):

https://www.cheshire-live.co.uk/news/chester-cheshire-news/minister-launches-1bn-nuclear-facility-16404149

Urenco-Geschäftsbericht 2018 (2. September 2019):

www.bundesanzeiger.de


Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.ippnw.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/667: Klimakampf und Kohlefront - Aktion und Routine ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 16:59 Uhr

Ende Gelände beendet erfolgreiche Massenaktion +++ Radikaler Protest
gegen die Klimakrise und für den Kohleausstieg



Cottbus | Chóśebuz - Um 17 Uhr beendet das Bündnis Ende Gelände
erfolgreich den heutigen Aktionstag. Seit den frühen Morgenstunden
blockierten die Klimaaktivist*innen Kohlegruben und Kohleinfrastruktur im
Lausitzer und Leipziger Revier. Sie besetzten die Tagebaue Jänschwalde-Ost,
Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain sowie drei Kohlebahnen. Damit
protestieren die Aktivist*innen gegen die unzureichende Klimapolitik der
Regierung, fordern den sofortigen Kohleausstieg und kritisieren das auf
Wachstum ausgelegte fossile Wirtschaftssystem.

"Wir sind zufrieden mit der erfolgreichen Aktion und glücklich, dass wir
heute ein so starkes Zeichen für Klimagerechtigkeit setzen konnten. 4000
Klimaaktivisten und Aktivistinnen haben heute gemeinsam Kohleinfrastruktur
blockiert", zieht Bündnissprecherin Nike Mahlhaus ein positives Fazit der
Aktion und kommentiert: "Wenn politisch Verantwortliche dabei versagen, das
Klima und unsere Lebensgrundlagen zu schützen, dann setzen wir den
Kohleausstieg selbst um."

"2019 war das Jahr der Klimabewegung, aber ein verlorenes Jahr für die
Klimagerechtigkeit. Wir müssen jetzt handeln, denn die Klimakrise stellt
unsere Zukunft radikal in Frage. Deshalb reagieren wir heute mit radikalem
Protest.", sagt Johnny Parks, Sprecher von Ende Gelände.

Ein Bündnis aus Fridays for Future und Umweltverbänden wie dem BUND,
Greenpeace Regio Ost und PowerShift hatte solidarisch vor dem Kraftwerk
Jänschwalde demonstriert. Kohleverstromung macht noch immer einen großen
Teil der deutschen CO2-Emissionen aus. Ende Gelände ist ein Protestbündnis,
das seit 2015 Aktionen zivilen Ungehorsams in den Kohlerevieren im
Rheinland, in der Lausitz und dem Leipziger Revier organisiert.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 12:43 Uhr

Erfolgreiche Massenaktion von Ende Gelände +++ 4.000
Klima-Aktivist*innen in Tagebauen und auf Kohleschienen +++ Demonstration
von Fridays For Future im Lausitzer Revier



Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Rund 4.000 Aktivist*innen von Ende
Gelände blockieren seit heute Morgen erfolgreich Kohleinfrastruktur im
Leipziger und Lausitzer Revier. Die Aktionsgruppen gelangten in den Tagebau
Jänschwalde, in den Tagebau Welzow-Süd und an die Kohlebahn zum Kraftwerk
Jänschwalde. Eine inklusive Aktionsgruppe, an der unter anderem Menschen
mit körperlichen Einschränkungen teilnehmen, besetzt einen
Schienenabschnitt sowie die anliegende Straße - gemeinsam mit den
Anti-Kohle-Kidz. Diese leisten aus Enttäuschung über die desaströse
Klimapolitik der Bundesregierung zum ersten Mal zivilen Ungehorsam.

"Wir sind zur richtigen Zeit am richtigen Ort. Nächste Woche will die
Bundesregierung ein Kohleausstiegsgesetz verabschieden, mit dem sie die 1,5
Grad Grenze aufgibt - wir nicht! Wir schauen nicht hilflos zu, wie Politik
und Konzerne unsere Zukunft zerstören. Unser heutiger Protest an den Orten
der Zerstörung ist ein klares Zeichen für Klimagerechtigkeit und einen
ökologischen und gerechten Systemwandel", bekräftigt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Carla Reemtsma von Fridays for Future ergänzt: "Nachdem wir gestern an über
500 Orten in Deutschland für Klimagerechtigkeit gestreikt haben,
demonstrieren wir heute zusammen mit Ende Gelände in der Lausitz für einen
schnellen Kohleausstieg. Die Klimagerechtigkeitsbewegung ist vielfältig,
entschlossen und ungehorsam. Wir sagen: Raus aus der Kohle, rein in die
Zukunft!"

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 09:46 Uhr

500 Klimaaktivist*innen im Tagebau Jänschwalde +++ 450 Aktivist*innen
auf Schienen der Kohlebahn +++ Über tausend weitere Aktivist*innen in
Tagebauen Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Zurzeit blockieren mehrere
Aktionsgruppen von Ende Gelände verschiedene Punkte der Kohleinfrastruktur
im Lausitzer und Leipziger Revier. Gegen acht Uhr gelangten zeitgleich rund
500 Klimaaktivist*innen in den Tagebau Jänschwalde Ost und 450 auf eine
Kohlebahn, die mit dem Kraftwerk Jänschwalde verbunden ist. Das Kraftwerk
Jänschwalde ist als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke Europas
bekannt. Der Tagebau Jänschwalde befindet sich seit 1. September 2019 wegen
schwerer umweltrechtlicher Versäumnisse im Sicherheitsbetrieb.
Gegen neun Uhr gelangten über tausend weitere Aktivist*innen in die
Tagebaue Welzow-Süd (Lausitz) und Vereinigtes Schleenhain (Leipziger
Revier).

"Weil die LEAG noch immer keine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgelegt
hat, befindet sich der Tagebau Jänschwalde zurzeit im Sicherheitsbetrieb.
Doch Kohleverstromung ist niemals umweltverträglich! Mit unserer heutigen
Aktion zeigen wir, dass der Tagebau dauerhaft stillgelegt werden muss",
bekräftigt Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Wir fordern einen schnellen und sozial gerechten Strukturwandel in der
Lausitz. Der dringend notwendige Kohleausstieg darf nicht auf dem Rücken
der Beschäftigten umgesetzt werden. Wir befürchten, dass die beschlossenen
Milliarden für den Strukturwandel nicht für eine erneuerbare Zukunft
genutzt werden, sondern um den Kohlekonzernen den Kohleausstieg zu
vergolden. Das Geld muss wirklich der Region und den dort lebenden Menschen
zugute kommen", so Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 07:06 Uhr

Ende Gelände Aktionstag in Lausitzer und Leipziger Revier beginnt +++
Tausende Aktivist*innen brechen zu Blockaden von Braunkohleinfrastruktur
auf


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - In den frühen Morgenstunden
sind rund 4.000 Aktivist*innen des Bündnisses Ende Gelände zu den Tagebauen
im Lausitzer und Leipziger Revier aufgebrochen. Verschiedene Aktionsgruppen
sind aus Dresden, Leipzig und Berlin gestartet, um massenhaft und
ungehorsam Tagebaue und Kohleinfrastruktur zu blockieren. Das
Aktionsbündnis Ende Gelände fordert damit den sofortigen Kohleausstieg und
einen grundlegenden Systemwandel. Parallel sind vielfältige Demonstrationen
von Fridays For Future und Umweltverbänden geplant.

"Tausende Menschen haben sich früh am Morgen auf den Weg gemacht, um im
Novemberwetter Tagebaue, Bagger und Schienen zu besetzen. Entschlossen
fordern wir den sofortigen Kohleausstieg. Wir befinden uns an einem
kritischen Punkt - das Zeitfenster, um die Klimakrise zu stoppen, schließt
sich rapide. Doch wir haben noch Hoffnung: Heute nehmen wir den
Kohleausstieg selbst in die Hand und stellen uns mit unseren Körpern der
Zerstörung in den Weg", so Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Nachdem gestern 630.000 Menschen beim Klimastreiktag mit Fridays For
Future für effektiven Klimaschutz demonstriert haben, gehen wir heute einen
Schritt weiter und leisten Zivilen Ungehorsam. Während wir handeln,
diskutiert die Bundesregierung ein vollkommen unzureichendes
Kohleausstiegsgesetz. Leider hat dieses politische Versagen System. Unser
Wirtschaftswachstum beruht auf der ungebremsten Ausbeutung von Menschen und
Natur. Konzerne wie RWE oder EPH erwirtschaften seit Jahrzehnten
Milliardengewinne, indem sie Raubbau an unserer Zukunft betreiben", erklärt
Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Über 6000
Aktivist*innen besetzten im vergangenen Sommer zentrale Knotenpunkte des
Rheinischen Braunkohlereviers - unter anderem stand die Schienenzufuhr zum
Kraftwerk Neurath, Deutschlands größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48
Stunden still. An den Aktionen von Ende Gelände beteiligen sich Menschen
aus ganz Europa.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/666: Klimakampf und Kohlefront - nichts Neues im Osten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 29. November 2019

Mehr als dreihundert Teilnehmer beim Klimastreik in Cottbus

LEAG-Eigentümer behindern die Umsetzung des Kohlekompromisses



Cottbus - Mehr als dreihundert Lausitzer nahmen am Freitag an der Cottbuser
Demonstration zum weltweiten Klimastreik teil.

Georg Thimme, Superintendent des evangelischen Kirchenkreises Cottbus sagte
zu den Teilnehmern: 

"Es ist gut und wichtig, dass heute so viele Menschen weltweit für Umwelt-
und Klimaschutz demonstrieren. Es macht Mut, dass diese Bewegung,
ursprünglich von jungen Menschen in Gang gesetzt, bis heute so viel Kraft
entwickelt hat." und mit Bezug auf die Lausitz: "Den gesellschaftlichen
Frieden zu erhalten und zugleich im größtmöglichen Frieden mit den
Ressourcen der Schöpfung zu leben, dieser herausfordernden Aufgabe sollten
wir uns stellen, und den Strukturwandel konstruktiv, kritisch und
gewaltfrei mitgestalten."

René Schuster von der Cottbuser Umweltgruppe benannte in seiner Rede die
zwei privaten Eigentümer der LEAG als die wichtigsten Bremser bei der
Umsetzung des Kohlekompromisses:

"Die Lausitz braucht schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan. Solange die
Oligarchen auf unser aller Rücken um Entschädigungen pokern, kann auch das
Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten. Das
gehört ehrlicherweise auch zur viel geforderten "1 zu 1 Umsetzung" - Die
Kohlekommission hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz
verbunden bleiben müssen und das ist auch richtig so!"

An insgesamt mehr als 500 Orten in Deutschland fanden heute Demonstrationen
und Aktionen für den Klimaschutz statt. Das Bündnis "Cottbus for Future"
umfasst dabei neben der Fridays for Future-Gruppe auch die Cottbuser
Gruppen von ADFC, BUND, Greenpeace, Grüne Jugend, GRÜNE LIGA,
Internationale Jugend, Linksjugend, SDAJ, Verkehrsclub Deutschland sowie
das Piccolo-Theater.

 * 

Cottbus for Future 29.11.2019 - Rede von René Schuster

Der "mühsam ausgehandelte Kohlekompromiss" ist in aller Munde und überall
wird die "1 zu 1 - Umsetzung" gefordert. Ich nehm das mal als Kompliment,
ich hab ja auch viel Mühe in die Kommissionsarbeit gesteckt. Aber ich lasse
mir das viele Lob lieber nicht zu Kopfe steigen. Denn mit der "1 zu 1 -
Umsetzung" gibt es drei große Probleme:

Erstens hat der Bericht der Kohlekommission die für die Lausitz zentrale
Frage offengelassen, wie lange die einzelnen Lausitzer Kraftwerke noch
laufen werden. Er hat also gerade keine Planungssicherheit geschaffen und
muss erst konkretisiert werden. Da ist es schon merkwürdig, wenn so viele
Lausitzer die "1 zu 1 - Umsetzung" fordern, weil sich hier gar nicht jeder
dasselbe darunter vorstellt.

Das zweite Problem ist der aktuelle Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes. Er
setzt eben nicht das um, was die Kommission empfohlen hat, sondern noch
weniger Klimaschutz. Das Wirtschaftsministerium hat den Kohlekompromiss mit
diesem Gesetzentwurf praktisch aufgekündigt. Es ist gut, dass heute an 500
Orten in Deutschland die Menschen auf der Straße sind, denn damit darf Herr
Altmaier nicht durchkommen!

Und das dritte Problem: Das Kohleausstiegsgesetz wartet auf die sogenannte
"Einvernehmliche Lösung". Erst vorgestern hat die Bundesregierung mit den
Betreibern der Braunkohlenkraftwerke zusammengesessen und sich mal wieder
nicht einigen können. Weil die Betreiber den Hals nicht voll kriegen und
mehr Entschädigungen verlangen als der ganze Laden noch wert ist.

Und dort verhandeln nicht etwa Lausitzer Bergleute. Aber Druck aus der
Lausitz auf die Oligarchen Kellner und Křretinský fehlt bisher
völlig. Denn egal ob Schaukämpfe oder Schaudialoge inszeniert werden, es
wird immer davon abgelenkt, dass genau zwei reiche Männer mehr Einfluss auf
die Kraftwerke und Tagebaue in der Region haben als die Landesregierungen
in Potsdam und Dresden zusammen.

Ich bin Sorbe und in der DDR aufgewachsen. Da tut es mir wirklich in der
Seele weh, über Tschechen zu schimpfen. Aber bei den beiden geht es nicht
anders.

Ihr Einfluss ist aber auch nicht vom Himmel gefallen: Die Politik in
Brandenburg und Sachsen hat den privaten Käufern den roten Teppich
ausgerollt, ohne auf die Folgen für die Steuerzahler zu achten. Schwedische
Politiker müssen inzwischen den Verkauf von Vattenfall an EPH vor den
Ausschüssen des Parlamentes rechtfertigen. Wir fordern, dass dieser Verkauf
auch hierzulande genau aufgearbeitet werden muss!

Solange die Oligarchen auf unser aller Rücken pokern, kann übrigens auch
das Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten.
Das gehört ehrlicherweise auch zur "1 zu 1 Umsetzung" - Die Kohlekommission
hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz verbunden bleiben
müssen und das ist auch richtig so!

Die Lausitz braucht also schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan.

Und der darf sich auch nicht dadurch verzögern, dass die CDU auf
Bundesebene schon überlegt, ob sie sich den Kohleausstieg nicht doch als
Verhandlungsmasse bis nach der nächsten Bundestagswahl aufhebt, falls sie
dann mit den Grünen koalieren muss.

Das ist Irrsinn! Und dass sowas in der deutschen Politik eine Rolle spielen
kann, auch dagegen sind wir heute auf der Straße! Die Lausitz darf keine
Verhandlungsmasse sein und das Klima darf keine Verhandlungsmasse sein!

Ich habe vor kurzen unseren kleinen Acker gepflügt. Da fängt in etwa 20
Zentimetern Tiefe eine staubtrockene Schicht an. Es ist jetzt schon Ende
November. Ein Regen, der das Defizit der vergangenen zwei Jahre wieder
ausgleicht, ist bis jetzt nicht gekommen.

Mein Acker hat seine Komfortzone schon lange verlassen. Und nach zwei
Jahren Dürre ist nur noch jeder zehnte Baum gesund. Wenn das jetzt
regelmäßig passiert, werden die Bäume und Sträucher die wir alle kennen und
die seit der Eiszeit hier heimisch sind, in der Lausitz vielleicht
aussterben.

Ich bin nicht bereit, das Risiko der völligen Verwüstung unserer Region
auch nur um ein Zehntel Prozent zu erhöhen, weil zwei Geschäftemacher noch
mehr Entschädigung rausschlagen wollen.

Die natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen heißen Boden, Wasser und
Luft. NICHT Braunkohle!

Deshalb muss für unsere Lausitz unsere Kohle im Boden bleiben!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29.11.2019

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/665: Klimakampf und Kohlefront - Rechtsmittel gegen Behördenbeschluß ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 29. November 2019

Sächsische Versammlungsbehörden setzen Versammlungsfreiheit außer Kraft
+++ Ende Gelände legt Rechtsmittel ein +++ Proteste müssen am Ort der
Klimazerstörung stattfinden dürfen



Berlin - Ende Gelände legt Rechtsmittel gegen sächsische Behörden ein, um
die Versammlungsfreiheit an den gewählten Protestorten durchzusetzen. Die
Versammlungsbehörden von Bautzen, Leipzig und Görlitz hatten am 28.11.2019
weitgehende Allgemeinverfügungen, sogenannte Versammlungsverbotszonen,
ausgesprochen. Somit sind an diesem Samstag jegliche Versammlungen im
Umfeld der Braunkohlekraftwerke und sonstiger Braunkohleanlagen untersagt.
Damit ist es in Sachsen faktisch unmöglich, den Protest gegen die
Braunkohleverstromung an den Orten ihrer Produktion durchzuführen.

Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände kommentiert: "Die LEAG
zerstört mit ihrem Geschäftsmodell unsere Lebensgrundlagen. Uns soll nun
verboten werden, genau an den Orten der Zerstörung zu demonstrieren. Das
ist absurd und offenbart ein skandalöses Demokratieverständnis. Die
sächsischen Behörden schaffen riesige demokratiefreie Zonen - das werden
wir nicht hinnehmen. Unser legitimer Protest muss genau dort stattfinden,
wo die Klimakrise angeheizt wird."

Rechtsanwalt Michael Plöse, der juristisch gegen die
Demonstrationsverbotszonen vorgeht, sagt dazu: "Die Versammlungsfreiheit
ist ein elementares Grundrecht in der Demokratie. Teil dessen ist es, den
Ort des Protests frei wählen zu können. Großräumige
Demonstrationsverbotszonen helfen niemandem. Ob die sächsischen Behörden
nun aus Überforderung, Ideenlosigkeit oder mangelndem Verständnis für die
Spielarten demokratischer Beteiligung handeln - entscheiden tun die
Gerichte."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/664: Klimakampf und Kohlefront - partielle Verbote ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 28. November 2019

Anti-Kohle Proteste in der Lausitz +++ Polizei droht mit
Versammlungsverbotszone +++ "Wir befinden uns in einer klimapolitischen
Demokratiekrise"



Berlin, 28.11.2019. Die Versammlungsbehörde Görlitz hat am Mittwoch
gegegnüber dem Aktionsbündnis Ende Gelände mündlich eine weiträumige
Versammlungsverbotszone für Teile des Lausitzer Braunkohlereviers
angekündigt. Eine entsprechende Allgemeinverfügung und Begründung sind
allerdings bis heute um 17 Uhr immer noch nicht veröffentlicht worden.
Rechtliche Schritte können jedoch ohne Vorlage der Verfügung von Ende
Gelände nicht eingeleitet werden.

Ende Gelände sieht darin eine Verzögerungstaktik seitens der
Versammlungsbehörde Görlitz um genau diese rechtlichen Schritte gegen das
Versammlungsverbot zu unterbinden.

Nike Mahlhaus, Sprecherin von Ende Gelände, sagt dazu: "Das ist ein
massiver Eingriff in die Versammlungsfreiheit. Die Polizei Sachsen möchte
in der Lausitz legitimen Protest verhindern, genau dort, wo mit der
Verheizung dreckiger Braunkohle unser Klima verhandelt wird. Wir befinden
uns in einer klimapolitischen Demokratiekrise: Die Klimabewegung hat dieses
Jahr Massen mobilisiert, aber statt darauf mit effektiver Klimapolitik zu
antworten, ist die Regierung weiter Handlanger der Kohlelobby. Mit solchen
demokratiefreien Zonen beschneidet die Polizei Grundrechte für die
Interessen von Konzernen."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/663: Klimakampf und Kohlefront - käufliche Kirche ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 29. November 2019

Pfarrer bestraft Küsterin für ihren Einsatz zum Erhalt der Schöpfung



Erkelenz - Keyenberg. Die katholische Pfarrei Erkelenz hatte am 27.11.2019
der Keyenberger Küsterin Hedwig Drabik ohne Vorankündigung den Schlüssel
zur Heilig Kreuz Kirche Keyenberg abgenommen und umgehend alle Schlösser
austauschen lassen. Eine dreiköpfige Delegation tauchte am Mittwoch morgen
bei der 85-jährigen Küsterin auf um ihr unmissverständlich klarzumachen,
dass ihr ab sofort kein eigenhändiger Zugang zur Kirche mehr gestattet sei.

Dies geschah als unmittelbare Reaktion auf eine Aktion von Greenpeace
Deutschland. Greenpeace hatte das von der Hauptzentrale der CDU entwendete
C in der von RWE bedrohten Kirche aufgestellt, um die CDU daran zu
erinnern, dass sie die Schöpfung bewahren solle.

Die Küsterin war über den Besuch von Greenpeace begeistert: "Ich habe mich
sehr über den Besuch vom C gefreut! Menschen die sich für den Erhalt der
Schöpfung einsetzen sind in einer katholischen Kirche immer willkommen."

Vom überzogenen Vorgehen des zuständigen Pfarrers zeigte sich die Küsterin
hingegen entsetzt: "Ich habe nichts falsch gemacht - im Gegenteil: Ich habe
meine oberste Pflicht als Katholikin erfüllt, nämlich die Schöpfung zu
bewahren. Ich bin zutiefst enttäuscht von einigen Teilen der Pfarrei
Erkelenz, dass sie unsere Kirche völlig kampflos RWE überlassen haben."

Der Pfarrer seinerseits wirft der Küsterin vor nicht loyal gegenüber ihrem
Arbeitgeber gewesen zu sein und drohte sogar mit einer Klage.

Die Tochter der Küsterin Martina Himmelreich reagierte schockiert: "Es gibt
keine Person die dem Christentum loyaler gegenübersteht als meine Mutter.
Seit 1956 hat sie sich um die Keyenberger Kirche gekümmert. Mein Vater war
dort 50 Jahre lang Küster, Organist und Chorleiter. Beide haben ihr
gesamtes Leben der Kirche gewidmet. Meine Mutter dafür zu bestrafen, dass
sie für ihren Glauben kämpft, ist mir unbegreiflich."

Auch das C reagierte umgehend auf die Vorwürfe des Pfarrers und nahm die
Küsterin in Schutz: "Vor Kurzem war ich in der Keyenberger Kirche, um den
Dörfern zu gedenken, die der Braunkohle geopfert wurden. Das war ein ganz
besonderer Moment für mich. Heute schicke ich der Dame, die mir die Tür
geöffnet hat meine Liebe, Dankbarkeit & Unterstützung."

Ein Greenpeace-Sprecher nannte die Reaktion der Kirche "sehr ungerecht". Es
sei "wahnsinnig traurig", dass die Dame dafür bestraft werde, dass sie die
Enzyklika des Papstes zum Schutz der Umwelt "Über die Sorge für das
Gemeinsame Haus" ernst genommen und danach gehandelt habe.

RWE will die über 1000 Jahre alte Kirche 2023 vernichten um die
darunterliegende Braunkohle verbrennen zu können. Die Pfarrei Erkelenz
hatte die Kirche in einem intransparenten Verfahren an RWE verkauft, was
auf große Empörung innerhalb der gläubigen Dorfgemeinschaft gestoßen war.
Der zuständige Pfarrer hatte einen schnellstmöglichen Verkauf anvisiert und
auch nach mehrmaliger Aufforderung der betroffenen Gemeinde kein Interesse
daran bekundet, die Schöpfung bewahren zu wollen.


Weitere Informationen:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de

Aktuelle Infos unter:

https://twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.11.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/662: Klimakampf und Kohlefront - konzentierte Aktion ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung vom 28. November 2019

Steinkohle kann tödlich sein

Kletterprotest am Vattenfall-Kraftwerk Moabit in Berlin



ROBIN WOOD-Aktivist*innen haben heute [28.11.2019] am Vattenfall-Kraftwerk
Moabit in Berlin ein eindrucksvolles Zeichen für Klimaschutz und den
sofortigen Ausstieg aus der Kohleverbrennung gesetzt. In den frühen
Morgenstunden seilten sich Kletter*innen an dem Kraftwerksgebäude ab und
entrollten dort ein etwa 100 Quadratmeter großes Transparent mit der
Aufschrift: "Steinkohle kann tödlich sein". Auf diese Weise solidarisieren
sie sich mit dem globalen Klimastreik am kommenden Freitag und den für
nächstes Wochenende angekündigten Anti-Kohle-Protesten im Lausitzer
Braunkohlerevier. "Kohlekraftwerke bis 2038 am Netz zu lassen und ein
unwirksames Klimapaket zu verabschieden, zeigt die unfassbare Ignoranz
der Bundesregierung angesichts der Klimakrise. Wir sind überzeugt: Für
Klimagerechtigkeit braucht es jetzt mehr denn je vielfältigen und
entschlossenen Protest", sagt ROBIN WOOD-Aktivistin Jana.

Das vom Energiekonzern Vattenfall betriebene Kraftwerk verbrennt zum
größten Teil Steinkohle - einen der klimaschädlichsten Energieträger in
Deutschland.

Allein 2018 wurden 110 Millionen Tonnen CO2 durch Steinkohlekraftwerke
in Deutschland freigesetzt. Um die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu
begrenzen, dürfen weltweit höchstens insgesamt noch 700 Milliarden
Tonnen CO2 ausgestoßen werden. Das heißt, dass insbesondere in
Industrieländern wie Deutschland der Treibhausgas-Ausstoß jetzt radikal
sinken muss. Der Ausstieg aus der Verbrennung von Stein-und Braunkohle
zur Strom- und Wärmeproduktion hätte schon längst vollzogen werden müssen.

"Steinkohle zu verbrennen, ist ungerecht. Gegenüber den Menschen
weltweit, die schon jetzt am stärksten von den Folgen der Klimakrise
betroffen sind - und gegenüber denjenigen, deren Lebensgrundlage,
Gesundheit und Zuhause durch den Abbau der Steinkohle zerstört wird.
Deutschlands Energiehunger wird hier auf Kosten anderer gestillt. Wir
sind Teil einer wachsenden Klimagerechtigkeitsbewegung, die das nicht
länger hinnehmen will", sagt ROBIN WOOD-Aktivist Julian Smaluhn.

Nachdem im September dieses Jahres allein hierzulande rund 1,4 Millionen
Menschen für mehr Klimaschutz auf die Straße gegangen sind, ruft Fridays
for Future für den kommenden Freitag erneut zu einem internationalen
Klimastreiktag auf. Für das Wochenende hat das Aktionsbündnis Ende
Gelände außerdem Aktionen massenhaften zivilen Ungehorsams gegen
Kohleinfrastruktur im Lausitzer Revier angekündigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. November 2019

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/661: Klimakampf und Kohlefront - Aktionsband der Aktiven ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 27. November 2019

Zahlreiche Aktionen zum Aktionswochenende für Klimagerechtigkeit geplant
+++ Tausende zu Protesten in der Lausitz erwartet +++ Anti-Kohle-Kidz
beteiligen sich mit Zivilem Ungehorsam an Ende Gelände Aktion



Berlin - Für das kommende Wochenende kündigen Fridays for Future, Ende
Gelände, Campact und die Initiative "Alle Dörfer bleiben" eine Vielzahl von
Aktionen an. Am Freitag wird Fridays for Future beim "Global Climate
Strike" den fünfzigsten Freitag in Folge streiken. Nur einen Tag später -
am Samstag, den 30. November - plant Fridays For Future eine Demonstration
am Braunkohlekraftwerk Jänschwalde.

Das Klimabündnis Ende Gelände wird mit zivilem Ungehorsam
Kohleinfrastruktur in der Lausitz und im Leipziger Revier blockieren. Zum
ersten Mal sind auch die Anti-Kohle-Kidz dabei. Sie haben sich aus
Enttäuschung über die desaströse Klimapolitik der Bundesregierung
zusammengeschlossen, um zusammen mit Ende Gelände zivilen Ungehorsam zu
leisten. Der Protest richtet sich gegen den Kohle-Konzern EPH und das
Versagen der Groko beim Klimaschutz und tritt für eine gerechtere,
nachhaltigere und demokratischere Gesellschaft ein.

Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz zum Aktionswochenende für
Klimagerechtigkeit erklären die unterschiedlichen Akteure:

Nike Mahlhaus, Ende Gelände: "Wer in Paris 1,5 Grad unterschreibt und
zuhause noch zwei Jahrzehnte Kohle verbrennen will, hat wirklich jeglichen
Bezug zur physikalischen Realität verloren. Diese Klimapolitik ist ein
Skandal. Sie ist ein Verbrechen an zukünftigen Generationen und besonders
an Menschen im Globalen Süden, die schon heute unter den katastrophalen
Folgen der Klimakrise leiden. Konzerne wie die Briefkastenfirma EPH
streichen die Profite ein, uns bleiben Klimakrise und Umweltzerstörungen.
Die Bundesregierung hat die 1,5 Grad- Grenze aufgegeben - Wir nicht! Am
Freitag gehen wir mit Fridays for Future auf die Straße und am Samstag
fahren wir in die Lausitz und blockieren die Orte der Zerstörung!"

Carla Reemtsma, Fridays for Future: "In den letzten 49 Wochen haben wir
Klimaproteste in einer Größe und Menge organisiert, die es so vorher noch
nicht gab. In den letzten 49 Wochen haben wir allerdings auch Freitag für
Freitag erlebt, dass es nicht ausreicht "viele" zu sein und Ausdauer zu
beweisen. Deswegen gehen wir am Samstag nach dem Global Strike einen
Schritt weiter und streiken am Ort der Zerstörung. In der Lausitz werden
wir mit unserer Demo am Kraftwerk Jänschwalde das Protestwochenende der
Klimagerechtigkeitsbewegung mit gestalten. Gemeinsam fordern wir einen
Kohleausstieg, der unsere Lebensgrundlagen nicht zerstört, sowie einen
Strukturwandel, der die Menschen statt Konzerne im Blick hat und dass alle
Dörfer bleiben."

Jens Hausner, Alle Dörfer bleiben: "Obwohl bereits Milliarden vom Bund für
den Kohleausstieg bereit gestellt werden, sind wir Tagebaubetroffene weiter
von Enteignungen zum Zwecke des Kohleabbaus bedroht. Die Bezeichnung
'sozialverträglicher Kohleausstieg' klingt in unseren Ohren wie blanker
Hohn und ist gegenüber den Menschen in den Tagebaudörfern bis heute eine
Lüge. Letztendlich besteht aus unserer Sicht nur noch die Möglichkeit, über
zivilen Ungehorsam auf eine falsche Klimapolitik der Bundesregierung zu
reagieren."

Marlene Sasso, Anti-Kohle-Kidz: "Weil die Regierung sich nicht an
internationale Abkommen und nicht mal an ihre eigenen Klima-Ziele hält,
leisten wir als Anti-Kohle-Kidz jetzt zivilen Ungehorsam. Wir blockieren
die Kohle-Infrastruktur, weil wir uns gegen die Ausbeutung von Menschen und
Natur stellen. Wir wollen nicht in einer Welt leben, in der Menschen durch
Dürren und Waldbrände in die Flucht getrieben werden und an den
Europäischen Außengrenzen ertrinken. Wir wollen nicht in einer Welt leben,
in der die Interessen der großen Konzerne über dem Gemeinwohl stehen."

Luise Neumann-Cosel, Campact: "Wir stehen mit einem breiten Bündnis aus
Umwelt- und Sozialverbänden beim Klimastreik an der Seite von 'Fridays for
Future': dazu gehören Greenpeace und BUND, aber auch Arbeiterwohlfahrt und
Parität. Denn Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit gehören zusammen.
Dieses mickrige Klimapäckchen der Bundesregierung akzeptieren wir nicht.
Als Campact wenden uns besonders an die SPD. Sie hat einen 'großen Wurf'
beim Klima zur Bedingung für den Fortbestand der Regierung gemacht. Die
Sozialdemokrat*innen müssen jetzt zu ihrem Wort stehen: Kein großer Wurf
beim Klima - keine Große Koalition."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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PROFIL/104: Zum 200. Geburtstag von Hermann Melville (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 7-8/2019

»I would prefer not to«

Zum 200. Geburtstag von Herman Melville

Von Hanjo Kesting



Herman Melville gehört zu den Schriftstellern, deren besonderer,
weltweiter Ruhm sich auf ein einziges Buch gründet, in seinem Fall auf
den Roman vom weißen Wal Moby Dick. Dieses Schicksal teilt er
mit einigen anderen großen Autoren, etwa Cervantes und Iwan
Gontscharow, die als Verfasser des Don Quijote und des
Oblomow Berühmtheit erlangten, während ihre anderen Bücher,
obwohl sich darunter Meisterwerke befinden, nur ein schattenhaftes
Dasein führen.

Moby Dick gehört zu jener Art von Büchern, die auch Menschen,
die der Literatur eher fernstehen, wenigstens dem Titel nach bekannt
sind. Es hat längst begonnen, ein Eigenleben zu führen, und ist in
gewisser Weise über das Rein-Literarische hinausgewachsen.
Andererseits bleibt es dem Missverständnis ausgesetzt, für ein bloßes
Abenteuer- oder Walfangbuch gehalten zu werden, oder schlimmer noch,
für ein sogenanntes »Jugendbuch«, das keinen weiteren Blick mehr
lohnt, wenn man erst einmal aus diesem Alter herausgewachsen ist.
Welch ein Unglück für die großen Bücher, wenn sie ihren Lesern zu früh
begegnen! Ein Unglück auch für die Leser! Die meisten werden ihr früh
gefasstes Urteil oder Vorurteil nie mehr korrigieren und sich um eine
der großartigsten Erfahrungen bringen, die man als Leser machen kann.

Moby-Dick; or, The Whale., wie das Buch im amerikanischen
Original heißt, gehört zu den Werken, die nach einer schwer
erklärbaren Gesetzmäßigkeit immer weiter wachsen und prinzipiell nicht
auszulesen sind. Statt das hier weitläufig zu begründen, sei lieber
Jorge Luis Borges, der große argentinische Schriftsteller, zitiert,
der Moby Dick einen »unendlichen Roman« nannte. Er fügte hinzu:
»Seite für Seite wird der Text gewaltiger, bis er den Umfang des
Kosmos einnimmt.«

Unmöglich, dem großen Buch auf knappem Raum gerecht zu werden. Es muss
genügen, für einige Augenblicke in diesen Textozean hinabzutauchen.
Vor allem muss man die Protagonisten in Augenschein nehmen und sich
auf ihren schrecklichen Zweikampf vorbereiten, den Zweikampf zwischen
Kapitän Ahab und dem weißen Wal. Ahab hegt ein wildes Rachegefühl
gegen den weißen Wal, der ihm einst ein Bein weggerissen hat. Aber
erst im 36. Kapitel offenbart er der Mannschaft die Jagd auf Moby Dick
als das geheime Ziel ihrer Fahrt, wenn er die Harpuniere in
heidnischer Weise die Lanzen kreuzen und sie schwören lässt, Moby Dick
zu Tode zu hetzen. Sein Gegenspieler, der weiße Wal, verkörpert mit
Melvilles Worten »die Wunder und Schrecken Gottes«. Aber »verkörpern«
ist ein etwas schematisches Wort. Der englische Schriftsteller D. H.
Lawrence schrieb: »Natürlich ist Moby Dick ein Symbol. Wofür? Ich
bezweifle, dass Melville es selbst genau wusste. Das ist das Beste
daran.«

In Kenntnis des Romans fällt es schwer, sich vorzustellen, dass Ahab
in Melvilles ersten Entwürfen noch nicht vorgesehen war. Denn er
bildet ohne Zweifel das Kraftzentrum des Buches. Faust, Prometheus,
Luzifer, auch byronsche Helden haben diese Gestalt mitgeprägt, die den
Namen eines verfluchten Königs in Israel und Baal-Götzendieners trägt.
Melville ist bemüht gewesen, Ahab sowohl gottlos als auch gottähnlich
erscheinen zu lassen. Er schließt einen Teufelspakt, wenn er die
Golddublone an den Mast nagelt, das sonnenähnlich gleißende Sinnbild
der bösen Jagd; er tauft die Harpune, die Moby Dick treffen und töten
soll, mit dem Blut der heidnischen Harpuniere und spricht dazu die
Worte: »Ich taufe dich nicht im Namen des Vaters, sondern im Namen des
Teufels.«

Melville wusste, dass der Walfang, für sich genommen, einer
romanhaften Behandlung widerstrebt. Deswegen ist die Kunst, mit der es
ihm gelang, das walkundliche Wissen seiner Zeit in lebendigen
Erzählstoff umzuschmelzen, nicht hoch genug zu bewundern. Worüber er
auch schreibt, über den Kopf des Wals, seinen Schwanz oder die
Fontäne, über das Abspecken oder »wie man Öl in Fässer füllt« - stets
wird die Schilderung zum homerischen Gesang. Gerade die exakte
Beschreibung des Wals und seiner Lebensform lässt seine elementare
Natur nur umso rätselhafter erscheinen. Wissenschaftliche Genauigkeit
und Mythologie scheinen einander zu bedingen. So reißt Moby Dick
die größten und weitesten Perspektiven auf - der Leviathan der
Literatur.

Im Schatten von Moby Dick

Heute ist es schwer vorstellbar, dass Moby Dick jahrzehntelang
ein vergessenes Buch war. Mit ihm begann Melvilles Abstieg in die
Namenlosigkeit. Sechs Jahre später - er war erst 38 Jahre alt -
veröffentlichte er seinen letzten Roman The Confidence-Man. In
den folgenden 34 Jahren hat er keine weiteren Bücher mehr publiziert,
ausgenommen das Versepos Clarel über eine Pilgerreise ins
Heilige Land, gedruckt in nur 300 Exemplaren, die größtenteils
eingestampft wurden. Dennoch konnte er vom Schreiben nicht lassen, und
der »grauenvolle Inkubus der Literatur« lastete nach dem Zeugnis
seiner Frau noch immer schwer auf ihm. Er starb 1891, 72 Jahre alt,
als Schriftsteller völlig vergessen. Kein Kollege hielt ihm die
Totenrede. Die New York Times erinnerte zwar in einem kurzen
Nachruf an sein Erstlingswerk Typee, aber sie nannte als
Verfasser einen gewissen »Hiram« Melville. Sonst nahm man weder
diesseits noch jenseits des Atlantiks Notiz vom Tod des möglicherweise
größten Schriftstellers, den Amerika hervorgebracht hat. Im Fegefeuer
der Vergessenheit verblieb Melville auch in den folgenden 30 Jahren.
Die Encyclopædia Britannica von 1911 erwähnt ihn lediglich als
Chronisten des Seemannslebens, während die wichtigsten
Literaturgeschichten dieser Zeit ihn völlig übergehen. Erst nach dem
Ersten Weltkrieg tauchte Moby Dick langsam aus den Tiefen des
literarischen Ozeans wieder auf, darin den großen Walen vergleichbar,
die einige Zeit in solche Tiefen hinabtauchen können. Allerdings mit
dem paradoxen Ergebnis, dass das übrige Werk Melvilles vom wachsenden
Ruhm dieses Buches an den Rand gedrängt wurde. Wer kennt schon seine
anderen Romane: Mardi, Redburn, White Jacket, Pierre, Israel Potter
und The Confidence-Man?

Dabei sind auch diese Bücher unbedingt lesenswert und einige seiner
Erzählungen große, auf ihre Art vollkommene Meisterwerke. Etwa
Billy Budd, die späte Erzählung, geschrieben in Melvilles
Todesjahr. Man fand das Manuskript in einem Brotkasten, und es dauerte
noch mehr als drei Jahrzehnte, bis es 1924 endlich gedruckt wurde.
Thomas Mann hat Billy Budd kurz vor seinem Tod in einem
Sammelband mit dem Titel Die schönsten Erzählungen der Welt
gelesen und in der allerletzten Arbeit, die er noch abschließen
konnte, darüber bemerkt: »Wenn man mich fragt, wo in dem Bande ich am
längsten verweilt, wobei mir das Herz am größten wurde, so gestehe ich
die Modernität meines Geschmackes und antworte: Bei Billy Budd.
Wie schön ist das, wie ergreifend - meisterhaft, heiter-ernst,
männlich-rein, unerbittlich und zugleich poetisch-versöhnend!« Thomas
Mann fügte hinzu, Billy Budd sei wirklich eine der »schönsten
Erzählungen der Welt«.

Es gibt bei Melville aber noch anderes zu entdecken. Da ist zum
Beispiel die Erzählung Benito Cereno, die von einem
Seeabenteuer vor der chilenischen Küste berichtet. Ein
vielschichtiges, geheimnisvolles, überaus spannendes Werk. Man kann es
als Allegorie der damals aktuellen Sklavenfrage deuten oder als
symbolische Darstellung eines Grundkonflikts der Neuzeit, zwischen
Alter und Neuer Welt, zwischen Europa und Amerika.

Weiter erwähnt seien die Encantadas - eine geheimnisvolle
Erzählung oder Reiseschilderung oder poetische Reportage (keine
Bezeichnung will hier so recht passen), die von einer Inselgruppe im
Pazifik handelt, die von den Spaniern »Las Encantadas« genannt wurde,
die »Verzauberten«. Gemeint ist der Galapagos-Archipel mit seinen
vulkanischen Wüsteneien und der archaischen Tierwelt der
Riesenschildkröten. Melvilles Erzählung ist ein Meisterwerk gedrängter
Prosakunst, das den Leser mit magischem Zauber umspinnt, in Traum und
Trance versetzt. Es gibt nichts Großartigeres in dieser Art von
Literatur, die man heute vielleicht Ethnopoesie nennen würde. Zuletzt
sei eine Erzählung genannt, die Melvilles zukunftsreichste ist:
Bartleby, the Scrivener. Sie ist nicht mehr ganz so unbekannt
wie die zuvor genannten Werke und sogar von einer Art Geheimruhm
umgeben. Die Literaturgeschichten erwähnen sie als »Schlüsselerzählung
der frühen Moderne, die bereits auf Kafka vorausweist«. Solche Formeln
haben leicht etwas Einschüchterndes. Gemeint ist wohl, dass man
Bartleby, the Scrivener heute mit größerem Interesse liest als
zur Entstehungszeit.

Das Rätsel Bartleby

Ungewöhnlich für Melville ist der Untertitel: »Eine Geschichte von der
Wall Street«. Sie spielt in der Geschäftswelt New Yorks, die sich
damals allmählich herauszubilden begann. In diese Welt tritt Bartleby
als Lohnschreiber im Büro eines Anwalts ein, »bläßlich adrett,
bemitleidenswert anständig, rettungslos verloren«. Anfangs erledigt er
ein ungeheures Pensum an Schreibarbeit, aber er betreibt sein Geschäft
bleich und mechanisch. Eines Tages erlebt der Anwalt eine unliebsame
Überraschung, als er Bartleby herbeiruft, um Schriftstücke
vergleichend durchzusehen. Der Schreiber verweigert die Arbeit mit dem
enigmatischem Satz: »I would prefer not to.« (Ich möchte lieber
nicht). Man spürt, dass in dieser Formel, so sanft sie daherkommt,
etwas Entschiedenes, Entschlossenes liegt, nicht zuletzt etwas
Entwaffnendes. Bartlebys Verweigerung hat weder ein klar erkennbares
Motiv noch ein greifbares Ziel. Als er nach den Gründen gefragt wird,
antwortet er: »Sehen Sie den Grund nicht selbst?« Er macht sich
ungreifbar, unzugänglich, nicht nur für seinen Chef, sondern auch für
den Leser, gewinnt den Umriss einer Kafka-Figur.

Jorge Luis Borges schrieb, »dass jeder Schriftsteller seine Vorläufer
erschafft«. Das heißt, während Melvilles Zeitgenossen wenig mit
der Erzählung anzufangen wussten, lesen wir sie heute mit
Kafka-geschulten Augen. Erst nach 100 Jahren wurde sie wiederentdeckt,
in andere Sprachen übersetzt, nach tieferen Bedeutungen durchforscht
und im Übermaß interpretiert: mal als Beschreibung der modernen
Arbeitswelt, mal als existenzialistische Parabel, mal als Studie über
den Künstler in der modernen Gesellschaft. Für alle diese Deutungen
bietet Melvilles Text eine Reihe von Anhaltspunkten.

Aber große Literatur lässt sich nicht auf Bedeutungen reduzieren, sie
verändert sich je nach Beleuchtung und Zeit, sogar von Leser zu Leser.
Borges meinte, Melvilles Erzählung münde in die Erkenntnis, dass die
Irrationalität eines einzigen Menschen ausreiche, um das ganze
Universum irrational zu machen. Was Bartleby betrifft, so ist er zwar
rätselhaft, aber nicht irrational. Blass und bleich hat er seinen
ersten Auftritt. Still und beinahe vegetativ beschließt er im
Gefängnis seine Tage, ohne dass eine Schuld vorliegt, die seine
Ausstoßung rechtfertigen könnte. Er entschließt sich, nicht zu wollen
oder nicht mehr zu wollen, herauszutreten aus dem Kreislauf der
kleineren und größeren Systeme, die unser Leben regeln, in denen wir
uns aus Gewohnheit bewegen oder denen wir uns angepasst haben. Er
weigert sich, in diesem Kreislauf mitzulaufen und drückt diese
Weigerung höflich mit der Formel aus: »I would prefer not to«.
Es ist nicht viel nötig für einen Menschen, um seinen Platz im
Universum einzubüßen.

Literatur zum Thema: Herman Melville: Typee (aus dem Amerikanischen
neu übersetzt und herausgegeben von Alexander Pechmann). Mare, Hamburg
2019, 448 S., 38 EUR. - Herman Melville: John Marr und andere
Matrosen. Mit einigen Seestücken (aus dem Amerikanischen neu übersetzt
und herausgegeben von Alexander Pechmann). Mare, Hamburg 2013, 184 S.,
24 EUR. - Herman Melville: Mardi und eine Reise dorthin (aus dem
Amerikanischen von Rainer G. Schmidt). Manesse, München 2019, 832 S.,
45 EUR. - Herman Melville: Bartleby, der Schreiber (aus dem
Amerikanischen von Jürgen Krug). Insel, Berlin 2019, 88 S., 14 EUR. -
Owen Chase: Tage des Grauens und der Verzweiflung (hg., übersetzt und
mit einem Nachwort von Michael Klein). Morio, Halle 2019, 208 S., 20
EUR.
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AUSSTELLUNG/190: Leipzig - "Zauberbücher", Eintauchen in die Welt verschlüsselter Zeichen, bis 16.02.20


Universität Leipzig

Universitätsbibliothek Leipzig zeigt neue Ausstellung "Zauberbücher" -
Eintauchen in die Welt verschlüsselter Zeichen



Ab 15. November 2019 präsentiert die Universitätsbibliothek Leipzig ihre
neue Ausstellung "Zauberbücher. Die Leipziger Magica-Sammlung im Schatten
der Frühaufklärung" in der Bibliotheca Albertina. Bis zum 16. Februar 2020
wird der Öffentlichkeit hier ein einmaliger Einblick in die Welt der Magie
des 17. und 18. Jahrhunderts gewährt. Die rund 140 magischen Handschriften
sind eine einzigartige Kollektion derartiger Manuskripte und die größte
bekannte in einer öffentlichen Bibliothek Europas.

Abracadabra! Wer hat sich nicht auch schon vergeblich nach einem schnellen
Zauber für die Lösung der alltäglichen Sorgen gesehnt? Liebes- und
Geldnöte, Schutz vor Krankheiten, Wahrsagerei und das ganz große Glück
werden nicht nur mit den Zaubertränken von Prof. Snape oder einem
faustischen Pakt mit Mephisto gelöst. Stattdessen lassen sich die Spuren
der Magie bis tief in die Menschheitsgeschichte und in zahlreiche Kulturen
verfolgen.

Auf diese geheimnisumwobenen Pfade der "magischen Welt" können sich
Neugierige ab dem 15. November 2019 in der Bibliotheca Albertina begeben.
Die Universitätsbibliothek Leipzig präsentiert ihre Magica-Sammlung
erstmals der breiten Öffentlichkeit in ihrer neuen Ausstellung
"Zauberbücher" mit Manuskripten aus dem 17. und frühen 18. Jahrhundert zu
den Themen Magie, Alchemie, Astrologie, Kabbala und Zauberkunde.
"Innerhalb des sehr breiten Feldes magischer Ritualliteratur ist es eine
ohne Frage spektakuläre Kollektion, wohl die interessanteste in Europa,
gerade in ihrer planmäßig angelegten Zusammengehörigkeit und Gestaltung",
erläutert der Ausstellungskurator und Leipziger Theologe Prof. Dr. Marco
Frenschkowski.

Die Ausstellung gliedert sich in die Themen Traditionen, Orient, Alchemie,
Beschwörungen sowie die Geschichte der Sammlung selbst und verfolgt damit
die Traditionslinien hinter den Zaubertexten, die in ihrem kulturellen
Umfeld und mit zahlreichen, meist illustrierten Beispielen vorgestellt
werden. Besucher begegnen alten Bekannten, wie dem Geist aus der Flasche,
fliegenden Teppichen und der Abracadabra-Beschwörungsformel. Mutige können
sich gar selbst in einen Zauberkreis wagen. Zu entdecken sind außerdem
Texttraditionen wie die des berühmten Dr. Faustus, alchemistische Werke,
aber auch Zauberhandlungen zum Auffinden von Schätzen,
Geisterbeschwörungen und Liebeszauber.

Die Magie ist hier eine Form der Welterklärung, die von verborgenen, nicht
unmittelbar sichtbaren Kräften ausgeht, die von dem Kundigen beschrieben
und genutzt werden können. Sie kann als rituelle Verarbeitung von
Ohnmachts- und

Minderwertigkeitserfahrungen verstanden werden und ist Ausdruck
gemeinschaftlicher Vorstellungen. Die in den Texten niedergeschriebenen
Anleitungen und Rezepte spielen mit einer potenziellen Allmacht des
Menschen und den Grenzen menschlicher Natur - eine Faszination die
bekanntlich bis heute alle gesellschaftlichen Gruppen erfassen kann. Dass
es sich bei der Magica-Sammlung jedoch um Elitenwissen handeln muss,
erläutert Prof. Frenschkowski wie folgt: "Die Kompliziertheit vieler
Rituale, die damit verbundenen Vorbereitungen und Kosten, vor allem das
Bildungsniveau der Texte - gute Kenntnis des Lateinischen wird auch in den
deutschen Texten als selbstverständlich vorausgesetzt - zeigen, dass wir
uns in besser gestellten Kreisen bewegen." Träger dieser Magie war also
nicht eine ländlich-bäuerliche, sondern eine gebildete und bürgerliche
Stadtbevölkerung - Ärzte, Apotheker, Juristen, Lehrer, Buchhändler,
gebildete Kaufleute, oft auch Pfarrer und Theologen.

Die Sammlung tauchte erstmals 1710 in Leipzig auf, als 140 magische
Handschriften für die immense Summe von 4.000 Reichsthalern zum Verkauf
angeboten wurden - im Wert gleichzusetzen mit den damaligen Kosten von
zwei oder drei Bürgerhäusern. Der genaue Ursprung ist ungeklärt, die
Handschriften deuten vielfach auf professionelle Abschreiber hin, doch
bleibt ihr Auftraggeber unbekannt. Der Direktor der
Universitätsbibliothek, Prof. Dr. Ulrich Johannes Schneider, betrachtet
die Sammlung als eine der "interessantesten der Universitätsbibliothek",
sie gebe aus der Zeit der Frühaufklärung einmalige Einblicke in die Welt
magischer Rituale, deren geheimnisvoller Zauber auch heute noch banne und
fasziniere. Die Handschriften sind seit 2011 in digitalisierter Form
online frei zugänglich einzusehen, jedoch steckt die wissenschaftliche
Erforschung der weitgehend unedierten Sammlung noch in den Anfängen. Die
Ausstellung und der dazugehörige Katalog möchten dies nun ändern und
unternehmen dabei einen Schritt zur historischen Verortung der Schriften
im Leipzig des 18. Jahrhunderts.

Für die Gestaltung der Ausstellung und ihres Katalogs konnte der Künstler
Stefan Gunnesch gewonnen werden, der in Leipzig und London arbeitet.


Weitere Informationen unter:

www.ub.uni-leipzig.de/aktuelle-ausstellungen/zauberbuecher-die-leipziger-magica-sammlung-im-schatten-der-fruehaufklaerung/

https://histbest.ub.uni-leipzig.de/servlets/solr/select?q=cbu_shelfmark:Cod.mag.*#

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 14.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/668: Menschenrechtler fordern mehr deutsches Engagement in der Katalonien-Frage


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Menschenrechtler fordern mehr deutsches Engagement in der
Katalonien-Frage

• Minderheitenrechte müssen stärker gewichtet werden

• Nach Brexit: Umgang mit Minderheiten entscheidet über Zukunft
der EU



Göttingen, den 2. Dezember 2019 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat mehr Engagement der deutschen Politik in der
Katalonien-Frage gefordert. "Der Streit um Minderheitenrechte wird
nach dem Brexit noch mehr die Zukunft der Europäischen Union (EU)
bestimmen. Denn auch die Perspektiven Schottlands und Nordirlands
sind ungeklärt. Die Lösung der Katalonien-Krise gehört zu einer der
entscheidenden Zukunfts-Fragen der EU und muss als solche diskutiert
werden, auf allen Ebenen, auch im Deutschen Bundestag", erklärte der
GfbV-Bundesvorsitzende Jan Diedrichsen.

Nach einem zweitägigen Besuch in Berlin ist Ende letzter Woche eine
hochrangige katalanische Delegation teilweise verwundert und
enttäuscht abgereist. Bis auf die Partei "Die Linke" gelang es mit
keiner Fraktion des Deutschen Bundestages ins Gespräch zu kommen. Es
hagelte Absagen.

Der Vizepräsident des Katalanischen Parlaments (Parlament de
Catalunya), Josep Costa und die Vorsitzende der größten
nicht-staatlichen Organisation Assemblea Nacional Catalana (ANC),
Elisenda Paluzie, waren in die Bundeshauptstadt gereist, um ins
Gespräch zu gelangen. Ziel der Reise war ein Dialog mit deutschen
Abgeordneten darüber, wie politisch in der festgefahrenen
Katalonien-Krise weiter verfahren werden könne. Die Stimmung, so die
Einschätzung der Gäste aus Katalonien, sei vor Ort äußerst angespannt
und von Frustration geprägt.

Der aktuelle Höhepunkt der Eskalation im Streit zwischen Barcelona
und Madrid war im Oktober 2019 die Verurteilung von zehn Katalaninnen
und Katalanen wegen "Aufruhrs". Die Strafen fielen mit 9-13 Jahren
Gefängnis drakonisch aus. Das Vergehen der Verurteilten bestand in
der Planung und Durchführung eines Referendums zur Unabhängigkeit
Kataloniens am 1. Oktober 2017.

"Abgesehen von der Frage, ob das Referendum politisch klug oder
völkerrechtlich vertretbar gewesen sein mag; abgesehen davon, ob man
ein unabhängiges Katalonien befürwortet oder nicht, bleiben die
Urteile, vor allem in ihrer Härte, ein Skandal", erklärte
Diedrichsen. Es sei völlig ungeklärt, was mit Schottland oder
Nordirland nach einem künftigen Brexit geschehen werde. Der wachsende
Wunsch vieler Regionen Europas nach mehr Minderheitenrechten,
Autonomie bis hin zur Unabhängigkeit, werde ebenfalls nicht einfach
verschwinden, nur weil die damit verbundenen heiklen politischen
Diskussionen ignoriert würden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1042: Widerstand gegen NATO-Manöver DEFENDER 20 formiert sich (Natwiss)


NaturwissenschaftlerInnen-Initiative für Frieden und Zukunftsfähigkeit

Pressemitteilung vom 28. November 2019

Widerstand gegen NATO-Manöver DEFENDER 20 formiert sich



Im April und Mai 2020 plant die NATO eines der größten Manöver von
Landstreitkräften in Europa seit Ende des Kalten Krieges. Mit insgesamt
37000 Soldatinnen und Soldaten aus 16 NATO-Staaten sowie aus Finnland und
Georgien wird eine neue Dimension umweltschädigender militärischer
Aktivitäten erreicht. Bis zu 20000 US-GIs mit entsprechendem schwerem Gerät
werden über den Atlantik und anschließend quer durch Europa an die
russische Grenze transportiert. Ziel des Manövers ist neben der
Zurschaustellung militärischer Überlegenheit die Demonstration einer
blitzschnellen Verlegung kampfstarker Großverbände aus den USA an die 
NATO-Ostflanke. Deutschland wird zur Drehscheibe der Truppenverlegungen mit dem
neuen Joint Support and Enable Command der NATO in Ulm, den Umschlaghäfen
Bremerhaven und Nordenham sowie den Convoy Support Centern in Garlstedt
(Niedersachsen), in Burg (Sachsen-Anhalt) und auf dem sächsischen
Truppenübungsplatz Oberlausitz. Geleitet wird das Manöver über das EUCOM in
Stuttgart. Operativ zuständig für Transport und Manöver ist das
US-Heereskommando Europa in Wiesbaden. Die Echtzeit-Datenübertragung und
ergänzende Lufttransporte erfolgen über die US-Air Base Ramstein. Während
der Transporte wird es zu schweren Einschränkungen des Straßen- und
Schienenverkehrs entlang der Transportstrecken kommen. Die Bundeswehr hat
bereits vorsorglich mit der Deutschen Bahn AG eine Vorfahrtsregel für das
Militär vereinbart.

Die Größe und der Ort des Manövers stellen eine Provokation gegenüber
Russland dar und bergen die Gefahr einer möglichen direkten Konfrontation
zwischen militärischen Verbänden von NATO und Russland in sich. Auch der
Zeitpunkt wurde nicht zufällig gewählt: während des Manövers jährt sich die
Befreiung Europas vom Faschismus vor allem durch die Soldaten der Roten
Armee zum 75. Mal. Ein geschichtsvergessenes Signal an den ehemaligen
Verbündeten. Während überall auf dem Kontinent über die Eindämmung der
lebensbedrohenden Umweltzerstörung diskutiert wird, praktiziert der größte
Umweltzerstörer Militär unbeeindruckt seine Rituale.

Am Sonntag fand in Leipzig eine erste erfolgreichen Aktionsberatung gegen
DEFENDER 20 statt, die mit über 100 Teilnehmern alle Erwartungen übertraf.
Auf der Tagesordnung stand unter anderem die Vernetzung der Menschen der
betroffenen Regionen. In lebhaften Diskussionen wurden Ideen zu möglichen
Protestaktionen entwickelt und ihre Umsetzung vorbereitet. Diese reichen
von der Aufklärung der Zivilbevölkerung und der Militärs mit
Verteilaktionen an Bahnhöfen und Transparenten an Brücken über eine
Mahnwachen-Stafette an der gesamten Strecke und Aktionen des zivilen
Ungehorsams bis hin zu rechtlichen Schritten. Die Aktionen sollen geprägt
sein von Vielfalt und Kreativität. Einer der Höhepunkte der Aktionen soll
eine gemeinsame Kundgebung und Demonstration an einem zentralen Ort des
Transportkorridors wie Magdeburg oder Cottbus werden. Darüber hinaus wurden
grenzüberschreitende Aktionen z.B. in Forst oder Görlitz angedacht. Weitere
Vernetzungstreffen finden am 18. Januar für den Nordraum in Hamburg und am
26. Januar erneut in Leipzig statt.

Die Einlader des Leipziger Treffens

Dr. Helga Lemme (Aufstehen! Sachsen)

Silke Jehnert (attac Halle)

Reiner Braun (NatWiss e.V.)

Edgar Kürschner (BI OFFENe HEIDe)

Mike Nagler (attac Leipzig)

Torsten Schleip (Bundessprecher DFG-VK)

 * 

Quelle:

NaturwissenschaftlerInnen-Initiative

für Frieden und Zukunftsfähigkeit e.V.

Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

E-Mail: info@natwiss.de

Internet: www.natwiss.de
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AUFRUF/066: "Housing Action Day" - Mietprofit nein danke ... (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 1. Dezember 2019

"Housing Action Day": Wohnen für Menschen statt für Profite



Wohnraum wird zu Betongold und zur Aktie an der Börse umgewandelt.
Immer mehr teure Neubauwohnungen treiben die Preise in die Höhe, der
Bestand an Sozialwohnungen nimmt stetig ab. Die Mieten werden stetig
erhöht und Mieter*innen zahlen immer mehr vom Einkommen für die Miete.
Häuser werden privatisiert, verkauft und gewinnbringend
weiterverkauft. Wohnungen werden teuer saniert und modernisiert und
die Mieten steigen weiter oder sie werden in Büros, Ferienwohnungen
oder in leerstehende Geldanlagen umgewandelt.

Deshalb ruft ein bundesweites Aktionsbündnis zum internationalen
Aktionstag gegen Mietenwahnsinn und Verdrängung am 28. März 2020 auf.

Das "Aktionsbündnis gegen Mietenwahnsinn und Verdrängung", ein
bundesweiter Zusammenschluss von Mieterinnen- und Mieterinitiativen
und Recht auf Stadt-Gruppen, ruft dazu auf, sich am Samstag, 28. März
2020, in möglichst vielen deutschen Städten am internationalen
"Housing Action Day" zu beteiligen. Unter dem Motto "Wohnen für
Menschen statt für Profite!" werden an diesem Tag in ganz Europa
Initiativen und Gruppen gegen steigende Mieten, Verdrängungsprozesse
und Zwangsräumungen auf die Straße gehen.

"Der Ausverkauf der Städte im Interesse einiger weniger ist kein
Naturgesetz, sondern die Konsequenz eines ungehemmten
Wirtschaftssystems und einer Politik, die ihren Kompass der sozialen
Verantwortung verloren zu haben scheint", heißt es im Aufruf, den
bisher 60 Initiativen und Organisationen aus insgesamt 26 Städten [1]
unterschrieben haben. Sie fordern unter anderem "ein grundlegend
anderes Miethöhenrecht" und demokratische Mitbestimmung der
Mieterinnen und Mieter, ein Ende von Zwangsräumungen und die
Legalisierung von Besetzungen, eine neue Wohnungsgemeinnützigkeit und
eine solidarische und ökologische Stadtentwicklung.

In vielen deutschen Städten, darunter Berlin, Leipzig, Frankfurt,
Hamburg, Köln, München und Stuttgart, haben Mieterinnen- und
Mieterinitiativen und Recht auf Stadt-Gruppen mit den Planungen für
den dezentralen Aktionstag begonnen. Bereits jetzt zeichnet sich eine
breite Beteiligung und eine Vielzahl unterschiedlicher Protestformen
ab, die von Demos bis hin zu kreativen Aktionen reichen. Neben dem
Protest gegen die herrschende Wohnungspolitik sollen dabei auch
solidarische Alternativen sichtbar gemacht werden.

Das "Aktionsbündnis gegen Mietenwahnsinn und Verdrängung" hat sich im
August 2019 in Göttingen gegründet, um die bundesweite Zusammenarbeit
außerparlamentarischer Mieterinnen- und Mieterinitiativen und Recht
auf Stadt-Gruppen zu fördern und für eine grundlegende Wende in der
Wohnungspolitik zu kämpfen. Schon in diesem Jahr, am 6. April 2019,
wurde aus dem Kreis der im Aktionsbündnis versammelten Initiativen ein
europaweiter Aktionstag mit weit über 50.000 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern in fast 50 Städten organisiert. Der internationale
"Housing Action Day" 2020 soll daran anschließen.

Der Aufruf des "Aktionsbündnisses gegen Mietenwahnsinn und
Verdrängung" für den Aktionstag am 28. März 2020 inklusive der
zentralen Forderungen des Bündnisses ist auf der Homepage [2] zu
lesen.


Anmerkungen:

[1] https://www.housing-action-day.net/index.php/unterzeichnerinnen/

[2] https://www.housing-action-day.net/index.php/aufruf/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INTERVIEW/138: 24. Linke Literaturmesse - den Anfang nicht versäumen ...    Anne Reiche im Gespräch (SB)


Interview am 3. November 2019 in Nürnberg



Anne Reiche, Jahrgang 1946, beteiligt sich seit einem halben
Jahrhundert an den antikapitalistischen Kämpfen der Linken. Mit 19 kam
sie nach Westberlin und wurde im SDS, in Frauengruppen und militanten
Zusammenhängen aktiv. Sie schloß sich der Bewegung 2. Juni an, wurde
dreimal verhaftet und saß zwischen 1970 und 1982 insgesamt zehn Jahre
zum Teil in Isolationshaft in Gefängnis, wo sie an kollektiven
Hungerstreiks mit Gefangenen der RAF teilnahm. Nach ihrer Freilassung
ging sie nach Hamburg, wo sie in den 1980er Jahren in der Hafenstraße
lebte und die Kämpfe um den Erhalt der besetzten Häuser mitprägte.

Am 1. Oktober 2018 erschien in der edition cimarron ihr Buch "Auf der
Spur" [1], in dem sie ihre (politische) Lebensgeschichte schildert und
ein engagiertes Zeugnis ablegt zu den Kämpfen der
außerparlamentarischen Linken in der zweiten Hälfte des vorigen
Jahrhunderts, so, wie sie selbst sie mitgeführt und erlebt hat.

Am 2. November stellte sie auf der diesjährigen Linken Literaturmesse
ihr inzwischen in 2. Auflage erschienenes Buch vor. Unterstützt wurde
sie bei der Lesung von Margarita Martinez, die einige Passagen aus
"Auf der Spur" vorlas und auch bei dem Interview, das der
Schattenblick am darauffolgenden Tag mit Anne Reiche führte, um einige
der angesprochenen Fragen zu vertiefen, zugegen war.




[image: Foto: © 2019 by Schattenblick]

Im Gespräch mit Anne Reiche (l.) und Margarita Martinez (r.)
Foto: © 2019 by Schattenblick




Schattenblick (SB): Deine Lebensgeschichte könnte als Beispiel
und Zeugnis für die Geschichte der autonomen und radikalen Linken
Westdeutschlands in den 1970er und 1980er Jahren aufgefaßt werden. Du
warst in der Studentenbewegung, in Frauengruppen, in der Bewegung
2. Juni und schließlich in Hamburg in der Hafenstraße. Was waren für
dich die wichtigsten Stationen?

Anne Reiche (AR): Knast war zunächst einmal ganz wichtig. Das war eine
ganz schreckliche Erfahrung, aber sehr wichtig durch das, was ich da
für mich gelernt habe. Und die Hafenstraße, die war auch ganz wichtig.
Als ich aus dem Knast wieder draußen war, mußte ich erst einmal Boden
unter den Füßen bekommen, zu mir selber finden und zu anderen
Menschen.

SB: Auf der Veranstaltung gestern hast du erwähnt, daß du in
Gruppen- und Totalisolation warst. Viele Betroffene berichten ja,
daß sie die Auswirkungen der Isolationshaft anderen Menschen kaum
vermitteln zu können und selber eigentlich keine Sprache dafür haben.
Würdest du versuchen zu beschreiben, was das mit dir gemacht hat?

AR: Es war schon früher schwer für mich, darüber zu sprechen. Ich
würde sagen, es ist so, daß du dich immer mehr auf dich und deinen
Kern zurückziehst und das, was du dir 'mal als Identität erkämpft
hast, unbedingt festhalten willst. Denn sonst schwimmt dir alles weg,
auch die Gefühle gehen weg. Du merkst richtig, wie die Wahrnehmungen
immer weniger werden, wie du immer mehr auf dich selber zurückgeworfen
wirst. Das spürst du, und du spürst, daß du gefühlsmäßig verarmst,
also immer weniger wirst, immer weniger.

SB: Was würdest du sagen, wie lange du danach gebraucht hast, das so
ein bißchen abzuschütteln?

AR: Zwei, drei Jahre. Und ich weiß von anderen, die länger im Knast
waren, die haben vier, fünf, sieben Jahre oder noch länger gebraucht.
Hinzu kommt, daß du danach viel anfälliger bist für Krankheiten. Es
ist ja nicht so, daß da nur irgendetwas isoliert wird. Das ganze
Immunsystem wird sehr viel schlechter, der gesamte Organismus
verändert sich. Ich bin draußen bei jedem Hubbel oder an der
Bordsteinkante ganz leicht umgeknickt und hatte dann gleich einen
Klumpfuß. Ich habe auch ganz schnell Gerstenkörner und
Bindehautentzündungen bekommen. So ging das nicht nur mir. Manche
hatten ganz schreckliche Erkältungen, was bei mir nicht so war. Das
ist ganz unterschiedlich, wie der Körper reagiert. Aber daß die
Isolationshaft körperliche Folgen hat, ist ganz klar.
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Anne Reiche während der Lesung ihres Buches "Auf der Spur"

Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Gestern hast du hier auf der Messe dein Buch "Auf der Spur"
vorgestellt. War das deine erste Lesung? Welche Erfahrungen hast du
dabei gemacht?

AR: Ich finde, gestern ging uns das schon besser von der Hand. Man
lernt ja dazu, wird souveräner und bekommt immer mehr ein Gespür für
die Leute, wie man auf sie eingehen und mit ihnen reden kann. Am
Anfang habe ich nur vorgelesen, bis ich gemerkt habe, "oh nee, das ist
doof, da kriege ich gar nichts mit". Da guckst du nur in dein Buch und
weißt gar nicht, wie die Leute ticken. Das war gestern schon eine
ganze Ecke anders.

SB: Bist du so auf die Idee gekommen, sozusagen eine Mischung zu
machen, das heißt vorzulesen - auch im Wechsel mit Margarita -, aber
auch selber zu erzählen, und das Ganze mit Fotos und Texten, die sich
direkt auf den Inhalt beziehen, zu unterstützen?

AR: Ja. Bei früheren Lesungen hatten wir das vorher noch nicht so gut
ausgearbeitet. Da liefen dann die Bilder alle am Band und immer wieder
von vorne. Das stimmte mit dem Text überhaupt nicht mehr überein.
Deswegen haben wir jetzt diese PowerPoint-Präsentation, die ich
eigentlich nicht mag. Aber sie hat ihre Vorteile. Man kann an einer
bestimmten Stelle klicken und was dazu erzählen oder eben vorlesen.
Wir fanden es wichtig, Bild und Ton gezielt einzusetzen. Das kommt
bei den Menschen einfach besser an, als wenn die Bilder nur so
durchlaufen und der Text was ganz anderes sagt. Das hat dann nicht so
die Wirkung.

SB: Wie ist denn in deinen Lesungen die inhaltliche Resonanz? Gibt es
Unterschiede zwischen Leuten, die eigene Erfahrungen aus der Zeit
haben und vielleicht Jüngeren, die diese Kämpfe und Entwicklungen
selbst nicht miterlebt haben?

AR: Das kann ich schlecht sagen. Ich habe von vielen jungen Leuten
gehört, daß sie das gut und spannend fanden. Aber auch für sie war das
jetzt nicht alles ganz neu, weil sie schon eigene Erfahrungen haben
damit zu demonstrieren, auf Veranstaltungen zu gehen und den
Kapitalismus Scheiße zu finden. Bei G20 zum Beispiel waren ganz viele
junge Leute dabei, leider war ich da mit dem Buch noch nicht fertig.
Die hatten schon so ihre Erfahrungen. Jemand, der von nix was weiß,
kommt auch nicht zu so einer Lesung.

Margarita Martinez (MM): Dazu möchte ich noch etwas beisteuern. Ich
hatte mich mit einer Freundin, die aus der Ex-DDR kam, immer 'mal
wieder so ein bißchen gestritten darüber, wie schlimm das nun in der
DDR war. Ich habe dann immer gesagt, wie schlimm das auch hier ist.
Nachdem sie Annes Buch gelesen hatte, sagte sie zu mir, jetzt könne
sie das verstehen, vorher nicht. Und ganz wesentlich war für sie die
geschilderte Repression und auch die Knasterfahrung.
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Lesung mit zeitgenössischen Dokumenten - Plakat zum Vietnamkongreß vom 17. und 18. Februar 1968
Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Sicherlich ist es schwierig, zwischen den Kämpfen und
Entwicklungen beispielsweise der 1970er Jahren und dem, was heute
läuft, Vergleiche anzustellen. Könntest du aus deiner heutigen
Perspektive etwas sagen zum Lebensgefühl damals?

AR: Das war damals schon ähnlich wie später in der Hafenstraße. Nur
habe ich mich da noch besser aufgehoben gefühlt, weil da viel mehr
zusammenkam. Wir haben früher ja auch versucht, Kommune zu machen,
also Leben und Arbeiten unter einen Hut zu kriegen. Nicht daß Arbeit
und Freizeit getrennt sind, sondern daß man zusammen wirtschaftet und
zusammen etwas entwickelt. Das war in der Hafenstraße natürlich
einfach total, viel einfacher, näher und besser, weil da hundert Leute
zusammengewohnt haben. Das war nicht nur eine Wohngemeinschaft oder
Kommune. Man mußte sich mit hundert Leuten zusammenraufen und
überlegen, was zu tun ist. Dadurch, daß wir immer bedroht waren, haben
wir auch ganz andere Erfahrungen miteinander gemacht. Denn da konnte
man sich nicht einfach wie auf einer Demo zurückziehen, sondern der
Rückzug selber war bedroht, weil unser Leben einfach immer in Gefahr
war.

SB: Zwischen den Zeilen oder wohl eher zwischen deinen Worten gestern
glaubte ich herausgehört zu haben, wie bitter das sogenannte Ende der
Hafenstraße für dich war. Liege ich da falsch?

AR: Die Entwicklung war für mich zeitweise bitter, weil da Sachen
gelaufen sind, die ich überhaupt nicht mehr richtig fand und wo andere
Leute, wie ich es nennen würde, Machtmißbrauch betrieben haben. Das
hat sich aber zum Teil auch wieder verändert. Ich sehe das heute noch
so, wie ich es denn auch geschrieben habe. Wir sind schon lange nicht
mehr diese kämpfende Gruppe, aber trotzdem ist es so, daß die
einzelnen politisch was machen. Es ist aber auch nicht so, daß wir ein
völlig unpolitischer Haufen wären von Leuten, die alle nur billig
wohnen wollen. Auf einige trifft das zu, ganz sicher. Die sind nur da,
weil es eben billiger ist als woanders oder weil sie zufällig jemanden
kannten. Aber die meisten machen was - Antirassismus, Umwelt, Klima,
Soziale Straße, Flüchtlingsarbeit, Gefangene. Nach G20 sind ja immer
wieder welche eingefahren, auch französische Gefangene beispielsweise,
die dann einfach hier in den Knästen sitzen. Und viele Leute machen
was zu solidarischer Ökonomie.

SB: Ist das auch dein Thema?

AR: Ja. Ich finde es ganz wichtig, solidar-ökonomische Strukturen
aufzubauen. Das ist für mich wie eine Erfahrung, die ich aus den
ganzen Kämpfen ziehe. Der Kapitalismus ist immer schlimmer geworden,
und wir haben immer hinterhergehinkt, die schlimmsten Sachen zu
verhindern. Von Anfang an aber, also seit es die Jugend- oder
Studentenbewegung gab, haben Leute schon damit angefangen,
solidarische Landwirtschaft zu machen. Ich finde es total notwendig,
eine solidarische Wirtschaft aufzubauen. Wir brauchen viel mehr
solidar-wirtschaftliche Strukturen, damit wir die kapitalistischen
Strukturen zurückdrängen und anders wirtschaften können, eben nicht
auf Konkurrenz ausgerichtet, sondern kooperativ, selbstbestimmt und
selbstorganisiert.

Denn wir können die Gesellschaft selber organisieren, das passiert ja
schon im Viertel. Man kann in St. Pauli eine Entwicklung sehen von der
ersten Stadtteilversammlung bis jetzt, wo es schon große Versammlungen
aus den Stadtteilen gibt, und da wird sich noch mehr entwickeln. In
Spanien gibt es auch schon solche Veränderungen. Eine Freundin von mir
ist jetzt gerade in Barcelona und auch in kleineren Städten gewesen.
Da gab es zum Beispiel eine Bürgermeisterin, eine junge Frau von 26
Jahren, das ist einfach toll! In Italien gibt es das auch, daß solche
Strukturen weiterentwickelt werden, damit man die kapitalistischen
immer weiter zurückdrängen kann. Im Moment sind wir noch in Nischen,
aber irgendwann soll der Kapitalismus 'mal in seine Nische kommen.

SB: Meinst du, daß nicht-kapitalistische Strukturen eines Tages die
kapitalistischen verdrängen können?

AR: Auf jeden Fall bin ich mir sicher, wir müssen andere Strukturen
aufbauen. Das Gute an G20 war ja, daß da ganz viel von diesen
Strukturen sichtbar geworden ist. Es hat sich gezeigt, da ist schon
was. Aber wir sind nicht stark genug, daß wir Kapitalismus wirklich
zurückdrängen können, daß wir wirklich sagen können: Das ist eine
Unverschämtheit von einem Autobauer wie BMW, eine Luxus-Offensive zu
starten mit 140.000 neuen SUVs. So etwas müßte verboten werden. Eine
solche Stärke, daß solche Sachen einfach nicht mehr laufen, müssen wir
erst finden.

Oder jetzt der Kampf gegen die Klimakatastrophe, da müßte die
Fridays-for-Future-Bewegung etwas radikaler und grundlegender in ihren
Forderungen werden. Denn es ist nicht nur das Klima, es ist auch der
ganze Müll - Atommüll, Plastikmüll. Viele schnallen, nicht nur das
Klima ist verseucht, der Kapitalismus zerstört die ganze Erde durch
alles, was er macht und deswegen muß er weg. Ich habe schon vor 50
Jahren gesagt: "Kapitalismus muß weg!" Doch er ist immer noch da, und
deswegen denke ich, daß das eine total grundlegende Sache ist,
solidarwirtschaftliche Strukturen aufzubauen, um zu einer
kooperativen, selbstbestimmten Gesellschaft zu kommen.

SB: Stichwort Solidarökonomie: Fällt dir dazu noch ein Schlußwort ein,
vielleicht auch mit Blick auf die Messe hier in Nürnberg?

AR: Die Messe ist ja auch ein Teil einer solchen Struktur. Daß es hier
eine Volksküche (Vokü) gibt und wie das Ganze überhaupt organisiert
wird, ist auf eine Art auch solidar-ökonomisch. An der Solidarökonomie
finde ich wichtig, daß es nicht nur darum geht, daß Leute ehrenamtlich
etwas machen, dann aber ganz viel Zeit in einem kapitalistischen Job
verbringen müssen, sondern daß diese Arbeit so läuft, daß die Menschen
davon leben können. Bei den Mietshäusersyndikaten, die sich vor 30
Jahren gebildet haben, haben ganz viele Menschen sehr viel
ehrenamtliche Arbeit reingesteckt, aber heute können sich die Leute,
die die Verwaltung machen und das vorantreiben, auch bezahlen von dem,
was da entwickelt wurde. Und so stelle ich mir das in allen
Lebensbereichen vor.

SB: Margarita, hast du auch noch ein Schlußwort?

MM: Ich finde es gut, hier auf der Messe andere Leute zu treffen,
sozusagen Verbündete. Denn es ist doch wichtig, daß man sich
kennenlernt und vernetzt und merkt, man ist nicht alleine mit seinen
Ansichten, wie es weitergehen kann. Und dafür ist das hier ein total
guter Ort.

AR: Genau. Und es ist ganz wichtig, Zusammenhänge herzustellen und das
geht hier wunderbar. Und das versuchen wir auch in Hamburg.

SB: Anne und Margarita, vielen Dank euch beiden für das Gespräch.


Fußnote:


[1] Auf der Spur, von Anne Reiche, erschienen am 1.10.2018 bei edition
cimarron, 2. Auflage 2019, ISBN 978-90-824465-2-4, 274 Seiten
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ADVENT/123: Adventskalender - für den 3. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Dienstag, den 3. Dezember

[image: Adventskalender 3. Tür - Foto: © 2019 by Schattenblick]
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AUSSICHTEN/8820: Und morgen, den 03. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.12.2019 bis zum 04.12.2019 +++
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Der Himmel voller Wolkendecken,

die sich nach Jean-Lucs Eindruck nur

nach seinem dünnen Halse strecken,

die geh'n ihm gegen die Natur.
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INFOPOOL / EUROPOOL / BILDUNG





SCHULE/054: Demokratiepädagogik in Zeiten des Populismus (idw)


Universität Bielefeld - 28.11.2019

Demokratiepädagogik in Zeiten des Populismus

Europaweites Netzwerk von Laborschulen nimmt seine Arbeit auf



Wie lernen Kinder in ihrer Schule mitzubestimmen und mit der Vielfalt von
Meinungen, Fähigkeiten und kulturellen Unterschieden umzugehen? Das ist
eine der Fragen, mit denen sich das neue Projekt LabSchoolsEurope
beschäftigt. Koordiniert wird es von der Universität Bielefeld, die es
gemeinsam mit der Laborschule Bielefeld initiiert hat. In dem Projekt
entwickeln Forschende und Lehrkräfte demokratiepädagogische Innovationen
für den Umgang mit Heterogenität in der Primarstufe.

Dafür arbeiten Universitäten und Schulen an fünf Standorten zusammen - in
Deutschland, Österreich, Frankreich, Tschechien und England. Das Projekt
wird durch Erasmus+ gefördert, dem Programm für Bildung, Jugend und Sport
der Europäischen Union.

"Gerade in der heutigen Zeit, die durch populistische Haltungen geprägt
ist und in der demokratische Werte zunehmend infrage gestellt werden,
müssen wir bereits in der Schule darüber nachdenken, wie unsere
Gesellschaft mit Heterogenität umgeht und umgehen sollte", sagt
Professorin Dr. Annette Textor von der Fakultät für
Erziehungswissenschaft. Sie leitet die Wissenschaftliche Einrichtung
Laborschule, die "Forschungsabteilung" an der Laborschule Bielefeld.
"Schulen bieten das ideale Umfeld, um demokratisches Verhalten einzuüben
und so Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und anderen menschenfeindlichen
Einstellungen vorzubeugen."

Seit 1974 werden an der Laborschule als staatlicher Versuchsschule neue
Lehr- und Lernmethoden erprobt. "Die Laborschule soll die Gesellschaft im
Kleinen abbilden. Dazu gehört, dass Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler
ihre Angelegenheiten anhand demokratischer Leitlinien regeln", sagt Dr.
Christian Timo Zenke von der Wissenschaftlichen Einrichtung Laborschule.
Er leitet das Projekt LabSchoolsEurope. Das Prinzip der
Demokratieorientierung gilt laut Zenke für alle "Laboratory Schools", also
Schulen, die - in der Tradition des amerikanischen Pädagogen und
Philosophen John Dewey - ihre Bildungsprozesse kontinuierlich gemeinsam
mit Universitäten erforschen. Daher arbeiten auch die Projektpartner in
ihren Praxisforschungsprojekten an demokratiepädagogischen Innovationen.

Am heutigen Donnerstag und morgigen Freitag (28./29.11.2019) kommen die
Partner zur Auftakttagung von LabSchoolsEurope in der Laborschule in
Bielefeld zusammen - und damit an der gemeinsam mit dem benachbarten
Oberstufen-Kolleg ältesten "Laboratory School" Europas.

"Unsere Schule war lange Zeit eine von wenigen Laboratory Schools in
Europa. Jetzt bekommen universitär verbundene Schulen Auftrieb. In den
vergangenen Jahren gab es viele Neugründungen", sagt Nicole Freke,
Primarstufenleiterin der Laborschule Bielefeld. Sie leitete fünf Jahre
lang ein Forschungs- und Entwicklungsprojekt zu demokratischen Prozessen
und zur Partizipation in der Primarstufe der Laborschule. LabSchoolsEurope
baut auf diesem Projekt auf. "Für uns ist interessant, mit welchen neuen
Ansätzen die Projektpartner an Demokratiebildung in der Primarstufe
herangehen. Gleichzeitig können sie von unseren Erfahrungen - etwa mit
Gruppenräten und anderen partizipativen Formaten - profitieren", sagt
Freke.

Das neue Netzwerk soll Methoden und Materialien zum Umgang mit
Heterogenität entwickeln und evaluieren. "Als Ergebnis entstehen zum
Beispiel mehrsprachige Praxis-Leitfäden, Unterrichtsmaterialien und
erfolgreich erprobte Abläufe, die online zur Verfügung gestellt werden",
sagt Dr. Christian Timo Zenke. "Daneben geht es uns auch darum, die
verschiedenen Ansätze partizipativer Schulforschung zu dokumentieren, zu
vergleichen und weiterzuentwickeln."

Für LabSchoolsEurope kooperieren die Universität Bielefeld und die
Laborschule mit acht Partnern: der École des hautes études en sciences
sociales und der Lab School Paris (Frankreich), der University of
Cambridge Primary School (England), der Masaryk University und der
Labyrinth Laboratory School in Brno (Tschechien) sowie der Pädagogischen
Hochschule Wien, ihrer Praxisvolksschule und ihrer Praxismittelschule
(Österreich).

Das EU-Programm Erasmus+ fördert das Projekt drei Jahre lang bis August
2022 mit insgesamt 420.000 Euro über die Förderlinie zu strategischen
Partnerschaften in der Hochschulbildung. LabSchoolsEurope ist das zweite
Projekt in Erasmus+, das die Universität Bielefeld aktuell koordiniert.
Noch bis August 2021 läuft das Projekt "Inklusive Unterrichtsmaterialien
im europäischen Vergleich - Kriterien für ihre Entwicklung und Bewertung",
geleitet von Juniorprofessorin Dr. Michaela Vogt.


Weitere Informationen unter:

https://eu.daad.de/service/auswertung-und-statistik/auswahlergebnisse-und-gefoerderte-projekte/erasmus-plus-strategische-partnerschaften/de/71680-erasmus-strategische-partnerschaften--auswahlergebnisse-2019/

- Bei Erasmus+ bewilligte Projekte in der Förderlinie "Strategische
Partnerschaften" (2019)

https://www.uni-bielefeld.de/wels

- Webseite der Wissenschaftlichen Einrichtung Laborschule

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld, 28.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ITALIEN/290: Faschistisches Netzwerk wollte an Hitlers NSDAP orientierte "Nationalsozialistische Arbeiterpartei" bilden (Gerhard Feldbauer)


Faschistisches Netzwerk in Italien wollte an Hitlers NSDAP orientierte "Nationalsozialistische Arbeiterpartei Italiens" bilden

Waffen, Bomben, Sprengstoff und Nazi-Dokumente sichergestellt

von Gerhard Feldbauer, 1. Dezember 2019



Italienische Medien meldeten am Wochenende, dass es der italienischen
Antiterror-Polizei (Digos) nach umfangreichen Ermittlungen gelang,
eine rechtsextreme Organisation, die sich "Nationalsozialistische
italienische Arbeiterpartei" (NSIAP) nannte, zu zerschlagen. Im Rahmen
der Operation führten die Beamten der Digos laut der staatlichen
Nachrichtenagentur "ANSA" in ganz Italien eine Vielzahl von
Hausdurchsuchungen durch, wobei umfangreiches rechtsextremes,
antisemitisches Propagandamaterial, darunter ein Partei-Programm sowie
Waffen, Bomben und Sprengstoff sichergestellt wurden. Unter den
Dokumenten habe sich auch ein Flugblatt mit Drohungen gegen einen
Politiker der sozialdemokratischen Partei (PD) befunden. Das
"umfangreiche Netzwerk rechtsextremer Zellen" sei dabei gewesen, sich
"zu einer größeren Organisation zusammenzuschließen und eine
neonazistische, fremdenfeindliche und antisemitische Partei, den
"Partito Nazionalsocialista Italiano dei Lavoratori"
("Nationalsozialistische italienische Arbeiterpartei") zu gründen,
schrieb das Online-Portal der "Südtirol News".

In Vincenza, Verona, Padua und weiteren Städten wurden die Wohnungen
von 19 Personen durchsucht, darunter die einer 48jährigen
verheirateten Frau und Mutter, die sich im Netz "Hitlers
Oberfeldwebel" nannte und sich leidenchaftlich zum "Führer" bekannte,
berichtete der Mailänder "Corriere della Sera". Als Mitglied der
"Nationalen Leitung" habe sie sich als Frauenleiterin besonders der
Gewinnung von Frauen für die NSIAP gewidmet. Eine 26jährige aus Pozzo
d'Adda in der Provinz Mailand sei zur "Miss Hitler" gewählt worden.
Die Frauenchefin habe in der Region Veneto (regiert von der Lega
Salvinis) zahlreiche Werbe-Veranstaltungen durchführen können. Gegen
sie werde u. a. "wegen Bildung einer terroristischen Vereinigung
und Verherrlichung des Antisemitismus" ermittelt, teilte der Leiter
der Digos von Padua, Giovanni Di Stavola mit. In Lissabon habe es, so
der "Corriere" weiter, bereits ein Treffen mit einer
"Nazionalsozialistisch" orientierten Bewegung Portugals gegeben, um
eine "Alleanza transnazionale" der Nationalsozialisten Portugals,
Italiens und Frankreichs zu bilden.

"ANSA" zitiert aus einem Digos-Bericht der Stadt Enna auf Sizilien und
des Internalen Antiterrorismus Dienstes, dass zu den Akteuren des
Netzwerkes ein führender Vertreter der "'Ndrangheta" (Mafia der
süditalienischen Region Calabrien) gehört, die als mächtigste
kriminelle Organisation im weltweiten Drogenhandel gilt, der in der
"Vergangenheit ein Kollaborateur der Justiz" gewesen sei, und ein
"Vertreter der Forza Nuova für den Westen Ligurien".

Die Forza Nuova (Neue Kraft) ist eine 1997 aus früheren
neofaschistische Organisationen, darunter den pseudorevolutionär
getarnten Nuclei revoluzionari armati (bewaffneten revolutionären
Zellen) hervorgegangene Terrorganisation, die als "Sturmtrupp" der
Lega Salvinis agiert. Ihr Gründer und Leiter Roberto Fiore war an dem
faschistischen Anschlag auf den Hauptbahnhof von Bologna 1980 (85 Tote
und über 100 Verletzte) beteiligt. Er floh nach Großbritannien, wurde
in Abwesenheit zu neun Jahren Haft verurteilt. London verweigerte
seine Auslieferung, weil er angeblich für den britischen Geheimdienst
gearbeitet habe. Später kehrte er nach Italien zurück, verbüßte einen
Teil der Strafe. Nachdem die ins EU-Parlament gewählte "Duce"-Enkelin
Allesandra Mussolini, mit der die FN zur Wahl angetreten war, ihr
Mandat als EU-Parlamentarierin niederlegte, nahm Fiore ihren Sitz in
Strasbourg ein. Wieder einmal ein Beweis, dass man sich dort nicht
daran stört, dass Faschisten und Terroristen auf den Bänken des
EU-Parlaments sitzen.

Die Aufdeckung des neuen schwarzen Netzwerkes ordnet sich in eine
Anzahl erst kürzlich enthüllter Aktivitäten ein, die in bedrohlicher
Weise den am faschistischen Diktator Mussolinis orientierten Kurs der
Lega Salvinis widerspiegeln. Dem entsprach im Oktober die Aufdeckung
einer neofaschistischen Gruppe, die in der Toskana bei Siena mit der
Sprengung einer Gasleitung einen Anschlag auf eine Moschee geplant
hatte. Von besagter Forza Nuova rotteten sich am 22. Oktober, dem
Jahrestag des "Marsch auf Rom"-Putsches Mussolinis, wie die römische
"La Repubblica" berichtete, 5000 Anhänger im Geburts- und
Begräbnisortes des "Duce" Predappio, das von einem Bügermeister der
Lega regiert wird, zusammen und verherrlichten nach dem zuvor von
Salvini gezeigten Beispiel mit "Führer"-Gruß und "Sieg Heil"-Rufen
dessen Herrschaft.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer
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AUSSTELLUNG/9755: Darmstadt - Gestalt und Hinterhalt. Das Bauhaus im Spiegel der Mathildenhöhe, bis 05.01.20 


Hochschule Darmstadt

Gestalt und Hinterhalt. Das Bauhaus im Spiegel der Mathildenhöhe:
Ausstellung im Designhaus Darmstadt



Darmstadt - 1908 stellt Peter Behrens den jungen Walter Gropius in seinem
Architekturbüro ein, wirft ihn 1910 aber wieder hinaus. Es menschelte auf
der Mathildenhöhe wie auch im Bauhaus und diese Beziehungen rückt die
Ausstellung "Gestalt und Hinterhalt. Das Bauhaus im Spiegel der
Mathildenhöhe" augenzwinkernd in den Fokus. Die Schau ist vom 2. November
2019 bis zum 5. Januar 2020 im Designhaus Darmstadt geöffnet. Der Eintritt
ist frei.

Geschichte und Schicksal des Bauhauses sind in vielfältiger Weise mit der
Mathildenhöhe in Darmstadt verwoben. Die Ausstellung beleuchtet diese zum
Teil unbeachteten Zusammenhänge und möchte so einen neuen, verblüffenden
Blick auf das Bauhaus eröffnen: auf menschliche Beziehungen und Konflikte,
geistige Hintergründe, personelle Verflechtungen, historische Zufälle und
wirkungsvolle Einflüsse.

Es geht unter anderem um Alma Mahlers Liebesgeschichten mit Joseph Maria
Olbrich und Walter Gropius oder darum, wie Otto Bartning 1951 vergeblich
versucht, Gropius zum Darmstädter Gespräch »Mensch und Raum« einzuladen.
Im Atelierhaus von 1901 hebt Prinz Ludwig von Hessen dann 1961 das
Bauhaus-Archiv aus der Taufe. Doch die Begegnungen im Spiegel der
Mathildenhöhe verlaufen nicht immer sehr harmonisch ...

"Auch wenn es gelegentlich so dargestellt wird: Das Bauhaus war keine
homogene Gemeinschaft. Es gab in seiner 14-jährigen Geschichte an drei
Standorten höchst disparate Vorstellungen zur Lehre, handfeste
Streitereien und eine ausgeprägte Fluktuation unter den Lehrenden",
erläutert Prof. Justus Theinert vom Fachbereich Gestaltung, der die
Ausstellung mit Prof. Dr. Kai Buchholz kuratiert hat. Buchholz ergänzt:
"Dass wir zum Jahresende eine Ausstellung zeigen, die auf humorvolle Weise
die menschlichen Verflechtungen und Untiefen des Bauhauses ins Blickfeld
rückt, ist sicher ein schöner und nachdenklicher Abschluss des gewaltigen
Veranstaltungsreigens zum diesjährigen Bauhausjubiläum."

"Gestalt und Hinterhalt" stellt auch die Frage, was gewesen wäre, wenn das
Bauhaus 1925 nicht nach Dessau, sondern nach Darmstadt gezogen wäre, so
wie das damals im Gespräch war. Hierzu lässt sich in einer interaktiven
Virtual-Reality-Installation in den berühmten Dessauer Bau von Gropius
eintauchen, den ein studentisches Team des Fachbereichs Gestaltung unter
der Leitung von Prof. Philipp Thesen virtuell direkt hinter Olbrichs
Ausstellungsgebäude platziert hat. Die Gestaltung der Schau haben
Professorin Ursula Gillmann und Angelina Dalinger gemeinsam mit
Studierenden betreut.

Die Ausstellung "Gestalt und Hinterhalt. Das Bauhaus im Spiegel der
Mathildenhöhe" ist vom 2. November 2019 bis zum 5. Januar 2020 im
Designhaus (Eugen-Bracht-Weg 6, 64287 Darmstadt) geöffnet: mittwochs bis
sonntags von 12 bis 17 Uhr. Der Eintritt ist frei.

Zur Ausstellung erscheint ein gleichnamiger Katalog.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt, 01.11.2019

WWW: http://idw-online.de
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TREFF/769: Berlin - Hybrid Futures. Spekulationen von Hito Steyerl, Mike Tyka und Jules LaPlace, 12.12.19


Technische Universität Berlin

Gemeinsame Pressemitteilung von TU Berlin und UdK Berlin

Hybrid Futures. Spekulationen von Hito Steyerl, Mike Tyka und Jules
LaPlace

Hybrid Future: Neue Veranstaltungsreihe zwischen Kunst und Wissenschaft



Die Hybrid Plattform von UdK Berlin und TU Berlin sowie das Futurium
starten mit "Hybrid Futures. Spekulationen von Hito Steyerl, Mike Tyka und
Jules LaPlace" neue Diskussionsplattform über die Zukunft

Die Hybrid Plattform der Universität der Künste Berlin und der Technischen
Universität Berlin sowie das Futurium laden am 12. Dezember 2019 zum
Auftakt ihrer zukunftsweisenden Veranstaltungsreihe "Hybrid Futures. Kunst
und Wissenschaft zwischen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft" ein. So
hybrid die Themen, so innovativ das geplante Format. Statt klassischer
Podiumsdiskussionen wird der Gesprächsablauf choreographiert und in
einzelne Abschnitte geteilt. Zuerst werden ausgewählte Künstler*innen und
Wissenschaftler*innen einen Blick auf die Vergangenheit der Disziplinen
werfen und deren zunehmende Hybridisierung diskutiert. Anschließend
entwickeln sie - anhand von Szenarien aus Kunst und Wissenschaft
unterschiedlicher Epochen - eine Spekulation über die zukünftige
Gestaltung der wissenschaftlichen Disziplinen.

Die Veranstaltungsreihe wird am 12. Dezember 2019 eröffnet durch ein
Gespräch der Künstlerin und Professorin für Experimentalfilm und Video
sowie Mitbegründerin des Research Centers for Proxy Politics an der
Universität der Künste Berlin Hito Steyerl mit den Programmierern und
Experten für Künstliche Intelligenz (KI) Mike Tyka und Jules LaPlace.
Gemeinsam werden sie über verschiedene Konzepte der Zukunft diskutieren
und spekulieren. Hito Steyerl arbeitet mit Film, Video und Virtual
Reality, u. a. an Fragen zum Einsatz von KI, und war die erste Frau, die
in ArtReviews "Power 100", der Liste der mächtigsten Personen in der
Kunstwelt, auf Platz eins stand. Mike Tyka ist Biophysiker und arbeitet
zum Thema Maschinelles Lernen bei Google. Jules LaPlace agiert an der
Schnittstelle der graphischen Visualisierung von Codes und deren kreativer
Nutzung.

Sie sind herzlich zur Auftaktveranstaltung "Hybrid Futures. Spekulationen
von Hito Steyerl, Mike Tyka und Jules Laplace" eingeladen:

Zeit: 12. Dezember 2019, 20 Uhr

Ort:   Futurium, Alexanderufer 2, 10117 Berlin

Die Veranstaltung findet in englischer Sprache mit deutscher Übersetzung
statt. Der Eintritt ist frei.

Als Einstieg in die Thematik können Besucher*innen vor der Veranstaltung
um 19 Uhr an einer kostenlosen Highlight-Führung durch das Lab des
Futuriums teilnehmen.

Anmeldung über https://futurium.de/de/fuehrungen.

Die Hybrid Plattform ist eine gemeinsame Projektplattform der Universität
der Künste Berlin und der Technischen Universität Berlin im Rahmen des
Campus Charlottenburg. Sie dient dem Disziplinen übergreifenden Austausch
zwischen Künsten, Wissenschaft und Technik. In dem Pilotprojekt arbeiten
Künstler*innen, Wissenschaftler*innen und Expert*innen über die Grenzen
der einzelnen Disziplinen und Universitäten hinaus gemeinsam an
zukunftsträchtigen Themen und Fragestellungen. Hierbei entstehen
einzigartige Projekte, neue Netzwerke, weitere Plattformen und innovative
Ansätze in Lehre und Forschung.

Das Futurium ist ein Haus der Zukünfte. Es soll einen Raum für die
Präsentation und den Dialog zu wissenschaftlichen, technischen und
gesellschaftlichen Entwicklungen von nationaler und internationaler
Bedeutung schaffen und eine wissenschaftsbasierte, gesellschaftliche
Diskussion über die Gestaltung der Zukunft anregen. In der Ausstellung
können Besucher*innen viele mögliche Zukünfte entdecken, im Forum
gemeinsam diskutieren und im Futurium Lab eigene Ideen ausprobieren.


Mehr Informationen unter: 

https://www.hybrid-plattform.org/veranstaltungen/hybrid-event/detail/hybrid-futures-spekulationen-von-hito-steyerl-mike-tyka-und-jules-laplace/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 28.11.2019
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GLEICHHEIT/6966: Nach blutigem Massaker im Irak - Regierungschef bietet Rücktritt an


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Nach blutigem Massaker im Irak: Regierungschef bietet Rücktritt an

Von Bill Van Auken

2. Dezember 2019



Am 29. November kündigte der irakische Ministerpräsident Adel Abdul Mahdi
seinen Rücktritt an. Der Tag davor, ein Donnerstag, war der bisher
blutigste Tag der Massenproteste, die seit zwei Monaten andauern. Sie haben
sich an der sozialen Ungleichheit, der Massenarbeitslosigkeit, dem Mangel
an Sozialleistungen und der allgegenwärtigen Korruption entzündet.

Mahdi erklärte: "Ich werde dem geschätzten Parlament einen offiziellen
Antrag auf Rücktritt vom Amt des Ministerpräsidenten vorlegen." Er nannte
zwar kein Datum für diesen Rücktritt, doch das Parlament ist am Sonntag zu
einer Krisensitzung zusammenkommen, um über seinen Nachfolger zu
verhandeln.

Im Vorfeld von Abdul Mahdis Ankündigung kam es in zwei südirakischen
Städten und in der Hauptstadt Bagdad zu einem blutigen Massaker. Zwischen
Mittwoch- und Donnerstagabend wurden mindestens 62 Menschen getötet, die
meisten durch den Einsatz scharfer Munition. Das größte Blutbad mit
mindestens 46 Toten ereignete sich in Nasiriya. Weitere 12 Menschen wurden
in der heiligen schiitischen Stadt Nadschaf getötet, und mindestens vier
weitere in Bagdad.

Mit den jüngsten Todesopfern ist die offizielle Gesamtzahl an Toten während
der zweimonatigen Proteste auf 408 gestiegen, dazu kommen schätzungsweise
15.000 Verwundete. Da die offiziellen Zahlen nur diejenigen beinhalten, die
von der Polizei und dem irakischen Gesundheitsministerium gemeldet wurden,
liegt die tatsächliche Zahl zweifellos noch höher.

Das jüngste Blutbad ereignete sich, nachdem die Regierung das irakische
Militär angewiesen hatte, "Notfallzellen" zu bilden, um "Sicherheit und
Ordnung herzustellen". Zuvor war am Mittwoch das iranische Konsulat in
Nadschaf gestürmt worden. Nadschaf ist eine Hochburg der schiitischen
religiösen Führer und Standort von Schreinen, die ein wichtiger
Wallfahrtsort für schiitische Moslems im Iran sind. Die Demonstranten
erlaubten es dem iranischen Personal zwar, aus dem Gebäude zu fliehen,
rissen aber die iranische Flagge herunter, hissten dafür eine irakische und
zündeten das Konsulat schließlich an.

Das irakische Außenministerium verurteilte den Angriff auf das Konsulat und
behauptete, er sei von Personen verübt worden, die "keine echten
Demonstranten" seien und die Beziehungen des Irak zum Iran beschädigen
wollten. Das iranische Außenministerium seinerseits machte "zerstörerische
Agenten und Aggressoren" für den Brandanschlag verantwortlich.

Zweifellos versuchen der US-Imperialismus und seine Verbündeten in der
Region (Israel, Saudi-Arabien und die Ölscheichtümer am Golf) von den
Massenunruhen, die den Irak seit Oktober erschüttern, zu profitieren. Sie
möchten sie nutzen, um den Einfluss des Iran in der Region zurückzudrängen.
Gleichzeitig herrscht jedoch echte Wut auf das bürgerliche Mullah-Regime in
Teheran, weil es die irakische Regierung und die schiitischen Parteien
unterstützt, die in ihr den Ton angeben. Anfang November soll Teheran ein
Abkommen zwischen den wichtigsten Parteienbündnissen im irakischen
Parlament ausgehandelt haben, durch das ein früherer Vorstoß für Abdul
Mahdis Rücktritt verhindert wurde.

Abdul Mahdis Rücktrittsversprechen war eine direkte Reaktion auf eine
Predigt des Vertreters von Ajatollah Ali al-Sistani, der obersten
religiösen Autorität der irakischen Schiiten. Dieser hatte am Freitag in
Nadschaf die Regierung für ihre "eindeutige Unfähigkeit" attackiert, die
Unruhen unter Kontrolle zu bringen. Zusätzlich sprach er sich gegen den
Einsatz tödlicher Gewalt gegen friedliche Demonstranten aus und warnte 
al-Sistani: "Feinde und ihre Apparate versuchen, Chaos und innere Kämpfe zu
säen, um eine Rückkehr des Landes in die Zeit der Diktatur zu erreichen."

Zuletzt erklärte er: "Das Parlament, aus dem die derzeitige Regierung
hervorgegangen ist, möge seine Wahl in dieser Hinsicht überdenken und im
Sinne der Interessen des Irak handeln ... um das Blut seiner Kinder zu
verschonen."

Abdul Mahdi erwähnte in seiner Ankündigung die Predigt von al-Sistani und
orientierte sich an ihrer Wortwahl. Er rief die Regierung auf, "im
Interesse des Irak zu handeln, um das Blut der Bevölkerung zu verschonen
und das Abgleiten in eine Spirale von Gewalt, Chaos und Zerstörung zu
verhindern".

Einen Tag zuvor hatte der politisch einflussreiche schiitische Geistliche
Muqtada al-Sadr zum sofortigen Rücktritt des Ministerpräsidenten
aufgerufen. Al-Sadr unterstützt das größte Parteienbündnis im Parlament und
hat eine wichtige Rolle bei Mahdis Einsetzung gespielt. Jetzt warnte er,
wenn Mahdi nicht zurückträte, wäre dies "der Anfang vom Ende des Irak" und
könnte ein Abgleiten in Gewalt wie in Syrien auslösen.

Ein weiterer Grund für den Versuch, den Konflikt durch Abdul Mahdis
Rücktritt zu entschärfen, war zweifellos die Mobilisierung von bewaffneten
Angehörigen südirakischer Stämme gegen Sicherheitskräfte, die Demonstranten
angegriffen hatten.

Nach Abdul Mahdis Rücktrittsankündigung fanden auf dem Tahrir-Platz in
Bagdad Freudenfeiern statt. Der Platz ist das Epizentrum der
Protestbewegung, die sich über einen Großteil des hauptsächlich
schiitischen Südens des Landes ausgebreitet hat. Es kam zu Streiks von
Lehrern, Schülern und anderen Teilen der irakischen Arbeiterklasse.

Gleichzeitig betonen viele der Demonstranten jedoch, dass die Absetzung des
Ministerpräsidenten ihre Forderung nach umfassenden politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen nicht einmal ansatzweise
erfüllen könne.

Abdul Mahdi war der Kompromisskandidat der diversen religiösen Parteien,
die seit dem Irakkrieg von 2003 und dem Sturz der Hussein-Regierung die
irakische Politik dominieren und die Interessen der korrupten herrschenden
Oligarchie vertreten. Er ist ein mittelmäßiger Politiker, der von der
Baath-Partei zur stalinistischen Kommunistischen Partei überwechselte, dann
ein Anhänger des iranischen Ajatollah Khomeini und schließlich Minister in
der Marionettenregierung wurde, die die US-Besatzungsmacht 2004 einsetzte.

Ein Sprecher forderte die Menschen, die wegen der Rücktrittsankündigung auf
dem Tahrir-Platz sangen und tanzten, mit den Worten zum Bleiben auf: "Wir
wollen das Regime zu Fall bringen."

Dabdab (28) erklärte gegenüber der Washington Post, Abdul Mahdis
Rücktritt reiche nicht aus. Der Ministerpräsident solle wegen Massenmord
und Verstümmelung von Demonstranten angeklagt werden: "Wir wollen alles
ändern: all diese Diebsgesichter ... Dieser Rücktritt ist nur erster
Schritt. Es ist aber nicht das, wofür wir hergekommen sind. Wir wollen
unser Land zurück."

Zainab (29) erklärte gegenüber Al Dschasira: "Dieser Schritt ist für
die meisten Iraker zu wenig, vor allem nachdem so viele gestorben sind."

Der Großteil der Demonstranten, die zu Hunderttausenden im ganzen Land auf
die Straße gehen, gehören einer Generation an, die von den Schrecken des 
US-Kriegs, der Besatzung und der dadurch ausgelösten Zerstörung der irakischen
Gesellschaft geprägt sind.

Die offizielle Jugendarbeitslosigkeit im Irak liegt bei 25 Prozent, doch
die reale Zahl ist zweifellos deutlich höher. Jedes Jahr kommen
Hunderttausende junge Menschen, darunter viele Universitätsabsolventen, auf
den Arbeitsmarkt, können aber ohne politische Beziehungen unmöglich eine
Stelle finden. Den heutigen Massenprotesten gingen Sitzblockaden von
Universitätsabsolventen für Arbeitsplätze vor den Ministerien voraus. Etwa
60 Prozent der irakischen Bevölkerung sind junge Menschen.

Laut Zahlen der Weltbank leben sieben Millionen der 38 Millionen irakischen
Einwohner unter der Armutsgrenze, 53 Prozent sind von einer unsicheren
Ernährungslage betroffen. Mindestens zwei Millionen Iraker sind weiterhin
Binnenflüchtlinge. Die systematische Zerstörung der Infrastruktur durch das
US-Militär hat Strom, Wasser und Kanalisation vernichtet und das ehemals
fortschrittliche öffentliche Gesundheitssystem zerstört. Das hat zu einem
erschütternden Niedergang der Gesundheit geführt und die Lebenserwartung
auf 58,7 Jahre für Männer und 62,9 Jahren für Frauen abgesenkt.

Die irakische Ölförderung wird zwar nur von derjenigen Saudi-Arabiens und
Russlands übertroffen; sie hat dem Land seit 2005 eine Billion Dollar an
Einnahmen eingebracht. Aber diese Profite gehen an die großen ausländischen
Energiekonzerne, deren lokale Agenten und die korrupte bürgerliche Schicht,
die die Regierung in Bagdad kontrolliert. Für die breite Masse der Iraker
hat sich der Lebensstandard immer weiter verschlechtert.

Anfangs hatte Abdul Mahdi die Forderungen der Demonstranten nach
Arbeitsplätzen, besseren Lebensbedingungen und einem Ende der Korruption
mit der Bemerkung abgetan, er werde kein "Patentrezept" abgeben. Später
versuchte er, einige Alibi-Reformen anzubieten, was die überwältigende
Mehrheit der Demonstranten jedoch mit Verachtung zurückwies.

Die Proteste im Irak zeigen, dass die Bevölkerung die religiös verbrämte
Politik völlig ablehnt, die das US-Besatzungsregime als Teil seiner 
Teile-und-Herrsche-Strategie betreibt. Das Zentrum der Massenproteste waren die
überwiegend schiitischen Regionen, welche die herrschenden schiitischen
Parteien angeblich vertreten sollen. Die Revolte hat deutlich gemacht, dass
das zentrale Thema im Irak, wie überall auf der Welt, die
Klassenzugehörigkeit ist und nicht die Religion, Nationalität oder Ethnie.

Genau wie auf der ganzen Welt, von Chile bis in den Libanon, können auch im
Irak die Forderungen der Menschen auf den Straßen nur erfüllt werden, wenn
der Kapitalismus im Weltmaßstab gestürzt wird.
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Parteispitze der SPD: Neue Gesichter - gleiche rechte Politik

Von Peter Schwarz

2. Dezember 2019



Norbert Walter-Borjans und Saskia Esken sind durch einen
Mitgliederentscheid zu den neuen Vorsitzenden der SPD gewählt worden. Sie
treten die Nachfolge von Andrea Nahles an, die am 3. Juni nach einem
verheerenden Europawahlergebnis zurückgetreten war. Die Wahl muss am
kommenden Wochenende noch durch einen Bundestagparteitag bestätigt werden,
doch das gilt als Formsache.

Walter-Borjans und Esken, die nach dem ersten Wahlgang am 25. Oktober noch
an zweiter Stelle gelegen hatten, schlugen in der Stichwahl überraschend
den amtierenden Finanzminister und Vizekanzler Olaf Scholz, der gemeinsam
mit der brandenburgischen Landtagsabgeordneten Klara Geywitz angetreten
war. Das Duo Walter-Borjans/Esken erhielt 53, das Duo Scholz/Geywitz 45
Prozent der abgegebenen Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag bei niedrigen 54
Prozent.

Das Wahlergebnis ist Ausdruck des tiefen Unbehagens der SPD-Mitgliedschaft
mit der Großen Koalition - nicht weil sie deren rechte Politik ablehnen,
sondern weil die SPD in Wahlen und Umfragen immer tiefer sinkt und die
Funktionäre und Karrieristen, die das Gros der Parteimitgliedschaft
ausmachen, um ihre Zukunft fürchten. Das Wahlergebnis zeigt denn auch, dass
niemand in der SPD bereits ist, am rechten Kurs der Partei oder am
Fortbestand der Großen Koalition etwa zu ändern.

Olaf Scholz, er seit 2001 führende Ämter in Partei und Regierung ausübt -
Generalsekretär, stellvertretender Vorsitzender und kommissarischer
Vorsitzender der SPD; Innensenator und Erster Bürgermeister Hamburgs;
Arbeits- und Finanzminister der Bundesregierung - war der Kandidat des
Parteiestablishments. Er hatte sich im Wahlkampf um den Parteivorsitz
vehement für eine Fortsetzung der Großen Koalition eingesetzt. Seine
Niederlage gegen zwei relativ unbekannte Kandidaten gilt daher als schwerer
Schlag für das Parteiestablishment und ist in den Medien entsprechend
kommentiert worden.

Die Behauptung, Walter-Borjans und Esken verfolgten eine andere Politik,
verkörperten einen linken Flügel der Partei und lehnten die Große Koalition
ab, ist dagegen ein Mythos, der keiner ernsthaften Überprüfung standhält.
Das einzige, was sie von Scholz unterscheidet, ist, dass sie trotz ihres
fortgeschrittenen Alters - Walter-Borjans ist 67 und Esken 58 - bisher kaum
öffentlich in Erscheinung getreten sind. Beide haben noch nie eine Wahl
außerhalb der SPD gewonnen und haben bisher auch keine hohen Parteiämter
bekleidet.

Das neue Führungsduo hatte zwar im Wahlkampf noch gelegentlich mit dem
Ausstieg aus der Großen Koalition gedroht. Vor allem Esken hatte erklärt,
ohne Nachverhandlungen des Koalitionsvertrags befürworte sie ein Ende der
Koalition. Doch kaum war das Wahlergebnis bekannt, ruderte sie zurück. "Wir
werden beim Parteitag diskutieren, wie wir damit umzugehen haben", sagte
sie in den ARD-Tagesthemen. Sie planten "keinen Alleingang", sondern
einen gemeinsamen Kurs mit der Bundestagsfraktion und den SPD-Ministern.

Esken weiß natürlich genau, dass sowohl die Minister wie die
Bundestagsfraktion, der im Falle von Neuwahlen der Verlust der Hälfte ihrer
Mandate droht, mit großer Mehrheit die Fortsetzung der Großen Koalition
befürworten.

Auch Juso-Chef Kevin Kühnert, der sich als Wortführer der GroKo-Gegner in
der SPD aufspielt und die SPD-Nachwuchsorganisation schon früh auf 
Walter-Borjans und Esken eingeschworen hatte, sprach sich für eine enge
Zusammenarbeit mit Scholz und seinen Anhängern aus. "Unsere Gegner wollen,
dass es uns zerreißt. Diesen Gefallen werden wir ihnen nicht tun", sagte
er.

Vertreter von Gewerkschaften und Industrie drängen ebenfalls auf eine
Fortsetzung der Großen Koalition. DGB-Chef Reiner Hoffmann sagte der
Bild am Sonntag: "Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans sollten
die Regierung in der zweiten Halbzeit nach Kräften unterstützen, um die
offenen Projekte aus dem Koalitionsvertrag erfolgreich umzusetzen." Der
Präsident des Bundesverbands der Deutschen Industrie, Dieter Kempf, mahnte
in derselben Zeitung: "Wir können uns keine langwierigen Hängepartien in
Berlin leisten."

Betrachtet man die politische Biografie von Walter-Borjans und Esken, wird
vollends klar, dass sich am rechten Kurs der SPD unter ihrer Führung nichts
ändern wird.

Der promovierte Volkswirtschaftler Walter-Borjans trat erst 1983 im Alter
von 31 Jahren der SPD bei, um Karriere zu machen. Ohne sich je einer
öffentlichen Wahl zu stellen, arbeitete er in unterschiedlicher Funktion
für die SPD-geführten Landesregierungen in Nordrhein-Westfalen und dem
Saarland. Unter anderem war er Staatssekretär, Regierungssprecher und
schließlich, von 2010 bis 2017, Finanzminister in NRW.

Als Finanzminister war er für massive Angriffe auf die Arbeiterklasse
verantwortlich. "Sie haben die öffentlichen Haushalte zusammengestrichen,
dass es kracht", kommentierte die WSWS [1] kurz vor der Landtagswahl 2017,
die die SPD verlor, die Bilanz der Regierung von Hannelore Kraft, in der
Walter-Borjans Finanzminister war.

Um die 138 Städte des Landes, die 2010 unter einem Nothaushalt standen, zu
entschulden, habe die Landesregierung einen extrem hohen Preis verlangt:
"Den Städten wurde ein rigoroser Sparkurs verordnet, der alle Leistungen
der Kommunen auf die gesetzlich festgeschriebenen eingedampft hat. Die
Folge sind soziale Verelendung und der Zusammenbruch der Infrastruktur.
Zudem sind in den Städten und Gemeinden gewaltige Summen bei den
Personalkosten eingespart worden - auf dem Rücken der dortigen
Beschäftigten und gleichzeitig der Einwohner, die mit eingeschränktem
öffentlichen Service und Dienst dafür bezahlen."

Die Regierung Kraft, schrieb die WSWS, "ist für eine beispiellose Verarmung
insbesondere im Ruhrgebiet verantwortlich". In dieser industriell geprägten
Region mit ihren mehr als 5 Millionen Einwohnern liege die
Arbeitslosenquote in einigen Stadtteilen über 15, 20 oder mehr Prozent.
"Jedes dritte, in manchen Bezirken jedes zweite Kind im Ruhrgebiet wächst
in einem Hartz-IV-Haushalt auf."

Als NRW-Finanzminister war Walter-Borjans auch für die Abwicklung der
ehemaligen Westdeutschen Landesbank (WestLB) verantwortlich. Die
risikoreichen Papiere und Geschäfte lagerte er in eine Bad Bank aus,
bürdete die Verluste also der Staatskasse auf, die gewinnbringenden Teile
wurden privatisiert und die Belegschaft von 4200 auf 1300 Beschäftigte
reduziert.

Um die mit Unterstützung der SPD beschlossene Schuldenbremse umzusetzen,
initiierte Walter-Borjans eine Reihe weiterer Sparmaßnahmen, unter anderem
eine Kürzung von Beamtengehältern, die später vom Landesverfassungsgericht
kassiert wurde.

Seinen Ruf als "Linker" verdankt Walter-Borjans vor allem dem Umstand, dass
er sich als Finanzminister für den Kauf von CDs einsetzte, die dazu
beitrugen, Steuerflüchtlinge zu überführen, die ihr Vermögen auf Schweizer
Banken versteckt hatten. Die Überführung einiger schwarzer Schafe änderte
allerdings nichts daran, dass die SPD bereits vorher durch eine massive
Absenkung der Spitzensteuersätze und die Hartz-Gesetze die größte
Umverteilung zugunsten der Reichen eingeleitet hatte.

Saskia Esken, die 1990 in die SPD eintrat, war bis 2013 lediglich als
Lokalpolitikerin in Baden-Württemberg aktiv. Dann wurde sie in den
Bundestag gewählt, wo sie insbesondere als Netzpolitikerin tätig war. Sie
ist Mitglied der Gewerkschaft Verdi.

Anfang Oktober schrieb die WSWS [2] zur Kandidatenkür der SPD: "In der
Großen Koalition spielt die SPD eine Schlüsselrolle dabei, eine rasante
militärische Aufrüstung und immer schärfere Angriffe auf die Arbeiterklasse
durchzusetzen. ... Ein Blick auf die Kandidatenliste macht deutlich, das
ausnahmslos alle im SPD-Führungskarussell diese rechte Politik
unterstützen. Hinter den hohlen Phrasen über mehr 'Klimaverantwortung',
'Zukunftssicherung' und 'Innovationsgestaltung' verbirgt sich immer wieder
dasselbe reaktionäre kapitalistische Programm von Handelskrieg, Sozialabbau
und militärischer Aufrüstung."

Das hat sich mit der Wahl der neuen Parteiführung bestätigt. Die SPD ist
längst keine Partei mehr, die für die Interessen von Arbeitern und sozial
Benachteiligten eintritt. Alle reaktionären Maßnahmen der letzten zwei
Jahrzehnte tragen ihre Handschrift - die internationalen Kriegseinsätze der
Bundeswehr, die Hartz-Gesetze, die Steuerreformen zugunsten der Reichen,
die massive Aufrüstung der Polizei.

Als Folge verliert sie kontinuierlich an Unterstützung - von 41 Prozent bei
der Bundestagswahl 1998 auf 13 Prozent in den letzten Umfragen. Inzwischen
liegt sie hinter der rechtsextremen AfD. Das Auswechseln einiger Gesichter
an der Spitze wird daran nichts ändern, sondern ihren verdienten Niedergang
weiter beschleunigen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/05/02/nrwe-m02.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/10/09/spde-o09.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2451: Proteste gegen die IAA - Ein großer Erfolg


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Proteste gegen die IAA

Ein großer Erfolg

von Paul Michel



Was waren das für Zeiten, als wir uns bei der IAA ungestört in
Szene setzen konnten und dafür gefeiert wurden, mag mancher Manager
der Autoindustrie in diesen Tagen im stillen Kämmerlein sinniert
haben. Doch in diesem Jahr war alles ganz anders als sonst.


Am Samstag hatten sich 25.000 Menschen nach Frankfurt am Main
aufgemacht, nicht um sich von Glamour und Glitter und fetten Schlitten
beeindrucken zu lassen, sondern um gegen diesen bizarren Schwachsinn
zu demonstrieren. Am Sonntag blockierten tausend Menschen einen ganzen
Tag lang den Haupteingang zur IAA. Und was machten die sonst so
ultraselbstbewussten Autobosse? Sie fraßen Kreide.


Vom Rinnsal zum Strom

Sie taten das nicht freiwillig oder aus guter Absicht oder gar aus
Einsicht. Sie taten es, weil seit Jahren ihr Ansehen im Sinkflug ist
und kurz vor der IAA einen neuen Tiefpunkt erreichte. Es ging los mit
dem Dieselskandal, dann kam der "heiße Sommer" 2018, die Bewegung zum
Schutz des Hambacher Forsts, zunehmend auch die Auswirkungen des
Pkw- und Lkw-Verkehrs wie Feinstaubbelastung und Dauerstaus und
natürlich der Dauerbrenner Chaos bei der Bahn infolge von Mehdorns
"Verschlankung" des Betriebs für den Börsengang.

Schließlich kam Fridays for Future und bündelte alle Komponenten der
Klimagerechtigkeitsbewegung unter dem Dach "Einhaltung des Pariser
Klimaziels". Jetzt ist Klimawandel für alle ein Thema, und es
verbreitet sich allmählich die Einsicht, dass es außer den
Braunkohlekraftwerken noch andere "Dreckschleudern" gibt.

Die Initiativen im Verkehrsbereich agierten bislang weitgehend
isoliert voneinander, es entstand nichts, was den Namen "Bewegung"
verdient hätte. Die Autobosse mit ihrer Protzshow schafften nun, was
die zersplitterten Gruppen bis dahin nicht hingekriegt hatten: Über
alle spezifischen Einzelinteressen hinweg führte der Protest gegen die
IAA unterschiedlichste Akteure zusammen. Innerhalb weniger Wochen
wurde aus unzähligen kleinen Rinnsalen ein ansehnlicher Strom, der
sich am Wochenende des 14./15.September nach Frankfurt aufmachte. Dort
trugen die versammelten Organisationen und Initiativen ihre
Vorstellung von einer Verkehrswende vor: Ausbau der
Fahrradinfrastruktur und des ÖPNV, Personen und Güterverkehr auf die
Schiene, mehr Lebensqualität durch autofreie Städte.


Der SUV - ein geeignetes Hassobjekt

Argumentativ hatten dem die Autobosse wenig entgegenzusetzen. Der
Versuch, sich mit dem Verweis auf die Elektroautos als ökologische
Saubermänner zu präsentieren, verfing nicht, weil kurz vor der IAA
eine Meldung die Runde machte, dass im August 2019 beinahe jede vierte
Neuzulassung (22,2 Prozent) auf einen SUV entfiel. Dieser wird von den
Autokonzernen besonders gepusht, weil er für die deutschen Autobauer
die eigentliche "Cash-Cow" ist.

Es zahlte sich aus, dass die Gegner der IAA im Vorfeld der Aktionen
die SUVs zur privilegierten Zielscheibe ihrer Kritik gemacht hatten.
Als knapp eine Woche vor Eröffnung der IAA in Berlin ein SUV-Fahrer
die Kontrolle über seinen Straßenpanzer verlor, mehrere Poller und
einen Ampelmasten ummähte und vier Menschen tötete, war dies ein
PR-Desaster für die Autoindustrie. Sämtliche Nachrichtenmagazine der
öffentlich rechtlichen Sender und fast alle Zeitungen informierten
über die Gefährlichkeit des SUV für Mensch und Klima.

In dieser Situation entschlossen sich die Autobosse, einen auf Dialog
zu machen, was früher völlig ausgeschlossen war. Wenn da ein paar
Umweltschützer mit ihren Pappschildern vor den Toren der IAA standen,
nötigte das den Bossen allenfalls ein müdes Lächeln ab. Hätten Aktive
versucht, in die Showrooms der IAA zu gelangen, wären sie ruckzuck an
die frische Luft befördert worden. Nun ließen die Ordner zu, dass
während des Rundgangs von Kanzlerin Merkel sich Greenpeace-Aktivisten
aufs Dach von Luxusschlitten stellten und in die Kameras ein Schild
mit der Aufschrift "Klimakiller" hielten.

Der Verband der Deutschen Automobilindustrie (VDA) bemühte sich emsig
um einen Dialog mit seinen Kritikern - mit wenig Erfolg. Fast hätte er
es geschafft, die Fridays for Future an die Angel zu bekommen. Dann
machte der bei den Bossen tief verwurzelte Hochmut einen Strich durch
die Rechnung: Sie hatten nämlich den Frankfurter Oberbürgermeister
Peter Feldmann, der als "Gastgeber" normalerweise die Eröffnungsrede
der IAA hält, ausgeladen, weil ihnen zu Ohren gekommen war, dass
dieser ein paar kritische Worte zur Autoindustrie verlieren würde. Das
löste in der Öffentlichkeit einen Sturm der Empörung aus und brachte
die fast gelungenen Einbindungsbemühungen gegenüber den Fridays zum
Scheitern.

Zum Zeitpunkt der Eröffnung der IAA standen die Autobosse PR-mäßig
ziemlich bedröppelt da. Angesichts ihres miserablen Ansehens in der
Öffentlichkeit wollten sie sich wohl keinen weiteren Konflikt mit den
Demonstrierenden leisten. Das erklärt, weshalb Sand im Getriebe
praktisch den ganzen Sonntag lang den Haupteingang zur IAA blockieren
konnte, ohne dass die Autobosse ihnen die Polizei auf den Hals
hetzten.


Und nun, wie weiter?

Für die UmweltschützerInnen waren die Proteste in Frankfurt in
mehrerer Hinsicht ein großer Erfolg. Sie konnten die Argumente für die
Notwendigkeit einer Verkehrswende einer Öffentlichkeit vorstellen, die
sich durchaus empfänglich für ihre Argumente zeigte. Jetzt geht es
darum, den Schwung von Frankfurt in Aktivitäten vor Ort umzusetzen. Es
ist zu hoffen, dass vor Ort viele lokale Bündnisse für eine
Verkehrswende weg von der Straße hin zu Schiene, Bus, Fahrrad, und den
eigenen Beinen entstehen.

Über die tägliche Kleinarbeit hinaus geht es darum, Bündnisse mit
Teilen der Arbeiterschaft zu schließen. Momentan sind die
Beschäftigten von DB Cargo von massivem Arbeitsplatzabbau bedroht. Die
Bahn will fast die Hälfte der Güterverladestellen schließen. Betroffen
wäre vor allem der Einzelwagenverkehr (EV), bei dem Waggons über
aufwendiges Rangieren zu längeren Zügen zusammengestellt werden. Es
geht um 3.000 Vollzeitstellen.

Das ist nicht nur eine soziale Grausamkeit gegenüber den
Beschäftigten, sondern auch verkehrspolitischer und klimapolitischer
Wahnsinn. Wenn durch die Schließung von Güterbahnhöfen noch mehr
Frachtverkehr auf die Straße verlagert wird, droht eine weitere
Zuspitzung des Chaos auf den Autobahnen. Es wird noch mehr CO2 in die
Luft gepustet und das Treibhaus noch stärker aufgeheizt.

Die DB-Cargo-Betriebsräte haben die rund 17.000 Beschäftigten im
Inland zur Teilnahme an der Fridays-for-Future-Demo am 20. September
aufgerufen. Eine massive Kampagne für den Ausbau und die
Modernisierung des Güterfrachtverkehrs bei der Bahn seitens der
Klimaschutzbewegung ist ein Gebot der Stunde.

Im Frühjahr 2020 steht die Tarifrunde im öffentlichen Nahverkehr an.
Hier geht es nicht nur darum, die Arbeitsbedingungen und die Bezahlung
der Beschäftigten gegen das "Diktat der schwarzen Null" durchzusetzen.
Es gilt, diese Gelegenheit zu nutzen, um gemeinsam mit den
BusfahrerInnen und ihrer Gewerkschaft Ver.di den oft jämmerlichen
Zustand des ÖPNV in Deutschland zum Thema zu machen.

Ein Ausbau des ÖPNV auf das Niveau der Schweiz wäre ein Schritt zu
einer nachhaltigen Mobilität, ein Beitrag zur Reduzierung der
Klimagase und würde zudem viele Arbeitsplätze schaffen - bei den
BusfahrerInnen, aber auch in den Betrieben, die den erforderlichen
Mehrbedarf an Bussen und Bahnen herstellen müssten.

Hier zeigt sich einmal mehr: Sozial und ökologisch sind keine
Gegensätze. Sie gehören zusammen. Das gilt insbesondere in der
Autoindustrie. Bei den Betriebsräten der großen Konzerne, aber auch in
weiten Teilen der Belegschaften der Autofabriken und deren
Gewerkschaft, der IG Metall, ist diese Einsicht leider nicht sehr weit
verbreitet. Umso wichtiger ist es, die Diskussion um eine Konversion
der Autoindustrie in Gang zu bringen. Bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung
gibt es einen Gesprächskreis "Zukunft Auto Umwelt Mobil", der sich
darum bemüht.

Es wäre zu wünschen, ja dringend erforderlich, dass die Linke diese
wichtige Arbeit in Angriff nimmt - auch wenn hier wirklich dicke
Bretter zu bohren sind.
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VORWÄRTS/1528: Keine Häuser dem Leerstand überlassen
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Keine Häuser dem Leerstand überlassen

von Sabine Hunziker



Als Reaktion auf die herrschende Wohnungsnot wurde das Betagtenheim
in Zollikofen besetzt. Schon kurze Zeit später - trotz grosser
Solidarität von Seiten der Bevölkerung - drohte der Gemeinderat mit
polizeilichen Massnahmen. Schlussendlich räumten Polizeieinheiten das
Gebäude. Trotzdem kam die Botschaft des Kollektivs an.

Leer stand das Heim-Gebäude an der Wahlackerstrasse 5 in Zollikofen
bei Bern schon lange Zeit, wiederbelebt wurde es für kurze Zeit am
Donnerstag, dem 3. Oktober 2019. Der mächtige Baukomplex war in die
Jahre gekommen. Noch vor zwanzig Jahren modern, nun marode geworden
und geschlossen, so dass die zukünftige Besitzerin GVB
(Gebäudeversicherung Bern) bald einen Umbau in Angriff nehmen würde
- oder einen Abriss. Das "noch namenlose 150-köpfige Kollektiv",
welches das Gebäude mit rund hundert Räumen erneut für alle öffnete,
wollte den Raum für Visionen und Ideen nutzen: "Wir dulden den seit
zwei Jahren andauernden Leerstand nicht. Wir tolerieren es nicht, dass
ein Objekt mit so viel Potenzial ungenutzt bleibt, während elementare
Bedürfnisse von Teilen der Bevölkerung um Bern ungedeckt bleiben". Auf
einem ersten Flyer listeten die Aktivist*innen Projektideen auf, denn
die Neubelebung des Heim-Altbaus sollte etwas Einmaliges und Grosses
werden. So stehen Bedürfnisse wie ein Kinderspielpark im Zentrum.
Regelmässig sollen auch ein Mittagstisch und ein Quartiercafé da sein,
wo zusammen gekocht, gegessen und genossen wird. Neben den Ideen zum
sozialen Treffpunkt sollen auch Bildung mit Musik- und Tanzräumen und
einem Sport- und Kulturangebot im Zentrum stehen.


Breites Netzwerk

All dies sind Angebote, die zurzeit in vielen Gemeinden aufgrund der
so genannten "Sparpakete" bereits gekürzt wurden oder auf wackligen
Beinen stehen - umso brisanter ist diese Hausbesetzung und ihre
Botschaft heute. "Die neuen Nachbarn" öffneten von Beginn an Türen für
die Quartierbewohner*innen oder Bewohner* und gaben Kontakt bei
Fragen, Anregungen und Wünschen an, was von der Bevölkerung auch
genutzt wurde. "Innert kürzester Zeit konnten wir ein breites Netzwerk
aufbauen, unsere Anliegen sind auf Resonanz gestossen."

Jetzt war das Kollektiv schon seit Tagen im Heim: jeden Tag wurde
instand gesetzt, geschraubt, geschrieben, gemalt, genäht, gebastelt,
organisiert und kommuniziert. "Wir sind viele. Wir sind Familien. Wir
sind jung und alt. Menschen mit klaren Zielen und grosser Überzeugung.
Dazu gehört auch die Wiederbelebung dieses Hauskomplexes." Die
Eingangstüren sind offen, als ich am Montag nach der Besetzung am
Mittagstisch vorbei gehe, wo Frauen*, Männer* und Kinder zusammen in
der Eingangshalle sitzen - gemütlich bei Kuchen, Sirup und Kaffee.
Eine Gruppe macht sich an den Abwasch. Nach dem Tellerturm auf der
Ablage zu urteilen, war die Mittagspause hier gut besucht.
Bereitwillig geben die Aktivist*innen Auskunft und ich kann mich im
ganzen Gebäude frei bewegen. Neun Stockwerke hoch geht es und auch im
Keller gibt es riesige Räume, wo früher Lagerräume oder die Wäscherei
waren.


Riesiges Polizeiaufgebot

Das Ultimatum, war einen Tag zuvor zum zweiten Mal abgelaufen. Der
Gemeinderat von Zollikofen zeigte kein Interesse an den Ideen und
Bedürfnissen der Besetzer*innen und suchte kaum den Dialog mit ihnen.
An seiner Seite stellte sich ein 13-köpfiges Bürgerkomitee, das erst
anonym agierte und sich erst später und auf Druck zu erkennen gab.
Medien aus der ganzen Schweiz berichteten vor Ort und rahmten die
Ereignisse so, dass sie nicht unbedingt der Wirklichkeit entsprachen.
Aktivist*innen vermummten sich aufgrund dieser hohen Medienpräsenz, um
ihre Persönlichkeit zu schützen, was von Fotograf*innen sogleich
negativ ausgeschlachtet wurde. Gefährlich aussehende "Terroristen"
waren Bildmotiv, was aber eigentlich nicht zu der farbig geschmückten
Fassade des Heims im Hintergrund passen wollte. Die Räumung passierte
dann am Donnerstagmorgen - ein riesiges Aufgebot an entsprechend
ausgerüsteten Polizeibeamt*innen brach ins Gebäude ein, um eine
Handvoll gewaltlos agierender Besetzer*innen abzuführen. Alle Hoffnung
ist jetzt vorbei, obwohl einige Leute das Projekt begrüsst hatten. Es
gab unter anderem eine Online-Petition, die 626 Menschen unterzeichnet
haben. Sie wurde aber mit der Räumung zurückgezogen.


Schüsse mitten im Quartier?

In der Online-Petition wurde der Gemeinderat von Zollikofen zu
konstruktiven Verhandlungen mit dem Kollektiv aufgefordert, denn die
Aktivist*innen machen ja auf ein wichtiges Thema aufmerksam, so der
Verfasser: "Das Fehlen bezahlbaren Wohnraumes für finanziell Schwache,
die Aneignung öffentlichen Raumes durch private Investoren,
Gesellschaften und konsumorientierte Gebilde zwecks eigennütziger
Gewinnoptimierung, das Verschwinden niederschwelliger Ausdrucks- und
Gestaltungsmöglichkeiten durch staatliche Über-Regulierung. ..."

Nun ist es wieder ruhig im Betagtenheim. Ein Zaun umgibt da das Haus
und Sicherheitspersonal kontrolliert die Liegenschaft regelmässig,
damit sie nicht wiederbesetzt wird. Doch so "grau und ungenutzt" wie
es das Kollektiv in einer Medienmitteilung beschrieben hatte, war das
Gebäude niemals und wird es auch in näherer Zukunft nicht sein: Das
Gebäude wurde zuvor von der Kapo Bern als Trainingsort benutzt und
hier wird wohl auch in Zukunft bei fingierten Geiselbefreiungen und
ähnlichen Szenarien durch die Räume gerannt oder herumgeschrien.
"Vorzufinden war pure Zerstörung. Ist dies wirklich eine sinnvolle Art
von Zwischennutzung?!" Auf Instagram sind Beweise zu sehen: Schüsse in
Fensterscheiben und in Wänden, durchbrochene Wände oder aufgehebelte
Türen. Beim Besuch vor Ort im Heim waren Spuren der Polizeiübungen zu
sehen: Schlösser waren mit Gewalt aus den Rahmen gerissen worden, so
dass Holz splitterte. Schlussendlich hat sich der von einem SVPler
präsidierte Gemeinderat entschieden - doch angekommen ist die
Botschaft der Aktivist*innen.
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MUSIK/584: BR - Mariss Jansons dirigiert Mozarts Requiem, 3.12.2919 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

BR Symphonieorchester und Chor

Bayerischer Rundfunk trauert um Mariss Jansons

Mariss Jansons dirigiert Mozarts Requiem

(Aufnahme von 2017 BR-Chor, 

Genia Kühmeier, Sopran; Elisabeth Kulman, Mezzosopran; Mark Padmore,
Tenor; Adam Plachetka, Bass)

Dienstag, 3.12.2019, 23.45 Uhr, BR Fernsehen



Der gefeierte Dirigent Mariss Jansons ist tot. Er starb in der
vergangenen Nacht in Sankt Petersburg im Alter von 76 Jahren. Jansons
hatte seit 2003 Symphonieorchester und Chor des Bayerischen Rundfunks
geleitet. Stimmen und BR-Programmänderungen zum Tod des
Chefdirigenten.

"Wir trauern um einen großartigen Künstler und wunderbaren
 Menschen. Mariss Jansons hat Symphonieorchester und Chor des
 Bayerischen Rundfunks zu dem geformt, was sie heute sind: Sie
 zählen zu den besten Klangkörpern der Welt. Seine Präzision am Pult
 und sein von Menschlichkeit geprägter Umgang mit den Musikerinnen
 und Musikern machten ihn zu einem Ausnahmekünstler. Seinem
 unermüdlichen Einsatz ist es zu verdanken, dass in München in den
 nächsten Jahren ein neues Konzerthaus entstehen wird. Der
 Bayerische Rundfunk wird Mariss Jansons ein ehrendes Andenken
 bewahren. Unser Mitgefühl gilt seiner Familie."
 Nikolaus Pont, Manager BR-Symphonieorchester



"Die Nachricht von Mariss Jansons' Tod erfüllt mich und wohl alle,
 die ihn kennenlernen durften, mit unfassbarer Trauer. Als Mensch
 und als Musiker hat er das Leben von so vielen Menschen reicher
 gemacht. Ich werde ihm dafür immer dankbar sein."

 Susanne Vongries, Managerin BR-Chor und der BR-Chorvorstand



"Der Chor des Bayerischen Rundfunks trauert um seinen
 Chefdirigenten Mariss Jansons. In Erinnerung bleiben
 außergewöhnliche Momente der Begegnung und tief beeindruckende
 Konzerte mit insbesondere großformatigem Repertoire, in dem er die
 Kräfte musikalisch und künstlerisch in einzigartiger Weise bündeln
 konnte wie kaum ein anderer. Unser tiefes Mitgefühl gehört seiner
 Frau Irina und der ganzen Familie." 

 Orchestervorstand BR-Symphonieorchester



"Die Nachricht vom Tod unseres Chefdirigenten Mariss Jansons hat
 uns mit tiefer Bestürzung und großer Trauer erfüllt. Mit seinem Tod
 verliert die Musikwelt eine ihrer großen Künstlerpersönlichkeiten.
 Wir schätzen uns sehr glücklich, in den vergangenen 17 Jahren mit
 ihm in enger künstlerischer und menschlicher Verbindung zahlreiche
 unvergessliche Konzerte erlebt zu haben. Sein unerbittlicher
 Anspruch an sich selbst und auch an seine Musiker, sein stets
 respektvoller Umgang mit seinen Kolleginnen und Kollegen und seine
 große Hingabe an die Musik werden uns immer in Erinnerung bleiben.
 Mariss Jansons wird in der Geschichte unseres Orchesters einen
 Ehrenplatz einnehmen, wir werden ihm ein lebendiges und ehrendes
 Andenken bewahren."




Sendungen zum Tod von Mariss Jansons

Mo, 2.12., 22.00 Uhr:

Der Dirigent Mariss Jansons (Dokumentation von Eckhart Querner von
2018). Die Sendung Lebenslinien enfällt.

Mo, 2.12., 22.45 Uhr: 

Mariss Jansons dirigiert die 4. Sinfonie von Johannes Brahms (letzte
Konzertaufzeichnung in München vom 11.10.19).

Di, 3.12., 23.45 Uhr: 

Mariss Jansons dirigiert Mozarts Requiem (Aufnahme von 2017 (BR-Chor,
Genia Kühmeier, Sopran; Elisabeth Kulman, Mezzosopran; Mark Padmore,
Tenor; Adam Plachetka, Bass). Die geplante Dokumentation "100 Jahre LA
Philharmonic" entfällt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Dezember 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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FEATURE/1358: Deutschlandfunk Kultur - Anthropogen Schwarz, 3.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Anthropogen Schwarz

Von Christian Lerch

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Feature

Dienstag, 3. Dezember 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der letzte Lynchmord des Ku Klux Klan ist über 35 Jahre her, der
letzte Fall von Polizeigewalt gegen einen afroamerikanischen Mann oder
Jugendlichen vielleicht nur wenige Tage. Die Rassentrennung wurde
aufgehoben, Schulen und Universitäten sind frei zugänglich. De facto
besteht aber ein unterfinanziertes, öffentliches Schulsystem für
Afroamerikaner, und weiße Kinder gehen auf private, von den
Bundesstaaten subventionierte Ausbildungsstätten. Den dramatischen
Folgen der Konstruktion von Rassen sind Afroamerikaner täglich
ausgeliefert. Gesetze werden nicht ausreichen, das zu verändern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/3062: Deutschlandfunk - Choraltradition des Deutschen Orthodoxen Dreifaltigkeitsklosters Buchhagen, 3.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein Recht auf die eigene Sprache

Das Deutsche Orthodoxe Dreifaltigkeitskloster Buchhagen und seine
Choraltradition

Von Jan Tengeler

Musikszene

Dienstag, 3. Dezember 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Bis heute ist der Choralgesang ein wesentlicher Bestandteil
christlicher Gottesdienste. Was der gregorianische Choral dabei für
die lateinische Sprache bedeutet, das gilt auch für den byzantinischen
Choral und die griechische Sprache. Im Deutschen Orthodoxen
Dreifaltigkeitskloster im niedersächsischen Buchhagen, das zur
bulgarisch-orthodoxen Kirche gehört, hat man in den 80er-Jahren
begonnen, neben dem Gesang der byzantinischen Liturgie auch eine
deutsche Choraltradition zu entwickeln, die auf der Naturtonreihe
basiert. Inzwischen liegt das gesamte Ordinarium des Stundengebetes
und der Liturgie auf Deutsch vor, sowie die Hymnen der Hochfeste und
eine Reihe Psalmenkompositionen. Unser Autor war vor Ort und hat sich
mit dem Klosterleben und dem Deutschen Choral vertraut gemacht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3061: BR-KLASSIK - Bayerischer Rundfunk trauert um Mariss Jansons, 2.-5.12.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

BR Symphonieorchester und Chor

Bayerischer Rundfunk trauert um Mariss Jansons



Der gefeierte Dirigent Mariss Jansons ist tot. Er starb in der
vergangenen Nacht in Sankt Petersburg im Alter von 76 Jahren. Jansons
hatte seit 2003 Symphonieorchester und Chor des Bayerischen Rundfunks
geleitet. Stimmen und BR-Programmänderungen zum Tod des
Chefdirigenten.

"Wir trauern um einen großartigen Künstler und wunderbaren
 Menschen. Mariss Jansons hat Symphonieorchester und Chor des
 Bayerischen Rundfunks zu dem geformt, was sie heute sind: Sie
 zählen zu den besten Klangkörpern der Welt. Seine Präzision am Pult
 und sein von Menschlichkeit geprägter Umgang mit den Musikerinnen
 und Musikern machten ihn zu einem Ausnahmekünstler. Seinem
 unermüdlichen Einsatz ist es zu verdanken, dass in München in den
 nächsten Jahren ein neues Konzerthaus entstehen wird. Der
 Bayerische Rundfunk wird Mariss Jansons ein ehrendes Andenken
 bewahren. Unser Mitgefühl gilt seiner Familie."
 Nikolaus Pont, Manager BR-Symphonieorchester



"Die Nachricht von Mariss Jansons' Tod erfüllt mich und wohl alle,
 die ihn kennenlernen durften, mit unfassbarer Trauer. Als Mensch
 und als Musiker hat er das Leben von so vielen Menschen reicher
 gemacht. Ich werde ihm dafür immer dankbar sein."

 Susanne Vongries, Managerin BR-Chor und der BR-Chorvorstand



"Der Chor des Bayerischen Rundfunks trauert um seinen
 Chefdirigenten Mariss Jansons. In Erinnerung bleiben
 außergewöhnliche Momente der Begegnung und tief beeindruckende
 Konzerte mit insbesondere großformatigem Repertoire, in dem er die
 Kräfte musikalisch und künstlerisch in einzigartiger Weise bündeln
 konnte wie kaum ein anderer. Unser tiefes Mitgefühl gehört seiner
 Frau Irina und der ganzen Familie." 

 Orchestervorstand BR-Symphonieorchester



"Die Nachricht vom Tod unseres Chefdirigenten Mariss Jansons hat
 uns mit tiefer Bestürzung und großer Trauer erfüllt. Mit seinem Tod
 verliert die Musikwelt eine ihrer großen Künstlerpersönlichkeiten.
 Wir schätzen uns sehr glücklich, in den vergangenen 17 Jahren mit
 ihm in enger künstlerischer und menschlicher Verbindung zahlreiche
 unvergessliche Konzerte erlebt zu haben. Sein unerbittlicher
 Anspruch an sich selbst und auch an seine Musiker, sein stets
 respektvoller Umgang mit seinen Kolleginnen und Kollegen und seine
 große Hingabe an die Musik werden uns immer in Erinnerung bleiben.
 Mariss Jansons wird in der Geschichte unseres Orchesters einen
 Ehrenplatz einnehmen, wir werden ihm ein lebendiges und ehrendes
 Andenken bewahren."




Sendungen zum Tod von Mariss Jansons

Anlässlich des Todes von Mariss Jansons, Dirigent von
Symphonieorchester und Chor des Bayerischen Rundfunks, ändert der BR
wie folgt sein Programm.

Im RADIO auf BR-KLASSIK widmen sich die folgenden Sendungen
ausschließlich dem Dirigenten Mariss Jansons:

Mo., 2.12.: 9.05 - 12.00 Uhr

Philharmonie

Mo. bis Do., 2. bis 5.12., täglich jeweils 18.05 -19.00 Uhr

Klassik-Stars

Mo., 2.12., 19.05 - 21.00 Uhr: 

Sondersendung "Ich fühle Verantwortung" - ein Porträt des Dirigenten
Mariss Jansons

Di, 3.12., 14.05 - 16.00 Uhr:

Panorama mit dem BR-Symphonieorchester

Mi, 4.12, 22.05 - 23.00 Uhr: 

Der Chor des Bayerischen Rundfunks - Aufnahmen mit Mariss Jansons

Do, 5.12., 10.05 - 12.00 Uhr:

Philharmonie mit dem BR-Symphonieorchester

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Dezember 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts
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MUSIK/3060: BR-KLASSIK - In memoriam Hans Zender, 3.12.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 29. Oktober 2019

musica viva

In memoriam Hans Zender

Aufzeichnung des Konzerts vom 22. November 2019 aus dem Herkulessaal
der Münchner Residenz

Dienstag, 3. Dezember 2019, 20.05 Uhr, BR-KLASSIK

Im Anschluss um 22.05 Uhr: Happy New Ears-Preisverleihung der
Bayerischen Akademie der Schönen Künste

ein Beitrag von Tobias Stosiek



Am Freitag, 22. November 2019, wäre Hans Zender 83 Jahre alt geworden.
Auf diesen Tag fällt auch das erste Orchesterkonzert der musica
viva-Saison 2019/20 und die Verleihung der von Hans und Gertrud Zender
gestifteten Happy New Ears-Preise. Nachdem Zender am 22. Oktober
verstorben ist, widmet die musica viva des Bayerischen Rundfunks das
Konzert im Herkulessaal der Münchner Residenz dem Gedenken an den
großen Komponisten, Dirigenten und langjährigen Freund der
Konzertreihe.

Das Symphonieorchester des BR präsentiert dabei Zenders 33
Veränderungen über 33 Veränderungen und ein Werk des Happy New
Ears-Komponistenpreisträgers Klaus Ospald. Beginn ist 20 Uhr. Bereits
um 17 Uhr werden die Happy New Ears-Preise der Hans und Gertrud Zender
Stiftung in der Bayerischen Akademie der Schönen Künste an Klaus
Ospald und Jörn Peter Hiekel verliehen.

Hans Zender dirigierte seit 1969 zahlreiche musica viva Konzerte -
darunter auch Uraufführungen - und stiftete der musica viva mit Beginn
der künstlerischen Leitung von Winrich Hopp alle zwei Jahre die Happy
New Ears-Preise der Hans und Gertrud Zender Stiftung.

Mit dem Tod von Hans Zender vor genau einer Woche hat das
internationale Musikleben einen bedeutenden Komponisten, Dirigenten
und Essayisten verloren, der auch der musica viva ein langjähriger,
treuer Begleiter und Förderer war.

Seit 2011 verleiht die Hans und Gertrud Zender-Stiftung biennal zwei
mit einem John Cage-Wort betitelte Auszeichnungen: Die "Happy New
Ears"-Preise in den Kategorien Komposition und Publizistik zur Neuen
Musik. Diese werden am Freitag, 22. November 2019, um 17.00 Uhr in der
Bayerischen Akademie der Schönen Künste erneut vergeben. An der
Auswahl der Preisträger war Hans Zender noch beteiligt. Die Stiftung
hat 2017 die Happy New Ears-Initiative mit der musica viva des
Bayerischen Rundfunks für weitere acht Jahre verlängert.

Die Preisträger in diesem Jahr sind der Komponist Klaus Ospald und der
Musikwissenschaftler Jörn Peter Hiekel. Die Laudatio übernimmt die
deutsche Komponistin Isabel Mundry.

Nähere Informationen zu den Preisträgern unter:

https://www.br-musica-viva.de/projekte/happy-new-ears-preise/


musica viva Orchesterkonzert

Im Anschluss an die Preisverleihung steht Klaus Ospalds großformatige
Komposition Más raíz, menos criatura für Orchester, Klavier und
achtstimmigen Kammerchor auf dem Programm. Die Musik Ospalds wird
verbunden mit Hans Zenders 33 Veränderungen über 33
Veränderungen, die als "komponierte Interpretation" von Beethovens
Diabelli-Variationen zugleich eine Art Vor-Echo auf das
Beethoven-Jubiläumsjahr 2020 sind. Neben dem Symphonieorchester des
Bayerischen Rundfunks wirken das Vokalensemble Singer Pur und der
Pianist Markus Bellheim mit, es dirigiert Peter Rundel.


Programm:

KLAUS OSPALD (*1956)

Más raíz, menos criatura

für Orchester, Klavier und achtstimmigen Kammerchor [2016]

auf einen Text von Miguel Hernández

HANS ZENDER (1936-2019)

33 Veränderungen über 33 Veränderungen [2011]

Eine "komponierte Interpretation" von Beethovens Diabelli-Variationen
für Orchester

Mitwirkende:

Singer Pur

Markus Bellheim, Klavier

Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks

Peter Rundel, Leitung

Eine Veranstaltung der musica viva des Bayerischen Rundfunks.

Aktuelle Informationen finden Sie auf der Internetseite der musica
viva.

https://www.br-musica-viva.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. Oktober 2019
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DERMATOLOGIE/752: Wie entstehen Narben? Faszien liefern Bausatz für mobiles Narbengewebe (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 27.11.2019

Wie entstehen Narben? Faszien liefern Bausatz für mobiles Narbengewebe



Bisher rätselten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, wie genau sich
Narben bilden. Nun hat ein Team des Helmholtz Zentrums München erstmalig
herausgefunden, dass Narben aus Teilen des Bindegewebes - der Faszie -
gebildet werden. Diese und weitere Erkenntnisse erbrachten eine völlig
neue Sichtweise auf Vorgänge der Wundheilung und führte darüber hinaus zu
neuem Wissen im Bereich Narbenbildung und Fascia-Matrix. Beide Bereiche
sind wichtig für die Erforschung narbenloser Hautregeneration und zur
Vorbeugung von Fibrose. Die Ergebnisse wurden im Journal Nature
veröffentlicht.

Anormale Narbenbildung ist ein ernsthaftes Gesundheitsrisiko: Sie führt zu
nicht heilenden chronischen Wunden oder Fibrose, einer krankhaften
Vermehrung des Bindegewebes. Narben werden gebildet, indem Fibroblasten,
also Zellen des Bindegewebes, zur verletzten Stelle der Haut gelangen und
dort mit extrazellulärer Matrix die Wunde schließen. Die Frage nach dem
genauen anatomischen Ursprung und der Identität dieser Fibroblasten war
bis heute nicht beantwortet. Das Team um Dr. Yuval Rinkevich,
Gruppenleiter für Regenerationsbiologie am Institut für Lungenbiologie und
-erkrankungen des Helmholtz Zentrums München, nahm sich dieser ungelösten
Fragestellung an: Es wollte die zelluläre und anatomische Herkunft von
Narben herausfinden. Die Forschenden wussten, dass alle Narben von einer
Fibroblastenlinie stammen, die das Engrailed-1-Gen exprimiert, und dass
diese nicht nur in der Haut, sondern auch in der Faszie vorkommt. Deshalb
erforschten sie, ob tatsächlich die Faszie der Ursprung von Fibroblasten
sein könnte. Sie verwendeten eine Reihe von Techniken wie das sogenannte
"genetic lineage tracing", das "anatomischen Kartieren" und die
"genetischen Ablation". Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
beobachteten daraufhin, dass die Ablation von Fascia-Zellen, zu kleineren
Narben führte.

Fibroblasten-Set - bereit zur Wundheilung

Das Team verwendete die Technik der sogenannten genetischen Ablation, eine
Methode die in ausgesuchten Zellen zur Apoptose, dem Zelltod, führt.
Dadurch wurden die Fascia-Fibroblasten ausgelöscht. Als Resultat stellten
die Forscher fest, dass keine Matrix in Wunden eingearbeitet wurde und nur
anormale, mit gesundheitlichen Nachteilen verbundene, Narben gebildet
wurden.

Nun wollte das Team wissen, was passiert, wenn Fascia-Fibroblasten daran
gehindert werden, nach oben zur Wunde wandern: Die Forschenden platzierten
einen porösen Film unter die Haut und beobachteten als Folge chronisch
offene Wunden. Ihre Schlussfolgerung war nun, dass die Faszie einen
speziell vorgefertigten Satz so genannter Wächter-Fibroblasten enthält,
der in ein bewegliches Dichtungsmaterial eingebettet ist. Dieses enthält
vormontiert alle Zelltypen und Matrixkomponenten, die zur Wundheilung
benötigt werden. Die Ergebnisse des Teams deuten weiterhin darauf hin,
dass Charakteristika spezifischer Wunden durch manipulierte Bewegung der
Faszie beeinflusst werden. Nachteilige Merkmale beispielsweise
Wulstbildungen könnten durch gezieltes Eingreifen so verhindert werden.

Paradigmenwechsel bei der Wundheilung

Eine effektive Wundheilung verhindert medizinische Komplikationen. Eine
universelle fibrotische Gewebereaktion verschließt Wunden und verhindert
somit lebensbedrohliche Infektionen und Blutungen. Der bisherige Grundsatz
der Wundheilung war, dass Narben de novo dadurch entstehen, dass
Fibroblasten extrazelluläre Matrix an den Verletzungsstellen deponieren.
Mit dieser Studie konnten die Forschenden nun nachweisen, dass Narben auch
aus bereits vorhandenem tiefliegendem Matrixgelee gebildet werden, welches
von Wächter-Fibroblasten zur offenen Wunden transportiert wird. Diese
neuartigen Ergebnisse widersprechen den bisherigen Paradigmen der
Wundheilung.

Neue Methoden der narbenlosen regenerativen Heilung

Das neue Wissen, dass die Faszie einer der Ursprünge von Narben ist, und
die Entdeckung neuer Mechanismen der Wundheilung bieten Möglichkeiten für
neuartige Therapien, um beispielsweise pathologische fibrotische
Reaktionen einzudämmen und eine regenerative Heilung für verschiedenste
medizinische Situationen zu induzieren.

"Die Ergebnisse geben dem Fasziengewebe eine neue Bedeutung. Die
Aufmerksamkeit im Rahmen der Wundheilung wird nun nicht nur auf
Fibroblasten in der Dermis, sondern auch auf den Ursprungszellen der
Faszie liegen", sagt Rinkevich.

Donovan Correa-Gallegos, Doktorand am Helmholtz Zentrum München und erster
Mitautor der Studie, kommentiert weiterhin: "Unsere neuen Erkenntnisse
stellen die traditionelle Sichtweise auf das körpereigene
Bindegewebsmatrixsystem in Frage und re-konfigurieren es. Dies kann neue
biologische Konzepte anstoßen, um weitreichende Aspekte von
Narbenerkrankungen zu beleuchten."

Weiterführende Informationen

Das Projekt wurde durch den Human Frontier Science Program Career
Development Award, die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die
Fritz-Thyssen-Stiftung (2016-01277) und einen European Research Council Consolidator
Grant finanziert. Der erste Co-Autor Donovan Correa Gallegos wurde vom
Consejo Nacional de Ciencia y Tecnología (CONACYT) und dem Deutschen
Akademischen Austauschdienst (DAAD) unterstützt.


Originalpublikation:

Correa-Gallegos, D. et al., 2019: Fascia is a repository of mobile scar
tissue. 

Nature

DOI: 10.1038/s41586-019-1794-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 27.11.2019
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BILDUNG/1177: Der neue flexible Weg zum Facharzt (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 10/2019

Weiterbildung

Der neue flexible Weg zum Facharzt

von Dirk Schnack



Beratung über die neue Weiterbildungsordnung in der
Kammerversammlung. Entscheidung Ende November. Vorstand spricht von
einer "neuen Weiterbildungskultur".


Junge Ärzte in Schleswig-Holstein können sich auf eine neue
Kultur in der Weiterbildung einstellen. Kommenden Monat verabschiedet
die Ärztekammer Schleswig-Holstein voraussichtlich ihre neue
Weiterbildungsordnung. Ein erstes Stimmungsbild nach einer Diskussion
über das umfangreiche Werk in der Kammerversammlung zeigte die
Tendenz, wesentliche Bestandteile der Musterweiterbildungsordnung auf
Bundesebene im Norden zu übernehmen. Das bedeutet: Die
Weiterbildungsordnung wird flexibler und kompetenzorientiert, die
vermittelten Inhalte sind wichtiger als Richtzahlen.

Die Ärzte in Weiterbildung bekommen u. a. einen verbrieften Anspruch
auf bestimmte Leistungen, können mehr Zeiten ambulant erbringen und
sich auf ein elektronisches Logbuch stützen. Verbunden ist diese
Entwicklung mit noch höherer Verantwortung der Weiterbildungsbefugten.
Zugleich setzt die Ärztekammer darauf, dass sich in den Krankenhäusern
und großen Praxen "Kümmerer" für die Weiterbildung herausbilden und
die jungen Ärzte damit besser durch die in der Regel fünfjährige Zeit
begleiten.

Wie die Weiterbildungsordnung in Schleswig-Holstein konkret aussehen
wird, entscheidet die Kammerversammlung am 27. November. Anschließend
wird die Ärztekammer die Neuerungen in den großen Krankenhäusern und
Weiterbildungspraxen vor Ort vorstellen und die wichtigsten Inhalte
erläutern.

Der neuen Weiterbildungsordnung waren jahrelange Beratungen auf
Bundesebene vorangegangen. Schleswig-Holsteins Ärztekammer-Präsident
Dr. Henrik Herrmann ist überzeugt, dass sich die intensive Vorarbeit
gelohnt hat. Er wird sich für die Weiterbildung künftig in neu
gewählter Funktion als einer der beiden Vorsitzenden der
Weiterbildungsgremien auf Bundesebene einsetzen.


Neue Weiterbildungskultur ante portas

Diskussion über neue Weiterbildungsordnung in Schleswig-Holstein.
Meinungsbild für Beschlussvorlage abgefragt. Sachliche Diskussion über
Abweichungen von der Musterweiterbildung.


Sie ist eines der wichtigsten Regelwerke für Mediziner in
Deutschland überhaupt: die Weiterbildungsordnung. Sie legt fest, auf
welcher Grundlage sich Ärzte zu Fachärzten weiterbilden lassen, und
bestimmt damit den Rahmen, in dem sich junge Ärzte und die
Weiterbildungsbefugten bewegen. In den vergangenen Jahren hatten sich
die Stimmen gemehrt, die eine Überarbeitung dieses Rahmens für
überfällig hielten. "Wir brauchen eine neue Weiterbildungskultur",
fordert auch Dr. Henrik Herrmann - nicht erst, seit er Präsident der
Ärztekammer Schleswig-Holstein ist.

Nach jahrelanger Arbeit an der inzwischen verabschiedeten
Musterweiterbildungsordnung auf Bundesebene rückt nun die neue
Weiterbildungsordnung für Schleswig-Holstein in Sichtweite. Die
Ärztekammer arbeitet seit Monaten mit Hochdruck an der neuen
Weiterbildungsordnung auf Landesebene. Über den aktuellen Stand
informierte Herrmann die Delegierten der Kammerversammlung im
September - Gelegenheit für alle, um über strittige Punkte zu
diskutieren, Änderungswünsche einzubringen und ihre Positionen zu
vertreten. Das aus der Diskussion entstandene Meinungsbild hilft nun
bei der Erarbeitung der endgültigen Beschlussvorlage für die
Kammerversammlung am 27. November. Dann entscheiden die Delegierten
über die neue Weiterbildungsordnung und werden - wie Herrmann es
ausdrückte - "den Schalter umlegen" für die von vielen Ärzten erhoffte
neue Weiterbildungskultur.

Wie die neue Weiterbildungsordnung am Ende konkret aussehen wird,
darüber wird die Ärztekammer nach Verabschiedung in ausgewählten
Krankenhäusern und großen Weiterbildungspraxen vor Ort informieren und
damit das Versprechen der "aufsuchenden Kammer" einlösen.

Voraussetzung für die Neuerungen ist die neue
Musterweiterbildungsordnung (MWBO) auf Bundesebene. Diese ist
kompetenzbasiert und flexibel, Inhalte sind wichtiger als Zeiten. Die
zu erwerbenden Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten sind dort
aufgeteilt in kognitive und Methodenkompetenzen sowie in
Handlungskompetenzen. Neu ist in der MWBO u. a.:


	Richtzahlen sind in der Handlungskompetenz nur noch teilweise vorgeschrieben. Die Weiterbildungsassistenten haben einen verbrieften Anspruch auf bestimmte Leistungen.

	Die Mindestdauer für einen Weiterbildungsabschnitt beträgt nur noch drei statt vorher sechs Monate.

	Stationäre Zeiten sind nur noch dort festgelegt, wo sie zwingend erforderlich sind. Eine ambulante Begrenzung gibt es dagegen grundsätzlich nicht mehr, diese soll sich aus den Inhalten ergeben.

	Für die Dokumentation wird ein elektronisches Logbuch eingeführt.

	Für Weiterbildungsbefugte gibt es künftig verpflichtende Schulungen.

	Für die Allgemeinmedizin sind 24 Monate hausärztliche Versorgung und ein Jahr Innere Medizin in der stationären Akutversorgung, aber keine verpflichtende chirurgische Zeit mehr vorgeschrieben.



Dies sind nur Auszüge und Herrmann stellte klar, dass allein die
Kammerversammlung bestimmt, wie die Weiterbildungsordnung auf
Landesebene aussehen wird: "Sie sind der Souverän." Fest steht aber,
dass zu große Abweichungen von der MWBO Folgen insbesondere für die
Ärzte in Weiterbildung haben. Die bilden sich in zunehmendem Maße in
verschiedenen Bundesländern weiter. Je größer die Abweichungen
zwischen den Weiterbildungsordnungen dieser Bundesländer, umso
schwerer macht man es den angehenden Fachärzten. Deutlich wird dies
zum Beispiel bei den Richtzahlen. Wechselt ein Weiterbildungsassistent
aus einem Bundesland, das eine Richtzahl aus einem Abschnitt der MWBO
übernommen hat, in ein Bundesland, das diese Richtzahl nach oben
gesetzt hat, kann dies unter Umständen negative Folgen haben: Einem
Arzt, der diesen Abschnitt zuvor schon absolvierte hatte, kann damit
neuen Bundesland unter Umständen eine Verlängerung der
Weiterbildungszeit drohen. Für die Ärztekammer mit der nach oben
abweichenden Richtzahl wiederum kann dies bedeuten, dass der Arzt sich
für ein anderes Bundesland entscheidet.

Die von Herrmann moderierte Diskussion zu den einzelnen Abschnitten
der MWBO und den in Schleswig-Holstein gewünschten Änderungen zeigte,
welche Themen die Ärzte am meisten bewegen. Ein zentraler
Diskussionspunkt war die Reduzierung von Richtzahlen und von
festgelegten Zeiten in Kliniken. Für die Delegierte Katja
Reisenbüchler folgt aus der Abkehr von den Richtzahlen, dass man den
Weiterbildungsbefugten mehr Vertrauen entgegenbringen müsste. "Worauf
basiert dieses Vertrauen?", fragte Reisenbüchler und verwies in diesem
Zusammenhang auf das Risiko falsch bescheinigter Kompetenzen.

Mehrere Delegierte brachten außerdem Beispiele von Inhalten aus ihren
Fächern, die nach ihrer Ansicht nicht ausschließlich ambulant
vermittelbar sind. Herrmann stellte klar, dass genau diese Inhalte
auch weiterhin in der Klinik vermittelt werden können. Festgelegt
werden muss dies jedoch nicht. Die Ärzte in Weiterbildung werden dort
ihre Abschnitte absolvieren, wo sie die Inhalte vermittelt bekommen.
Dr. Svante Gehring aus dem Vorstand der Ärztekammer verwies in diesem
Zusammenhang auf den Wunsch, dass Sektorengrenzen eine geringere Rolle
spielen sollen als früher - dies müsse sich auch in der
Weiterbildungsordnung abbilden. "Wir brauchen diese neue Denke. Es ist
eine Leistung der Landesärztekammer, wenn wir diesen modernen Blick
auf die Weiterbildung bekommen", warb Gehring für den Abbau der
festgeschriebenen stationären Zeiten.
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Info


Kompetenzbasiert und flexibel, Inhalte sind wichtiger als Zeiten:
Diesen Grundsätzen folgt die neue Musterweiterbildungsordnung.
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Auf die Fragen der Delegierten Erik Voges und Reisenbüchler zu
Überprüfungen und zu möglichen Sanktionen für Weiterbildungsbefugte,
die nicht erworbene Kenntnisse bescheinigen, stellte Herrmann klar:
"Wir setzen darauf, dass sich Ärzte in Weiterbildung, denen so etwas
passiert, bei uns melden."

Außerdem sollen sich in den Abteilungen "Kümmerer" herausbilden, die
sich vor Ort für die Belange der Ärzte in Weiterbildung einsetzen und
dafür sorgen, dass auch tatsächlich das vermittelt wird, was in der
Weiterbildungsordnung vorgeschrieben ist. "Wir werden dann zunächst
auf Gespräche setzen. Wir wollen keine Polizei sein", sagte Herrmann.
Sollte dieser Weg nicht erfolgreich sein, stehen der Kammer
Sanktionsmöglichkeiten für die Weiterbildungsbefugten zur Verfügung.
Zur Anregung des Delegierten Hans-Henning Harden, neben den
Kompetenzen auch die "Weiterbildungspower" einer Klinikabteilung zu
überprüfen, verwies Herrmann auf die in Schleswig-Holstein schon
eingeführte Höchstzahl von zehn Ärzten in Weiterbildung, die pro
Weiterbildungsbefugtem in einer Abteilung beschäftigt werden dürfen.

Konstruktiv diskutiert wurde auch über die geplanten Änderungen für
die Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin. Künftig sollen
von den 60 Monaten 24 in der ambulanten hausärztlichen Versorgung
abgeleistet werden, zwölf Monate Innere Medizin in der stationären
Akutmedizin und weitere sechs Monate in mindestens einem anderen
Gebiet der unmittelbaren Patientenversorgung. Das heißt: 42 Monate in
der hausärztlichen Praxis wären für die Ärzte in Weiterbildung
möglich, mindestens 24 Monate sind obligat. Dass dies in
Schleswig-Holstein außer bei Fachärzten für Allgemeinmedizin auch bei
hausärztlich tätigen Internisten möglich sein wird, begrüßte u. a.
Allgemeinmediziner Mark Weinhonig aus dem Vorstand der Ärztekammer.
Pro und Contra tauschten die Delegierten zur Frage aus, ob die
chirurgische Zeit wie von der Kammer vorgeschlagen künftig nur noch
fakultativ sein soll. Der Delegierte Dr. Christian Hirschner warb für
eine Beibehaltung der obligaten sechs Monate, weil er dies als
Basiswissen für Allgemeinmediziner betrachtet. Die Delegierte Karen
Hartwig dagegen berichtete aus ihrem hausärztlichen Alltag: "Ich mache
hauptsächlich HNO und Orthopädie, aber verschwindend wenig Chirurgie."
Die Mehrzahl der Delegierten zeigte beim abgefragten Meinungsbild,
dass die Chirurgie-Zeit in der Beschlussvorlage nach ihrer Ansicht nur
fakultativ aufgenommen werden sollte, was nichts daran ändert, dass
die chirurgischen Inhalte vermittelt werden müssen.

Ein besonderer und mit Spannung erwarteter Punkt war die Diskussion
zur Frage, ob die Homöopathie auch künftig Bestandteil der
Weiterbildungssystematik bleiben soll. Weil es schon im Vorwege viele
Diskussionen zu diesem Punkt gegeben hatte, stellte Herrmann, der die
Diskussion hierzu moderierte, fest: Es ist eine Versorgungsrealität
vorhanden. Jeder Arzt kann weiterhin homöopathisch tätig sein. "Es
geht ausschließlich um die Weiterbildung." Und er legte Wert auf die
Feststellung, dass der Vorstand im Vorwege keinerlei Druck auf
Delegierte ausgeübt habe und den Beschluss der Kammerversammlung
selbstverständlich respektieren werde: "Die Kammerversammlung soll
entscheiden."

Der Vorstand hatte sich im Vorwege ausführlich und über einen langen
Zeitraum mit dem Thema beschäftigt und einstimmig das nachstehend
abgedruckte Positionspapier (Seite 9) verabschiedet, das den
Kammerversammlungsmitgliedern zur Vorbereitung der Sitzung
zugegangen war.
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900 Seiten an Informationen stehen den Kammerdelegierten für die
Änderungen an der Weiterbildungsordnung zur Verfügung. Das
Meinungsbild zu den wichtigsten Änderungen wurde am 4. September
abgefragt. Am 27. November entscheiden die Delegierten.

Ende Texteinschub

In der Kammerversammlung selbst verlief die Diskussion in
professioneller und sachlicher Weise, auch wenn einzelne
Kammerversammlungsmitglieder und Gäste ihrer Betroffenheit ob der
Überlegungen zur Nichtwiederaufnahme der Homöopathie in die
Weiterbildungsordnung der schleswig-holsteinischen Ärzteschaft
Ausdruck verliehen. So wurde zunächst Kritik am zitierten Münsteraner
Kreis geäußert: Es handele sich ausschließlich um Medizintheoretiker
und Forscher fern der Versorgungsrealität. Allerdings hatte eine
schleswigholsteinische Delegation den Münsteraner Kreis im Mai 2019
vor Ort kennenlernen dürfen. Demnach repräsentieren die neun Ärzte der
19 Autoren des Münsteraner Memorandums die Fächer Innere, Onkologie,
Allgemeinmedizin, Geriatrie und Alternativmedizin. Ferner gehört ein
Zahnarzt ebenso dazu wie Philosophen, Medizinethiker sowie ein Biologe
und Juristen. Im Gespräch mit immerhin sechs der Autoren habe der
wissenschaftstheoretische Ansatz zwar im Vordergrund gestanden, der
Praxisbezug sei aber stets spürbar präsent gewesen.

Als weiteres Missverständnis konnte die mehrfach geäußerte Behauptung
geklärt werden, der Deutsche Ärztetag habe (insbesondere 2018) einen
Verbleib der Homöopathie in der Weiterbildungsordnung beschlossen. Das
Thema ist gemäß Wortprotokoll auf den letzten drei Ärztetagen nicht
angesprochen worden (vgl. baek.de / Deutsche Ärztetage).

Insbesondere einige Gäste der Kammerversammlung, aber auch vereinzelte
Delegierte, vertraten hierzu eine konträre Auffassung, verwiesen auf
den bestehenden Bedarf bei den Patienten, auf Studien und beklagten
eine fehlende Lobby.

Darüber hinaus befürchten sie auch finanzielle Nachteile für
homöopathisch tätige Ärzte. Die Delegierte Dr. Regina Sternfeldt
erwartet, dass die Krankenkassen bestehende IV-Verträge kündigen
könnten. Als Folge werden sich nach ihrer Erwartung viele Menschen die
Homöopathie nicht mehr leisten können und deshalb darauf verzichten.
Sie kritisierte einen nach ihrer Ansicht zu beobachtenden Weg in
Richtung "Algorithmus-Medizin". Auch Neurochirurg Dr. Volker
Klotz-Regener aus Flensburg warnte davor, sich immer mehr der Evidence
Based Medicine zu beugen. Nach Wahrnehmung von Anja Hölscher,
Fachärztin für Allgemeinmedizin aus Neumünster, werden Erkenntnisse
aus der Homöopathie in den vergangenen Jahren verstärkt "vom Tisch
gewischt".

Für andere Delegierte wie etwa für den Allgemeinmediziner Dr. Daniel
Lohmann aus Preetz ist Evidenz dagegen der zentrale Punkt - und dafür
fehlen ihnen bei der Homöopathie die Belege. Dr. Anouchka Nazarenus
sagte: "Was sind die Argumente der Befürworter für einen Verbleib in
der Weiterbildungsordnung? Es gibt ein Fachorgan, das eine qualitativ
hochwertiges Diplom anbietet. Andere Fachrichtungen haben auch
eigenständige Organisationen." Der Pädiater Dr. Alexander Gick stellte
fest: "Es geht nicht darum, ob die Homöopathie gut oder schlecht ist,
sie ist nicht evidenzbasiert."

Deutlich wurde, dass es dem Vorstand auch um die Wahrung der
Glaubwürdigkeit gegenüber Vertretern anderer Verfahren wie etwa
ayurvedische oder traditionelle chinesische Medizin, denen eine
Aufnahme in die Weiterbildungsordnung versagt wurde, geht. Der
Vorstand steht weiterhin zu seinem Positionspapier, Entscheidungen
fallen im November.

Fest steht, dass Schleswig-Holstein mit dem im November abzustimmenden
Schritt nicht die erste Landesärztekammer in Deutschland wäre, die
diesen Weg einschlägt. Wenige Tage nach der Diskussion in der
Kammerversammlung in Bad Segeberg beschloss die Ärztekammer Bremen
eine Weiterbildungsordnung ohne die Zusatzbezeichnung Homöopathie.

Im Bericht des Präsidenten ging Herrmann auf ausgewählte
Gesetzesvorhaben des Bundesgesundheitsministeriums ein. Eines der aus
seiner Sicht wichtigsten: Der Gesetzentwurf zur doppelten
Widerspruchslösung, zu dem der Ausgang der parlamentarischen Debatte
offen ist. Herrmann erinnerte daran, dass sich der Deutsche Ärztetag
eindeutig für die doppelte Widerspruchslösung ausgesprochen hat. Er
selbst unterstützt diesen Paradigmenwechsel, sieht ihn aber nur als
einen Mosaikstein zur Verbesserung der Organspende. Herrmann ist
überzeugt, dass allein schon die Debatte um neue Lösungen, die das
Thema vermehrt in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt hat, der
Organspende nutzt. Klar ist für ihn aber auch die wichtige Rolle der
Ärzte in dieser Frage: "Es liegt insbesondere an uns, der
Ärzteschaft."
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Im Sozialgesetzbuch V ist die Homöopathie im Gesetzestext als Therapie
nicht im engeren Sinn festgeschrieben, sondern lediglich wie folgt
erwähnt: "Bei der Beurteilung von Arzneimitteln der besonderen
Therapieeinrichtungen wie homöopathischen, phytotherapeutischen und
anthroposophischen Arzneimitteln ist der besonderen Wirkungsweise
dieser Arzneimittel Rechnung zu tragen."
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Zur Diskussion um die Zahl der Krankenhausstandorte in Deutschland -
ausgelöst durch eine Studie der Bertelsmann-Stiftung - warnte Herrmann
davor, die Schlussfolgerungen auf jede Region zu übertragen.
"Unbestritten haben wir zu viele Akutkrankenhäuser, insbesondere in
den Metropolregionen, hier sind Fusionen und Schließungen indiziert.
Doch Köln und Umland ist nicht überall", so Herrmann. Er erinnerte
daran, dass gerade Schleswig-Holstein auch kleinere stationäre
Krankenhäuser zur Daseinsvorsorge vor Ort für gleichwertige
Lebensverhältnisse benötigt. "Wir brauchen regionale Lösungen für eine
flächendeckende Versorgung, sektorenverbindend gemeinsam von
niedergelassenen und stationär tätigen Ärzten", so der Präsident.

Ein anderer Entwurf des Ministeriums zur Einrichtung Integrierter
Notfallzentren (INZ) in Krankenhäusern wird ebenfalls bereits
diskutiert und stellt einen Paradigmenwechsel dar. Überlegt wird, die
INZ mit standardisierter Ersteinschätzung des Versorgungsbedarfs
gemeinsam von KVen und Krankenhäusern betreiben zu lassen. Festgelegt
werden sollen die Standorte über die Landeskrankenhausplanung.
Rettungsdienst und Sicherstellungsauftrag der KV wären berührt und
sollen laut Entwurf neu ausgerichtet werden. Herrmann sieht darin eine
Abkehr von der Subsidiarität und verwies darauf, dass viele
Bundesländer diesen Entwurf kritisch sehen. "Es wird sich im weiteren
politischen Prozess einiges noch ändern", ist seine Erwartung. Fest
steht für ihn: Die in Schleswig-Holstein erwarteten maximal 15 INZ
müssen sorgfältig geplant und ausgestaltet werden. Unabdingbar bleibt
aus seiner Sicht: "Es geht nur gemeinsam und im Konsens."

 * 

ZUSATZ-WEITERBILDUNG HOMÖOPATHIE AUF DEM PRÜFSTAND

Der Vorstand der Ärztekammer Schleswig-Holstein hat im Februar 2019
einstimmig beschlossen, die weitere Aufnahme der Zusatz-Weiterbildung
Homöopathie in die Weiterbildungsordnung kritisch zu hinterfragen und
in der Kammerversammlung zur Abstimmung zu stellen. Dieser Beschluss
wurde offengelegt und Vertretern der Homöopathie zeitnah kommuniziert.

Dieser Vorstandsbeschluss gründet auf folgenden Argumenten:

Die Akzeptanz der Homöopathie in der Bevölkerung ist vorhanden, die
homöopathischen Angebote von Ärztinnen und Ärzten, aber auch von
anderen Berufsgruppen werden wahrgenommen. Die Entwicklung der
Inanspruchnahme ist schwer abzuschätzen. Die Anzahl der homöopathisch
tätigen Ärztinnen und Ärzte nimmt seit 2015 um durchschnittlich 2% pro
Jahr ab. In Schleswig-Holstein wurden 2017 und 2018 keine Anträge und
Prüfungen zur Zusatzweiterbildung Homöopathie vorgenommen. Die von der
Akademie der Ärztekammer angebotenen Homöopathiekurse mussten mehrfach
mangels Beteiligung abgesagt werden. Dies kann auch damit
zusammenhängen, dass der Deutsche Zentralverein homöopathischer Ärzte
(DZVhÄ), in dem viele homöopathisch tätige Ärztinnen und Ärzte
organisiert sind, umfangreiche Kurse selber anbietet.

Die Homöopathie sieht sich als integrativer Ansatz in der Medizin mit
folgender Grundlage (siehe MWBO 2018): "Philosophische,
wissenschaftliche und rechtliche Grundlagen der homöopathischen Lehre,
Therapieansatz der Homöopathie und Verständnis von Krankheit und
Gesundheit". Die Definition in der MWBO lautet: "Die
Zusatz-Weiterbildung Homöopathie umfasst in Ergänzung zu einer
Facharztkompetenz die konservative Behandlung mit homöopathischen
Arzneimitteln, die aufgrund individueller Krankheitsanzeichen als
Einzelmittel nach dem Ähnlichkeitsprinzip angewendet werden."

Für eine Wirksamkeit der in der Definition hinterlegten konservativen
Behandlung mit homöopathischen Mitteln fehlen nach wie vor
wissenschaftliche Nachweise. Bereits 1957 hat sich die
Arzneimittelkommission der Deutschen Ärzteschaft (AkdÄ) dahingehend
geäußert: "Die Beurteilung des therapeutischen Wertes homöopathischer
Mittel erfolgt also nach wesentlich anderen Gesichtspunkten, als sie
bei der Erarbeitung der Stellungnahmen der Arzneimittelkommission der
Deutschen Ärzteschaft ausschlaggebend sind. Die Arzneimittelkommission
hat daher aus grundsätzlichen Überlegungen heraus beschlossen, künftig
nicht mehr zu dem therapeutischen Wert von homöopathischen Mitteln
bzw. von solchen zusammengesetzten Präparaten Stellung zu nehmen".
Diese Position wurde 1998 in einem Artikel im Deutschen Ärzteblatt mit
dem Titel: "Außerhalb der wissenschaftlichen Medizin stehende Methoden
der Arzneimitteltherapie" nochmals bestätigt, das Grundsatzpapier der
AkdÄ dazu wurde auf einer diesbezüglichen Presseveranstaltung der
Bundesärztekammer thematisiert. Nachfolgend kam es zu einer erwarteten
ausgeprägten Diskussion darüber, als deren Folge wohl der Arbeitskreis
"Pluralismus in der Medizin" gegründet wurde, an dem auch der damalige
Präsident der Bundesärztekammer, Prof. Dietrich Hoppe, teilgenommen
hat. Die bislang vorgebrachten Studien konnten keine nachvollziehbare
Evidenz der homöopathischen Mittel erbringen, weil Arzneimittel
verwendet werden, die jenseits der Avogadrischen Zahl verdünnt sind.
Deswegen muss die Gabe homöopathischer Mittel aus Sicherheitsgründen
nicht von Ärztinnen und Ärzten ausgeführt werden, sondern kann von
nichtärztlichen Berufsgruppen betrieben werden. Im Sozialgesetzbuch V
ist die Homöopathie im Gesetzestext als Therapie nicht
festgeschrieben, sondern lediglich wie folgt erwähnt: "Bei der
Beurteilung von Arzneimitteln der besonderen Therapieeinrichtungen wie
homöopathischen, phytotherapeutischen und anthroposophischen
Arzneimitteln ist der besonderen Wirkungsweise diese Arzneimittel
Rechnung zu tragen." Wirksamkeit und Effekt der Homöopathie sind im
Zusammenhang mit einer ärztlichen Betreuung gegeben, das heißt, der
"an sich unwirksamen, aber für wirksam gehaltenen Medikation" kommt
sehr wohl eine Bedeutung zu. Dies ist ein Erfolg der "sprechenden"
Medizin, die jenseits der Evidenz und von randomisierten Studien
unzweifelhaft einen sehr hohen Stellenwert hat. Dies bezieht sich
jedoch nicht allein auf die Homöopathie, sondern gilt ohnehin für
jedes Gebiet der Medizin und darüber hinaus für weitere
integrativ-komplementäre Angebote außerhalb der
Weiterbildungssystematik wie anthroposophische Medizin, ayurvedische
Medizin, traditionelle chinesische Medizin etc. Die Ärztekammer
Schleswig-Holstein unterstützt diesen nicht evidenzbasierten Ansatz
der "sprechenden" Medizin ausdrücklich und erachtet ihn für wichtig.
Die Unterstützung gilt für die homöopathisch tätigen wie für alle
anderen Ärztinnen und Ärzte, die diesen Ansatz neben der
wissenschaftlichen Medizin vertreten.

Im Heilberufekammergesetz Schleswig-Holstein ist in § 33
"Bestimmung der Bezeichnung" hinterlegt: "(1) Gebiets-, Teilgebiets-
und Zusatzbezeichnungen bestimmen die Kammern für ihre
Kammermitglieder, wenn dies im Hinblick auf die wissenschaftliche
Entwicklung und eine angemessene gesundheitliche Versorgung der
Bevölkerung oder des Tierbestandes durch Kammermitglieder erforderlich
ist.(2) Bezeichnungen nach Absatz 1 sind aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben sind". Im Rahmen der
Zusatz- Weiterbildung Homöopathie ist mit Sicherheit die angemessene
gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung gegeben, diese Leistungen
werden nachgefragt und stellen eine Therapie dar, die auch Ärztinnen
und Ärzte wo geboten einsetzen sollen. Die wissenschaftliche
Entwicklung dagegen ist auch nach Jahrzehnten nicht gegeben, es ist
somit gerechtfertigt, kritisch zu hinterfragen, aus welchen
Überlegungen heraus die Homöopathie in die Weiterbildungsordnung
aufgenommen werden konnte. In den letzten Monaten hat bereits in
unserem Kammerbereich eine Diskussion dazu stattgefunden, welche die
Argumente weiter präzisiert hat und z. B. auch
Abrechnungseinschränkungen infolge entsprechender Entscheidungen
eindeutig ausräumen konnte.
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Um 2 % sinkt die Zahl der homöopathisch tätigen Ärzte pro Jahr bundesweit seit 2015.


Die durchschnittliche Teilnehmerzahl bei den von der Akademie
der Ärztekammer angebotenen Homöopathiekursen lag bei 10. Mehrfach mussten Kurse
wegen zu geringer Zahlen abgesagt werden.


0 Anträge zum Erwerb der Zusatzqualifikation Homöopathie wurden in den
Jahren 2017 und 2018 in Schleswig-Holstein gestellt.
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Aufgrund der genannten Argumente schlägt der Vorstand der Ärztekammer
Schleswig-Holstein auch nach erneuter eingehender Beratung in seiner
Sommerklausur der Kammerversammlung mit einstimmigem Votum vor:


	Ergebnisoffene Diskussion und Beschlussfassung am 27. November 2019, ob die Zusatz-Weiterbildung Homöopathie in die Weiterbildungssystematik wieder aufgenommen werden soll.

	Bei Nichtaufnahme wird die weitere Ausgestaltung der Qualitätsanforderungen außerhalb der ärztlichen Weiterbildungsordnung in die Hände der homöopathisch tätigen Ärztinnen und Ärzte sowie z.B. der Fachgesellschaft (DZVhÄ) gegeben, deren bestehendes Diplom über die Anforderungen der Weiterbildungsordnung hinausgeht.

	Entsprechende Qualifikationsnachweise z.B. des DZVhÄ können mit dem entsprechenden Zusatz geführt und angekündigt werden, bisher erworbene Zusatzbezeichnungen Homöopathie behalten ihre Gültigkeit.

	Abrechnungsveränderungen ergeben sich daraus nicht, da es sich um eine Weiterbildungsordnung handelt und nicht um eine Gebührenordnung.



22. Juni 2019 / Vorstand der Ärztekammer Schleswig-Holstein

 * 

Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Kammerpräsident Dr. Henrik Herrmann bei seinem Bericht des
Präsidenten. Er warf einen Blick auf die wichtigsten Gesetzesvorhaben
aus dem Bundesgesundheitsministerium und auf Entwicklungen im
Gesundheitswesen in Schleswig-Holstein. Später moderierte Herrmann den
Austausch über die geplante neue Weiterbildungsordnung, um dem
Vorstand für dessen Beschlussvorlage ein Meinungsbild zu verschaffen.
Nach Umsetzung wird die Weiterbildungsabteilung der Ärztekammer vor
Ort in den Krankenhäuser und großen Weiterbildungspraxen informieren.

- Das Meinungsbild zu verschiedenen Fragen der neuen
Weiterbildungsordnung wurde mehrfach abgefragt. Mark Weinhonig sprach
sich dafür aus, dass auch hausärztliche Internisten angehende
Allgemeinmediziner ausbilden. Dr. Svante Gehring begrüßte, dass die
Sektoren bei der Wahl der Weiterbilungsstätte künftig eine geringere
Rolle spielen.

- Für die Kammerdelegierte Katja Reisenbüchler aus Dithmarschen folgt
aus der Abkehr von Richtzahlen, dass man den Weiterbildungsbefugten
mehr Vertrauen entgegen bringt - oder sie stärker kontrolliert. Dr.
Christian Hirschner (unten) wünscht sich, dass die chirurgischen
Zeiten in der Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin obligat
bleiben.

- Kontrovers, aber sachlich verlief die Diskussion über die
Homöopathie. Dr. Anouchka Nazarenus (links) fragte nach den
Argumenten, die Homöopathie in der Weiterbildungsordnung zu belassen.
Die Kammerdelegierte Dr. Regina Sternfeldt trat dafür ein,
dass die Homöopathie weiterhin Zusatzweiterbildung bleibt.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 10/2019
im Internet unter:
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FORSCHUNG/4113: Neurowissenschaft - Wie das Gehirn Verhalten organisiert (idw)


Universität Wien - 27.11.2019

Wie das Gehirn Verhalten organisiert

NeurowissenschafterInnen entdecken Hierarchien in neuronalen Aktivitäten



Unser Gehirn muss komplexe Aufgaben in mehrere Schritte hierarchisch
unterteilen und zu einem sinnvollen Verhalten koordinieren. Wie das im
Detail passiert und ob dabei Neuronen diese Hierarchie widerspiegeln, war
bisher unklar. Neurowissenschafter Manuel Zimmer, Professor an der
Universität Wien und Gruppenleiter am Forschungsinstitut für Molekulare
Pathologie (IMP), und sein Team zeigten anhand des Wurms Caenorhabditis
elegans, dass hierarchisches Verhalten von hierarchischer neuronaler
Aktivität kontrolliert wird. Ihre Studie erscheint aktuell in Neuron.

Die Verhaltensforscher Konrad Lorenz und Niko Tinbergen beobachteten
bereits in den 1940 Jahren, dass Tiere längere Verhaltensweisen wie die
Paarung in mehrere Schritte unterteilen. Um sich zu vermehren, muss etwa
ein Stichling Entscheidungen treffen wann er am Nest baut, mit Rivalen
kämpft oder sich gerade um die Nachkommen kümmert. Um ein Nest zu bauen,
muss der Fisch zuerst mit seinen Flossen eine Höhle graben, was sich
wiederum aus einzelnen Bewegungsabläufen zusammensetzt. Um langfristig
erfolgreich zu sein, müssen all diese Schritte und Entscheidungen richtig
koordiniert werden.

Koordination ist der Schlüssel

Manuel Zimmer und seine Forschungsgruppe, darunter ErstautorInnen und
Doktoranden Harris Kaplan und Oriana Salazar Thula, präsentieren in ihrer
neuen Studie Belege dafür, dass hierarchische Aktivität in den Neuronen
das Verhalten koordiniert. Die NeurowissenschafterInnen nutzten dazu den
Wurm Caenorhabditis elegans als ihren Modellorganismus, da das
Nervensystem des Wurmes aus nur 302 Neuronen besteht, deren Aktivität
jeweils in Echtzeit aufgezeichnet werden kann.

Neuronale Hierarchie kontrolliert das Kriech-Verhalten

Zimmer und sein Team nutzten verschiedene Mikroskopietechniken, wodurch
sie beobachten können, welches Neuron des Wurms zu einer bestimmten Zeit
aktiv ist. So identifizierten sie aktive Neuronen, die jeder Stufe einer
Verhaltenshierarchie entsprechen. Manche Neuronen waren über längere Zeit
aktiv, z.B. während der Wurm vorwärts kriechen wollte, hörten aber auf zu
feuern, wenn der Wurm rückwärts kroch. Die Forscher beobachteten dabei,
wie die Aktivitäten anderer Neuronen, welche schnellere Bewegungsabläufe
kontrollieren (z.B. Kopfbewegungen), hierarchisch in die langsameren
Aktivitätsmuster eingebettet waren. "Interessant war auch die Beobachtung,
dass sich Hierarchien eher auf Ebene der Dynamiken von Neuronen
widerspiegeln als auf der Ebene ihrer anatomischen Verschaltungen.", sagt
Zimmer.

Dies ist eine der ersten Studien, die zeigt, dass eine Hierarchie von
neuronalen Aktivitäten eine Hierarchie von Verhaltensweisen kontrolliert.
"Es geht hier nicht nur darum, wie ein Wurm durch die Erde kriecht",
betont Zimmer, "sondern um die Prinzipien, nach denen das Gehirn das
Verhalten organisiert. Diese Prinzipien lassen vielleicht auch
Rückschlüsse auf den Menschen zu, fügt Zimmer hinzu: "Die menschliche
Sprache ist ebenfalls hierarchisch organisiert, mit Silben, Wörtern und
Sätzen. Möglicherweise könnten dieselben Prinzipien die Spracherzeugung
und das Sprachverständnis im menschlichen Gehirn regeln."

Publikation in Neuron:

Harris S. Kaplan, Oriana Salazar Thula, Niklas Khoss & Manuel Zimmer:

"Nested neuronal dynamics orchestrate a behavioral hierarchy across
timescales"

DOI: 10.1016/j.neuron.2019.10.037

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 27.11.2019
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ARTIKEL/1518: AOK-Tag - Herausforderungen und Perspektiven der Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 10/2019

AOK-TAG

Neue Ansätze für das Land

von Astrid Schock



AOK-Tag in Kiel zu Herausforderungen und Perspektiven der Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum.


Trennung der Sektoren aufweichen. Akademisierung der
Pflegeberufe und Schaffung neuer Berufsbilder. Delegation ärztlicher
Leistungen. Implementierung der Telemedizinprojekte in die
Regelversorgung. Dies sind nur fünf der Ansätze und Forderungen, die
auf dem AOK-Tag von Experten genannt wurden, um die
Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum künftig zu sichern.

Welche Veränderungen werden erwartet? Gesundheitsminister Dr. rer.
pol. Heiner Garg plädierte dafür, den auf dem Land lebenden Menschen
nicht den Eindruck zu vermitteln, dass alles bleibt, wie es heute ist.
"Den Landarzt in Einzelpraxis, der die gesamte Familie kennt und rund
um die Uhr zur Verfügung steht, wird es so nicht mehr geben", stellte
Garg zu Beginn der Veranstaltung klar. Stattdessen werde die künftige
Versorgung durch mehr Zusammenarbeit, Weiblichkeit,
Interprofessionalität und Delegation ärztlicher Leistungen geprägt
sein.

Garg verwies in diesem Zusammenhang darauf, dass derzeit rund 70
Prozent der Absolventen des Studienganges Humanmedizin weiblich sind
und auf dem Land Versorgungszentren entstehen. Thomas Rampoldt,
Geschäftsführer der Ärztegenossenschaft Nord, stellte zwei sich
ähnelnde Organisationsformen für solche Zusammenschlüsse vor. Die
kommunale Eigeneinrichtung unterscheidet sich von der Gründung eines
MVZ dahingehend, dass keine Bürgschaft für die Haftung vorgelegt
werden muss, es aber einer potenziellen Unterversorgung der Region und
damit der Zustimmung der Kassenärztlichen Vereinigung bedarf. Beide
Einrichtungen sind für die Sicherung der Versorgung auf dem Land
relevant, da viele angehende Mediziner ein finanzielles Risiko, das
durch eine Selbstständigkeit entsteht, gern vermeiden möchten, so
Rampoldt. Auch sei die Übernahme bürokratischer Aufgaben durch
geschultes Personal und damit die Möglichkeit, sich vollständig auf
das ärztliche Tun konzentrieren zu können, verlockend.

Delegation wird im ärztlichen Alltag zunehmend gelebt. Aus Sicht der
Ärztekammer müssen dafür drei Anforderungen erfüllt sein: ärztliche
Anordnung, sorgfältige Auswahl und ärztliche Aufsicht. Dr. Henrik
Herrmann, Präsident der Ärztekammer, sprach sich in einem Vortrag auf
der Veranstaltung klar für die Delegation aus. Auch der Akademisierung
der Pflegeberufe und der Schaffung neuer Berufsbilder wie dem des
Physician Assistant steht Herrmann - wie mehrfach berichtet - offen
gegenüber. "Wir müssen uns bewusst sein, dass sich die medizinische
Versorgung verändern wird. Lassen Sie uns diese Möglichkeiten nutzen
und den Medizinern damit die Möglichkeit geben, sich wieder auf ihre
Kernkompetenzen zu konzentrieren", sagte Herrmann in Kiel. Die derzeit
diskutierten oft eindimensionalen Lösungen betrachtet der
Kammerpräsident dagegen kritisch:


	Wettbewerb - auf dem Land leider nicht mehr gegeben.

	Mehr Geld - hilft nicht dabei, diejenigen aufs Land zu holen, die nicht hin wollen.

	Mehr Ärzte: Bei Schaffung neuer Studienplätze kommen diese erst in 15 Jahren in der Versorgung an, keiner weiß aber, wie diese dann aussehen wird.

	Landarztquote - Wie kann sich ein junger Mensch am Beginn eines Studiums schon für seine Zukunft in 15 Jahren verpflichten?



Dass auch telemedizinische Lösungen aus der künftigen Versorgung nicht
mehr wegzudenken sind, bestätigten sowohl Garg als auch Herrmann.
"Schleswig-Holstein ist in Sachen Telemedizin Vorreiter in der
Bundesrepublik, wir müssen dafür sorgen, dass die laufenden Projekte
in die Regelversorgung übergehen und auch im Vergütungssystem
Berücksichtigung finden", so Garg.

Die Akzeptanz telemedizinischer Lösungen ist im ländlichen Raum
allerdings noch ausbaufähig. Der Vorstandsvorsitzende der AOK
NordWest, Tom Ackermann, berichtete über die Ergebnisse einer
Forsa-Umfrage im Auftrag seiner Krankenkasse über die Erwartungen der
Menschen in Schleswig-Holstein an die medizinische Versorgung. Danach
können sich derzeit nur 55 Prozent der Befragten eine Behandlung per
Videosprechstunde vorstellen. Nach wie vor ist der ländlichen
Bevölkerung in Schleswig-Holstein infrastrukturell das Vorhandensein
von Hausärzten am wichtigsten (94 % der Befragten), gefolgt von
Einkauf vor Ort (92 %), Internet (89 %), Schulen (84 %) und
Krankenhäusern (83 %).

Anfang Texteinschub

55 Prozent der Befragten in der Forsa-Umfrage geben an, sich eine
Behandlung per Videosprechstunde vorstellen zu können. 80 Prozent
davon können sich sogar eine Befundbesprechung per Video vorstellen.

Ende Texteinschub

Schleswig-Holsteins KV-Chefin Dr. Monika Schliffke sieht die Aufgabe
des Arztes vor Ort auch künftig kaum ersetzbar. Sie machte deutlich:
"Bei allen neuen Projekten darf zu keinem Zeitpunkt die Frage nach dem
Patientennutzen vergessen werden." Bernhard Ziegler vom Klinikum
Itzehoe erwartet, dass in der ambulanten Versorgung langfristig nur
Hausärzte nicht mehr an Kliniken angestellt sein werden, ambulant
tätige Fachärzte dagegen sieht er bei den Kliniken angestellt.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 10/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201910/h19104a.htm
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DEPRESSION/201: Studie - Depression im Alter massiv unterschätzt (idw)


Stiftung Deutsche Depressionshilfe - 26.11.2019

Deutschland-Barometer Depression zeigt: Depression im Alter massiv unterschätzt

- Irrtümer führen zu großen Behandlungsdefiziten

- Suizidraten im Alter am höchsten

- demografischer Wandel verstärkt Problem



Berlin/Leipzig 26.11.2019 - In der deutschen Bevölkerung gibt es große
Irrtümer bezüglich der Ursachen und Behandlungsmöglichkeiten von
Depression im Alter. Deshalb wird die Erkrankung bei Senioren häufig
falsch oder gar nicht behandelt, was mit zu den drastisch erhöhten
Suizidraten im Alter beiträgt. Das zeigt das heute veröffentlichte dritte
"Deutschland-Barometer Depression" der Stiftung Deutsche Depressionshilfe,
gefördert durch die Deutsche Bahn Stiftung. Die repräsentative Befragung
untersucht Einstellungen und Erfahrungen zur Depression in der
Bevölkerung. Befragt wurden 5.350 Personen zwischen 18 und 79 Jahren aus
einem repräsentativen Online-Panel. "Bei Senioren wird die Depression noch
häufiger als bei jüngeren Menschen übersehen. Depressive Symptome wie
Hoffnungs- und Freudlosigkeit, Schlafstörungen oder Erschöpfungsgefühl
werden oft nicht als Ausdruck einer eigenständigen schweren Erkrankung
gesehen, sondern als nachvollziehbare Reaktion auf die Bitternisse des
Alters oder als Folge körperlicher Erkrankungen fehlinterpretiert",
erläutert Prof. Ulrich Hegerl, Vorstandsvorsitzender der Stiftung Deutsche
Depressionshilfe und Inhaber der Senckenberg-Professur an der
Goethe-Universität Frankfurt/Main.




[image: Deutschland-Barometer Depression - Studie der Stiftung Deutsche Depressionshilfe, gefördert durch die Deutsche Bahn. Illustration: Adobe Stock, Ohne Line Man]

Depression im Alter wird unterschätzt

Deutschland-Barometer Depression - Studie der Stiftung Deutsche Depressionshilfe,
gefördert durch die Deutsche Bahn.

Illustration: Adobe Stock, Ohne Line Man
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Behandlungsdefizit bei Depression im Alter

Deutschland-Barometer Depression - Studie der Stiftung Deutsche Depressionshilfe,
gefördert durch die Deutsche Bahn.

Illustration: Adobe Stock, Ohne Line Man



Depression gilt fälschlicherweise als Erkrankung der Berufstätigen

83% der Bevölkerung glauben, dass Depression am häufigsten im jungen und
mittleren Erwachsenenalter auftritt. Diese Annahme liegt vor allem darin
begründet, dass Stress (97%) und Belastung am Arbeitsplatz (95%) für die
Deutschen zu den Hauptursachen der Depression zählen. Da diese
berufsbezogenen Aspekte bei Senioren weniger bedeutsam sind, wird die
Erkrankung im Alter als weniger relevant angesehen. Nur 45% der
Bundesbürger wissen, dass Depression auch eine Erkrankung des Gehirns ist.
"Depression hängt viel weniger von den aktuellen Lebensumständen ab, als
viele glauben. Es ist eine eigenständige Erkrankung, die jeden treffen
kann - auch Senioren", stellt Psychiater Hegerl klar.

Irrtümer über Depression im Alter führen zu großen Behandlungsdefiziten

86% der Deutschen gehen davon aus, dass es Älteren schwerer fällt, sich
bei Depression Hilfe zu suchen. Dies gilt insbesondere für die
Psychotherapie: 71% der Befragten glauben, dass Ältere seltener bereit
sind, die Hilfe eines Psychotherapeuten anzunehmen. Tatsächlich sind 31%
der an Depression erkrankten Befragten zwischen 30 und 69 Jahren in
psychotherapeutischer Behandlung. Bei den Betroffenen über 70 Jahren sind
es nur 12%. Das Deutschland-Barometer Depression deckt jedoch einen großen
Irrtum auf, denn: Eine deutliche Mehrheit (64%) der befragten Menschen
über 70 wäre bereit, eine Psychotherapie in Anspruch zu nehmen. "Älteren
Menschen wird viel zu selten eine Psychotherapie angeboten. Sie werden im
Versorgungssystem eindeutig benachteiligt", so Ulrich Hegerl.

22% der Befragten meinen, dass bei Älteren die Behandlung körperlicher
Erkrankungen wichtiger ist. Jeder sechste Deutsche (17%) spricht sich gar
dafür aus, Ressourcen des Gesundheitssystems lieber für die Behandlung
jüngerer Patienten mit Depression auszugeben. "Jeder sollte wissen: Eine
Behandlung der depressiven Erkrankung ist bei älteren Patienten ebenso
wichtig wie bei jüngeren Menschen. Sowohl Psychotherapie als auch
medikamentöse Therapie haben sich als wirksam erwiesen", betont Hegerl.
Die Erhebung zeigt auch, dass ältere Betroffene weniger Vorurteile
gegenüber Antidepressiva haben: 81% der Menschen über 70 Jahren würden
Medikamente gegen Depression nehmen, bei den jungen Befragten (18 bis 29
Jahre) sind es nur 67%.

Demografischer Wandel verstärkt Problem - Programm für Altenpflegekräfte

Zwei Drittel der Befragten gaben im Deutschland-Barometer Depression an,
dass sie sich über die Erkrankung im Alter nicht gut informiert fühlen.
Deshalb ist eine Aufklärung über Depression und Suizidprävention für
ältere Menschen besonders wichtig. "Wenn das persönliche Umfeld Depression
als Reaktion auf die Bitternisse des Alters und nicht als eigenständige,
behandelbare Erkrankung auffasst, dann werden die betroffenen Senioren
nicht auf dem Weg in eine professionelle Behandlung unterstützt. Das ist
aber entscheidend, da die Betroffenen oft zu erschöpft und hoffnungslos
sind, um sich selbst Hilfe zu organisieren", erläutert Prof. Hegerl.

Aufgrund des demografischen Wandels gewinnt das Thema in den kommenden
Jahren zusätzlich an Relevanz. Ambulanten Pflegekräften und pflegenden
Angehörigen kommt hier eine große Bedeutung zu, da sie oft der einzige
regelmäßige Ansprechpartner sind. Die Stiftung Deutsche Depressionshilfe
entwickelt deshalb ein E-Learning-Programm zum Thema "Depression im Alter
und Umgang mit Suizidalität" für Pflegekräfte und Angehörige. Das Projekt
wird vom Bundesministerium für Gesundheit gefördert und ab Mitte 2020
kostenfrei zur Verfügung stehen.

Informations- und Hilfsangebote für ältere Menschen mit Depression

weiterführende Informationen zu Depression im Alter unter:

https://www.verschiedenen-facetten/depression-im-alter

ausführliche Erfahrungsberichte älterer Patienten finden Sie auf der
Internetseite der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, die in
Zusammenarbeit mit der Stiftung Deutsche Depressionshilfe entstanden ist:

www.gesund-aktiv-aelter-werden.de/gesundheitsthemen/depression-im-alter/

Info-Telefon Depression der Stiftung Deutsche Depressionshilfe: 

0800 33 44 5 33

Sozialpsychiatrische Dienste bei den Gesundheitsämtern

Beratung und Selbsthilfegruppen speziell für Angehörige:

www.bapk.de


Über die Stiftung Deutsche Depressionshilfe

Ziel der 2008 gegründeten Stiftung Deutsche Depressionshilfe ist es, einen
wesentlichen Beitrag zur besseren Versorgung depressiv erkrankter Menschen
und zur Reduktion der Zahl der Suizide in Deutschland zu leisten.
Vorstandsvorsitzender ist Prof. Dr. Ulrich Hegerl, der auch die
Senckenberg-Professur an der Goethe Universität Frankfurt innehat. Die
Schirmherrschaft hat der Entertainer und Schauspieler Harald Schmidt
übernommen. Neben Forschungsaktivitäten bietet die Stiftung Betroffenen
und Angehörigen vielfältige Informations- und Hilfsangebote wie das
Diskussionsforum Depression und das deutschlandweite Info-Telefon
Depression (0800 33 44 5 33). Unter dem Dach der Stiftung Deutsche
Depressionshilfe koordiniert das Deutsche Bündnis gegen Depression
zahlreiche lokale Maßnahmen: In über 87 Städten und Kommunen haben sich
Bündnisse gebildet, die auf lokaler Ebene Aufklärung über die Erkrankung
leisten. www.deutsche-depressionshilfe.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73795

Pressemitteilung zum Deutschland-Barometer Depression: Depression im Alter

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1353
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FORSCHUNG/1371: Neues Medikament gegen Neuromyelitis optica erfolgreich getestet (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 28.11.2019

Neues Medikament gegen Neuromyelitis optica erfolgreich getestet



Ein internationales Forschungskonsortium hat das Medikament Satralizumab
erstmals in einer Phase-III-Studie an Patienten getestet. Der Wirkstoff
ist zur Therapie der Autoimmunkrankheit Neuromyelitis optica gedacht, die
mit der Multiplen Sklerose verwandt ist, aber deutlich seltener auftritt.
Patientinnen und Patienten, die zusätzlich zu einer Basis-Immuntherapie
mit Satralizumab behandelt wurden, erlitten seltener einen Rückfall als
Patienten, die ein Plazebo erhielten. Satralizumab hatte jedoch keinen
Effekt auf Schmerzen und Müdigkeit.

Die Ergebnisse sind am 28. November 2019 online im New England Journal of
Medicine erschienen. An der multizentrischen Studie unter Leitung des
National Center of Neurology and Psychiatry in Tokio, Japan, war auch die
Neurologische Klinik des St. Josef-Hospitals Bochum (Direktor Prof. Dr.
Ralf Gold) unter Leitung von Prof. Dr. Ingo Kleiter, Klinik der
Ruhr-Universität Bochum (RUB), beteiligt.

Satralizumab ist derzeit außerhalb von Studien noch nicht als Medikament
erhältlich, der Abschluss des Zulassungsverfahrens wird für das Jahr 2020
erwartet.

Randomisierte kontrollierte Studie

"Die Ergebnisse sind ein Durchbruch für die Behandlung der Neuromyelitis
optica", sagt Prof. Dr. Ingo Kleiter, Mitglied der Medizinischen Fakultät
der RUB und Ärztlicher Leiter der Marianne-Strauß-Klinik in Berg.
"Erstmals konnte in einer randomisierten kontrollierten Studie gezeigt
werden, dass die spezifische Hemmung eines Botenstoffs im Immunsystem, des
Interleukin-6-Rezeptors, den Erkrankungsprozess stoppen kann. Zusammen mit
zwei anderen kürzlich erprobten neuartigen Medikamenten, Eculizumab und
Inebilizumab, stehen nun effektive Behandlungsformen für die Neuromyelitis
optica - eine unbehandelt zu schwerer körperlicher Behinderung führenden
Erkrankung - zur Verfügung."

An der Studie, die an verschiedenen neurologischen Zentren weltweit lief,
nahmen 83 Patientinnen und Patienten teil. Sie wurden zufällig in eine von
zwei Gruppen eingeteilt: Die 41 Probanden in der ersten Gruppe erhielten
das neue Medikament Satralizumab, die übrigen ein Plazebo; beide Gruppen
bekamen zusätzlich eine Basis-Immuntherapie verabreicht, welche die
Funktion des Immunsystems hemmt, jedoch allein nicht ausreichend war, die
Neuromyelitis optica zu unterdrücken.

Risiko für neue Krankheitsschübe gesenkt

Von den 41 mit Satralizumab behandelten Patienten erlitten acht einen
erneuten Krankheitsschub im Untersuchungszeitraum, der 144 Wochen
andauerte; in der Plazebo-Gruppe waren es in der gleichen Zeit 18 von 42
Teilnehmern - das Risiko sank also um 62 Prozent. Satralizumab wirkte
besonders stark bei Patientinnen und Patienten, bei denen ein bestimmter
Antikörper im Blut nachgewiesen worden war, der sogenannte
Aquaporin-4-Antikörper. In dieser Gruppe reduzierte sich die
Wahrscheinlichkeit für einen Rückfall um 79 Prozent gegenüber einer
Placebo-Behandlung. Die Nebenwirkungen waren in beiden Gruppen
vergleichbar.

Über die Neuromyelitis optica

Schätzungen zufolge leiden in Deutschland höchstens 2.000 Menschen an
Neuromyelitis optica; Frauen sind neunmal so häufig betroffen wie Männer.
Die chronisch-entzündliche Autoimmunkrankheit kann in jedem Alter
ausbrechen, verläuft schubförmig und schädigt dabei Rückenmark und
Sehnerv. In der Regel treten neurologische und körperliche
Beeinträchtigungen sehr schnell auf, zum Beispiel Muskelschwäche,
Lähmungen und Blindheit.

Die genauen Ursachen der Krankheit sind unbekannt, allerdings scheint dem
Protein Aquaporin-4-Antikörper eine bedeutende Rolle zuzukommen. Der
Antikörper bindet an den Aquaporin-4-Kanal, der den Wasserhaushalt von
Nervenzellen reguliert. Auch das Protein Interleukin-6 ist über
verschiedene Mechanismen an der Entstehung der Neuromyelitis optica
beteiligt, unter anderem indem es die Entwicklung von
Aquaporin-4-Antikörpern und schädlichen Immunzellen im Blut fördert.

Über Satralizumab

Satralizumab ist ein Antikörper, der an den Rezeptor von Interleukin-6
bindet. Dadurch unterbricht er den Interleukin-6-Signalweg, der an der
Entstehung von Krankheitsschüben beteiligt ist. Entdeckt wurde diese
Wirkung auf Neuromyelitis optica durch Forschungsarbeiten mit der
Vorgängersubstanz Tocilizumab, durchgeführt von den Gruppen von Takashi
Yamamura in Tokio sowie Ralf Gold und Ingo Kleiter in Bochum.

Förderung

Die Studie wurde von dem Pharamkonzern Chugai Pharmaceutical finanziert,
der das Medikament Satralizumab entwickelt hat.
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FORSCHUNG/1370: Aktivierung von Opioid-Rezeptor aufgeklärt (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 27.11.2019

Aktivierung von Opioid-Rezeptor aufgeklärt



Forscher der Universität Bonn haben zusammen mit Kollegen aus Shanghai,
Brüssel, Kanada und den USA den Bindemechanismus eines wichtigen
Schmerzrezeptors aufgeklärt. Die Ergebnisse erleichtern die Entwicklung
neuer Wirkstoffe. Die heute gegen starke Schmerzen eingesetzten Opioide
können abhängig machen und haben zum Teil lebensbedrohliche
Nebenwirkungen. Die Ergebnisse erscheinen im renommierten Fachjournal
"Science Advances".

Opioide zählen zu den wirksamsten heute verfügbaren Schmerzmitteln. Dazu
gehören beispielsweise Morphium oder auch Oxycodon, das früher in den USA
oft sehr leichtfertig verschrieben wurde. Mit gravierenden Konsequenzen:
Hunderttausende von Patienten wurden abhängig; viele von ihnen landeten
später bei Drogen wie Heroin oder Fentanyl.

Oxycodon bindet im Körper an so genannte Opioid-Rezeptoren. Davon gibt es
drei verschiedene Typen - MOP, DOP und KOP. Die bislang verfügbaren
Schmerzmittel aktivieren vor allem die M-Form (auch µ-Rezeptor genannt).
Die Stimulierung von MOP kann aber nicht nur süchtig machen, sondern
zusätzlich lebensgefährliche Nebenwirkungen haben. Die wohl
schwerwiegendste ist die Lähmung des Atemzentrums. Die häufigste
Todesursache nach Heroin-Konsum ist denn auch Atemstillstand.

"Arzneistoffe, die selektiv an den DOP-Rezeptor binden, haben diese
drastischen Nebenwirkungen vermutlich nicht", hofft Prof. Dr. Christa
Müller vom Pharmazeutischen Institut der Universität Bonn. Die Betonung
liegt auf "selektiv": Die Opioid-Rezeptoren sind einander so ähnlich, dass
viele Wirkstoffe alle drei Formen aktivieren. Um Substanzen zu finden, die
ganz spezifisch nur an den DOP-Rezeptor andocken, muss man daher exakt
wissen, was bei der Bindung genau passiert.

Räumliche Struktur bis auf Atomebene sichtbar gemacht

Diese Frage kann die aktuelle Studie nun beantworten. "Wir haben den
DOP-Rezeptor mit zwei verschiedenen Molekülen aktiviert, den Komplex
aufgereinigt und dann seine Struktur mit Röntgenstrahlung aufgeklärt",
erklärt Tobias Claff, der den Hauptteil der Experimente durchgeführt hat.
Dazu wird der Komplex aus Rezeptor und Wirkstoff in einen kristallinen
Zustand überführt. Das Kristallgitter lenkt das Röntgenlicht auf
charakteristische Weise ab. Aus der Intensitäts-Verteilung der gebeugten
Strahlung lässt sich daher auf die räumliche Struktur des Komplexes
schließen - und zwar bis hin zur Anordnung jeden einzelnen Atoms.

"Wir konnten so zeigen, welche Teile des Rezeptors für die Bindung der
Wirkstoffe verantwortlich sind", sagt Claff. "Mit diesem Wissen sollte es
nun möglich sein, ganz gezielt neue Substanzen herzustellen, die
ausschließlich DOP aktivieren." Das Interesse an solchen Pharmaka ist groß
- auch deshalb, weil der DOP-Rezeptor anders als sein MOP-Pendant nicht
vor allem gegen akute, sondern gegen chronische Schmerzen wirkt. Diese
sind bislang nur sehr schwer zu therapieren.

Die Röntgenkristallografie ist kein neues Verfahren. Die Struktur so
genannter G-Protein-gekoppelter Rezeptoren (dazu gehören auch die
Opioid-Rezeptoren) ließ sich so aber bis vor kurzem nicht aufklären. Diese
Membranproteine sitzen in dem dünnen fettähnlichen Häutchen, das den
Zellinhalt wie eine Art Beutel umschließt. Aufgrund ihrer Fettlöslichkeit
müssen sie während der Kristallisation aufwändig stabilisiert werden.
Ansonsten denaturieren sie und ändern dadurch ihre räumliche Struktur. "Es
gibt weltweit nur wenige Laboratorien, die diese Probleme beherrschen",
betont Christa Müller.

An der Universität Bonn können angehende Pharmazeuten während ihres
Masters oder Staatsexamens ins Ausland gehen. Das Institut verfügt dazu
über ein breites Netz von Kooperationspartnern - eine Tatsache, die etwa
auch im Studien-Ranking des CHE regelmäßig sehr positiv bewertet wird.
Tobias Claff nutzte diese Möglichkeit: "Ich habe ein Jahr meines Masters
an einem Institut der ShanghaiTech University verbracht", erklärt er.
"Dort hat man in den letzten Jahren die Kristallografie von
Membranproteinen entscheidend vorangetrieben." In Shanghai erlernte Claff
die aufwändige Methode - ein Know-how, von dem nun auch seine Heimatuni
profitiert, an die er inzwischen zurückgekehrt ist.

Dass sich ein Master-Student ein solch schwieriges Problem vorknöpfe,
komme nicht häufig vor, betont Prof. Müller. "Dieser Erfolg ist eine ganz
außergewöhnliche Leistung", sagt sie. "Er zeigt zudem auch, wie gut die
Fachgruppe Pharmazie mit ihrem internationalen Austauschprogramm
aufgestellt ist."
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FORSCHUNG/272: Panikstörung und Depression zeigen genetische Gemeinsamkeiten (idw)


Philipps-Universität Marburg - 28.11.2019

Panikstörung und Depression zeigen genetische Gemeinsamkeiten



Das Krankheitsbild der Panikstörung beruht auf denselben Genen wie
Depression und andere Erkrankungen - wenigstens zum Teil. Das ist eines
der Ergebnisse einer länderübergreifenden Studie, die Mediziner des
Marburger Instituts für Humangenetik mit zahlreichen Fachkolleginnen und
-kollegen durchgeführt haben. Sie berichten im Fachblatt "Molecular
Psychiatry" über ihre Resultate.

Panikstörung ist eine der schwersten Angststörungen, gekennzeichnet durch
plötzliche und wiederholte Panikattacken. "Bislang wusste man nicht,
welche Gene für diese Krankheit verantwortlich sind", sagt der Marburger
Mediziner Dr. Andreas Forstner, der die aktuelle Studie leitete.

Um die genetischen Ursachen für Panikstörungen herauszufinden,
analysierten er und zahlreiche Fachleute aus dem In- und Ausland das
Erbgut von Betroffenen und verglichen die Daten mit denen gesunder
Personen. Die Studie schließt 2248 Patientinnen und Patienten ein, deren
Panikstörung klinisch gut charakterisiert ist. Außerdem umfasst die
Analyse 7992 gesunde Kontrollpersonen.

Die Proben stammen aus vier europäischen Ländern, nämlich aus Dänemark,
Estland, Deutschland und Schweden. "Es handelt sich somit um die bisher
größte derartige Studie", erklärt Seniorautor Professor Dr. Johannes
Schumacher, der dem Institut für Humangenetik der Philipps-Universität
vorsteht.

Für ihre Analyse nahm das Team Genvarianten unter die Lupe, die sich in
einem einzelnen Baustein von anderen Versionen desselben Gens
unterscheiden, sogenannte SNPs. Die Forschungsgruppe überprüfte, ob SNPs
an bestimmten Genorten bei Patienten mit Panikstörung häufiger vorkommen
als bei gesunden Personen.

Zwar entdeckten die Forscherinnen und Forscher mit dieser Methode kein
Gen, das für sich genommen die Panikattacken verursacht. Dafür fanden sie
jedoch heraus, dass ein genetischer Zusammenhang zwischen Panikstörung und
anderen Erkrankungen besteht, nämlich mit depressiver Störung sowie
Neurotizismus; darunter versteht man einen Aspekt der Persönlichkeit, der
sich unter anderem durch erhöhte Reizbarkeit auszeichnet. Diejenigen
Erbanlagen, die zu Panikattacken beitragen, haben auch einen Einfluss auf
die beiden anderen psychischen Erscheinungsbilder.

"Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass Angststörungen und Depression
die extremen Ausprägungen von seelischen Veranlagungen sein könnten, die
auch jeder ganz normalen, gesunden Persönlichkeit zugrunde liegen",
schlussfolgern die Autorinnen und Autoren aus den Daten. "Es ist durchaus
wahrscheinlich, dass Personen mit großer Reizbarkeit eher als andere zu
Gefühlen wie Ängstlichkeit neigen, die sich bis zu Panikattacken steigern
können."

Der Mediziner Professor Dr. Johannes Schumacher lehrt Humangenetik an der
Philipps-Universität. Dr. Andreas Forstner leitet eine Nachwuchsgruppe am
Marburger Institut für Humangenetik. Erst vor Kurzem veröffentlichte er
eine große genetische Studie zur bipolaren Störung. Neben Marburger
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern arbeiteten zahlreiche Fachleute
deutscher sowie europäischer Universitäten, Forschungseinrichtungen und
Unternehmen an der Studie mit. Aus Deutschland beteiligten sich neben der
Universität Marburg unter anderem die Universitäten Würzburg und Bonn, die
Charité Berlin und das Max-Planck-Institut für Psychiatrie in München an
den Untersuchungen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft sowie weitere
europäische Fördereinrichtungen unterstützten die zugrundeliegende
wissenschaftliche Arbeit finanziell.
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RECHT/048: Selbstbestimmung ein Menschenrecht - Psychiatrie im Wandel (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN)

Fachgesellschaft, 28.11.2019

Selbstbestimmung ein Menschenrecht - Psychiatrie im Wandel



Alle Menschen mit psychischen Erkrankungen haben dasselbe Recht auf
bestmögliche medizinische und therapeutische Versorgung wie Patienten mit
anderen Krankheiten. Dies gilt auch, wenn ihre Teilhabe am sozialen Leben
eingeschränkt ist und sie nicht in der Lage sind, selbstbestimmt
Entscheidungen zu treffen. In der Psychiatrie wird deshalb intensiv nach
Wegen gesucht, wie Patienten darin unterstützt werden können, ihre
Selbstbestimmungsrechte in vollem Umfang wahrzunehmen. Die assistierte
Entscheidungsfindung bildet dabei eine wichtige Grundlage für eine
erfolgreiche soziale Teilhabe und ist von daher ein wichtiger Bestandteil
jeder zeitgemäßen psychiatrischen Versorgung.

Ziel psychiatrischer und psychotherapeutischer Hilfen ist es, Menschen mit
psychischen Erkrankungen ein Leben ohne belastende Symptome und soziale
Einschränkungen zu ermöglichen. Gleichzeitig hat jeder Mensch das Recht,
selbst zu entscheiden, was für ihn das Beste ist und welche Hilfe er im
Falle einer psychischen Erkrankung annimmt. Ist die Fähigkeit zur
Selbstbestimmung jedoch vorübergehend oder dauerhaft eingeschränkt, stellt
das alle Beteiligten in der psychiatrischen Versorgung vor große
Herausforderungen. Insbesondere, wenn ein Patient sich oder andere
gefährdet und medizinische Interventionen ablehnt, geraten Ärzte und
Therapeuten oftmals in ein ethisches Dilemma angesichts der Pflicht, den
Willen des Patienten zu achten und sich gleichzeitig für das Wohlergehen
des Patienten einzusetzen. "Der Schlüssel ist in diesem Fall die
partizipative oder auch assistierte Entscheidungsfindung, die den
Patienten in seiner Autonomie unterstützt und ihm hilft, eigene
Behandlungsentscheidungen zu treffen", betont Professor Thomas Pollmächer,
President Elect der DGPPN. "Hier hat sich die psychiatrische Praxis in den
letzten Jahren deutlich gewandelt. Es gibt zahlreiche Belege, dass Gewalt
und Aggression in der Psychiatrie entgegengewirkt werden kann. Aber das
ist auch eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und auch ein Auftrag der
Politik, wenn es darum geht, die Personalsituation in den Kliniken zu
verbessern", so Pollmächer weiter.

Was konkret getan werden kann, wenn psychische Erkrankungen in
Einzelfällen die Selbstbestimmungsfähigkeit des Patienten einschränken,
darüber berät die DGPPN seit Jahren intensiv mit Betroffenen, Angehörigen
und der Politik.

Mit einem eigenen Aktionsplan knüpft sie an die Forderungen der
UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) an. Er
legt fest, was Mitglieder und Gremien der Fachgesellschaft im Rahmen der
Versorgung, Forschung, Lehre und Wissenschaft tun können, um eine
gleichberechtigte, selbstbestimmte psychiatrische Versorgung aller
Menschen zu gewährleisten und ihnen soziale Teilhabe zu ermöglichen.
Die Fachgesellschaft folgt damit der Überzeugung, dass es Teil der
Identität einer modernen Psychiatrie sein muss, sich intensiv mit den
ethischen und menschenrechtlichen Grundlagen des Faches
auseinanderzusetzen. Es ist für alle in der Psychiatrie Tätigen Pflicht
und Chance zugleich, dem einzelnen psychisch erkrankten Menschen und
seinen Bedürfnissen bestmöglich gerecht zu werden.
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PFLEGE/794: Pflegereport 2019 - Ambulante Pflege erhält mehr Leistungen ohne bessere Qualität (idw)


Universität Bremen - 28.11.2019

Ambulante Pflege erhält mehr Leistungen ohne bessere Qualität



Neue Wohn- und Pflegeformen stehen im Mittelpunkt des Pflegereports 2019.
Er wird jährlich von einem Autorenteam des Forschungszentrums Ungleichheit
und Sozialpolitik (SOCIUM) der Universität Bremen herausgegeben.
Auftraggeber ist die BARMER. Wichtigstes Ergebnis: In neuen Wohn- und
Pflegeformen ist der Leistungsanspruch höher, obwohl keine höhere
Pflegequalität nachgewiesen ist.

Die Bremer Autoren, die Gesundheitsökonomen Professor Heinz Rothgang und
Dr. Rolf Müller, haben für den aktuellen Report Daten aus der
Pflegestatistik 2017 und Routinedaten der BARMER wissenschaftlich
ausgewertet. "Die theoretischen, maximalen pflegebedingten Leistungshöhen,
die innerhalb eines Pflegegrads von der Pflegeversicherung und der
Krankenversicherung erstattet werden, liegen in der ambulanten Versorgung
rund doppelt so hoch wie in der stationären Versorgung", nennt Professor
Rothgang ein Ergebnis.

Zusätzliche Leistungen bei ambulanter Pflege

Dies sei darin begründet, dass in der stationären Versorgung nur die
Leistungen zur vollstationären Pflege und Betreuung mit der Pflegekasse
abgerechnet werden können. In der ambulanten Versorgung kämen zusätzlich
zu den Pflegesachleistungen und Betreuungsleistungen noch Tages- und
Nachtpflege, Leistungen zu Maßnahmen, die das Wohnumfeld verbessern,
Wohngruppenzuschläge und Kurzzeitpflege. Zusätzlich werde die Erstattung
der häuslichen Krankenpflege durch die Krankenkasse bezahlt, die in der
vollstationären Versorgung prinzipiell schon im Pflegesatz enthalten sei,
in der ambulanten Versorgung aber separat abgerechnet werde. Rothgang
spricht in diesem Zusammenhang von "Stapelleistungen".

Neue Wohn- und Pflegeformen im Kommen

Die Bremer Experten stellen fest: "Derzeit ist auf Grundlage verschiedener
Studien bei steigender Tendenz von bis zu 8.000 betreuten Wohnanlagen mit
etwa 150.000 Pflegebedürftigen und rund 4.000 Pflege-Wohngemeinschaften
mit etwa 31.000 Pflegebedürftigen auszugehen, von denen nach
Hochrechnungen der BARMER-Daten 20.400 auch den Wohngruppenzuschlag der
Pflegeversicherung nutzen". In der Summe resultierten daraus im Jahr 2018
im betreuten Wohnen Mehrausgaben von 215 Millionen Euro gegenüber der
vollstationären Versorgung. Für die geschätzten 20.400 Bewohner von
Pflege-Wohngemeinschaften, die den Wohngruppenzuschlag der
Pflegeversicherung nutzen, ergeben sich im Vergleich zur Versorgung im
Pflegeheim Mehrausgaben von 184 Millionen Euro im Jahr 2018.

Positive und negative Effekte

Positive Effekte im betreutem Wohnen oder in den Pflege-Wohngemeinschaften
zeigten sich in der Lebensqualität der Bewohner, so die Autoren. Die
Pflegequalität wird aber nicht besser bewertet. Mit den BARMER-Daten sind
die Pflegebedürftigen in betreutem Wohnen und in Pflege-Wohngemeinschaften
mit den Pflegebedürftigen im Pflegeheim anhand von fünf
Qualitätsindikatoren verglichen worden. Bei den Bewohnern in betreutem
Wohnen und in den Pflege-Wohngemeinschaften sind Arztkontakte und die
Verordnungen von Antipsychotika seltener. Im betreuten Wohnen werden aber
mehr Neudiagnosen von Dekubitus festgestellt. Auch Krankenhausfälle mit
Entlassungsdiagnosen, bei denen unterstellt wird, dass sie oftmals
vermieden werden könnten, wenn eine angemessene ambulante Versorgung
stattgefunden hätte, seien im Vergleich zur stationären Pflege häufiger.
Professor Heinz Rothgang: "Die vorgelegten Analysen weisen auf die Gefahr
hin, dass sich Versorgungsangeboten etablieren, die zu höheren Ausgaben
der Pflege- und der Krankenversicherung und damit zu einer Belastung der
Beitragszahler führen, ohne entsprechende Qualitätsgewinne zu
realisieren."


BARMER Pflegereport: 

https://www.socium.uni-bremen.de/uploads/News/2019/20191128_BARMER_Pflegereport_2019.pdf

Statement Rothgang: 

https://www.socium.uni-bremen.de/uploads/News/2019/20191128_Statement_Rothgang_Pflegereport2019.pdf
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https://www.socium.uni-bremen.de/uploads/News/2019/20191128_Prasentation_Rothgang_Pflegereport2019.pdf
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LABEL/5165: Sony Music Press Relations Newsletter - KW49/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW49/2019

München, 2. Dezember 2019



Zurück um zu bleiben - Alanis Morissette veröffentlicht am 01.
Mai 2020 ihr neues Album "Such Pretty Forks In The Road"

Lange war es musikalisch ruhig um sie gewesen - heute meldet sich der
kanadische Superstar Alanis Morissette mit einer brandneuen Single
zurück. "Reasons I Drink" ist der Titel des ersten neuen Songs der
siebenfachen Grammy-Preisträgerin seit sieben Jahren. Es ist
gleichzeitig der erste Vorbote des Albums "Such Pretty Forks In The
Road", das am 1. Mai erscheinen wird. Der Longplayer ist der
Follow-up zu "Havoc And Bright Lights", das Platz zwei der
Offiziellen Deutschen Charts erreichte und mit Gold ausgezeichnet
wurde.

Seit 1995 zählt Alanis Morissette zu den einflussreichsten
Singer/Songwriter und Musikern. Ihre ausdrucksstarke Musik und ihre
Performances wurden von der Kritik hoch gelobt und mit sieben Grammys
ausgezeichnet. Nach Morissettes Debütalbum im Jahr 1995, "Jagged
Little Pill", folgten neun weitere vielseitige und von der Kritik
hochgelobte Alben. Sie schrieb Musik für Kinofilme und stand auch
selbst als Schauspielerin in Film- und TV-Produktionen vor der
Kamera. Sie ist sie eine begeisterte Unterstützerin der Stärkung von
Frauenrechte sowie der spirituellen, psychologischen und physischen
Wellness. Im Jahr 2016 startete Alanis den monatlichen Podcast
"Conversation with Alanis Morissette" mit Gesprächen mit einer
Vielzahl von Autoren, Ärzten, Pädagogen und Therapeuten zu einem
breiten Spektrum psychosozialer Themen, von Spiritualität über
Entwicklungstheorie bis hin zu Kunst.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

06.12. Camila Cabello - Romance

13.12. Jean-Michel Jarre - Eon

13.12. Tool - Fear Inoculum Re-Edition

13.12. Harry Styles - Fine Line

13.12. Fero47 - 47

10.01.2020 Kesha - High Road

17.01.2020 Estikay - Blueberry Boyz

24.01.2020 Vanessa Mai - Für immer

31.01.2020 Loco Escrito - Estoy Bien

31.01.2020 Louis Tomlinson - Walls

31.01.2020 Meghan Trainor - Treat Myself

14.02.2020 Ela. - Liebe & Krieg

28.02.2020 Mia. - Limbo

28.02.2020 Majan - Oh Boi

06.03.2020 Hämatom - Maskenball

01.05.2010 Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road


On Tour

Till Brönner

02.12. Hamburg - Laeiszhalle

03.12. Lübeck - MUK

OMD

02.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

03.12. Stuttgart - Liederhalle

05.12. Düsseldorf - Mitsubishi-Electric-Halle

06.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

Amon Amarth

03.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

04.12. Berlin - Velodrom

13.12. Hamburg - Sporthalle

14.12. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Alle Farben

05.12. Hamburg - Sporthalle

06.12. Offenbach - Stadthalle

07.12. Ludwigsburg - MHP-Arena

12.12. Köln - Palladium

13.12. Berlin - Verti-Music-Hall

14.12. München - Zenith

Ina Regen

07.12. Erlangen - Heinrich-Lades-Halle

08.12. Lübeck - MUK

12.12. Hannover - Capitol

13.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

14.12. Rheine - Stadthalle

15.12. Bremen - Aladin

19.12. Freiburg - Konzerthaus

20.12. Stuttgart - Theaterhaus

21.12. Oberhausen - Turbinenhalle

Enno Bunger

27.12. Leer - Theater a.d. Blinke

Céline Dion

17.06.2020 München - Olympiahalle

19.06.2020 Mannheim - SAP-Arena

21.06.2020 Köln - Lanxess-Arena

22.06.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

22.07.2020 Berlin - Waldbühne

Ozzy Osbourne


(Nachholtermine)

11.11.2020 Dortmund - Westfalenhalle

26.11.2020 München - Olympiahalle

28.11.2020 Mannheim - SAP-Arena

30.11.2020 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

03.11.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/5164: Warner Music Klassik News - 29. November 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 29. November 2019

Alle Jahre wieder... wird es auch bei uns festlich! Wir möchten daher
diesen letzten Freitag vor der Adventszeit nutzen, um Sie auf unsere
weihnachtlichen Veröffentlichungen hinzuweisen.




Alison Balsom mit Royal Fireworks auf Tour

01.12. Bielefeld, Oetkerhalle

02.12. Bremen, Die Glocke

04.12. Berlin, Konzerthaus

05.12. Braunschweig, Stadthalle

07.12. Frankfurt, Alte Oper

08.12. Hamburg, Elbphilharmonie

CD 814337018627

auch digital erhältlich


Das Weihnachtsoratorium unter der Leitung von Ton
Koopman

Ob das Weihnachtsoratorium von 1996 oder Weihnachtslieder mit dem
niederländischen Liedermacher Herman van Veen - Ton Koopman und sein
Amsterdam Baroque Orchestra bringen mit diesen beiden
Wiederveröffentlichungen ganz sicher festliche Stimmung.

Bietet die 10-CD-Box Ton Koopman - A Baroque Master einen großen
Überblick über die vielseitige Diskografie des vor 75 Jahren
geborenen Musikers und seines 40 Jahre alten Orchesters, so steht
eine Einspielung singulär als Referenzaufnahme seit über 20 Jahren in
den Katalogen: das Weihnachtsoratorium mit einer wahren
Traumbesetzung.

Weihnachtsoratorium - 2 CDs 0190295392789

auch digital erhältlich


Weihnachten mit Herman van Veen & Ton Koopman

Wenn größte Kontraste aufeinandertreffen, entstehen auch die größten
kreativen Funken: der Niederländer Herman van Veen ist berühmt als
Liedermacher (Ich hab' ein zärtliches Gefühl), Clown, Dichter und
Erfinder der Comic-Ente Alfred Jodocus Kwak. Sein Landsmann Ton
Koopman dagegen gilt als Alte-Musik-Pionier der ernsten Muse - als
großer Bach-Interpret und Wiederentdecker barocker Partituren. Beide
trafen sich schon vor 25 Jahren zu einem außergewöhnlichen
Weihnachtsprojekt, das nun als Wiederveröffentlichung eine zweite
Premiere feiert.

Herman van Veen ist auf großer Deutschlandtour und im Dezember in
Saarbrücken, Mannheim, Berlin, Leipzig, Bochum, Bad Kreuznach und
Lech zu erleben.
Zur Tour

Weihnachtslieder - CD 0190295393120

auch digital erhältlich

VORSCHAU

Fazil Says Gesamtaufnahme von Beethovens Klaviersonaten

"Ich wollte jede Sonate wie eine Sinfonie erleben, jede Note im
Geiste hören, als würde ich einem Orchester lauschen. Ich stellte mir
vor, mit diesem imaginären Orchester zu proben. Ich spielte die
Sonaten einem neben mir sitzenden 'imaginären Beethoven' vor, der vor
Energie und musikalischem Elan nur so sprudelte. Dieser
Fantasie-Beethoven zeigte mir seine Musik; manchmal beruhigte er mich
und manchmal kämpfte er mit meiner Unzufriedenheit im Geiste."
Dem Pianisten Fazil Say ist es auf beeindruckende Weise gelungen,
Beethovens Klaviersonaten aus einer einzigartigen Perspektive zu
betrachten - zum einen als Virtuose, aber auch als Komponist, dessen
etwa 80 Werke heute auf vielen Podien der Welt erklingen.

VÖ: 17. Januar 2020

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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CROSSOVER/505: Wiesbaden - »Club Classique«, 7.12.2019


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Neues Konzertformat: »Club Classique«

Mit Rheingauer Streichquartett, Jazz-Violinist & DJ Michael Makarov

Samstag, 7.12.2019, 20.00 Uhr, Wartburg des Hessischen Staatstheaters



Am Samstag, den 7. Dezember 2019 um 20.00 Uhr, findet in der Wartburg
des Hessischen Staatstheaters die erste Ausgabe des neuen
Konzertformats »Club Classique« statt.

Im neuen Lounge-Format, hat all das Platz, was im Orchestergraben oder
auf dem Konzertpodium nicht ausgelebt werden kann: Klassische Musik
trifft auf Elektro, Funk, Jazz, Weltmusik. Die Musikerinnen und
Musiker des Hessischen Staatsorchesters entwerfen im Crossover mit
anderen Künstlern und Genres ihren eigenen Clubabend in lockerem
Ambiente. In entspannter Atmosphäre kann man den Tag mit
inspirierenden Klängen, guten Gesprächen oder an der Bar ausklingen
lassen.

Die erste Ausgabe des Formats ist mit »Jazz & Klassik« unterschrieben.
Das Rheingauer Streichquartett (Igor Mishurisman und Anton Tykhyy,
Violine, Anastasiya Mishurisman, Viola, und Emanuela Simeonova,
Violoncello) spielt im ersten Teil des Konzerts eingängige Kammermusik
von Gershwin, Bartók und zeitgenössischen Komponisten wie Chiel
Meijering. Für die zweite Hälfte hat es mit Jazz-Geiger Michael
Makarov Jazz-Arrangements einstudiert. Ein DJ-Set rundet den Abend ab.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: 

www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9241: Aus aller Welt - 02.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Kriegsschiffe dürfen Hongkong nicht mehr anlaufen

Als Reaktion auf das von den USA beschlossene Gesetz über
Menschenrechte und Demokratie in Hongkong, das die Verhängung von
Strafmaßnahmen gegen Beamte vorsieht, die als Menschenrechtsverletzer
in der chinesischen Sonderverwaltungszone gelten, hat China
Sanktionen gegen die Vereinigten Staaten verhängt. Das chinesische
Außenministerium kündigte am Montag an, daß ab sofort keine
US-Kriegsschiffe mehr in Hongkong einlaufen dürfen. Alle Verfahren
zur Prüfung von Besuchsanträgen der US-Marine und der US-Air-Force
würden ausgesetzt, teilte Außenamtssprecherin Hua Chunying nach
Informationen der South China Morning Post in Peking mit. Zudem seien
Strafmaßnahmen gegen Nichtregierungsorganisationen wie Human Rights
Watch, Freedom House und den National Endowment for Freedom in
Arbeit. Sie tragen eine große Verantwortung für das Chaos in
Hongkong, sagte Hua.

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9241: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei beschlagnahmt verbotene Böller

Im oberfränkischen Landkreis Wunsiedel hat die Polizei bei einer
Fahrzeugkontrolle 54 Kilogramm verbotene Pyrotechnik gefunden. Wie
die Polizei in Selb mitteilte, waren die drei Autoinsassen am Sonntag
nach Tschechien gefahren. Bei der Heimfahrt sei der Wagen in
Schirnding gestoppt worden. Neben den verbotenen Böllern entdeckten
die bayerischen Beamten auch eine geringe Menge Betäubungsmittel. Das
Trio muß sich nun wegen Verstößen gegen das Sprengstoff- und
Betäubungsmittelgesetz verantworten.

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9238: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwere Kämpfe in Idlib

In der Provinz Idlib im Nordwesten Syriens liefern sich syrische
Regierungstruppen und Rebellen heftige Gefechte. Wie die in
Großbritannien ansässige oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle
für Menschenrechte berichtete, sind bei den Kämpfen im Südosten der
Region mehr als 50 Soldaten und mindestens 45 Rebellen getötet
worden. Demnach begannen die Kämpfe am Samstag mit einem Angriff der
Dschihadistenallianz Tahrir al-Scham auf Stellungen der
Regierungstruppen. Daraufhin hätten syrische Kampfflugzeuge
Luftangriffe geflogen.

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9240: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lafontaine warnt SPD vor weiterer Zusammenarbeit mit Union

Der frühere SPD-Chef Oskar Lafontaine empfiehlt den Sozialdemokraten,
aus der großen Koalition auszusteigen. Wenn die SPD mit dieser Union
noch länger zusammenarbeite, werde sich ihr Niedergang fortsetzen,
sagte Lafontaine in einem Gespräch mit dem Spiegel-Magazin. Die SPD
müsse jetzt mit dem Neoliberalismus brechen, forderte der
Linken-Politiker. Die künftigen SPD-Vorsitzenden Saskia Esken und
Norbert Walter-Borjans machten bereits deutlich, daß sie ihrer Partei
keinen sofortigen Ausstieg aus der großen Koalition empfehlen werden.
Die Zukunft des Bündnisses werde von Inhalten wie dem Klimaschutz
abhängen, sagte Esken in den ARD-Tagesthemen. Ähnlich äußerte sich
auch Walter-Borjans.

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9238: Tragisches und Kurioses - 02.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zahlreiche Tote bei Reisebusunfall in Tunesien

Im Nordwesten Tunesiens ist ein mit 48 Menschen besetzter Reisebus
aus noch ungeklärter Ursache von der Straße abgekommen und in eine
Schlucht gestürzt. 24 Insassen kamen dabei zu Tode. Weitere 18
Reisende wurden teils schwer verletzt. Wie die tunesische
Nachrichtenagentur TAP unter Berufung auf Angaben des
Innenministeriums berichtete, ereignete sich der Unfall am
Sonntagvormittag in der Region Ain Snoussi zwischen Ain Drahem
(Gouvernement Jendouba) und Amdoun (Gouvernement Beja).

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8323: Aus Forschung und Technik - 02.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinesische Forscher finden superschweres stellares Schwarzes Loch

Ein Forscherteam unter der Leitung von Liu Jifeng vom Nationalen
Astronomischen Observatorium der Chinesischen Akademie der
Wissenschaften (NAOC) entdeckte ein stellares Schwarzes Loch, dessen
Masse 70 Mal größer ist als die der Sonne. Ein Schwarzes Loch mit
einer solchen Masse dürfte nach den derzeitigen Modellen stellarer
Evolution gar nicht existieren - zumindest nicht in unserer Galaxie,
sagte Liu der Nachrichtenagentur Xinhua zufolge. Das rund 15.000
Lichtjahre von der Erde entfernte Objekt mit der Bezeichnung LB-1 sei
doppelt so groß, wie wir das bislang für möglich hielten, sagte Liu
weiter. Jetzt müssen sich die Theoretiker der Herausforderung
stellen, ihre Entstehung zu erklären. Bei ihrer Suche nach stellaren
Schwarzen Löchern nutzten die Forscher das Sky Area Multi-Object
Fiber Spectroscopic Telescope (LAMOST) des Observatoriums Xinglong
Station in der nordchinesischen Provinz Hebei, um nach Sternen zu
suchen, die ein unsichtbares Objekt umkreisen und von dessen
Schwerkraft abgelenkt werden.

2. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8337: Aus aller Welt - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Solidaritätskundgebungen in Polen für suspendierten Richter

Vor dem Justizministerium in Warschau haben am Sonntag Tausende von
Menschen Solidarität mit dem am Freitag suspendierten Richter
Paweł Juszczyszyn demonstriert. Weitere Kundgebungen fanden in
Krakau, Posen, Stettin und Breslau statt. Juszczyszyn hatte die
Unabhängigkeit eines Richters in Frage gestellt, der vom Nationalen
Justizrat eingesetzt worden war. Das Gremium war von der
rechtskonservativen Regierungspartei PiS im Rahmen einer umstrittenen
Justizreform eingerichtet worden. In dem Zusammenhang wirft die
EU-Kommission der polnischen Regierung vor, die Unabhängigkeit der
Justiz systematisch einzuschränken und die Gewaltenteilung zu
unterlaufen. Mehrere Vertragsverletzungsverfahren wurden deswegen auf
den Weg gebracht. In diesem Sinne unterstützten die Demonstranten in
Warschau und den anderen Städten des Landes Richter, die sich nicht
brechen lassen, und forderten unabhängige Gerichte. Juszczyszyn rief
bei der Kundgebung vor dem Justizministerium seine Richterkollegen
auf, sich nicht einschüchtern zu lassen und sich als unabhängig und
mutig zu erweisen.

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8292: Medizin und Gesundheitswesen - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Pflegegeld muß nicht selten zurückerstattet werden

Eigentlich sollte das Pflegegeld helfen, das Leben bedürftiger 
Menschen erträglicher zu gestalten. Jetzt hat eine Studie laut 
Deutschem Ärzteblatt ergeben, daß jeder 15. Antragsteller für das 
bayerische Pflegegeld vor der Auszahlung gestorben ist. Von rund 
53.000 erfaßten Anträgen im Pflegejahr 2018/2019 erlebten 3500 
Menschen nicht mehr die Auszahlung. Das Landespflegegeld in Höhe von 
1000 Euro wird einmal jährlich ausgezahlt. Wenn ein Antragsteller vor 
der Auszahlung stirbt, müssen die Angehörigen das Pflegegeld 
vollständig zurückzahlen. Verständlich, wenn vielerorts die Kritik 
laut wird, daß die Antragsbearbeitung oftmals verschleppt und somit 
die Auszahlung unnötig verzögert wird.

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8325: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Netanjahu offiziell unter Anklage

In Israel hat am Montag Generalstaatsanwalt Avichai Mandelblit
offiziell Anklage gegen den amtierenden Ministerpräsidenten Benjamin
Netanjahu erhoben. Diesem werden Betrug, Vertrauensbruch und
Bestechung zur Last gelegt. Das erste Strafverfahren gegen einen
israelischen Regierungschef soll vor einem Bezirksgericht von
Jerusalem stattfinden. Mehr als 300 Zeugen sind geladen. Netanjahu
bestreitet die gegen ihn erhobenen Vorwürfe. Bis zum Jahreswechsel
kann er Immunität vor Strafverfolgung beantragen.

2. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8247: Sprache, Kunst und Medium - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Großbrand in Weltkulturerbe-Städtchen Hallstatt

Im idyllisch gelegenen österreichischen Weltkulturerbe-Ort Hallstatt
hat am Wochenende ein Großfeuer gewütet. Durch die Flammen wurden zwei
direkt am See gelegene Holzscheunen vollständig zerstört und drei
gegenüberliegende Wohnhäuser schwer beschädigt.

Wie die österreichische Nachrichtenagentur APA berichtete, trug ein
Feuerwehrmann bei den Löscharbeiten schwere Verletzungen davon.

Die Ursache für das Feuer scheint weiterhin unbekannt zu sein. Da
Brandstiftung nicht auszuschließen ist, kündigte die Polizei an, daß
die Ermittlungen Wochen dauern könnten. Gesichert sei nur, daß das
Feuer in einer der denkmalgeschützten Holzhütten auf einem Grundstück
direkt am Ufer ausbrach. Da der Uferbereich sehr dicht bebaut ist,
kämpften über hundert Feuerwehrleute darum, ein Überspringen der
Flammen auf die benachbarten Häuser möglichst zu verhindern.

Im 18. Jahrhundert wurde das Städtchen im Salzkammergut schon einmal
durch ein Feuer zerstört und mußte praktisch neu aufgebaut werden.
Damals wurden viele Bruchsteine für den Aufbau verwendet, was sich
jetzt vermutlich auszahlte. Günstig war auch, daß es in der Nacht vor
dem Feuer ausgiebig geregnet hatte, so daß die hölzernen Dach- und
Fassadenschindeln noch naß waren.

Die rund 750 Bewohner leben größtenteils vom Tourismus. Deshalb ist
den meisten daran gelegen, den Welterbestatus zu erhalten. Sie hoffen,
daß die Unesco dem Ort bei der Sanierung der Brandstätte helfen wird.
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MILITÄR/8314: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Japan kauft Insel für US-Landungsmanöver

Die japanische Regierung hat den Kauf einer unbewohnten, im Südwesten
des Landes liegenden Insel in die Wege geleitet. Das Eiland Mageshima
in der Präfektur Kagoshima soll den US-Streitkräften für
Landungsmanöver und andere Militärübungen zur Verfügung gestellt
werden. Die japanischen Selbstverteidigungskräfte werden ebenfalls
auf der Insel präsent sein. Zur Zeit befindet sich ein großer Teil
von Mageshima im Besitz eines Unternehmers. Der Kaufpreis soll sich
auf umgerechnet 130 Millionen Euro belaufen, wie der Leiter des
Kabinettsekretariats am Montag berichtete. Bislang führt das
US-Militär seine Landungsübungen auf der Insel Ioto durch, die zur
Ogasawara-Inselkette gehört. Die Insel liegt den Amerikanern in zu
großer Entfernung von ihrer Airbase in Japan.
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POLITIK/8328: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Minister fordern Steuerbefreiung für fair gehandelten Kaffee

Bundesentwicklungsminister Gerd Müller und Bundesarbeitsminister
Hubertus Heil haben das ostafrikanische Äthiopien besucht und sich in
Addis Abeba mit dem Ministerpräsidenten und Friedensnobelpreisträger
Ahmed Ali getroffen. Müller sprach sich für eine Steuerbefreiung von
fair produzierten und gehandelten Kaffee in Deutschland aus. Dieser
könnte hierzulande einen Euro preiswerter verkauft werden und mit
konventionellem Kaffee konkurrieren. Laut Müller erhalten die
Kaffeebauern für den Rohkaffee drei bis vier Prozent dessen, was der
Verbraucher in Deutschland für die geröstete Ware bezahlt. Dabei sind
die Arbeitsbedingungen auf den Plantagen oft grausam. Vielerorts
werden für die Arbeit Kinder herangezogen. Dem Arbeitslohn der
Plantagenarbeiter von 50 bis 60 Cent steht eine Kaffeesteuer in
Deutschland von 2,19 Euro pro Kilo gegenüber. Der Bund nimmt darüber
jedes Jahr rund eine Milliarde Euro ein. Als Erster Bürgermeister
Hamburgs hatte sich der amtierende Bundesfinanzminister Olaf Scholz
bereits 2014 für die Abschaffung der Kaffeesteuer auf fair
gehandelten Kaffee eingesetzt, allerdings ohne Erfolg. In Äthiopien
liegen 2,5 Millionen Kaffeeplantagen. Die Ernte wird zu einem Prozent
im Land geröstet. Heil forderte vor diesem Hintergrund eine stärkere
Wertschöpfung in den Anbaugebieten. Äthiopien exportiert rund ein
Drittel seines Kaffees nach Deutschland. Fair gehandelter Kaffee hat
dort einen Marktanteil von 10 Prozent.
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SONSTIGES/8297: Tragisches und Kurioses - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Gondolieri befreien Venedigs Kanäle von Müll

Nach dem Abklingen des extremen Wochwassers in der Lagunenstadt
Venedig kümmern sich die Gondolieri wieder um die Touristen sowie 
um den Müll auf dem Grund der Kanäle. Die sind offenbar auch sehr 
einladend, was die Müllentsorgung angeht.

Da sich die Stadtverwaltung nicht darum kümmert, haben die Bootseigner
das Problem in die eigenen Hände genommen. Sie bildeten
Tauchereinheiten, die sich vorzugsweise abends treffen, wenn der
Bootsverkehr stark abgenommen hat, um alle möglichen Dinge vom Grund 
der Wasserstraßen zu holen.

Wie die österreichische Kronen Zeitung berichtete, wurden bei den
ersten Aktionen zwischen März und Juni etwa 2,5 Tonnen Müll in Form
von alten Bierfässern, Autoreifen, Küchenmöbel und ähnliches vom Grund
der Lagune geborgen.

Nun sind die Gondolieri wieder auf Tauchstation gegangen, um die
Kanäle der Unesco-Welterbestadt von Unrat zu befreien. Dabei zogen sie
auch dieses Mal eine Unzahl mehr oder minder großer Dingen aus der
dunklen Brühe. Insgesamt waren es etwa 600 Kilo Müll, der bei uns
vermutlich als Sperrmüll an den Straßen gelandet wäre.

Laut ARD Tagesschau war es bereits die siebte Tauchaktion in Venedig.
Die Gänge sollen noch mindestens bis April kommenden Jahres einmal
monatlich durchgeführt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8326: Arbeit, Soziales und Familie - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



20 Millionen Binnenflüchtlinge jedes Jahr durch Klimawandel

Wirbelstürme, Überschwemmungen, Waldbrände und andere Folgen des
Klimawandels machen jährlich 20 Millionen Menschen zu
Binnenflüchtlingen. Das berichtete die Nothilfe- und
Entwicklungsorganisation Oxfam am Montag. Laut der Untersuchung
"Forced from home" gab es global im vergangenen Jahr siebenmal so
viele klimabedingte Katastrophen wie 2012. Damit liegt die Zahl der
Betroffenen zweimal höher als derjenigen, die aufgrund von
kriegerischen Auseinandersetzungen, Gewalt und Verfolgung vertrieben
werden. Der Klimawandel wirkt sich besonders katastrophal auf
Bangladesch, Indien, Ostafrika und vor allem auf Inseln und
Inselstaaten wie Kuba, Tuvalu und Dominica aus. Auf Kuba und Tuvalu
haben Wetterextreme einen durchschnittlichen wirtschaftlichen Schaden
von rund 20 Prozent der Volkseinkommen verursacht.
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UMWELT/8303: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Kein Sumatra-Nashorn mehr in Malaysien

Es ist soweit. Das letzte Sumatra-Nashorn (Dicerorhinus sumatrensis)
Malaysias ist tot. Wie dpa meldete, ist das Weibchen namens Iman auf
der Insel Borneo eines natürlichen Todes gestorben. Das teilte die
Umweltstiftung WWF mit. Damit gilt die Art in Malaysia als
ausgestorben. In Indonesien streifen nach WWF-Schätzungen nur noch
knapp 80 Tiere durch die Regenwälder. Hauptgrund für das Schwinden
der Tiere: Der Lebensraum wird immer kleiner, weil der Wald für
Palmölplantagen, Papierproduktion und Bergbau in den vergangenen
Jahrzehnten gerodet wurde. Außerdem wurden zahlreiche Tiere Opfer von
Wilderern, damit das Horn in Pulverform in andere asiatische Länder
verkauft werden kann.
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WIRTSCHAFT/8314: Märkte und Finanzen - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Rußland eröffnet Teilstück einer Gasleitung von Sibirien nach China

Rußland hat ein Teilstück von 2157 Kilometer Länge der Gaspipeline
"Kraft Sibiriens" eröffnet. Über die Leitung soll die Volksrepublik
China ab 2023 mit Erdgas der Lagerstätte Kowyktinskoje versorgt
werden. Bislang hat das Energieunternehmen Gazprom die Leitung über
Sümpfe, Gebirge, seismisch aktive Gebiete und Dauerfrostböden bis an
die Grenze bei Blagoweschtschensk herangeführt. Nach Konzernangaben
durchquert die Pipeline möglichst lichte oder bei Waldbränden
zerstörte Waldgebiete. Am Ende wird die Leitung eine Länge von rund
3000 Kilometern haben. Die Investitionen werden von Gazprom mit rund
50 Milliarden Euro angeben. Geplant ist die Lieferung von jährlich 38
Milliarden Kubikmeter Erdgas. Das Volumen entspricht 9,5 Prozent des
derzeitigen Verbrauchs der Volksrepublik. Rußland diversifiziert
seine Gasexporte in den nächsten Wochen weiter. Am 8. Januar wird die
durch das Schwarze Meer führende Leitung Turkish Stream in Betrieb
genommen. Diese kann später über Griechenland nach Süd- und
Südosteuropa verlängert werden. Voraussichtlich bis Ende dieses
Jahres wird die 1230 Kilometer lange Ostseepipeline Nord Stream 2 bis
an die deutsche Küste bei Greifswald verlegt worden sein. Diese soll
jährlich 55 Milliarden Kubikmeter Gas nach Europa transportieren. Die
Weiterleitung EUGAL von Greifswald nach Tschechien wurde an diesem
Montag erstmals mit Gas beaufschlagt. 2018 haben die Europäer aus
Rußland 201,7 Milliarden Kubikmeter Erdgas bezogen und klimawirksam
verbrannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8326: Aus Forschung und Technik - 02.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Kopfhörer jetzt auch zum Schwimmen

Die Anforderungen an Wearables werden immer größer. Inzwischen gibt
es auch wasserdichte Kopfhörer mit eingebautem MP3-Player zum
Schwimmen. So hat der Aftershokz Xtrainerz laut SPIEGEL Online einen
MP3-Player mit vier Gigabyte Speicher. Er spielt Musik nicht über die
Ohren, sondern nutzt das Prinzip der Knochenleitung. Daher liegt der
Hörer vor dem Ohr auf dem Knochen auf, und der Schall wird durch den
Schädel ins Innenohr geleitet. Beim Schwimmen muß man jedoch
zusätzlich Ohrstöpsel tragen. Demgegenüber kann der Sony Walkman
NW-WS413, ebenfalls mit vier Gigabyte Speicher ausgestattet, auch im
Meerwasser verwendet werden. Und schließlich kann der JBL Endurance
Dive auch als Bluetooth-Headset verwendet werden. Allerdings sollte
man ihn trotz seines Namens "Dive" (Tauchen) nur in einer Wassertiefe
von bis zu einem Meter nutzen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1676: Affen informieren Gruppenmitglieder über Gefahren (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 29.11.2019

Affen informieren Gruppenmitglieder über Gefahren



Menschen stehen oft vor der Wahl, ob sie zum Allgemeinwohl beitragen oder
sich egoistisch verhalten und andere sich verausgaben lassen möchten.
Tiere, die in Gruppen zusammenleben, sind oft Bedrohungen ausgesetzt und
Informationen über Gefahren, die sie von anderen erhalten, können
möglicherweise Leben retten. Forscher des Max-Planck-Instituts für
evolutionäre Anthropologie fanden heraus: Wenn freilebende Rußmangaben im
Regenwald auf gefährliche Schlangen stoßen, rufen sie nicht aus Angst oder
um Familienmitglieder zu warnen, sondern dann, wenn Informationen sonst
möglicherweise nicht alle Gruppenmitglieder erreichen würden.




[image: Bild: © A. Mielke/ MPI f. evolutionäre Anthropologie]

Männlicher Mangabenaffe blickt besorgt in Richtung Schlange.

Bild: © A. Mielke/ MPI f. evolutionäre Anthropologie



Zusammenzuarbeiten und einander Gefallen zu erweisen - zum Wohle aller
Beteiligten - ist ein wesentlicher Bestandteil menschlichen Zusammenlebens
und trägt zum Erfolg unserer Spezies bei. Anstatt nur ausgewählten
Menschen zu helfen, dienen unsere Taten oft dem Allgemeinwohl, was dann
neben Familie und Freunden, die Teil der Gemeinschaft sind, auch vielen
anderen zugutekommt. Obwohl von gemeinsamer Arbeit die gesamte Gruppe
profitiert, ist nicht jeder gleichermaßen dazu bereit, etwas beizutragen.
Ein wichtiger Bestandteil der Zusammenarbeit unter Menschen ist der
Austausch von Informationen: Von Klatsch und Tratsch über das
Geschichtenerzählen bis hin zu Unterricht und Nachrichtenberichterstattung
verlassen wir uns darauf, dass einige Personen über Wissen verfügen und
dieses zum Wohle der Allgemeinheit weitergeben.

Wie der Mensch leben auch viele nicht-menschliche Primaten in sozialen
Gruppen und kooperieren zu ihrem gegenseitigen Nutzen miteinander. Auch
für sie können Informationen ein wichtiges Gut sein: Affen nutzen eine
Vielzahl von Rufen um einander mitzuteilen, wohin sie gehen und ob sie
Nahrung gefunden haben. Eine der wichtigsten Botschaften ist die Warnung
vor einer Bedrohung: Wurde ein Leopard oder Adler gesichtet, kann ein Ruf
nach Verstärkung helfen, Raubtiere zu verwirren oder zu bekämpfen. Diese
Rufe sind nicht nur für andere Gruppenmitglieder vorteilhaft, sondern auch
für den Rufer selbst. Anders verhält es sich, wenn die Bedrohung sich
nicht fortbewegt: Viele Schlangen, insbesondere Vipern, scheinen Affen
nicht aktiv zu jagen; sie beißen und töten aber, wenn Affen unachtsam auf
sie treten. Sobald ein Affe weiß, wo sich die Schlange befindet, ist er
selbst normalerweise nicht mehr in Gefahr. Ein lauter Ruf, um andere über
die Anwesenheit der Schlange zu informieren, kostet Zeit und setzt den
Rufer möglicherweise anderen Gefahren aus. Daher stoßen nicht alle Affen
einer Gruppe gleichermaßen einen Warnruf aus. Warum also rufen einige
Tiere, wenn sie eine Bedrohung erkennen, die für sich selbst nicht mehr
gefährlich ist?

Realistische Schlangenmodelle aus Papiermaché

Forscher des Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig beobachteten die Reaktionen von Rußmangaben auf Schlangen, um zu
verstehen, wie diese Affenart beim Informationsaustausch zusammenarbeitet.
Mangaben leben im tropischen Taï-Nationalpark, Elfenbeinküste, in großen
Gruppen von oft mehr als 100 Tieren zusammen. So sehen einzelne Tiere oft
nicht alles, was anderen Gruppenmitgliedern, darunter auch Verwandten und
Freunden, geschieht. Obwohl Mangaben im Wald häufig auf Giftschlangen
stoßen, lassen sich diese Begegnungen nicht vorhersehen und filmen. Daher
haben die Forscher realistische Schlangenmodelle aus Stoff und Papiermaché
gebastelt und an Stellen im Wald versteckt, an denen die Mangaben
vorbeikommen. Das Team filmte dann die Reaktionen aller Affen, die die
Schlange sichteten und stellte fest, welcher Affe wann und wie oft einen
Warnruf ausgestoßen hat. So wollten die Forscher herausfinden, ob die
Tiere aus Angst vor der Schlange gerufen hatten, um ihre Furchtlosigkeit
zu zeigen, um Familie und Freunde zu warnen, oder ob sie Informationen an
die gesamte Gruppe weitergaben, wenn andere, die ihnen folgten,
wahrscheinlich nichts von der Gefahr wussten.

Ein Jahr lang beobachteten die Forscher im Rahmen des
Taï-Schimpansenprojekts eine Gruppe freilbender Mangaben und führten zwei
bis vier Experimente pro Monat durch. Mit Hilfe von Schlangenmodellen und
bis zu fünf verschiedenen Kameraeinstellungen konnten sie das Verhalten
jeder einzelnen Mangabe, die die Schlange sichtete, detailliert aufzeichnen.
Alle Gruppenmitglieder sind an Menschen und Kameras gewöhnt; die Forscher
kennen Verwandtschaftsbeziehungen, Freundschaften und Dominanzbeziehungen
innerhalb der Gruppe und konnten so im Detail untersuchen, ob die
Anwesenheit oder Ankunft bestimmter Gruppenmitglieder Alarmrufe auslösen
würde. Wenn Affen eine Schlange entdecken, bleiben sie für gewöhnlich eine
Weile in der Nähe und beobachten sie, während andere Individuen ihnen
folgen und die Schlange ebenfalls betrachten. Zwischen dem ersten und
letzten Tier, das der Bedrohung begegnet, gibt es eine Reihe von Affen,
die rufen könnten. Doch nicht alle tun das und die Frage ist, was die
Rufer von den Nichtrufern unterscheidet.

Unterschiedliche Reaktionen

"Was uns sowohl bei natürlichen Schlangenbegegnungen als auch bei unseren
Experimenten überraschte war, wie verschieden Individuen auf die Bedrohung
reagierten: Die meisten zeigten kaum eine Reaktion, es sei denn, sie wären
beinahe auf die Schlange getreten. In der Regel riefen sie ein- oder
zweimal und gingen dann weiter. Andererseits gab es aber auch einige
wenige Tiere, die jedes Mal einen Warnruf ausstießen, wenn sie eine
Schlange sahen", sagt Alex Mielke, Erstautor der Studie. "Sehen wir uns
alle Experimente an, dann entsteht ein klares Muster: Mangaben riefen
nicht speziell, um Verwandte, Freunde oder unwissende Gruppenmitglieder zu
warnen. Sie riefen dann, wenn sich nur wenige andere Affen in der Nähe der
Schlange aufhielten oder wenn eine Weile niemand gerufen hatte. So teilten
sie den Aufenthaltsort der Schlange effektiv der breiten Öffentlichkeit
mit, wenn die Gefahr bestand, dass die Information sonst verloren gehen
könnte. Es entsteht ein System, wo niemand zu viel investieren muss - ein
oder zwei Rufe reichen aus, bevor es weitergeht - die Gefahr aber
regelmäßig neu verkündet und so für nachfolgende Tiere beseitigt wird."




[image: Bild: © A. Mielke/ MPI f. evolutionäre Anthropologie]

Die Forscher versteckten ein Schlangenmodell (orange) im Wald und
filmten die Reaktionen der Affen, die es sichteten.

Bild: © A. Mielke/ MPI f. evolutionäre Anthropologie



Diese Ergebnisse zeigen, wie das Sozialgefüge, in dem ein Tier lebt, die
Art und Weise verändert, wie Informationen übermittelt werden müssen:
Mangaben leben in großen Gruppen zusammen, bewegen sich aber gemeinsam von
einem Ort zum anderen. So kann ein Tier im vorderen Teil der
"Reisegruppe", das eine Schlange sieht und einen Warnruf ausstößt,
wahrscheinlich davon ausgehen, dass seine Schwester im hinteren Teil der
"Reisegruppe" diese Botschaft auch erhält. Die Informationen werden von
den sich zwischen ihnen befindlichen Tieren erneut verkündet. Bei
Schimpansen hingegen teilt sich die Gruppe in Untergruppen auf. Dasselbe
Forscherteam aus Leipzig beobachtete, dass einzelne Schimpansen in der
Nähe der Schlange warteten um nachkommende Gruppenmitglieder, die von der
Gefahr nichts wussten, zu informieren.

Das Verhalten der Mangaben zeigt auch, wie sich Kooperation auf
Gruppenebene entwickelt haben könnte. Auch wenn die Affen Verwandte und
Verbündete nicht einzeln warnen, wenn sie eine Schlange finden, sondern
diese Informationen an den Rest der Gruppe weitergeben, können sie sich
darauf verlassen, dass andere den gleichen Beitrag leisten. Alle
Gruppenmitglieder (einschließlich der Familie) werden informiert, und es
wird somit weniger wahrscheinlich, dass sie von der Schlange verletzt oder
getötet werden. Ähnliche Mechanismen können auch in anderen Situationen
wichtig sein, in denen Primaten zusammenarbeiten, um ein Ziel zu
erreichen, wenn sie ihr Territorium verteidigen oder gemeinsam nach
Nahrung suchen. Diese Studie verdeutlicht einmal mehr, inwieweit
Kooperation das Sozialverhalten der uns verwandten Primaten prägt.


Originalpublikation:

Alexander Mielke, Catherine Crockford, Roman Wittig

Snake alarm calls as a public good in sooty mangabeys

Animal Behaviour, 22 November 2019,

https://doi.org/10.1016/j.anbehav.2019.10.001
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FORSCHUNG/576: Wann Pflanzen blühen (idw)


Max-Planck-Institut für Molekulare Pflanzenphysiologie - 29.11.2019

Wann Pflanzen blühen



Neues Puzzleteil zur Steuerung des Blühzeitpunkts gefunden: Neben Licht,
Temperatur, Alter und Energiegehalt hat auch der Stickstoffgehalt im Boden
Auswirkungen auf den Zeitpunkt der Blütenbildung.

Die Regulation des Blühzeitpunktes bei Pflanzen ist ein komplexer Prozess,
der von einer Reihe verschiedener äußerer und innerer Faktoren abhängig
ist. Warum das so ist, wird sofort klar, wenn man daran denkt, was für die
Pflanze auf dem Spiel steht. Die Blüte zur falschen Zeit kann dazu führen,
dass keine Samen gebildet werden und damit die Vermehrung und Arterhaltung
gefährdet sind. Ein komplexes Netzwerk aus Lichtrezeptoren und anderen
Proteinen überwacht kontinuierlich Umweltbedingungen wie Licht und
Temperatur, um den perfekten Zeitpunkt für den Beginn der Blütenbildung zu
finden. Vom Stickstoff, einer der Hauptnährstoffe der Pflanze für
optimales Wachstum, ist seit längerem bekannt, dass er der Pflanze nicht
nur als Nährstoff dient, sondern auch Einfluss auf verschiedene
Entwicklungsprozesse hat u.a. auf den Zeitpunkt der Blütenbildung. Die
Arbeitsgruppe um Dr. Vanessa Wahl vom Max-Planck-Institut für Molekulare
Pflanzenphysiologie konnte in Kooperation mit Dr. Anne Krapp vom Institut
National de la Recherche Agronomique (INRA) in Paris in einer im
Fachjournal New Phytologist veröffentlichten Studie zeigen, wie Stickstoff
an der Regulation des Blühzeitpunkts beteiligt ist.

Unsere Atmosphäre besteht zu 78% aus molekularem Stickstoff (N2), den die
Pflanzen aber leider nicht nutzen können. Stattdessen nehmen sie den
Stickstoff in Form von mineralischen Stickstoffverbindungen, wie Ammonium
(NH4+) oder Nitrat (NO3-) über ihre Wurzeln aus dem Boden auf. Da in der
Landwirtschaft durch die Ernte Stickstoff von den Flächen entfernt wird,
muss dieser Stickstoff dem Boden in Form von Dünger wieder zugeführt
werden, damit Pflanzen wachsen und gute Erträge erzielen. Wird der Fläche
mehr Stickstoff zugeführt als die Pflanzen benötigen oder führen
Umweltbedingungen wie Trockenheit dazu, dass der Stickstoff aus dem Boden
nicht aufgenommen werden kann, verbleibt zu viel Stickstoff im Boden, der
schließlich das Grundwasser belastet. Um solche Stickstoffausträge ins
Grundwasser zu verhindern, ist einerseits eine sehr gute Düngeplanung
notwendig, auf der anderen Seite können aber auch verbesserte Kenntnisse
über die effektive Nutzung des Stickstoffs und dessen Einfluss auf den
Lebenszyklus der Pflanzen dazu beitragen, die Situation zu verbessern.

Ist der Stickstoff aufgenommen, wird er durch die Leitungsbahnen in alle
Pflanzenorgane transportiert, wo er als Baustein für Aminosäuren benötigt
wird, aus denen die Proteine aufgebaut werden. Außerdem ist er im grünen
Blattfarbstoff, dem Chlorophyll enthalten, der für die Fotosynthese
wichtig ist. Stickstoffmangel führt u.a. zu Blattaufhellungen und zu
Wachstumsverzögerungen, wodurch in der Landwirtschaft massive
Ertragseinbußen entstehen. Neben seiner Funktion als Nährstoff dient
Nitrat aber auch als Signalmolekül. "In diesem Zusammenhang konnten wir
für die Modellpflanze Arabidopsis thaliana zeigen, dass der Stickstoff in
Form von Nitrat bis in die Sprossspitze transportiert wird und dort die
Blütenbildung beeinflusst", erläutert Vanessa Wahl die
Forschungsergebnisse. Eine entscheidende Rolle spielt dabei das Protein
SUPRESSOR OF OVEREXPRESSION OF CONSTANS 1 oder abgekürzt SOC1, welches
zentraler Bestandteil der Regulation des Blühzeitpunkts ist. Durch
Umweltsignale wie Temperatur oder Licht, sowie durch Hormone wird das
SOC1-Gen in der Sprossspitze aktiviert und dadurch das SOC1-Protein
vermehrt gebildet. SOC1 ist ein so genannter Transkriptionsaktivator, der
andere Gene anschalten kann. Das führt dazu, dass die Pflanzen keine
weiteren Blätter bilden und stattdessen die Blütenbildung initiiert wird.
Es zeigte sich in den Versuchen, dass SOC1 nitratabhängig gebildet wird.

Um diesen Nachweis zu führen, wurde ein Teil der Pflanzen auf einem
optimal mit Stickstoff versorgtem Boden angebaut, ein anderer Teil musste
mit einer weniger guten Stickstoffversorgung vorliebnehmen. Allerdings war
die Stickstoffversorgung gerade noch so gut, dass keine Mangelsymptome
auftraten, die evtl. den Stickstoffeinfluss auf den Blühzeitpunkt
überdecken könnten. "Je höher der Nitrat-Gehalt im Boden war, desto mehr
SOC1 wurde gebildet und die Pflanzen blühten eher. Bei Stickstoffgehalten,
die nahe an einer Mangelversorgung waren, war die Blüte dagegen
verzögert", erklärt Vanessa Wahl die Versuche. Weiterhin wurden in
mehreren Genen, die bekanntermaßen in der Sprossspitze an der
Blütenbildung beteiligt sind, nitratabhängige Elemente, sogenannte NREs
(nitrate responsive elements) identifiziert. Bei Vorhandensein von Nitrat
werden diese Gene ebenfalls aktiviert was in der Folge die vermehrte SOC1
Bildung erklärte.

Zu guter Letzt konnte auch erstmals nachgewiesen werden, dass Nitrat in
die Sprossspitze transportiert wird und dort zu Ammonium umgewandelt wird.
Verantwortlich für den ersten Schritt dieser Umwandlung ist die
Nitratreduktase, die in der Sprossspitze nachgewiesen wurde und
nitratabhängig gebildet wird. Basierend auf diesen Daten wurden weitere
Ergebnisse über die Gewebespezifität von Nitratreduktasen erzielt, die im
Fachjournal Plant Signaling & Behavior veröffentlicht wurden. Da die
Blütenbildung ein enorm energieintensiver Prozess ist, passen Pflanzen den
Blühzeitpunkt auch an das Vorhandensein von Energie in Form von Zuckern
an. Der Zucker Trehalose-6-phosphat (T6P) spielt dabei eine entscheidende
Rolle, wie in einer früheren Arbeit von 2013 in Science bereits berichtet
wurde. Allerdings handelt es sich bei T6P und SOC1 um zwei getrennt
wahrgenommene Signale. Wenn beide Signale unterbunden werden, kann die
Blütenbildung nicht induziert werden.

Pflanzen können ihren Lebenszyklus somit an das vorhandene
Stickstoffangebot anpassen, indem sie die Blütenbildung bei suboptimalen
Bedingungen verzögern. Vertiefte Kenntnisse über die Zusammenhänge von
Stickstoffversorgung und Zuckerhaushalt im Hinblick auf die Blütenbildung
können dazu beitragen, neue Strategien zu entwickeln, um den Ertrag trotz
geringerer Stickstoffgehalte im Boden zu verbessern und könnten einen
weiteren Schritt auf dem Weg zur weiteren Optimierung der
Stickstoffdüngung leisten.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1111/nph.15812

Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1080/15592324.2019.1656035

https://science.sciencemag.org/content/339/6120/704.full

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution865
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MELDUNG/231: Geplante Obsoleszenz - Eingebautes Ablaufdatum? (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 28.11.2019

Geplante Obsoleszenz - Eingebautes Ablaufdatum?



Ob Handy oder automatische WC-Spülung - elektronische Geräte werden immer
komplexer. Und wer kennt nicht Geschichten von Geräten, die just nach
Ablauf der Garantie den Geist aufgeben? Die kürzere Lebensdauer ist laut
Empa-Forscher Peter Jacob aber keine bösartig geplante Obsoleszenz,
sondern hauptsächlich einem enormen Kostendruck geschuldet. Jacob und sein
Team gehen Schadensfällen mit detektivischer Akribie nach.


Wer um die 1950er-Jahre ein Radio kaufte, gab einen grossen Batzen Geld
dafür aus und konnte sich dafür darauf verlassen, dass es sich im
Schadensfall relativ einfach reparieren liess. Wenn ein modernes
Radiogerät heute nicht mehr funktioniert, wird es hingegen in den meisten
Fällen entsorgt und durch ein neues Gerät ersetzt. Das hat einen einfachen
Grund: Während das Radio aus den 1950er-Jahren aus handelsüblichen
Bauteilen und einigen wenigen einfach ersetzbaren Standardröhren bestand,
enthalten heutige Radios Elektronik mit Tausenden, in Mikrochips
verschalteten Transistorfunktionen. Diese Chips sind meist
anwendungsspezifisch fabriziert. Geht das Radio einige Jahre nach dem Kauf
kaputt, existieren oft schlicht keine Ersatzteile mehr.

Bei Handys muss man gar nicht so weit in die Vergangenheit zurückgehen, um
zu sehen, wie viel schwieriger nur schon der Ersatz eines Akkus geworden
ist: Konnte man die Batterie früher einfach von Hand austauschen, sind die
Gehäuse der heutigen Geräte für den Anwender nicht mehr zu öffnen. Für den
Wechsel der Batterie braucht es Fachkenntnis oder aber Reparaturshops. Das
hat nicht nur Nachteile, erklärt Peter Jacob, Leiter des Empa-Zentrums für
Elektronik und Zuverlässigkeit: «Im Gegensatz zu früheren Batterietypen
können die heute verwendeten Li-Ionen-Batterien bei unsachgemässer
Handhabung Feuer fangen und schwere Verbrennungen hervorrufen. Zudem
müssen die Batterien korrekt entsorgt werden. In einem Reparaturshop ist
beides gewährleistet.»

Kostendruck entlang der Kette

Das erklärt, warum elektronische Geräte häufig nicht mehr repariert
werden. Doch warum halten sie oft nur kurze Zeit? «Auch dahinter steckt
meist kein böser Wille», meint Jacob. Das Problem liege woanders: bei
einer globalen Wettbewerbssituation mit enormem Preisdruck und langen
Lieferketten. Vor allem bei hohen Stückzahlen sind die internen
Kostenvorgaben oft sehr strikt. Bauteile werden an ihren Grenzen
spezifiziert. «Ein Kondensator wird heute oft hart an seiner Grenze
belastet, auch wenn der Ingenieur eine Sicherheitsmarge bevorzugen würde.»
Das gilt nicht nur für Billigelektronik wie blinkende Kinderspielzeuge,
sondern sogar für professionelle Elektronik, etwa im Auto.

Der Kostendruck ist enorm und wird entlang der Lieferkette weitergereicht.
Sie sind oftmals lang und komplex; allein an einer Auto-Klimaanlage sind
oft mehr als 100 verschiedene Zulieferer beteiligt. Dies macht die
Fehlersuche nicht ganz trivial. Dabei geht es auch um viel Geld. Gerade
bei Produkten mit hohen Stückzahlen kann es für kleinere Zulieferfirmen um
die Existenz gehen, wenn ein Fehler nachweislich bei ihnen zu finden ist.
Solche Fälle untersucht das Zentrum für Elektronik und
Zuverlässigkeitstechnik an der Empa als neutrale Anlaufstelle mit
detektivischer Akribie.

Der Teufel steckt in den Details

Manchmal trifft das Team unter der Leitung von Peter Jacob auf klare
Konstruktionsfehler: Bei einer sanitären Anlage waren die Schaltkreise mit
einer 5-Volt-Spannung schlicht zu nahe an diejenigen platziert, die mit
230 Volt betrieben wurden. Die feuchte Umgebung im Badezimmer tat ihr
übriges. Gefährliche Kurzschlüsse waren das Resultat.

In anderen Fällen entpuppt sich die Suche nach der Ursache eines Ausfalls
indes als komplexes Zusammenspiel vieler Ursachen. Jacob erwähnt ein
Beispiel eines Autoherstellers, bei dem neue Fahrzeuge eines bestimmten
Typs nach rund 10 000 Kilometern in der Werkstatt landeten, mit immer
demselben Defekt, bei dem ein bestimmter Teil der Motorsteuerungseinheit
ausfiel. Interessanterweise geschah dies nur in Ländern ohne
Geschwindigkeitslimit, und nachdem die Einheit einmal repariert war, kam
der Defekt nie wieder vor. Eine genauere Inspektion zeigte, dass die
Einheit zwischen Gummischläuchen ohne Erdung installiert worden war. Die
Empa-Forscher nutzten eine kontaktlose elektrostatische Spannungssonde, um
die Ladung auf dem Metallgehäuse der Einheit zu messen. Und siehe da! Bei
einer Geschwindigkeit von unter 150 km/h wurde kein Ausfall beobachtet.
Fuhr das Auto schneller, traten plötzlich hohe elektrostatische Spannungen
an dem Gehäuse auf - höher, als Jacobs Sonde überhaupt messen konnte. Es
zeigte sich, dass die Spannung durch den extrem hohen Luftdurchfluss und
dessen Verwirbelungen entstand und wegen der fehlenden Erdung nicht
abfliessen konnte. Die hohe Spannung erreichte die Steuereinheit und
zerstörte sie in kürzester Zeit. Doch warum trat das Problem nur in den
ersten 10 000 Kilometern auf? Auch dafür fanden die Forscher eine
Erklärung: Nach dieser Distanz hatte sich genug Dreck und Staub an den
Gummischläuchen gesammelt, dass sie elektrisch ableitfähig wurden - und
die fehlende Erdung ersetzten. Bei beiden Fällen - den sanitären Anlagen
und den Autos - traten die Defekte also immer am gleichen Ort auf, aber
keineswegs geplant.

Mythos oder Absicht?

Ist die geplante Obsoleszenz also nur ein Mythos und die immer schnelleren
Produktlebenszyklen einzig einem System geschuldet, bei dem Konsumenten
nach neuer Technologie dürsten und Hersteller und Lieferanten dem
Konkurrenz- und Kostendruck entsprechend gezwungen sind, die Bauteile hart
an ihren Belastungsgrenzen zu betreiben? Ganz so einfach ist es nicht.
Tatsächlich gibt es belegbare Beispiele, bei denen Firmen gezielt auf
Obsoleszenzstrategien setzen, um die Kunden zu zwingen, neue Geräte zu
kaufen.

Die zweifelhafte Ehre des ersten dokumentierten Falls von geplanter
Obsoleszenz kommt Glühbirnen zu: Die von Thomas Edison entwickelten
Leuchtmittel waren so langlebig, dass sie viel zu selten ersetzt werden
mussten, und damit blieb der Profit der grossen Glühbirnenhersteller aus.
Das Kartell der Fabrikanten sprach sich darum in den 1920er-Jahren ab, die
Lebensspanne ihrer Produkte von 2500 auf 1000 Stunden zu beschränken. Der
Glühfaden wurde - bei gleicher Betriebsspannung - etwas verkürzt, woraus
sich eine tiefere Brenndauer ergab. Hersteller mit langlebigeren Produkten
wurden gebüsst. Mit Erfolg: Der Absatz von Glühbirnen stieg massiv an, bis
schliesslich der Zweite Weltkrieg die Koordination der aus nun feindlichen
Ländern stammenden Hersteller verunmöglichte und das Kartell zur Auflösung
zwang.

Heute steckt hinter geplanten Obsoleszenzfällen oftmals Software:
Beispielsweise sind Tintenpatronen in Druckern mit Chips ausgestattet, die
das Drucken verunmöglichen, sobald das Fülllevel der Patrone unter einen
bestimmten Grenzwert fällt. Die Patrone muss ersetzt werden, obwohl noch
Tinte vorhanden wäre.

Auch Smartphones sind vor geplanter Obsoleszenz nicht gefeit: 2018 wurden
die Hersteller Apple und Samsung mit Millionenbussen gestraft, weil deren
Betriebssystem-Updates ältere Geräte so langsam werden liessen, dass sich
die Nutzer gezwungen fühlten, die Geräte zu ersetzen.

Geplant oder nicht - dass Software die Lebensdauer technischer Produkte
verkürzt statt, wie einst gehofft, verlängert, zeigt sich immer öfter: Der
Mechanismus von Software-Updates führt dazu, dass immer neue Anforderungen
an die Hardware gestellt werden. Dies trägt vermutlich mehr zur Entwertung
von Geräten bei als die geplante Obsoleszenz.

Und wird das Internet der Dinge tatsächlich Realität, droht die
Obsoleszenz durch Software noch deutlich häufiger zu werden. Denn nun
werden potenziell alle Alltagsgegenstände von Software-Updates abhängig.
Das hat auch die Empa mit vielen tadellos funktionierenden Mikroskop-Kameras
erfahren müssen, als sie wegen eines Windows-Software-Updates
reihenweise ersetzt werden mussten. Im Internet der Dinge sind Situationen
nicht mehr fern, in denen etwa ein perfekt kühlender Kühlschrank ersetzt
werden muss - weil die darin eingesetzten Schaltkreise nicht mehr mit dem
neusten Software-Update kompatibel sind.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/obsoleszenz-eq66

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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EUROPA/1834: Zehn Jahre Lissabon - Potenziale jetzt nutzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. November 2019

Zehn Jahre Lissabon - Potenziale jetzt nutzen



Zum zehnjährigen Bestehen des Lissabon-Vertrags erklärt Dr. Franziska
Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Am 1. Dezember feiern wir zehn Jahre Lissabon-Vertrag und
Grundrechte-Charta. Sie sind Meilensteine der europäischen
Integration. Es wird Zeit, dass wir nun mit der neuen EU-Kommission
das ganze Potenzial von Lissabon nutzen.

Europa braucht schnellere Entscheidungen in jenen Bereichen, in denen
noch das Einstimmigkeitsprinzip herrscht. Dort muss der Ministerrat
weg vom Prinzip der Einstimmigkeit hin zur qualifizierten Mehrheit.
Der Lissabon-Vertrag ermöglicht dies durch die sogenannten
Passerelle-Klauseln. Eine qualifizierte Mehrheit ist in der
Energiepolitik und insbesondere in der Außen- und Sicherheitspolitik
notwendig.

Mit Lissabon wurden der Posten der Hohen Vertreterin für Außen- und
Sicherheitspolitik und der Europäische Auswärtige Dienst geschaffen.
Diesen Weg müssen wir entschlossen weitergehen.

Auch in der Steuerpolitik könnte mit Hilfe einer qualifizierten
Mehrheit Steuerbetrug- und Vermeidung konsequenter bekämpft werden.
Leider hat die Bundesregierung in dieser Woche mehr Transparenz gegen
Steuerdumping verhindert, indem sie sich bei der Abstimmung über die
Offenlegung von Steuern großer multinationaler Unternehmen in den
Mitgliedstaaten enthalten hat. Mit dieser Regierung gibt es zehn Jahre
nach Lissabon Rückschritte und nicht Fortschritte bei der europäischen
Einigung.

Und wir müssen die Eurozone stabilisieren und die Grundrechte in der
ganzen EU stärken. Das bedeutet die Finalisierung der Bankenunion,
aber eben auch eine europäische Fiskalpolitik, die diesen Namen
verdient, und einen europäischen Währungsfonds - beide mit starker
parlamentarischer Kontrolle.

Auch die Grundrechte-Charta kann stärkere Wirkung entfalten, wenn alle
Bürgerinnen und Bürger der EU die in der Charta enthaltenen
Grundrechte auch gegenüber ihren Nationalstaaten einklagen können.
Ursula von der Leyen hat eine neue Konferenz zur Zukunft der EU
angekündigt. Wichtig wird dabei sein, dass die Bürgerinnen und Bürger
sowie die nationalen Parlamente von Anfang an beteiligt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. November 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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EUROPA/1833: Bundesregierung muss schädlicher Atomkraft in Brüssel eine Abfuhr erteilen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. November 2019

Bundesregierung muss schädlicher Atomkraft in Brüssel eine Abfuhr erteilen



Zum heutigen Ministerrat über die Finanzierung des
EURATOM-Forschungsprogramms erklärt Sylvia Kotting-Uhl, Vorsitzende im
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Es ist ein Skandal, dass EU-Minister heute Nachmittag in Brüssel
hinter verschlossenen Türen über die Finanzierung des
EURATOM-Forschungsprogramms beraten. Nicht nur verstößt die
Heimlichtuerei gegen das Transparenzversprechen der finnischen
Ratspräsidentschaft. Vor allem aber will der Rat Hunderte Millionen
Euro Steuergelder in die unsinnige Entwicklung neuer Atomreaktoren
fließen lassen. Europa braucht keine weitere fatale Subventionierung
einer überalterten Hochrisiko-Technologie, die seit Jahrzehnten
erfolglos verspricht, sie würde sich neu erfinden. Die Bundesregierung
muss dem fatalen Atomforschungs-Zirkus heute noch eine definitive
Absage erteilen.

Atomkraft schadet Europa. Fakt ist: Als Relikt aus einem anderen
Zeitalter sorgt EURATOM vor allem dafür, dass Europa Jahr für Jahr
mehr im Atommüll versinkt. Trotz allem wird an exorbitanten Ausgaben
festgehalten, die vor allem der immer unsinnigeren Errichtung des
Milliardengrabs ITER in Frankreich dienen - zulasten von dringendem
Energieforschungsbedarf. Unter dem Vorwand des Klimaschutzes wollen
einige eine Renaissance der Atomkraft herbeiführen. Die Lösung der
Klimakrise liegt aber nicht in "Pest oder Cholera", sondern in
schnellerer Energiewende und ungefährlichen Erneuerbaren Energien.
Hier muss die Bundesregierung endlich Vorbild sein.
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UMWELT/1889: Anton Hofreiter zum Klimapaket im Bundesrat


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. November 2019

Klimapaket der Großen Koalition reicht nicht aus - jetzt schnelle und konstruktive Verhandlungen über das Klimasteuergesetz führen



Zum Klimapaket im Bundesrat erklärt Anton Hofreiter,

Fraktionsvorsitzender:

Das GroKo-Klimapaket reicht nicht aus, um den notwendigen engagierten
Klimaschutz umzusetzen und die Klimaziele zu erreichen. Die Große
Koalition hat sich allen grünen Bemühungen verweigert, konstruktiv und
umfassend über die Zukunftsaufgabe Klimaschutz zu beraten. Das gilt
ganz besonders für den unwirksamen, verkorksten und ungerechten
CO2-Preis. SPD und Union waren hier nicht zu Veränderungen bereit. Das
ist bitter für den Klimaschutz.

Beim Klimasteuergesetz sind SPD und Union auf Unterstützung der
grün-mitregierten Länder angewiesen, so dass wir an dieser Stelle
unseren Einfluss nutzen können. Beim Klimasteuergesetz rufen wir die
Bundesregierung und die Große Koalition auf, nun unverzüglich
konstruktive Verhandlungen zu führen, damit die sinnvollen Maßnahmen
wie die steuerliche Gebäudesanierung und die Mehrwertsteuersenkung für
Bahnfahrten schnell in Kraft treten können. Wir wollen im
Vermittlungsausschuss darauf drängen, wenigstens diesen Teil des
Klimapakets ökologischer und sozial gerechter zu gestalten.

Wir halten es für hochproblematisch, dass die Große Koalition die
Einnahmen aus der CO2-Bepreisung weder vollständig noch sozial gerecht
an die Bürgerinnen und Bürger zurückerstattet. Die Anhebung der
Pendlerpauschale ist ökologisch kontraproduktiv und sozial
unausgewogen. Wir werden im Vermittlungsausschuss darauf drängen, dass
die Bürgerinnen und Bürger stärker und sozial gerechter als von der
Regierung geplant entlastet werden, zum Beispiel durch eine Absenkung
der Stromsteuer.

Die steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung haben wir
seit langem gefordert und wollen sie schnell umsetzen. Wir werden
darauf drängen, dass sie klimawirksam ausgestaltet wird.
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SOZIALES/2029: Menschen mit Behinderungen stärker in Entwicklungszusammenarbeit berücksichtigen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Dezember 2019

Menschen mit Behinderungen stärker in Entwicklungszusammenarbeit
berücksichtigen

Inklusion muss auch in armen Ländern Wirklichkeit werden



Der internationale Tag der Menschen mit Behinderung findet jedes Jahr
am 3. Dezember statt. Zum Jahrestag am morgigen Dienstag erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann
Gröhe:

"Menschen mit Behinderungen sind in Entwicklungsländern besonders von
Armut, mangelnder Teilhabe und Ausgrenzung betroffen. Ihr Zugang zu
Bildung, zu Gesundheit, zu sozialer Sicherung und zum Arbeitsmarkt
ist vielfach eingeschränkt. Bisweilen wird er ihnen vollständig
verwehrt. Für viele Menschen mit Behinderungen ist damit ein
auskömmliches Leben kaum möglich. Die Weltgesundheitsorganisation und
die Weltbank schätzen, dass auf der Welt eine Milliarde Menschen mit
Behinderungen leben, die große Mehrzahl davon in Entwicklungsländern.

Es ist ein Gebot der Menschlichkeit, in der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit ein besonderes Augenmerk auf die Bedarfe
von Menschen mit Behinderungen zu legen. Die CDU/CSU-Fraktion
begrüßt, dass das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung erstmals eine Strategie zur Inklusion
von Menschen mit Behinderungen in Entwicklungsländern erarbeitet.
Diese Strategie muss deren besondere Bedarfe in allen
Vorhabenplanungen ausdrücklich berücksichtigen. Und sie muss
einkalkulieren, dass genügend Personal und finanzielle Mittel für
diese zeitaufwändige Aufgabe bereitgestellt werden. Wichtig ist eine
regelmäßige Überwachung der Umsetzung dieser Strategie anhand
messbarer Kriterien. Sonst kann ihr Fortschritt nicht sinnvoll
bewertet werden."

Hintergrund:

Aus Anlass des internationalen Tages der Menschen mit Behinderung
besucht der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion,
Hermann Gröhe, während eines Aufenthalts in der äthiopischen
Hauptstadt Addis Abeba am 3. Dezember 2019 das Vorhaben "St. Paul's
Hospital Millenium Medical College" der Christoffel-Blindenmission
(CBM). Im Rahmen des Projektes, welches das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung fördert, wird die
HNO-Fachabteilung des Krankenhauses mit Ausrüstungsgegenständen und
Ausbildungsmaßnahmen unterstützt. Ziel ist es, die Klinik in die Lage
zu versetzen, Menschen mit Hörbeeinträchtigungen frühzeitig zu
behandeln.

 * 
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SOZIALES/2028: Wir brauchen schnell Konzepte im Kampf gegen sexuelle Gewalt an Kindern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Dezember 2019

Wir brauchen schnell Konzepte im Kampf gegen sexuelle Gewalt an
Kindern

Mehr Geld für Prävention und mehr Hilfe für Betroffene gefordert



Am heutigen Montag konstituiert sich der Nationale Rat gegen sexuelle
Gewalt an Kindern und Jugendlichen. Dazu erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine
Schön:

"Der Kampf gegen sexuellen Kindesmissbrauch gehört zu den wichtigsten
kinderpolitischen Aufgaben. Unsere Fraktion hat daher bereits im
Februar 2019 ein umfassendes Konzept erarbeitet, wie dieser
Missbrauch zu bekämpfen ist. Wir begrüßen es daher, dass sich jetzt
die Bundesfamilienministerin und der Unabhängige Beauftragte mit
Betroffenen sowie Vertretern aus Wissenschaft und Politik
zusammensetzt, um Kinder und Jugendliche besser zu schützen.

Allerdings erwarten wir, dass erste Ergebnisse schnell vorgelegt
werden. Denn viele Ideen liegen bereits auf dem Tisch. Daher finden
wir das Ziel des Nationalen Rates, bis Mitte 2021 Konzepte
vorzulegen, viel zu wenig ambitioniert. Es muss rasch eine Kampagne
aufgelegt werden, mit der die Öffentlichkeit für das Thema
sensibilisiert wird und die deutlich macht, dass sexuelle Gewalt zum
Grundrisiko einer Kindheit in Deutschland gehört.

Wir erwarten außerdem, dass Bund und Länder ihre Maßnahmen im
Nationalen Rat eng abstimmen und dass insgesamt mehr Geld für
Präventionsmaßnahmen sowie Hilfen für die Betroffenen zur Verfügung
gestellt werden."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1932: Daphne Caruana Galizia - Maltas Regierung ist mafiös


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2019

Daphne Caruana Galizia - Maltas Regierung ist mafiös



"Maltas Regierung ist mafiös. Nach den schweren Anschuldigungen gegen
Ex-Minister Konrad Mizzi und den vormaligen Kabinettschef Keith
Schembri muss auch die Rolle des Dienstherren, Premier Joseph Muscat,
geklärt werden. Daphne Caruana Galizia hat unmittelbar wegen
Geldwäsche der Familie Muscat recherchiert. Schembri und Mizzi haben
mit Unterstützung Muscats immer eine Aussage vor dem einstigen
Panama-Papers-Untersuchungsausschuss des Europäischen Parlaments
verweigert", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender
der Fraktion DIE LINKE und früherer Vize-Chef des
Panama-Papers-Untersuchungsausschusses des Europäischen Parlaments,
die neuen Enthüllungen im Zusammenhang mit der Ermordung der
maltesischen Journalistin Daphne Caruana Galizia. De Masi weiter:

"Wir sind Daphne zwei Dinge schuldig: Whistleblower und Journalisten
in der EU müssen besser geschützt werden, statt das Recht auf
Information über die Richtlinie zum Schutz der Geschäftsgeheimnisse
von Unternehmen weiter einzuschränken. Die Bundesregierung darf
außerdem auf EU-Ebene keine gemeinsame Sache mehr mit Malta machen,
wenn es um die Verhinderung strengerer Geldwäschegesetze oder die
öffentliche Berichtspflicht von Konzernen (country by country
reporting) geht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 29. November 2019
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SOZIALES/2694: Starkes Arbeitslosengeld jetzt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2019

Starkes Arbeitslosengeld jetzt!



"Die Konjunktur schwächelt, und dies hat Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt. Und was tut die Bundesregierung? Sie dreht der
Bundesagentur für Arbeit den Geldhahn zu. Das ist das Gegenteil
vorausschauender Arbeitsmarktpolitik. Statt den
Arbeitslosenversicherungsbeitrag zu senken, sollte die Bundesregierung
die Arbeitslosenversicherung für die Krise fit machen", erklärt Sabine
Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
zum aktuellen Monatsbericht der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann
weiter:

"Dazu gehören eine ausreichende Rücklage und stärkere Leistungen. Es
braucht einen Rechtsanspruch auf Weiterbildung für alle Erwerbslosen
und Beschäftigten und ein verbessertes Arbeitslosengeld. Das linke
Konzept zur Arbeitslosenversicherung liegt auf dem Tisch: Ein höheres
Arbeitslosengeld, das man leichter und länger beziehen kann. Im
Anschluss das Arbeitslosengeld Plus, eine vollwertige
Versicherungsleistung ohne Einkommens- und Vermögensprüfung. Unser
Konzept schafft Sicherheit in der Krise. Es sorgt für Qualifizierung
statt Qualifikationsverlust, denn statt kurzfristiger Arbeit um jeden
Preis wollen wir eine nachhaltige Vermittlung in gute Arbeit. Außerdem
wollen wir mit einem öffentlich geförderten Beschäftigungssektor echte
Perspektiven für diejenigen schaffen, die über längere Zeit erwerbslos
sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 29. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2207: Steuersenkung ist keine Industriestrategie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2019

Steuersenkung ist keine Industriestrategie



"Es ist nach wie vor gut, dass Bundeswirtschaftsminister Altmaier die
Notwendigkeit einer staatlichen Industriepolitik eingesehen hat. Es
ist auch richtig, Technologie- und Innovationsführerschaft zu
schützen, indem für Anteilserwerbe durch Unternehmen aus Drittstatten
ab einer gewissen Schwelle eine Prüfmöglichkeit eingeführt wird.
Ebenso kann eine staatliche Beteiligung sinnvoll sein, wenn der Markt
versagt. Hier kommt es auf die konkrete Ausgestaltung an - etwa,
welche Mitspracherechte im Gegenzug gefordert werden und zu welchen
Bedingungen die Anteile am Ende wieder in private Hände gehen",
kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für
Wirtschaft und Energie und wirtschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, die überarbeitete Industriestrategie von
Bundeswirtschaftsminister Altmaier. Ernst weiter:

"Altmaiers aktualisierte Industriestrategie zeigt aber auch sehr
deutlich: Der Bundeswirtschaftsminister sollte sich auf seinen Bereich
beschränken, statt auf dem Gebiet anderer Ministerien marktradikale
Parolen rauszuhauen. Die Senkung von Steuern und Abgaben als Teil
einer Industriestrategie zu fordern, ist Etikettenschwindel und
darüber hinaus sinnlos. Die deutschen Unternehmen haben kaum
Fremdfinanzierungsbedarf, so dass Steuersenkungen nicht zu mehr
Investitionen führen werden. Auch der Ruf nach der vollständigen
Abschaffung des Soli ist unangemessen: Hohe Einkommen müssen nicht
entlastet, sondern mehr zur Finanzierung der gewaltigen
Zukunftsaufgaben herangezogen werden. Auch die Höhe des Beitragssatzes
zur Arbeitslosenversicherung muss - gerade angesichts der
konjunkturellen Eintrübung - erhalten bleiben, statt auch hier wieder
Geschenke an Unternehmen zu verteilen. Und die Nachunternehmerhaftung
auf den direkten Subunternehmer und missbrauchsanfällige Branchen
beschränken zu wollen, ist nichts anderes als Mithilfe zur Umgehung
des Mindestlohns. Diese Ratschläge haben in einer Industriestrategie
nichts zu suchen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/9203: Heute im Bundestag Nr. 1350 - 02.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1350

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 13.00 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des ITZBund

2. Bericht zur Feuerschutzsteuer bis 2020

3. Ministererlaubnis im Fall Miba/Zollern

4. Erbbaurecht auf Bundesliegenschaften

5. DFG-Förderlinie Projektakademien

6. Kundengeldabsicherung bei Pauschalreisen



1. Keine Korrekturbitten des ITZBund

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) hat im
Juli 2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher
Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14465) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13934). Das
ITZBund gebe in Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung
einem Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser
Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

2. Bericht zur Feuerschutzsteuer bis 2020

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung ist in der laufenden
Legislaturperiode nicht an die Bundesländer herangetreten, um den
Ansatz einer Integration der Feuerschutzsteuer in die
Versicherungsteuer zu thematisieren. Dies teilt sie in ihrer Antwort
(19/14903) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (18/13422) mit,
die sich nach dem Bürokratieabbau durch Integration der
Feuerschutzsteuer in die Versicherungsteuer erkundigt hatte. Die
Bundesregierung verweist in der Antwort auf den
Rechnungsprüfungsausschuss des Haushaltsausschusses des Deutschen
Bundestages, der das Bundesministerium der Finanzen aufgefordert habe,
die Überlegungen zur Integration der Feuerschutzsteuer in die
Versicherungsteuer weiterzuverfolgen, bis Mitte 2020 ein für Bund und
Länder akzeptables Modell vorzuschlagen und dem Ausschuss über das
Veranlasste im Herbst 2020 zu berichten. Diesem Bericht könne zum
jetzigen Zeitpunkt nicht vorgegriffen werden, erläutert die
Bundesregierung.

 * 

3. Ministererlaubnis im Fall Miba/Zollern

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat die Ministererlaubnis für
die Fusion der Unternehmen Zollern und Miba verteidigt. In diesem Fall
liege der Gemeinwohlgrund "Know-how und Innovationspotential für
Energiewende und Nachhaltigkeit" vor, erklärt sie in der Antwort
(19/14365) auf eine Kleine Anfrage (19/13458) der FDP-Fraktion. Der
Grund werde durch die erlassenen Nebenbestimmungen erfüllt und
abgesichert. Es liege ein "überragendes Interesse der Allgemeinheit
vor". Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) hatte den
Zusammenschluss der zwei Unternehmen im August erlaubt und mit dieser
Genehmigung Nebenbestimmungen in Form von aufschiebenden und
auflösenden Bedingungen sowie einer Investitionsauflage verbunden.

 * 

4. Erbbaurecht auf Bundesliegenschaften

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat auf ihren Liegenschaften
4.685 Erbbaurechte vergeben. Das sind fast zweieinhalbmal so viel wie
1990 (1.908), wie aus der Antwort (19/14362) auf eine Kleine Anfrage
(19/13386) der FDP-Fraktion weiter hervorgeht. Die Zahl der
Grundstücke, auf denen die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA)
diese Rechtsform anwendet, liegt bei 3.991. Im vergangenen Jahr hat
die BImA insgesamt etwa 4,5 Millionen Euro Erbbauzinsen eingenommen.

In der Antwort äußert sich die Bundesregierung zu weiteren Aspekten
rund um Erbbaurechte; sie verteidigt zudem, dass es für diese Form
keine Ausnahmen bei der Grunderwerbsteuer gibt. "Nach dem
Grunderwerbsteuergesetz stehen Erbbaurechte den Grundstücken gleich."
Schuldner der Grunderwerbsteuer seien die am Erwerbsvorgang
beteiligten Personen als Gesamtschuldner - bei der Bestellung eines
Erbbaurechts der Grundstückseigentümer und der Erbbauberechtigte.

 * 

5. DFG-Förderlinie Projektakademien

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Nach Kenntnis der Bundesregierung existiert seitens
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) keine Bewilligungsgrenze
für die Einrichtung von Projektakademien. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14533) auf die Kleine Anfrage
(19/13830) der FDP. Hierbei handelt es sich um eine Nachfrage zu einer
früheren Antwort der Bundesregierung (19/12543),

Die Anzahl der bewilligten Projektakademien richte sich nach der
Bereitschaft erfahrener Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
Projektakademien einzurichten. Die Bundesregierung teilt die in ihrer
Antwort zu Frage 11 der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP auf
(19/12543) von der DFG dargestellte Ansicht, dass die Bereitschaft
erfahrener Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, eine
Projektakademie einzuwerben, trotz expliziter Hinweise in allen für
die Fachhochschulen durchgeführten Informationsveranstaltungen gering
ist. Gleichzeitig ist auch die Bundesregierung genauso wie die DFG der
Ansicht, dass demgegenüber das Interesse an der Teilnahme an
Projektakademien durchaus gegeben ist.

Nach Auffassung der FDP gibt es ein gravierendes Missverhältnis
zwischen Universitäten und Fachhochschulen (FHs) beziehungsweise
Hochschulen für angewandte Wissenschaften (HAWs) bei der
Forschungsförderung durch die DFG. Daher hatten sich die Abgeordneten
in der Kleinen Anfrage "Verlauf und Evaluierung der DFG-Förderlinie
'Projektakademien' " (19/12121) nach dem Erfolg dieser seit 2014
laufenden Projektförderlinie erkundigt. Bislang seien drei
Projektakademien gefördert worden. Ziel der Förderlinie
"Projektakademien" der DFG ist, Professorinnen und Professoren von FHs
oder HAWs beim Einstieg in durch DFG-Drittmittel geförderte
Forschungsprojekte zu unterstützen. Im Ergebnis soll es den
Professorinnen und Professoren besser als vorher gelingen,
Förderanträge bei der DFG erfolgreich zu stellen, damit ihre Forschung
an FHs oder HAWs dann durch die DFG gefördert werden kann.

Zu Förderquoten und Bewilligungssummen legt die Bundesregierung in
ihrer Antwort zahlreiche Tabellen vor.

 * 

6. Kundengeldabsicherung bei Pauschalreisen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach den Konsequenzen aus der Insolvenz des
Reisekonzerns Thomas Cook erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/15342). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, ob die Bundesregierung die Insolvenzabsicherung
für Pauschalreisen neu regeln wird. Die Pleite des Reisekonzerns und
seiner deutschen Tochterunternehmen habe nach Ansicht der Fragesteller
gezeigt, dass Verbraucher, die eine Pauschalreise buchen, in
Deutschland für einen solchen Fall nur unzureichend abgesichert sind,
heißt es in der Anfrage. Es stelle sich die Frage, in wie weit die
Umsetzung der EU-Pauschalreiserichtlinie in deutsches Recht im Rahmen
des Ermessensspielraums des Gesetzgebers korrekt erfolgte, oder ob
eine fehlerhafte Umsetzung der Richtlinie gegebenenfalls
Haftungsansprüche betroffener Pauschalreisekunden gegenüber der
Bundesrepublik begründen. Die Fraktion verweist auf ihren vom
Bundestag abgelehnten Antrag zur Nachbesserung (19/8565) und auf eine
Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages, wonach
die Nichtanpassung der Haftungsbegrenzung europarechtlich
problematisch ist.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1350 - 2. Dezember 2019 - 13.00 Uhr
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BUNDESTAG/9202: Heute im Bundestag Nr. 1349 - 02.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1349

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Evaluation von Exportinitiative

2. Förderungen für die Automobilindustrie

3. Förderung nicht technischer Innovationen

4. Bund an 104 Stiftungen beteiligt

5. Entschädigungsakten werden digitalisiert

6. Finanzierung von EU-Instrumenten

7. Fördermittelbescheide des Bundes



1. Evaluation von Exportinitiative

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Öffentlichkeitsarbeit für die "Exportinitiative
Energie" (EIE) sollte nach Ansicht von Wirtschaftsprüfern auf einen
breiteren Unternehmenskreis erweitert und dahingehend intensiviert
werden. Es sei zu empfehlen, gezielt Unternehmen zu adressieren, die
nicht explizit durch die Vorgängerprogramme abgedeckt wurden und somit
das Programm noch nicht kennen, heißt es in der von der
Bundesregierung als Unterrichtung (19/15343) vorgelegten "Evaluation
der Zusammenlegung der Exportinitiative Erneuerbare Energien und der
Exportinitiative Energieeffizienz zur Exportinitiative Energie von
2015 bis zum 31. August 2018". Es sollten Multiplikatoren gefunden
werden, die auch nicht-verbandsorganisierte Unternehmen ansprechen.
Best-Practice-Beispiele könnten den Mehrwert der Initiative
verdeutlichen, so die Berater weiter.

Das Bundeswirtschaftsministerium hatte die aus zwei Programmen
zusammengeführte EIE von den Wirtschaftsprüfern der Gesellschaft
PricewaterhouseCoopers bewerten lassen. Ziel dieser Evaluation sei
gewesen, zu untersuchen, ob die in der Ministerentscheidung
angestrebten Ziele der Zusammenführung erreicht worden seien. Die
Prüfer kamen zu dem Ergebnis, dass die übergeordneten Ziele sowohl der
Bundesregierung als auch des Bundeswirtschaftsministeriums unterstützt
werden. Dazu gehörten insbesondere der Grundsatz der Energiewende, die
Ziele internationaler Energiepolitik für die globale Energiewende, der
Klimaschutzplan 2050 sowie die Nachhaltigkeitsstrategie des
Bundeswirtschaftsministeriums.

Neben der intensivieren Öffentlichkeitsarbeit raten die Prüfer unter
anderem zur Einbindung weiterer Akteure in die strategische Planung
und einer detaillierten Analyse von Absagequoten bei Geschäftsreisen
der Außenhandelskammer.

 * 

2. Förderungen für die Automobilindustrie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Förderungen und Forschungszuschüsse für die
Automobilindustrie sind Gegenstand der Antwort (19/14691) auf eine
Kleine Anfrage (19/13556) der Fraktion Die Linke. Auf 352 Seiten
listet die Bundesregierung Maßnahmen, Förderungen und Zuwendungen
auf - aufgeschlüsselt nach Unternehmen, Zeiträumen und Orten. Die
Antwort fokussiere auf Großunternehmen, heißt es. Fördermittel für
kleine und mittelständische Unternehmen würden größtenteils nicht mit
den vorliegenden Fragen adressiert.

 * 

3. Förderung nicht technischer Innovationen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will nicht-technische
Innovationen mit einem Pilotvorhaben fördern, das noch in diesem Jahr
starten soll. Der Startschuss im Rahmen des Vorhabens
"Innovationsprogramm für Geschäftsmodelle und Pionierlösungen" solle
nach dem Aufbau einer entsprechenden Administration erfolgen, heißt es
in der Antwort (19/14790) auf eine Kleine Anfrage (19/14206) der
AfD-Fraktion. Die Förderrichtlinie sei bekannt gegeben worden; in der
ersten Ausschreibungsrunde werde der Themenbereich "digitale und
datengetriebene Geschäftsmodelle und Pionierlösungen" adressiert.

 * 

4. Bund an 104 Stiftungen beteiligt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bund ist an insgesamt 104 öffentlich-rechtlichen
und privatrechtlichen Stiftungen beteiligt. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14009) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/13618) mit. Die Bundesregierung kündigt darin an,
eine Übersicht über die Stiftungen im Bundesbereich erstellen zu
wollen. Die Aufgabe erweise sich aufgrund der vielfältigen
Gestaltungsmöglichkeiten einer Stiftung, der verschiedenen Aufgaben
des Bundes in diesem Zusammenhang sowie der langen Historie einzelner
Stiftungen als sehr komplex.

 * 

5. Entschädigungsakten werden digitalisiert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat in einer Antwort (19/15106)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14548) umfangreiches
Datenmaterial zu Entschädigungen von Holocaust-Überlebenden zur
Verfügung gestellt. Seit 1949 sei eine Fülle gesetzlicher und
außergesetzlicher Regelungen für unterschiedliche Personenkreise, die
von nationalsozialistischem Unrecht betroffen gewesen seien,
geschaffen worden, erläutert die Regierung. Das Dokumentenerbe dieser
vielfältigen Regelungen solle nunmehr im Archivierungsprojekt des
Bundesministeriums der Finanzen zusammengefasst und mittelfristig
digital bereitgestellt werden. Damit sollten die in den Akten
enthaltenen individuellen Verfolgungsschicksale besser sichtbar
gemacht werden. Auch Holocaustleugnung und Antisemitismus solle so
deutlich entgegengetreten werden.

 * 

6. Finanzierung von EU-Instrumenten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für den jeweiligen deutschen Finanzierungsanteil an
verschiedenen Finanzinstrumenten für auswärtiges Handeln der
Europäischen Union interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15093). Gefragt wird unter anderem nach dem deutschen
Finanzierungsanteil am Instrument für die Entwicklungszusammenarbeit
und für das europäische Nachbarschaftsinstrument. Die Bundesregierung
soll die Entwicklung des Finanzierungsanteils in den jeweiligen
Instrumenten für die letzten Jahre aufschlüsseln.

 * 

7. Fördermittelbescheide des Bundes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Vorgaben des Bundes für die Übergabe von
Fördermittelbescheiden erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/15191). Die Bundesregierung soll angeben, durch
wen, wie und mit welcher Frist im Vorfeld der Übergabe von
Fördermittelbescheiden Bundestagsabgeordnete über Termine informiert
würden und wie die Medien informiert würden. In der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage heißt es, immer wieder würden sich Abgeordnete des
Deutschen Bundestages öffentlichkeitswirksam bei der Übergabe von
Fördermittelbescheiden des Bundes präsentieren. Dabei entstehe der
Eindruck, dass Bundestagsabgeordnete einen konkreten Einfluss auf die
Fördermittelvergabe hätten und die Übergabe des Fördermittelbescheids
zur Eigenwerbung verwenden würden.

 * 
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AGRAR/079: Überregulierung hilft weder Tieren, Umwelt, Verbrauchern noch Landwirten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Dezember 2019

HOCKER: Überregulierung hilft weder Tieren, Umwelt, Verbrauchern
noch Landwirten



Zum Agrargipfel erklärt der landwirtschaftspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Der angestrebte Dialog mit den Landwirten ist richtig, kann aber nur
ein erster Schritt sein. Agrarpaket und Düngeverordnung bedrohen die
Branche in der jetzigen Form massiv, tausende Familien bangen um ihre
berufliche Existenz. Deshalb muss klar sein: Ursachenforschung und
die wissenschaftliche Überprüfung der geplanten Maßnahmen müssen
zuerst kommen, danach erst die Verordnungen. Die Große Koalition hat
es genau umgekehrt gemacht, was zurecht zu einer riesigen
Protestwelle der Landwirte führte. Eine Überregulierung hilft weder
Tieren, Umwelt, Verbrauchern noch Landwirten. Die FDP-Fraktion
fordert deshalb ein Moratorium für weitere Beschlüsse. Es darf keine
weiteren Verschärfungen beim Insektenschutz, der Düngeverordnung oder
dem Pflanzenschutz geben, ohne dass vorher wissenschaftliche
Expertise dazu vorliegt. Das ist die Große Koalition den Landwirten
schuldig."

 * 
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FINANZEN/2252: Schwarze Null darf für Union nicht verhandelbar sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Dezember 2019

FRICKE: Schwarze Null darf für Union nicht verhandelbar sein



Zur Forderung der designierten SPD-Vorsitzenden Saskia Esken und
Norbert Walter-Borjans nach einer Abkehr von der schwarzen Null
erklärt der haushaltspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Otto
Fricke:

"Die neue SPD-Spitze ist noch nicht mal im Amt und versucht schon,
den Druck auf die Union zu erhöhen, die schwarze Null aufzugeben.
Diesen Dammbruch in der Finanz- und Haushaltspolitik darf die Union
keinesfalls mitmachen. Gerade weil die Einnahmen des Staates derzeit
sprudeln, darf die schwarze Null für CDU und CSU nicht verhandelbar
sein. Die Union sollte wissen, dass höhere staatliche Investitionen
in der aktuellen Lage auch ohne neue Schulden leicht zu haben wären.
Sie müsste lediglich darauf pochen, den Sozialstaat zu modernisieren
und nicht aufzublähen sowie schädliche und überflüssige Subventionen
zu streichen. Wer diesen Pfad geht, wird in den nächsten zehn Jahren
stets ausreichend Mittel für Investitionen haben. Die schwarze Null
und mehr staatliche Investitionen sind nur dann Gegensätze, wenn man
sich jeglicher Sparbemühungen verweigert. Die Union muss in dieser
Frage hart bleiben, wenn sie sich nicht unglaubwürdig machen will."

 * 

Quelle:
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INNEN/4811: SPD-Basis entscheidet sich für Linkskurs und Opposition


FDP-Pressemitteilung vom 30. November 2019

TEUTEBERG: SPD-Basis entscheidet sich für Linkskurs und
Opposition



Zum Ergebnis des
SPD-Mitgliederentscheids erklärt FDP-Generalsekretärin Linda
Teuteberg:

"Die SPD-Basis hat sich für einen Linkskurs und für Opposition
entschieden. Die Bundeskanzlerin muss jetzt die Geschäftsgrundlage
ihrer Regierung klären. All die teuren Geschenke zu Lasten des
Steuerzahlers haben nichts gebracht. Wir brauchen einen
Politikwechsel für Deutschland: Für Marktwirtschaft statt
Planwirtschaft und Bürokratie, für Investitionen statt Umverteilung.

Die Union darf dem Linksschwenk ihres Koalitionspartners jetzt nicht
folgen, sondern muss Führung und Stärke zeigen. Eine
Minderheitsregierung oder Neuwahlen wären allemal besser als weitere
Milliardengeschenke gegen jede wirtschaftspolitische Vernunft und
Überzeugung."

 * 
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MEDIEN/240: Erklärung würdigt Einsatz von Jimmy Schulz für offenes und freies Internet


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. November 2019

HÖFERLIN: Erklärung würdigt Einsatz von Jimmy Schulz für offenes
und freies Internet



Zur Erklärung der internationalen Parlamentarierversammlung auf dem
Internet Governance Forum erklärt der digitalpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Manuel Höferlin:

"Die FDP-Fraktion begrüßt ausdrücklich die Erklärung der
internationalen Parlamentarierversammlung, den sogenannten 'Jimmy
Schulz Call'. Darin wird die Absicht erklärt, eine informelle
Parlamentariergruppe unter dem Dach des Internet Governance Forum
einrichten zu wollen. Jimmy Schulz bezeichnete das IGF als einen
besonderen Ort, an dem Menschen aus aller Welt zusammenkommen, um
sich in einer offenen Gesprächskultur über die Zukunft des Internets
auszutauschen und voneinander zu lernen. Gerade deshalb war es ihm
ein besonderes Anliegen, die Rolle der Parlamentarier innerhalb
dieses Forums zu stärken. Durch die Erklärung wird sein Engagement
nun von vielen Kollegen auf der ganzen Welt fortgeführt und sein
unermüdlicher Einsatz für ein offenes und freies Internet auf der
Grundlage von Privatheit und Vertrauen gewürdigt."

 * 
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UMWELT/929: Die Union darf sich von der SPD nicht erpressen lassen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Dezember 2019

TEUTEBERG-Statement: Die Union darf sich von der SPD nicht
erpressen lassen



Zu den Konsequenzen des SPD-Mitgliederentscheids und der
UN-Klimakonferenz gab die FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg heute
das folgende Statement ab:

"Die Basis der Sozialdemokraten hat sich mit dieser Entscheidung über
den Parteivorsitz für einen Linkskurs und Opposition entschieden.
Wichtig ist jetzt, dass die Union sich nicht erpressen lässt zu einer
weiteren teuren Ausgabenpolitik wider jede Vernunft und auf Kosten
der Steuerzahler wie schon bei dem jüngsten Kompromiss zur
Grundrente. Wenn die Union ihre eigenen Beschlüsse ernst nimmt, etwa
vom Bundesparteitag die zur vollständigen Soli-Abschaffung, zu vielen
Maßnahmen für Wachstum und Bürokratieabbau, dann darf sie sich nicht
auf Neuverhandlungen des Koalitionsvertrages einlassen. Es ist an der
Union und der Kanzlerin, jetzt die Geschäftsgrundlage ihrer Regierung
schnell zu klären. Dass nun mit diesem Votum bei den Sozialdemokraten
Kevin Kühnert faktisch mit am Koalitionstisch sitzt, das verheißt
nichts Gutes für eine Politik, die den Interessen unseres Landes
dient.

All diejenigen Wähler - übrigens auch bisher der Sozialdemokraten -
denen Wirtschaftswachstum, Industriearbeitsplätze, Aufstiegschancen,
auch eine solide Haushaltspolitik als Ausdruck von
Generationengerechtigkeit wichtig sind, die sind bei uns gut
aufgehoben. Wir bleiben bei einer Politik der Mitte, der Vernunft.
Wir brauchen dringend einen Politikwechsel in Deutschland für mehr
Marktwirtschaft statt Bürokratie und Planwirtschaft, für
Investitionen statt Umverteilung und es ist jetzt an der Union zu
klären, was die Geschäftsgrundlage ihrer weiteren Regierungsarbeit
ist.

Wir als Freie Demokraten sagen, dass es diesen Politikwechsel braucht
in der Sache. Und alles, ob eine Minderheitsregierung oder Neuwahlen,
wäre besser, als sich durchzuwursteln, weiter gegen jede Vernunft und
auf Kosten der Steuerzahler, mit teuren Beschlüssen, um die SPD
zufriedenzustellen.

Zudem dreht sich ja auch die Welt weiter. Neben Parteibeschlüssen in
Deutschland beginnt der UN-Klimagipfel in Madrid. Und dort wird es,
wenn auch eher im technischen Sinne, um Fragen des internationalen
Emissionshandels gehen, des Zertifikatehandels. Wir als Freie
Demokraten hätten uns gewünscht, dass die Bundesregierung mit einem
überzeugenderen Gesamtpaket in diese Verhandlungen geht. Auch wir
sind mit dem Klimapaket des Bundesregierung nicht zufrieden. Wir
brauchen einen konsequenten Emissionszertifikatehandel, der diesen
Namen verdient. Der dann auch dem Mechanismus, dass über einen Handel
mit Zertifikaten die größte Effizienz und der wirksamste Klimaschutz
erreicht werden, traut.

Stattdessen gibt es ein Sammelsurium an unkoordinierten, teuren,
widersprüchlichen Einzelmaßnahmen. Hier wünschen wir uns, wie gesagt,
einen Emissionshandel, der den Namen verdient und natürlich auch mehr
Technologieoffenheit auf dem Weg beim Klimaschutz. Wir sind gespannt,
was dort herauskommt. Die Bundesumweltministerin wird ja teilweise
jetzt von ihrer designierten eigenen Parteiführung desavouiert, indem
Frau Esken eher mehr fordert, eine Verschärfung des Klimapakets, auf
das sich die große Koalition geeinigt hat. Uns ist wichtig, dass
Deutschland mit einem konsequenten Zertifikatehandel, mit
Technologieoffenheit und Innovation Klimaschutz betreibt, den auch
andere in der Welt als nachahmenswert empfinden, weil er mit Wachstum
und freiheitlicher Lebensweise vereinbar ist."

 * 
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UMWELT/928: CO2-Preis durch globalen Emissionshandel ist Schlüssel für effizienten Klimaschutz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Dezember 2019

KÖHLER: CO2-Preis durch globalen Emissionshandel ist Schlüssel für
effizienten Klimaschutz



Zur UN-Klimakonferenz erklärt der klimapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Die Ziele der diesjährigen UN-Klimakonferenz, ehrgeizigere
Klimaschutz-Pläne vorzulegen sowie internationale und transparente
Marktregeln für den Klimaschutz zu definieren, sind entscheidend für
die Bekämpfung des Klimawandels. Die Bundesregierung ist dabei in der
Pflicht, sich entschiedener als bisher für marktwirtschaftliche
Instrumente einzusetzen. Ein einheitlicher CO2-Preis durch einen
globalen Emissionshandel ist der Schlüssel für effizienten
Klimaschutz weltweit. Die Große Koalition wäre gut beraten, im Zuge
dessen auch das eigene Klimapaket nachzubessern. Denn die verkappte
CO2-Steuer wird vor allem teuer. Der Emissionshandel ist hingegen der
einzige Weg, die Klimaziele garantiert und kostengünstig zu
erreichen. Darauf sollte sich die Bundesregierung national und
international konzentrieren."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1155: Bürgerbeauftragte des Landes (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 108/2019

Bürgerbeauftragte des Landes

Großer Zuspruch auf erste Bürgerinnen- und Bürgersprechstunde der
neuen Beauftragten



Stuttgart - Die neue Bürgerbeauftragte des Landes Baden-Württemberg,
Beate Böhlen, hielt am 27. November 2019 ihre erste Bürgersprechstunde
ab. Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger nutzten die Gelegenheit, ihre
Anliegen vorzubringen. Die Termine waren nach Bekanntgabe rasch
ausgebucht, weshalb einige auf die nächste Sprechstunde vertröstet
werden mussten. "Mein Team und ich sehen dies als großen Erfolg und
werden dieses Format einer Sprechstunde in unseren Räumen
beibehalten", so Böhlen. Das Thementableau, das in den jeweils ein-
bis eineinhalbstündigen Gesprächen behandelt wurde, reichte von
Baurecht und Soziales über Jugendhilfe, Schule bis zu Verkehrsrecht.

Beate Böhlen bekleidet das Amt der Bürgerbeauftragten seit 1. November
2019. Ihre Aufgabe besteht laut Einsetzungsauftrag darin, die Stellung
der Bürgerinnen und Bürger im Verkehr mit den Behörden des Landes zu
stärken. Im Bereich der Landespolizei erstreckt sich ihre Aufgabe
zudem darauf, das partnerschaftliche Verhältnis zwischen Bürgerschaft
und Polizei auszubauen sowie Anlaufstelle für polizeiinterne Anliegen
zu sein. Sowohl die Landesregierung als auch alle Behörden des Landes,
Körperschaften, Anstalten sowie die Stiftungen öffentlichen Rechts,
die der Aufsicht des Landes unterstehen, müssen der Bürgerbeauftragten
und ihrem Team Amtshilfe leisten.

"Ab 2020 wird das Büro der Bürgerbeauftragten auch Sprechstunden im
ganzen Land wahrnehmen, um noch näher bei den Menschen zu sein", so
Beate Böhlen. Die nächste Bürgerinnen- und Bürgersprechstunde findet
am 10. Dezember 2019 in Stuttgart statt. Anmeldungen sind telefonisch
unter 0711-13776530 oder über www.Buergerbeauftragte-bw.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 108/2019 - 29. November 2019
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1154: Volumen für Doppelhaushalt erhöht (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 107/2019

540 Änderungsanträge: Rekord bei Haushaltsberatungen im
Finanzausschuss

Volumen für Doppelhaushalt erhöht: Etats umfassen jetzt 51,7 und 52,9
Milliarden Euro



Stuttgart. Der Ausschuss für Finanzen des Landtags hat seine
Beratungen zum Entwurf des Staatshaushaltsplans 2020/2021 am heutigen
Freitag, 29. November 2019, nach insgesamt sechs arbeitsintensiven
Sitzungen beendet. "Aufgrund der vom Ausschuss beschlossenen
Änderungsanträge hat sich das Gesamtvolumen des Haushalts erhöht",
sagte der Ausschussvorsitzende Rainer Stickelberger (SPD). Für das
Jahr 2020 beläuft sich das Volumen nun auf 51,7 Milliarden Euro, das
entspricht einem Plus von 1,4 Milliarden Euro (2,84 Prozent). Das
Volumen für das Jahr 2021 beträgt 52,9 Milliarden Euro. Das sind rund
680 Millionen Euro (1,3 Prozent) mehr als im ursprünglichen
Haushaltsentwurf.

"Die Tagesordnung der sechs Sitzungen war erneut sehr umfangreich. Der
Haushaltsentwurf umfasst 15 Einzelpläne auf rund 4.440 Seiten. Hinzu
kam eine Rekordzahl von insgesamt 540 Änderungsanträgen, über die der
Ausschuss beraten und entscheiden musste", sagte Stickelberger. Das
waren 156 Anträge mehr als bei den Beratungen zum Doppelhaushalt
2018/2019 (384 Anträge) und 212 Anträge mehr als beim Landeshaushalt
2017 (328 Anträge). Von den 540 Anträgen wurden 273 angenommen.

Stickelberger betonte nach Abschluss der Beratungen die konstruktive
und kollegiale Zusammenarbeit in dem Gremium. "Bei so einem wichtigen
Thema wie dem Landeshaushalt sind die Positionen der Fraktionen häufig
unterschiedlich. Doch trotz der Meinungsunterschiede bei einigen
Punkten wurde im Ausschuss sehr sach- und zielorientiert diskutiert."
Die gute Arbeitsatmosphäre und die sehr gute Vorarbeit zu den
Beratungen hätten dazu beigetragen, die Tagesordnung im vorgesehenen
Zeitplan abzuarbeiten. "Ich danke allen Beteiligten der Fraktionen,
der Ministerien, des Rechnungshofs sowie der zuständigen
Ausschussreferentin für ihr großes Engagement im Zuge der
Haushaltsberatungen", sagte Rainer Stickelberger.

Die Zweite Beratung des Doppelhaushalts 2020/2021 findet in den
Plenarsitzungen am 11., 12. und 13. Dezember 2019 statt. Die
abschließende Dritte Beratung ist für den Plenartag am 18. Dezember
2019 vorgesehen.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3435: Führerschein-Regelung stärkt Jugendliche im ländlichen Raum (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 29. November 2019

Führerschein-Regelung stärkt Jugendliche im ländlichen Raum



Der Bundesrat hat auf seiner heutigen Sitzung beschlossen, dass die
bisherige befristete Ausnahme-Regelung zum Moped-Führerschein mit
15 regulär im Straßenverkehrsgesetz und der Fahrerlaubnisverordnung
verankert wird.

Hierzu erklärt der verkehrspolitische Sprecher der

SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Gerade in Mecklenburg-Vorpommern können Jugendliche vom
Moped-Führerschein mit 15 profitieren. Daher ist es zu begrüßen, dass
aus der Ausnahme nun die Regel wird. Denn insbesondere in den
ländlichen Regionen profitieren wir von der zusätzlichen
Mobilitätsoption auch gesellschaftlich. Jugendliche können auch
außerhalb des eigenen Wohnorts Verantwortung übernehmen und Engagement
zigen, sei es im Sportverein oder bei der Jugendfeuerwehr, ohne dabei
auf ihre Eltern angewiesen zu sein. Das entlastet Familien deutlich
und ermöglicht Jugendlichen aktive Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben auch dort, wo der Bus nur zweimal am Tag vorbeifährt.

Und da es in der Kategorie Moped nicht mehr nur Fahrzeuge mit
Verbrennungsmotor gibt, sondern inzwischen auch brauchbare Modelle mit
reinem Batterieantrieb, ist die klimafreundliche Teilnahme an der
nächsten Fridays-For-Future-Demo auch problemlos möglich."

Hintergrund

Mit dem Führerschein AM können Kleinkrafträder mit einer
Spitzengeschwindigkeit von bis zu 45km/h und einer maximalen Leistung
von 4kW geführt werden. Auch bestimmte motorisierte Dreiräder bzw.
Quads mit entsprechenden Gewichts- und Leistungsbeschränkungen fallen
unter diese Führerscheinklasse. In der ehemaligen DDR standen vor
allem die Simson S51 und die Schwalbe für diese Kategorie,
umgangssprachlich als Mopeds bezeichnet.

Die neue Regelung ermöglicht es allen Bundesländern, die Option zur
Nutzung von AM15 zu ziehen. Gültig ist die Fahrerlaubnis nur in den
Bundesländern, die hiervon Gebrauch machen. Mit dem Führerschein
dürfte man aktuell also auch nach Brandenburg oder Sachsen-Anhalt
einfahren, nicht aber nach Schleswig-Holstein oder Niedersachen. Die
beiden letztgenannten haben durch die Änderung aber jetzt die
Möglichkeit, AM15 auch in ihren Bundesländern einzuführen. Die
bisherige Ausnahmeregelung ist befristet und wäre am 30. April 2020
ausgelaufen. Mit der Gesetzesänderung wird die Ausnahme ab 1. Mai 2020
zur Regel.
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3434: Dagmar Kaselitz rückt in SPD-Landtagsfraktion nach (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 29. November 2019

Dagmar Kaselitz rückt in SPD-Landtagsfraktion nach



Die Penzlinerin Dagmar Kaselitz wird nach ihrem Ausscheiden aus dem
Landtag im Jahr 2016 erneut SPD-Landtagsabgeordnete.

Sie folgt auf den ehemaligen Landtagsabgeordneten Mathias Brodkorb,
der sein Landtagsmandat für seine neue Aufgabe im Aufsichtsrat der
Universitätskliniken niedergelegt hat.

Dagmar Kaselitz: "Ich freue mich auf die Rückkehr an meine alte
Wirkungsstätte, auch wenn es mir nicht leichtgefallen ist, meine
Funktion als Integrationsbeauftragte der Landesregierung MV
aufzugeben. Ich gehe aber davon aus, dass ich dem Thema Integration
auch als Landtagsabgeordnete eine deutliche Stimme verleihen kann."

Dagmar Kaselitz ist Jahrgang 1959, verheiratet, hat 3 erwachsene
Kinder und 2 Enkelkinder. Nach einer Berufsausbildung mit Abitur zur
Zootechnikerin absolvierte sie ein Diplom-Lehrerstudium
(Biologie/Pionierleiterin) und war zwischen 1983 und 1990 im
Schuldienst. Nach der Wende war sie zwischen 1990 und 2014
Verwaltungsfachangestellte (A I und A II) und von 2014 bis 2016
SPD-Abgeordnete. Von Dezember 2016 bis heute arbeitete sie als
Integrationsbeauftragte der Landesregierung MV. Sie ist seit 2010
Mitglied der SPD, war von 2009 bis 2019 im Kreistag, von 1992 bis 2019
Gleichstellungsbeauftragte in der Stadt Penzlin und im Amt Penzliner
Land und Mitwirkende im Gleichstellungsforum Müritz, seit 2014
Mitglied der Stadtvertretung Penzlin und dort Vorsitzende der
SPD-Fraktion. Kaselitz ist Mitglied im Penzliner Frauenchor, im
Förderverein Alte Burg Penzlin, im Penzliner Kulturverein, in der AWO,
in der Volkssolidarität und im DRK.
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SOZIALES/2803: Bundeshaushalt 2020 - Mehr Geld für soziale Teilhabe


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. November 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Bundeshaushalt 2020: Mehr Geld für soziale Teilhabe



Michael Groß, zuständiger Berichterstatter;

Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Mit dem Bundeshaushalt 2020 stärken wir die soziale Teilhabe in
unserem Land. Rund 150 Milliarden Euro und damit über 41 Prozent des
gesamten Bundeshaushaltes setzen wir für soziale Teilhabe, stabile
Renten und die Gestaltung des digitalen Wandels der Arbeitswelt ein.

"Mit dem Sozialen Arbeitsmarkt unterstützen wir auch im nächsten Jahr
Langzeitarbeitslose dabei, wieder in Arbeit zu kommen und damit
Wertschätzung und Teilhabe zu erfahren. Dafür stellen wir insgesamt
vier Milliarden Euro bereit, davon eine Milliarde Euro im nächsten
Jahr. Bisher konnten bereits 30.000 Menschen dadurch wieder den Sprung
in den Arbeitsmarkt schaffen.

Wir werden die Rente stabil halten und die doppelte Haltelinie bei
Rentenniveau und Beitragssatz, die wir letztes Jahr eingezogen haben,
absichern. Dafür übernimmt der Bund mit rund 102 Milliarden Euro fast
ein Drittel der Gesamtkosten der gesetzlichen Rente. Gerade für
Menschen, die ihr Leben lang für einen geringen Lohn gearbeitet haben,
werden wir mehr tun. Deshalb ist es gut, dass im Jahr 2021 die
Grundrente kommt. Damit erkennen wir die Lebensleistung von
Rentnerinnen und Rentnern an, die ein Leben lang gearbeitet, Kinder
erzogen und Angehörige gepflegt haben.

Unsere Arbeitswelt befindet sich in einem tiefgreifenden Wandel - und
diesen werden wir aktiv mitgestalten. Rund 80 Millionen Euro
investieren wir im nächsten Jahr in die Fachkräftesicherung und die
Gestaltung des Wandels in der Arbeitswelt. Einen Schwerpunkt bilden
dabei die Förderung von Maßnahmen zur Gestaltung der Arbeitswelt 4.0
sowie die Denkfabrik Digitale Arbeitsgesellschaft. Damit leistet der
Bund einen wichtigen Beitrag dazu, neue Formen von Arbeit besser zu
begleiten, sie im Sinne der Beschäftigten zu gestalten und dabei auch
die Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft zu stärken.

Wir richten mit dem Haushalt 2020 auch einen klaren Fokus auf die
Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen. Mit rund
444 Millionen Euro finanzieren wir die weitere Umsetzung des
Bundesteilhabegesetzes, den Ausbau unabhängiger Beratungsstrukturen,
den Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention, Barrierefreiheit, Projekte im Bereich
des Behindertensports und die medizinische und berufliche
Rehabilitation."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2802: Angehörigen-Entlastungsgesetz zum 1.1.2020 in Kraft


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. November 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Angehörigen-Entlastungsgesetz zum 1.1.2020 in Kraft



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Wenn Eltern oder Kinder pflegebedürftig sind, ist das häufig eine
große Herausforderung für die Angehörigen, auch finanziell. Deshalb
freuen wir uns, dass heute auch der Bundesrat dem
Angehörigen-Entlastungsgesetz zugestimmt hat. Damit kann das Gesetz
wie geplant zum 1. Januar 2020 in Kraft treten. Für Angehörige
bedeutet das, dass sie finanziell erst dann vom Sozialamt herangezogen
werden, wenn sie im Jahr 100.000 Euro oder mehr verdienen.

"Diese Regelung wird nicht nur bei der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung greifen, sondern gilt für den Großteil der
Sozialhilfe. Der Rückgriff auf das Einkommen entfällt komplett für
Angehörige von volljährigen Menschen mit Behinderungen, die
Eingliederungshilfe nach dem Bundesteilhabegesetz erhalten.

Mit dem Gesetz bringen wir außerdem die Inklusion weiter voran: Seit
2018 gibt es die ergänzende unabhängige Teilhabeberatung. Hier werden
Menschen mit Behinderungen von Menschen mit Behinderungen beraten,
beispielsweise zum Thema Sozialleistungen. Dies allerdings geschah
bisher befristet bis zum 31. Dezember 2022. Mit dem
Angehörigen-Entlastungsgesetz verankern wir das Erfolgsmodell der
ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung nun gesetzlich und statten
die Stellen mit mehr Geld aus.

Ebenfalls unterstützen wir mit dem Gesetz Menschen mit Behinderungen,
die in Werkstätten arbeiten, indem wir ein Budget für die Ausbildung
einführen. Damit bekommen sie eine größere Entscheidungsfreiheit, ob
sie ihre Ausbildung auf dem ersten oder zweiten Arbeitsmarkt machen
wollen.

Es ist gut, dass der Bundesrat diesen wichtigen Regelungen zugestimmt
hat. Denn so werden wir ab 2020 Angehörige noch gezielter unterstützen
und die Inklusion weiter voranbringen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2801: Bundesrat stimmt zu - Reform der Sozialen Entschädigung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. November 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Bundesrat stimmt zu: Reform der Sozialen Entschädigung



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;

Matthias Bartke, zuständiger Berichterstatter:

Opfer von Gewalttaten haben die Unterstützung und Solidarität der
staatlichen Gemeinschaft verdient. Heute hat der Bundesrat der Reform
des Sozialen Entschädigungsrechts zugestimmt. Mit dem neuen
Sozialgesetzbuch XIV werden die monatlichen Entschädigungszahlungen
erhöht und neue schnelle Hilfen eingeführt.

"Nach einer Gewalttat ist für das Opfer vor allem eines wichtig:
schnelle und unbürokratische Hilfe. Mit dem neuen Gesetz werden in
ganz Deutschland Traumaambulanzen für Kinder, Jugendliche und
Erwachsene eingerichtet. Dort können Gewaltopfer sofort nach einer Tat
psychotherapeutisch behandelt werden. Außerdem unterstützen und
begleiten sie Fallmanager bei allen notwendigen Antragsstellungen. Für
uns ist klar: Wir lassen niemanden allein auf dem Weg zurück in den
normalen Alltag.

Gewalt hat viele Gesichter. Mit dem neuen Sozialgesetzbuch XIV
erhalten erstmals auch Opfer psychischer Gewalt, wie Stalking oder
Menschenhandel, einen Anspruch auf Leistungen. Wichtig war uns, dass
auch Opfer von sexuellem Missbrauch ein Recht auf Leistungen der
sozialen Entschädigung haben. Es ist gut, dass die Reform des Sozialen
Entschädigungsrecht nun auch vom Bundesrat beschlossen wurde."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1936: "Wovon redest du, Kolumbien?" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

"Wovon redest du, Kolumbien?"



(Lima, 24. November 2019, servindi) - Als am 6. November 2019 ein
Reporter den Präsidenten von Kolumbien, Iván Duque, zur Bombardierung
von Dissidenten der Revolutionären Streitkräfte Kolumbiens (FARC) im
südlichen Departamento Caquetá befragte, antwortet dieser: "Wovon
redest du, Alter?" und beschleunigte seine Schritte. Seine Antwort
könnte als eine weitere, unglücklich formulierte Erwiderung in
Erinnerung bleiben - sie wurde jedoch zu einem der Sätze, der in
Kolumbien für die meiste Empörung sorgte, da bei dem Einsatz acht
Minderjährige starben und diese Tatsache außerdem noch vor der
Öffentlichkeit verborgen werden sollte.

Iván Duque wird als ein Präsident gesehen, der zwar hört, aber nicht
zuhört. Die Kundgebungen, die am 21. November 2019 begonnen haben, als
das Land sich in einem landesweiten Streik befand, werden nicht
aufhören, bis die Regierung Kolumbiens aus dieser Lethargie erwacht
ist. Die Unzufriedenheit über die Regierung sitzt tief, besonders, was
deren wirtschaftspolitische Agenda betrifft, als auch hinsichtlich der
Art und Weise, wie die Umsetzung des Friedensabkommens herausgezögert
wurde, von dem Duque ein eiserner Gegner ist.


Die Forderungen der breiten Bewegung sind klar

Die wichtigsten Hauptforderungen lauten wie folgt: Größere
Investitionen in öffentliche Universitäten, die Ablehnung der
unzähligen Morde von sozialen Anführer*innen und Indigenen, ein Abbau
der Arbeitslosigkeit und ein 'Nein' zu Arbeitsmarkt- und
Rentenreformen. Kurz gesagt: eine nicht zu verschiebende Agenda für
Kolumbien, die den Schritt hin zur Entwicklung von politischen
Maßnahmen aufzeigen soll, die die Interessen der Mehrheiten des Landes
widerspiegelt und nicht die unternehmerischen Privilegien abbildet.

Daher könnten diese gemeinsamen Demonstrationen, die Gewerkschaften,
Landwirte, indigene Gemeinschaften, Student*innen und weitere soziale
Organisationen mobilisieren, das Erwachen einer neuen Gruppe von
Bürger*innen bedeuten, die gestärkt aus einem Schattendasein
hervorgeht, das sie aufgrund des bewaffneten Konfliktes führen musste.
Die Tage des Protestes gelten als historisch, ihre Durchführung als
friedlich und fröhlich - trotz der Verwirrung und der Panik, die in
der Nacht vom 22. November 2019 ausgebrochen war, als die
Ausgangssperre verhängt und im Netz eine Warnung vor angeblichem
Vandalismus verbreitet wurde. Jedoch konnten weder die Ausgangssperre
noch die gewaltsame Unterdrückung oder die Helikopter, mit denen Tag
und Nacht patrouilliert wurde, die Demonstrationen zum Schweigen
bringen, in denen mit dem Schlagen auf Töpfe und Pfannen versucht
wurde, den Aufbruch zu einem Wandel zu erreichen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/wovon-redest-du-kolumbien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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LATEINAMERIKA/1935: Haiti - Noch immer läuft der Kampf um die Befreiung von der Sklaverei (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Haiti 

Noch immer läuft der Kampf um die Befreiung von der Sklaverei



(Buenos Aires, 23. November 2019, ANRed/Enredando Las Mañanas) -
"Haiti ist das einzige Land auf der Welt, in dem sich die Sklaven
gemeinsam erhoben haben und eine Nation gründeten. Die Bevölkerung hat
im Kampf gegen die Ideen der Moderne gesiegt, gegen den Kolonialismus
und die Sklaverei." Dies ist eines der zentralen Schlüsselelemente,
das die aktuelle Situation in Haiti und den Schleier der
Desinformation, der über dem Land liegt, erklärt, so Henry Boisrolin,
Koordinator des Demokratischen Komitees in Haiti.

In einem bewegten Amerika sprechen wir mit Henry Boisrolin,
Koordinator des Demokratischen Komitees in Haiti, einem Land, das seit
Jahren stärker in den Medien thematisiert werden müsste. Leider jedoch
herrscht in Bezug auf Haiti ein großer Informationsmangel, der es uns
schwer macht, stärker an den Ereignissen des Nachbarvolkes
teilzuhaben. Im Dialog mit Enredando Las Mañanas erklärte uns
Boisrolin mehr über die Hintergründe der Desinformation.


Die Desinformation über Haiti hat verschiedene Gründe

"Haiti ist praktisch völlig aus der Medienberichterstattung
verschwunden, außer es ereignet sich ein Erdbeben, ein Hurrikan oder
ein Staatsstreich. Dies lässt sich auf zwei oder drei Ursachen
zurückführen: Erstens, aus historischer Perspektive betrachtet, ist
Haiti weltweit das einzige Land, in dem sich die Sklaven gemeinsam
erhoben haben und eine Nation gründeten. Die Bevölkerung hat im Kampf
gegen die Ideen der Moderne gesiegt, gegen den Kolonialismus und die
Sklaverei. Diese historische Entwicklung in Haiti ging von den Sklaven
aus. Im Rest Lateinamerikas dagegen wurde die Unabhängigkeitsbewegung
maßgeblich monopolisiert von der kreolischen Elite, während die
Sklavinnen und Sklaven meist als Kanonenfutter verwendet wurden.

Als sich Haiti befreite, war die Sklaverei noch weit verbreitet. Die
USA wurde 1776 unabhängig, innerhalb der Landesgrenzen existierte die
Sklaverei jedoch bis zum Ende der Amerikanischen Befreiungskriege
1865. Erst dann wurde auch Haiti anerkannt.

Dies ist der erste wichtige Aspekt, der zweite ist ein idiomatisches
Thema. Unsere Sprachen sind Kreolisch und Französisch, während im Rest
Lateinamerikas Spanisch gesprochen wird. Brasilien bildet mit
Portugiesisch die Ausnahme, fällt aber auch durch seine
Wirtschaftskraft und Größe ins Gewicht.

Der dritte Aspekt begründet sich in dem Bild, das die Kolonialmächte
von Haiti in der Welt geprägt haben. Demnach ist das haitianische
Volk, besonders in den Augen linksgerichteter Gesellschaften, geprägt
von Elend und erweckt bei ihnen hauptsächlich Mitleid. Viele sehen uns
an wie wenn man gerade die Kirche verlässt, einen Bettler auf der
Straße sieht und ihm eine Münze gibt, um das eigene Gewissen zu
beruhigen. Man begegnet uns nicht mit Solidarität, sondern betrachtet
uns als hilfsbedürftig - man sieht uns an und denkt 'die armen
Schwarzen'.

Viertens wird Haiti als ein gescheiterter Staat verstanden. Für mich
ist Haiti aber nicht gescheitert, sondern ein Land, geprägt durch den
Neokolonialismus, im Dienste der Oligarchen und ihrer imperialen
Interessen. Doch die Strukturen, welche uns auferlegt wurden, sind
zusammengebrochen. Als einen letzten Aspekt würde ich nennen, dass man
die Realität in Haiti nicht mit den Theorien der Moderne erklären und
in westliche Kategorien einordnen kann. Haiti wird als ein Stück
Afrika in Lateinamerika verstanden, doch dies ist ein falsches Bild
unseres Landes. Hollywood hat die Religion unseres Volkes, den Voodoo,
als Hokuspokus verkauft und die böse Magie auf rassistische Weise als
schwarze Magie bezeichnet. Hinzu kommt, dass Kreolisch lediglich als
ein Dialekt verstanden, jedoch nicht als eigene Sprache anerkannt
wird.


Verlorenes Land?

Und somit ist unser Land verloren, im Meer falscher Darstellungen,
Veruntreuungen, Stigmen und Vorurteilen. Dennoch müssen wir auch
unsere eigenen Fehler anerkennen, denn die Haitianer*innen wussten
nicht oder waren nicht in der Lage, sich besser in Lateinamerika zu
integrieren. Diese Aspekte erklären, warum eine Ignoranz und
Desinformation über Haiti liegen.

Somit bleibt unsere Geschichte im Dunkeln. Fragt man, wer die
Befreiungskämpfer Lateinamerikas waren, so lautet die Antwort Bolívar,
San Martín oder O'Higgins, Miranda und weitere. Jedoch würde niemals
der Name Dessalins genannt, der als erster die Unabhängigkeit ausrief
und die Sklaverei auf amerikanischem Gebiet beendete. Außer in
Venezuela und im Kreise einiger Fachexpert*innen spricht niemand von
Alexander Petión, obwohl Bolivar seinen Erfolg der Hilfe Haitis in
Form von Waffen, Munition, Geld, Druckmaschinen, Lebensmitteln und
Freiwilligen zu verdanken hat. Mehr als 500 Haitianer*innen starben
für die Unabhängigkeit Venezuelas, Kolumbiens und anderer Länder. Das
ist der Teil der Geschichte, der nicht erzählt wird. Um ein weiteres
Beispiel zu geben: Liest man in den Geschichtsbüchern über Napoleon,
so lernt man viel über die Schlacht bei Waterloo. Die erste Niederlage
musste Napoleon jedoch bereits am 18. November 1803 erfahren, als er
nach der Schlacht von Vertieres kapitulierend die französische
Expedition in Haiti beenden musste. Dennoch ist Napoleon gefeiert als
ein Kriegsheld, obwohl er ebenso ein Verbrecher war, der die Sklaverei
in Guadalupe und in Martinica aufrechterhielt. Auch in Haiti wollte er
die Sklaverei wiederherstellen, hätte er gekonnt.

Es zeigt sich, dass es historische, kulturelle und sprachliche Aspekte
gibt, die uns entfremden. Es ist eine Vielzahl von Faktoren, die
zusammenkommt, ebenso wie die Tatsache, dass viele von uns noch immer
an den Theorien der Moderne und dem Eurozentrismus festhalten. Eine
kritische Perspektive fehlt uns dagegen. Der Theoretiker Walter
Mignolo würde sagen, dass sich noch keine postkoloniale Denkweise
verfestigt hat.


Über die aktuellen Proteste wird kaum berichtet

Seit mehr als zwei Monaten - zehn Wochen, um genau zu sein - befindet
sich das Land nun im Ausnahmezustand und ist praktisch stillgelegt.
Die Bürger*innen ziehen durch die Straßen und Millionen fordern den
Rücktritt des Präsidenten. Doch im Vergleich zu anderen Ländern wird
über Haiti nur wenig berichtet.

Für den Anfang wollen wir den Informationsmangel beheben, der in der
Berichterstattung großer Medien besteht. Eine Vielzahl von
Nachrichtenkanälen wurden aufgegeben, doch diese wären wichtig, um die
aktuelle Situation in Haiti mit der Öffentlichkeit zu teilen. Man
fragt sich, was passiert eigentlich im Moment in Haiti?

Zunächst muss man am Anfang beginnen. Ich denke, Haiti ist ein Land
mit einer großartigen Geschichte. Mit der Ermordung Dessalins im Jahr
1806 verlor die Bewegung jedoch an Momentum und es siegte die
Gegenrevolution. 1915 bis 1934 war Haiti von den USA besetzt und wurde
in das Paradebeispiel einer Post-Kolonie verwandelt. Genau diese
postkolonialen Strukturen sind es allerdings, die anschließend über
uns zusammengebrochen sind und bis heute für die große Armut in der
Bevölkerung sorgen. Millionen Bürger*innen leben unter
menschenunwürdigen Bedingungen und es ist an der Zeit, dies zu ändern.

In Haiti kämpft die Bevölkerung nun ein weiteres Mal für die Befreiung
aus der Sklaverei. Täglich gibt es Demonstrationen, bei denen laut
'peilok' gerufen wird, was auf Kreolisch 'blockiertes Land' bedeutet.
Die Menschen versperren mit Barrikaden die Straßen, indem sie aus
Gummi ganze Wände errichten.


"Das Land steht komplett still"

Die Geschichte des Vorjahres wiederholt sich nun. Bereits im Juli 2018
entstanden soziale Unruhen aufgrund des Preisanstiegs von Treibstoff.
In Puerto Príncipe kam es praktisch zu einer bürgerlichen Revolution,
die den Präsidenten in die Knie zwang, sodass er den Preisanstieg
zurücknehmen, die Regierung auflösen und den Premierminister zum
Rücktritt auffordern musste. Und damit war es noch nicht genug. Am 16.
Oktober des vergangenen Jahres versammelten sich über drei Millionen
Menschen in Puerto Príncipe. Ich war bei dem Protestmarsch am 18.
Dezember mit mehr als zwei Millionen Teilnehmer*innen. Dauerhaft kam
es zu Auseinandersetzungen. Sicherheitskräfte der Regierung richteten
in einigen belebten Stadtvierteln ein regelrechtes Blutbad an.
Nichtsdestotrotz leisteten die Bürger*innen so gut sie konnten
Widerstand, mit Steinen und Molotov, Flaschen und einigen Waffen. Man
konnte uns nicht in die Knien zwingen, trotz der starken Repressionen
und der bedingungslosen Unterstützung der Regierung durch Nordamerika,
durch die Botschaften der USA, Kanadas, Frankreichs, Spaniens,
Brasiliens, der Europäischen Union sowie der Organisation
Amerikanischer Staaten.

Doch die evangelische Kirche, die katholische und die voodooistische,
ebenso wie die Akademiker, Anwalts- und Ärztekammern sowie die
Studentenvertretung - alle haben sie gemeinsam gegen diese Politik
protestiert. Seit zwei Monaten können die Kinder nun nicht zur Schule.
Das Land steht komplett still und die Läden sind geschlossen. Es ist
unmöglich zum Flughafen zu gelangen. Fast keine Flugzeuge landen und
sämtliche Flüge müssen gestrichen werden, hauptsächlich aufgrund der
Unsicherheit.

Wacht man morgens in Puerto Príncipe auf, ist es manchmal unmöglich,
den Himmel zu sehen - wegen des Rauches durch verbranntes Gummi. In
einigen Vierteln halten die Schießereien die ganze Nacht an. Vier oder
fünf Journalisten wurden allein in diesem Jahr ermordet. Es ist
unglaublich, was für ein Massaker hier stattfindet. Inzwischen wurde
eine internationale Untersuchung eingeleitet, denn auch die Vereinten
Nationen erkennen die Gewalt und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
an, die sich in diesen Stadtteilen abspielen. In einem dieser Viertel,
genannt La Salina, wurden mehr als 80 Personen getötet, Frauen und
Kinder vergewaltigt und Menschen zerstückelt. Leichen haben sie auf
freie Felder geworfen, alles wurde gefilmt und auf Whatsapp
veröffentlicht. Es ist unbegreiflich, was hier vor sich geht. Einige
Gebiete kann man nicht mehr betreten, ohne zu riskieren von
bewaffneten Banden erschossen zu werden.

In Haiti spielt sich ein Volksaufstand ab, nicht nur in Puerto
Príncipe, sondern auch in anderen großen Städten, genauso wie auf dem
Land, wo es noch nie zuvor Demonstrationen gegeben hat. Und nun sieht
man die Menschen überall auf die Straße ziehen. Es gibt ein neues
Bewusstsein, einen qualitatives und quantitatives Umdenken, das die
Menschen vereint, um gemeinsam zu kämpfen. Denn wir wissen, das
einzige was passieren kann, ist, dass uns der Kampf, den wir anführen
müssen, befreien wird. Dabei wird uns keiner helfen und nichts wird
uns geschenkt, das ist klar. Hoffentlich können unsere
lateinamerikanischen Brüder und Schwestern dies auch verstehen, um uns
zur Seite zu stehen."


URL des Artikels:
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BERUF/1955: BBiG-Novelle - Hochschulrektorenkonferenz kritisiert Bundesratsentscheidung (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 29.11.2019

BBiG-Novelle: HRK-Präsident kritisiert Bundesratsentscheidung



Nach dem Beschluss der Novelle des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) durch den
Bundesrat äußerte sich der Präsident der Hochschulrektorenkonferenz (HRK)
Prof. Dr. Peter-André Alt heute in Berlin:

"Die Entscheidung des Bundesrats nehme ich mit Besorgnis zur Kenntnis.
Insbesondere nachdem der Bundesrat im Juli eindeutige berufliche
Abschlussbezeichnungen gefordert hatte, konnten die deutschen Hochschulen
einen anderen Ausgang der Abstimmung erhoffen.

Die Abschlussbezeichnungen "Bachelor Professional" und "Master
Professional" sind verwirrend, für Jugendliche in der Berufsorientierung
wie für Arbeitgeber. Statt die Gleichwertigkeit beruflicher und
hochschulischer Abschlüsse zu unterstreichen, verwischen die neuen
Bezeichnungen die Unterschiede und beeinträchtigen die Sichtbarkeit
beruflicher Qualifikationen. Das gilt insbesondere im europäischen
Ausland, wo die Titel Bachelor und Master ausschließlich im
wissenschaftlichen Kontext vergeben werden. Auf diese Weise gefährdet die
nun getroffene Entscheidung die bereits erreichten Ziele des
Bologna-Prozesses und damit eines der wichtigsten europäischen, von Bund,
Ländern und Hochschulen gemeinsam getragenen Reformprojekte der vergangenen
Jahrzehnte.

Die HRK hat mehrmals angeboten, die deutschlandweit wie international
überaus anerkannte Berufsbildung bei der Entwicklung eigener, eindeutiger
Marken zu unterstützen - leider ohne Ergebnis. Dass der Bundesrat nun die
Empfehlung der Hochschulen und zahlreicher Berufsverbände übergeht, ist
sehr bedauerlich. Wir müssen nun die Konsequenzen dieser Entwicklung
beraten."

Die HRK hatte sich bereits mehrfach gegen die in der geplanten
Gesetzesnovelle vorgesehene Änderung der Abschlussbezeichnungen
ausgesprochen, unter anderem in Beschlüssen des HRK-Senats und der
Mitgliederversammlung sowie einer gemeinsamen Stellungnahme mit dem Verein
Deutscher Ingenieure.


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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FORSCHUNG/1243: "Fingerabdruck" überführt Lebensmittelfälscher (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 29.11.2019

"Fingerabdruck" überführt Lebensmittelfälscher

"FoodAuthent": Forschungsprojekt stellt Konzept für mehr Sicherheit bei
der Herkunft und Echtheit von Produkten vor



Glykol in Wein, Methanol in Spirituosen oder "Gammelfleisch":
Lebensmittelskandale erschüttern das Vertrauen gegenüber Herstellern,
Händlern und Behörden. Woher Waren kommen und ob sie mit ihrer
Kennzeichnung übereinstimmen, ist angesichts globaler Lieferketten,
zunehmender Produktvielfalt und neuer Herstellungstechnologien immer
schwieriger zu bestimmen. Vor diesem Hintergrund wurde im
Forschungsprojekt "FoodAuthent" die Open-Source-Software "fAuthent"
entwickelt. Das dreijährige Vorhaben konnte zeigen, dass die Software das
Potential hat, "Fingerabdruck"-Analyseverfahren in der
Lebensmittelüberwachung auf breiter Basis einzusetzen. Auf einer
Expertenkonferenz am Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) am 26.
November wurden die Projektergebnisse vorgestellt.

In dem Projekt, das im Dezember 2019 zu Ende geht, wurden auch
Analyseverfahren erprobt, die die Zusammensetzung von Lebensmitteln
bestimmen und somit deren individuellen chemischen "Fingerabdruck"
abbilden können ("Fingerprinting-Analyseverfahren"). Dieser
"Fingerabdruck" kann mit unverfälschten Lebensmittelproben verglichen
werden, die in einer Referenzdatenbank hinterlegt sind. Fälschungen, etwa
zugesetzte Substanzen, lassen sich auf diese Weise erkennen. Genauso
können die geografische Herkunft eines Produkts, die verwendeten Sorten
und die Herstellungsprozesse analysiert werden. Mit dem Abgleich lässt
sich also klären, ob es sich bei einem Produkt tatsächlich um das
gekennzeichnete Lebensmittel handelt. "Fingerprinting-Analyseverfahren
ergänzen die klassischen zielgerichteten Untersuchungen", sagt Professor
Dr. Dr. Andreas Hensel, Präsident des BfR. "Sie sind ein wichtiger
Baustein zur Bekämpfung von Lebensmittelkriminalität."

Fingerprinting-Analyseverfahren wurden im Projekt beispielsweise an Waren
aus den Produktgruppen Hartkäse, Speiseöl und Spirituosen erprobt. Die
fAuthent-Software soll es zukünftig sowohl behördlichen Einrichtungen als
auch Lebensmittelunternehmen ermöglichen, derartige Analyseverfahren
selbst besser zu nutzen und Ergebnisse untereinander auszutauschen. Dazu
bietet fAuthent die benötigte Datenplattform, mit der "Fingerabdrücke",
Referenzmesswerte aber auch Datenanalyseverfahren gespeichert und
gemeinsam genutzt werden können.

Die Projektpartner planen, die IT-Plattform auf Open-Source-Basis weiter
auszubauen und diese nutzerfreundlicher zu gestalten, so dass zukünftig
Fingerprinting-Analysedaten zwischen Herstellern, Händlern und Behörden
sicher übertragen und abgerufen werden können. Das fAuthent-System stellt
sicher, dass alle Systempartner die Kontrolle über ihre eigenen Daten
behalten.

Das Forschungsprojekt FoodAuthent wird vom Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL) im Forschungsschwerpunkt "Herkunftsnachweis
Lebensmittel" gefördert. Für das Projekt kooperieren neben dem
Bundesinstitut für Risikobewertung die Universität Konstanz sowie die
Firmen benelog GmbH & Co. KG, Eurofins Analytik GmbH, GS1 Germany und
Lablicate GmbH.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

- Website des Projekts:

www.foodauthent.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution638
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FORSCHUNG/1242: Supermärkte und Kinderernährung in Afrika (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 29.11.2019

Supermärkte und Kinderernährung in Afrika



Unterernährung ist in Afrika nach wie vor ein weit verbreitetes Problem.
Gleichzeitig nehmen Übergewicht, Adipositas und chronische
Folgekrankheiten zu. Frühere Forschung zeigte, dass die rasche Ausbreitung
von Supermärkten zu mehr Übergewicht beiträgt, weil Supermärkte im
Vergleich zu traditionellen Märkten stärker verarbeitete Lebensmittel
verkaufen. Allerdings wurden bisher nur Daten von Erwachsenen analysiert.
Eine neue Studie der Universität Göttingen zeigt nun, dass Supermärkte bei
Kindern nicht zu Übergewicht beitragen, sondern umgekehrt das Problem der
Unterernährung verringern. Die Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift
Global Food Security veröffentlicht.

Für die Studie sammelten Agrar- und Ernährungsökonomen der Universität
Göttingen über einen Zeitraum von drei Jahren Daten von über 500 zufällig
ausgewählten Kindern in Kenia. Die Daten zeigen, dass Kinder in Haushalten
mit gutem Zugang zu einem Supermarkt signifikant besser ernährt sind als
Kinder in der Kontrollgruppe. Der Einkauf von Lebensmitteln im Supermarkt
hat vor allem einen positiven Effekt auf die Körpergröße, und zwar auch
nachdem für Alter, Einkommen und andere Faktoren kontrolliert wurde.
Kleinwuchs ist bei Kindern der am häufigsten verwendete Indikator für
chronische Unterernährung, der eng mit anderen Entwicklungsstörungen
korreliert ist.

"Wir waren von den Ergebnissen zunächst überrascht, weil vielfach
angenommen wird, dass Supermärkte in Afrika vor allem ungesunde Snacks und
Convenience-Produkte verkaufen", sagt Erstautorin Dr. Bethelhem Legesse
Debela. "Allerdings zeigen unsere Daten, dass Haushalte, die Supermärkte
nutzen, auch regelmäßiger gesunde Lebensmittel wie Obst und tierische
Produkte konsumieren." Prof. Dr. Matin Qaim, der Leiter der Studie, fügt
hinzu: "Nicht alle verarbeiteten Produkte sind ungesund. Verarbeitung kann
die Haltbarkeit und Hygiene verbessern. Vor allem arme Haushalte in Afrika
haben oftmals keinen regelmäßigen Zugang zu leicht verderblichen
Frischeprodukten."

Die Ergebnisse zeigen, dass Modernisierungen im Lebensmitteleinzelhandel
vielschichtige Effekte auf die Ernährung haben können, die im lokalen
Kontext analysiert werden müssen. Die Vereinten Nationen wollen bis 2030
den globalen Hunger in all seinen Formen beenden. "Das kann nur gelingen,
wenn die komplexen Zusammenhänge zwischen wirtschaftlicher Entwicklung,
Ernährung und Gesundheit gut verstanden sind und lokal angepasste
Politiken identifiziert und umgesetzt werden", so die Autorinnen und
Autoren.


Originalpublikation:

Bethelhem Legesse Debela et al.

Supermarket food purchases and child nutrition in Kenya.

Global Food Security 2019.

https://doi.org/10.1016/j.gfs.2019.100341

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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INTERNATIONAL/209: Argentinien - Weg mit dem Hunger! Selbstbestimmte Landwirtschaft und Ernährung (poonal)




poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen - 29. November 2019

Argentinien

Weg mit dem Hunger! Selbstbestimmte Landwirtschaft und 
Ernährung

Von Nina Aretz

Ernährungssicherheit für alle! Mit der Grünen Revolution - der
Industrialisierung der Landwirtschaft ab den 1960er Jahren - sollte
die Welt vom Hunger befreit werden. Ernährungssicherheit bezeichnet
den passiven Versorgungszustand, bei dem alle Menschen jederzeit
physischen und wirtschaftlichen Zugang zu ausreichender, sicherer und
nahrhafter Ernährung haben. Doch die Menge an Nahrungsmitteln scheint
nicht das einzige Kriterium für eine Welt ohne Hunger zu sein. Schon
jetzt produzieren wir mehr Nahrungsmittel als wir verbrauchen.
Entscheidend dafür, ob alle satt werden, sind auch wirtschaftliche,
ökologische, soziale und politische Bedingungen und Auswirkungen der
Lebensmittelsysteme. Judith Duesberg vom gen-ethischen Netzwerk in
Berlin thematisiert die ökologischen Folgen der industriellen
Landwirtschaft: "Einer der Hauptschlüsselmomente war in den 60er
Jahren die Grüne Revolution, wo diese Kunstdünger und Pflanzensorten
und Tierrassen gezüchtet worden sind und Landwirtschaft eher in eine
Industrierichtung verändert worden ist, weg von diesem
Kleinbäuerlichen. Aus dem Gedanken heraus, dass wir mehr Erträge
schaffen und die Welt ernähren können. Das hat auch zu großen Teilen
erst mal funktioniert. Die Böden waren gesund, die Pflanzen sind gut
gewachsen. Aber wir sehen jetzt die Folgen, wir sehen das mit dem
Klimawandel, wir sehen das mit dem Biodiversitätsverlust, das kostet
halt etwas."

Eine Alternative zur Ernährungssicherheit durch industrielle
Landwirtschaft ist das politische Konzept der Ernährungssouveränität.
1996 stellte die internationale kleinbäuerliche Organisation Via
Campesina auf dem Welternährungsgipfel in Rom das Konzept der
Ernährungssouveränität vor. Im Gegensatz zum Begriff der
Ernährungssicherheit schließt Ernährungssouveränität die Frage nach
den Machtverhältnissen sowie den Bedingungen und Auswirkungen unserer
Lebensmittelsysteme mit ein. Alberto Gomez von Via Campesina
beschreibt es so: "Ernährungssouveränität bezeichnet das Recht aller
auf gute, kulturell angepasste, nachhaltig produzierte und
erschwingliche Lebensmittel. Lokale Märkte und Wirtschaftskreisläufe
werden bevorzugt, die kleinbäuerliche Landwirtschaft wird ermächtigt.
Produktion, Verteilung und Konsum finden auf Basis ökologischer,
sozialer und wirtschaftlicher Nachhaltigkeit statt.
Ernährungssouveränität setzt sich ein für einen transparenten Handel
und ein würdiges Einkommen sowie das Recht der Konsumenten selbst über
ihre Ernährung zu bestimmen. Ernährungssouveränität kämpft dafür, dass
wir, die Produzenten und Produzentinnen von Lebensmitteln, Zugang zu
unserem Land, unserem Wasser, unserem Saatgut, unserem Vieh und der
Biodiversität im allgemeinen haben."


Kleinbäuerinnen und -bauern: Hände, die ernähren

Das argentinische Medienkollektiv Huerquen hat in ihrer Filmreihe
Hände, die ernähren [1] (Manos que alimentan) einige
Kleinbäuerinnen und -bauern vorgestellt, die nach diesem Prinzip
arbeiten, wie z.B. Maritza. Sie baut ökologisches Gemüse an. Für
Maritza ist das Wichtigste für eine gute Ernte eine gute
Bodenqualität, nicht der beste Dünger oder die besten Pestizide.
Maritza und ihre Familie nutzen samenfeste Sorten und verwenden weder
gebeiztes noch hybrides oder gentechnisch verändertes Saatgut.

Ihr Hof gehört zu einem der 16.000 kleinbäuerlichen Betriebe in
Argentinien, die in der Vereinigung der Landarbeiter*innen UTT (Union
de los Trabajadores de la Tierra) organisiert sind. Die UTT setzt auf
das Modell der kleinbäuerlichen Landwirtschaft und kämpft für
Ernährungssouveränität.

Fest steht, Kleinbäuerinnen und -bauern sind die wahren
Ackerheld*innen. Weltweit produzieren sie etwa 70 Prozent unserer
Lebensmittel. In Argentinien sind es etwa 200.000 kleinbäuerliche
Betriebe, die fast zwei Drittel der Nahrungsmittel für die
argentinische Bevölkerung anbauen. Nur wenigen gehört das Land, das
sie bebauen. Auch Maritza und ihre Familie pachten ihre Felder.

Sie berichtet von dem Problem, dass landlose Bäuerinnen und Bauern
nicht selbst entscheiden können, was sie mit dem gepachteten Land
machen, was sie anpflanzen oder ob sie ein Haus darauf bauen. Außerdem
sagt sie, dass die Bodenverbesserung viel Zeit brauche "und wenn der
Boden nicht dir gehört und du gehen musst, lässt du auch die ganze
Arbeit zurück, die du zuvor geleistet hast."

Deswegen fordert die UTT eine Landreform, ein anderes
landwirtschaftliches Modell, das auch die Rechte für die
Kleinbäuerinnen und -bauern verbessert. 2016 hat die UTT einen
entsprechenden Gesetzesentwurf vorgestellt, über den immer noch nicht
entschieden wurde. Dazu der Koordinator der UTT, Nahuel Levaggi: "In
dem Entwurf sind auch Förderkredite vorgesehen. Familien können so
einfach an einen günstigen Kredit kommen, um ein oder zwei Hektar Land
zu kaufen. Statt der Pacht zahlen sie den Kredit ab. Das ist einer der
Hauptkämpfe der UTT und daneben die Transformation des
landwirtschaftlichen Modells." Diese Transformation stellt eine große
Herausforderung dar, denn mittlerweile werden - nicht nur in
Argentinien - viele Flächen industriell bewirtschaftet. Judith
Duesberg beschreibt die Folgen des großflächigen Anbaus von
Monokulturen: "Was z.B. in Südamerika, in Argentinien oder Brasilien
angebaut wird, ist Soja. In Deutschland kennen wir vielleicht auch die
großen Rapsfelder und Maisfelder. Mais wird vor allen Dingen auch als
Biokraftstoff genutzt. Also das sind häufig gar keine Lebensmittel
mehr direkt für uns, sondern Teil einer Energiekette oder Futtermittel
für Tiere. Dann haben wir das große, einförmige Feld. Es bietet nicht
so viele Lebensräume und es gibt die ganze Zeit Störungen, es wird
geerntet, es wird vielleicht gespritzt, es ist ein störungsreiches
Habitat, wo nur wenige Pflanzen, Tiere und Bodenorganismen drin
zurecht kommen. Wenn wir das kleinteiliger gestalten würden, dann wäre
es z.B. für Organismen möglich, sich innerhalb der
landwirtschaftlichen Flächen zu bewegen oder es gibt verschiedene
Nischen, die besetzt werden könnten und die großen Flächen verhindern
das."

Das Konzept der Ernährungssouveränität spricht sich klar gegen eine
exportorientierte Landwirtschaft aus. Auch hier haben die
organisierten Kleinbäuerinnen und -bauern in Argentinien viel zu tun,
denn die Politik fördert vor allem den Export landwirtschaftlicher
Produkte, wie UTT-Aktivist Nahuel Levaggi berichtet: "Beispielsweise
formuliert die Provinz Buenos Aires als Ziel, Salat ins Ausland zu
exportieren. Aber wir sagen: Nein, muchacho, das Ziel muss sein:
Eigenes Land, eine würdige Unterkunft, gutes Essen und ein würdiges
Leben für alle. Erst wenn wir das erreicht haben, können wir über
Salat-Export reden. Jetzt aber kannst du einer Familie, die in einer
Hütte wohnt, das Land pachtet, sich jeden Tag mit Ackergiften
verseucht, die also unter extrem prekären Bedingungen lebt und
arbeitet, nicht erzählen, dass das Programm der Regierung darin
besteht, Salat zu exportieren."

UTT-Aktivist Nahuel Levaggi spricht sich darüber hinaus für die
wirtschaftliche Unabhängigkeit der Produzent*innen aus: Eigenes Land,
Unabhängigkeit von teurem Saatgut und Ackergiften, direkter Handel,
stabile Preise für Lebensmittel und Schluss mit
Nahrungsmittelspekulationen. Denn nur so könnten sich alle gesundes
Essen leisten. Nahuel erklärt, wie die UTT-Mitglieder ihre Produkte
vermarkten: "Für das Gemüse haben wir halbjährliche Festpreise, die
für alle erschwinglich sind. Wir verkaufen ökologisches Gemüse nicht
teurer als Herkömmliches. Wenn wir die Feriazos veranstalten,
verkaufen wir an öffentlichen Plätzen das Gemüse direkt von den
Produzent*innen. Das heißt die Familien bringen das Gemüse, das sie am
Abend zuvor oder früh morgens geerntet haben und verdienen etwas mehr
und die Konsument*innen zahlen etwas weniger und diese Kreisläufe
müssen etabliert werden. Wenn man sich in die Handelsketten begibt,
fällt einem schnell die absurde Menge an Zwischenhändlern auf. Dazu
kommen noch Spekulationen und Machtkonzentrationen. Und bei diesen
ganzen Ketten kommt es auch zu Nahrungsmittelverlusten. Wir sehen
Mengen an weggeworfenem Gemüse. Von 10 Kilo, die geerntet wurden,
werden vielleicht nur 4 Kilo wirklich konsumiert."


Eine andere Landwirtschaft ist möglich

Zurück zum Hungerproblem: Ist es möglich, alle Menschen mit diesem
landwirtschaftlichen Modell zu ernähren? Judith Duesberg vom
gen-ethischen Netzwerk verweist darauf, dass der ökologische Landbau
in der Regel mehr Fläche benötigt, da die Erträge etwas geringer
ausfallen. Die dafür benötigte Ackerfläche sei jedoch vorhanden. Die
entscheidende Frage sei, was angebaut und was konsumiert wird. Sie
sagt: Wir müssen "weg davon, dass wir Tiere essen und Tiere mit
Lebensmitteln füttern, die wir selbst konsumieren könnten. Ein großes
Problem ist der Anbau von Soja als Futtermittel. Die Natur in anderen
Regionen der Erde wird zerstört. Das ist externalisiert, es passiert
im globalen Süden. Wir kriegen das Fleisch, aber das ist ganz weit
weg. Und wenn man diese Flächen einsparen könnte und sich tatsächlich
anschaut, was Menschen an Gemüse essen, dann könnte man schon sehr
viel von der agrarwirtschaftlichen Fläche einsparen und es sind ja
gerade die kleinbäuerlichen Betriebe, die die Welt ernähren."


Anmerkung:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=LfzEXsgQBw4&list=PLH1uZS-dt1z7UKjTcU_gGK334B43qOiH7
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https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/weg-mit-dem-hunger-selbstbestimmte-landwirtschaft-und-ernaehrung/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





MELDUNG/678: Gesellschaft und Landwirtschaft wieder näher zusammenbringen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 244 vom 02.12.2019

Landwirtschaftsdialog im Kanzleramt: 

Gesellschaft und Landwirtschaft wieder näher zusammenbringen

Zukunftskommission Landwirtschaft soll eingerichtet werden - Gespräche mit
dem Handel über Lebensmittelpreise angekündigt



Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner haben am Montag rund 40 landwirtschaftliche Verbände zu einem
dreistündigen Gespräch im Kanzleramt getroffen, um sich über die aktuelle
Lage der Landwirtschaft auszutauschen. Die Wettbewerbsfähigkeit der
heimischen Agrarbranche und Wertschätzung ihrer Arbeit standen dabei im
Mittelpunkt. Auch die Frage, wie die gesellschaftlichen Ansprüche besser
verknüpft werden können mit der landwirtschaftlichen Praxis im Stall und
auf dem Feld. Beide Politikerinnen betonten, dass die Bundesregierung die
Verantwortung wahrnehme, den politischen Rahmen entsprechend zu gestalten,
sie unterstrichen aber auch, dass nicht alle externen Rahmenbedingungen -
europäische Vorgaben, Gerichtsurteile - an alle Wünsche angepasst werden
könnten. Daher werde der Dialog zwischen der Landwirtschaft und der
Gesellschaft eine zentralere Rolle spielen müssen. Denn die Bauern seien
unverzichtbar. Sie würden von der ganzen Gesellschaft gebraucht, für die
Lebensmittelversorgung, die Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaft, für
lebenswerte Dörfer und ländliche Regionen. Dafür müssten Sie auch
entsprechend entlohnt werden.

Die Zukunftsfähigkeit der Landwirtschaft in Deutschland hänge eng mit der
gesellschaftlichen Akzeptanz ihrer Wirtschaftsweise zusammen. Immerhin
bewirtschafte sie mehr als die Hälfte der Fläche des Landes. Deshalb
müssten an vielen Stellen gemeinsam Lösungen gefunden werden:


	zur Sicherung der Ernten und Nahrungsmittelproduktion

	zum Erhalt der Biodiversität,

	beim Insektenschutz,

	beim verbesserten Schutz des Grundwassers sowie

	bei wachsenden gesellschaftlichen Ansprüchen im Hinblick auf das Tierwohl und den Umwelt-, Natur- und Klimaschutz.



Die Landwirtschaft müsse sich - so wie alle Wirtschaftszweige - immer
weiterentwickeln und auf veränderte Rahmenbedingungen einstellen.
Voraussetzung für eine ökonomisch tragfähige Weiterentwicklung seien dabei
Planungs- und Rechtssicherheit. Einigkeit herrschte, dass es Transparenz
braucht, dass der Verbraucher die Arbeit der Bauern verstehen muss. Das sei
eine große Chance, um wieder mehr Vertrauen in die Landwirtschaft zu
erreichen.

Das heutige Gespräch habe hierfür viele wichtige Impulse und Anregungen
gegeben, es solle nicht der Schlusspunkt, sondern der Auftakt sein.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Wir wollen, dass Landwirtschaft in
Deutschland eine gute Zukunft hat. Damit die vielen hoch motivierten jungen
Menschen in den Landwirtschaftsschulen oder Agrar-Universitäten sich auch
noch in zwanzig oder fünfzig Jahren für die Arbeit auf dem Feld und im
Stall begeistern können. Wir sollten uns ehrlich über notwendige
Veränderungen austauschen. Gleichzeitig müssen wir aber auch darüber
diskutieren, wie die Gesellschaft die Leistungen der Landwirtschaft besser
honorieren kann. Damit Landwirtschaft und Gesellschaft respektvoll und
wertschätzend miteinander umgehen. Die Bundesregierung wird die Branche bei
den anstehenden Veränderungen unterstützen. Der in der vergangenen Woche
verabschiedete Rekordhaushalt ist dafür ein deutliches Zeichen."

Folgende Gesprächsergebnisse wurden festgehalten:

• Einrichtung einer 'Zukunftskommission Landwirtschaft', die unter
Einbindung von Praktikern, Wissenschaftlern und gesellschaftlichen
Akteuren, praxistaugliche Wege für eine produktive und ressourcenschonende
Landwirtschaft aufzeigen wird. Der Deutsche Bauernverband und das
Aktionsbündnis "Land schafft Verbindung" sollen in Gespräche mit den vielen
unterschiedlichen Interessenvertretungen der konventionellen und
ökologischen Landwirtschaft um ein Verhandlungsmandat für die gesamte
landwirtschaftliche Branche werben.

• Im Herbst 2020 wird es ein weiteres Treffen der heutigen Runde im
Bundeskanzleramt geben, um bis dahin erreichte Ergebnisse und Fortschritte
sowie weiteren Handlungsbedarf zu besprechen.

• Es wird ein Treffen der Bundeskanzlerin und Bundesministerin Julia
Klöckner mit dem Handel im Bundeskanzleramt geben: Lebensmittel zu
Tiefstpreisen haben Auswirkungen auf die Bauernfamilien und die
Wertschätzung. Wenn etwa Fleisch zu Centpreisen und als Lockangebot
beworben werde, sind viele nicht mehr bereit, mehr zu bezahlen. Mehr
Tierwohl aber kostet auch mehr Geld.

• Start eines nationalen Dialogforums zur Landwirtschaft durch das
Bundesministerium sowie einer Informationskampagne zur besseren
gegenseitigen Wertschätzung. In landesweit stattfindenden Veranstaltungen
soll ein Beitrag zur Aufklärung und für Verständnis über die wichtige
Arbeit der Landwirte geleistet werden. Die Veranstaltungen werden mit der
Grünen Woche im Januar beginnen und an verschiedenen Orten in Deutschland
stattfinden.

• Zum Umbau der Tierhaltung muss die Finanzierungsfrage beantwortet
werden. Dazu erarbeitet eine Kommission unter Leitung des früheren
Bundeslandwirtschaftsministers Jochen Borchert im Auftrag des
Bundeslandwirtschaftsministeriums Vorschläge. Die Ergebnisse werden in der
ersten Jahreshälfte 2020 vorgestellt.

• Das BMEL wird noch dieses Jahr eine Ackerbaustrategie vorlegen, die
Lösungswege für bestehende Zielkonflikte zwischen Ertragssicherung und
Umwelt- und Klimaschutz aufzeigt.

• Landwirtschaftsministerium und Umweltministerium werden gemeinsam zu
einem Runden Tisch "Landwirtschaft und Insektenschutz" einladen - die
Bauernschaft wird bei den weiteren Schritten wirkungsvoll beteiligt.

• Eins-zu-eins-Umsetzung der UTP-Richtlinie gegen unlautere
Handelspraktiken, Stärkung der landwirtschaftliche Erzeuger und Lieferanten
gegenüber dem Handel.

• Auf funktionierende Umweltprogramme soll aufgebaut werden.
Kooperationsmodelle wie in den Niederlanden oder die Ausweitung der
nachhaltigen FRANZ-Projekte werden geprüft. Ebenso Konzepte, die die
Branche vorlegt, um Insekten- und Biodiversitätsschutz und
Landbewirtschaftung weiter zu verzahnen.

• Rechtliche Hindernisse für mehr Tierwohl werden angegangen
(Baugesetzbuch, TA Luft).

• Die Ratifizierung des Mercosur-Abkommens durch alle Mitgliedstaaten
der EU soll wesentlich davon abhängen, dass alle Parteien sich im Geiste
des Abkommens verhalten. Die verbindlichen Regeln zu Arbeit, Umwelt und
Klima müssen erkennbar eingehalten werden

• Zugehen auf die Kultusministerkonferenz - Schulbücher und
Lehrmaterialien sollten die Realität der Landwirtschaft abbilden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 244 vom 02.12.2019
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VERBAND/2377: Kommentar zum Agrargipfel im Kanzleramt (Bioland)


Bioland e.V. - 2. Dezember 2019

Kommentar von Jan Plagge anlässlich des heutigen Agrargipfels im
Kanzleramt 



Mainz/Berlin - "Der Karren der Landwirtschaft steckt fest. Nun ist es an
der gesamten Agrarbrache, der Politik und den Verbrauchern, diesen
herauszuziehen und gemeinsam anzupacken. Dass die Bundeskanzlerin heute den
Dialog sucht und an einen Tisch lädt, ist auf nationaler Ebene ein
wichtiger Schritt. Damit die notwendigen Veränderungen gelingen, müssen wir
miteinander reden und konsequent handeln.

Die Landwirtschaft schafft unsere Lebensgrundlagen und gibt unserer
Landschaft ein Gesicht. Tag für Tag bestellen rund 270.000 Bäuerinnen und
Bauern rund 17 Millionen Hektar Landfläche in Deutschland. Wie hochwertige
Lebensmittel erzeugt, unsere Lebensgrundlagen geschützt und den Landwirten
ein auskömmliches Einkommen gesichert werden kann, ist die Frage, um die es
geht.

Die Rahmenbedingungen dazu sind in den vergangenen Jahrzehnten aus den
Fugen geraten und haben die Fahrspur der Landwirtschaft stets unwegsamer
gemacht. Was sich rechnet, wurde gemacht - was als richtig angesehen wurde,
hatte ökonomisch oft keinen Platz. Staatliche Subventionen pro Hektar haben
eine Spirale in Gang gebracht, in der mehr Fläche mehr Einkommen bringt,
egal wie intensiv das Land genutzt wird. Viele mussten weichen, weil sie
nicht wachsen konnten. Die Gewachsenen mussten teils starke Kompromisse
eingehen. Viele haben sich spezialisiert und intensiviert, vor allem in der
Tierhaltung. Andere haben ökologische Prinzipien vorangestellt und neue
Betriebssysteme entwickelt, insbesondere im Ökobereich. So haben sich in
der Praxis tatsächlich viele der Betriebssysteme mit der Zeit
auseinanderentwickelt, nicht aber die Menschen.

Statt Feindbilder zu pflegen, müssen wir Brücken bauen und einen fairen
Wettbewerb um die besten Lösungen für den Schutz unserer Lebensgrundlagen
schaffen. Wir als Verband sehen uns dabei als Verbinder und Gestalter für
diese Veränderungen. Gemeinsam müssen wir mit den Verbrauchern, der
Politik, Landwirtschaft und Wirtschaft das kollektive Interesse über die
individuellen Interessen stellen. In Zukunft muss gelten: Nicht was sich
rechnet ist richtig, sondern was richtig ist, muss sich rechnen!

Ein neues System muss dafür nicht erst erfunden werden. Der ökologische
Landbau bietet die Prinzipien, Grundlagen und Regeln für einen Pfad
jenseits der Nische. Gemeinsam schaffen wir 20 Prozent Ökolandbau bis 2030,
wie im Koalitionsvertrag verankert. Und zwar dann, wenn die Lebensmittel
und der Tier-, Umwelt- und Naturschutz statt der Fläche endlich wieder
einen Wert bekommen und zum Einkommen beitragen. In der Verantwortung der
Politik liegt bei der Neugestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU die
wohl größte Chance, den Karren aus dem Dreck zu ziehen."


Zum Bioland-Verband

Bioland ist der bedeutendste Verband für ökologischen Landbau in
Deutschland. Über 7.700 Landwirte, Gärtner, Imker und Winzer wirtschaften
nach den Bioland-Richtlinien. Hinzu kommen mehr als 1.000 Partner aus
Herstellung und Handel wie Bäckereien, Molkereien, Metzgereien und
Gastronomie. Gemeinsam bilden sie eine Wertegemeinschaft zum Wohl von
Mensch und Umwelt.

 * 

Quelle:

Bioland- Verband für organisch-biologischen Landbau e.V.

Kaiserstraße 18, 55116 Mainz

Telefon: 06131 239790, Fax: 06131 2397927

E-Mail: info(at)bioland.de

Internet: www.bioland.de
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VERBAND/2376: Bundesregierung muss bei Agrar- und Ernährungspolitik umsteuern (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 29. November 2019

BÖLW zum Landwirtschaftsdialog der Bundeskanzlerin:

Bundesregierung muss bei Agrar- und Ernährungspolitik umsteuern



Berlin, 29.11.2019. Dr. Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des Bund
Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) und selbst Bio-Bauer sagt
anlässlich des Dialogs:

"Die Krisen bei Klima, Biodiversität, Wasser und Bodenfruchtbarkeit spitzen
sich dramatisch zu und bedrohen vor allem die Landwirtschaft und ihre
Produktionsgrundlagen - und damit das Wohlergehen unserer Gesellschaft.

Wenn die Bundesregierung sich vorgenommen hat, den Ökolandbau bis 2030 auf
20 % zu steigern, dann nicht, um sich mit den ökologischen gegen die
konventionellen Landwirte zu stellen. Sondern weil Bio einen wesentlichen
Beitrag zur Lösung der Krisen bietet, die Bäuerinnen und Bauern mitnimmt
und ihnen dabei eine wirtschaftliche Perspektive eröffnet.

Bio-Lebensmittelverarbeiter und -händler und Millionen von Kundinnen und
Kunden machen das möglich. Das 20 %-Ziel wird nur erreicht werden, wenn die
Bundeskanzlerin es zur Chefsache macht und alle Ressorts der
Bundesregierung darauf hinarbeiten - von der Forschung bis zu Gesundheit
und Wirtschaft bis hin zu all den Kantinen des Bundes, die kaum Bio
anbieten. Mehr als dringend ist, dass sich Landwirtschaftsministerin Julia
Klöckner in Brüssel für eine sinnvolle Weiterentwicklung des Bio-Rechts
einsetzt, damit es kein Bio-Verhinderungsgesetzt wird."

Dr. Alexander Gerber, für Vorstand für Landwirtschaft im BÖLW:

"Mehr Ökolandbau wird für die Pfadentwicklung hin zu einer enkeltauglichen
Landwirtschaft und Ernährung dringend gebraucht. Aber gleichzeitig muss der
Umbau in der gesamten Landwirtschaft ohne weiteren Verzug angegangen
werden. Denn je länger die Veränderungen hinausgeschoben werden, desto
radikaler werden die dann notwendigen Maßnahmen sein müssen. Das führt zu
schmerzhaften Brüchen, die wir uns nicht leisten können. Es haben bereits
viel zu viele Bauernhöfe ihre Tore für immer geschlossen. Damit der Umbau
diesen Prozess nicht zusätzlich anfeuert, muss er jetzt beginnen und darf
nicht weiter verzögert werden. Die Koalition muss sich dafür einsetzen,
dass die Europäische Agrarpolitik so gestaltet wird, dass mit Steuergeld
nicht länger Flächenbesitz belohnt wird. Vielmehr müssen Landwirte
honoriert werden, die Leistungen beim Umwelt-, Klima- und Tierschutz
erbringen, die der Markt nicht bezahlt.

Die Bundesregierung muss bei Handelsabkommen wie MERCOSUR dafür sorgen,
dass Standards, die in der EU angehoben werden, nicht durch Billigimporte
unterlaufen werden, bei deren Produktion solche Standards nicht gelten."

Löwenstein fügt, an die Adresse der landwirtschaftlichen Berufskollegen,
hinzu: "Zurecht fordern Bäuerinnen und Bauern, gehört zu werden, wenn die
Rahmenbedingungen ihres Wirtschaftens gestaltet werden. Das wird aber nur
gelingen, wenn sie selbst sagen, wie die Landwirtschaft der Zukunft
aussehen muss, damit sie Bauern ernährt und Ressorcen schützt. Und sie
müssen die Pobleme, die heute von einer exportorientierten,
industrialisierten Landwirtschaft verursacht werden klar benennen. Dann
wird es möglich, mit Politik und Gesellschaft auszuhandeln, wer welchen
Beitrag zur Problemlösung zu leisten hat. Es gibt keine Problemlösungen
ohne die Landwirtschaft - aber alleine kann sie den Umbau nicht stemmen!"



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen
der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 46.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt. 


BÖLW-Meldung zum Agrarpaket: 

https://www.boelw.de/news/tierwohllabel-umschichtung-von-agrargeldern-insektenschutz

BÖLW-Infos zur EU-Agrarpolitik:

https://www.boelw.de/themen/eu-agrarpolitik/

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin
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STANDPUNKT/909: Erklärung zu israelischer Besatzung und dem Kurswechsel der US-Politik (Bundesarbeitskreis Nahost der LINKEN)


DIE LINKE. Bundesarbeitskreis Gerechter Frieden in Nahost - 30. November 2019

Erklärung

Wir verurteilen aufs Schärfste die Abkehr der US-Administration vom
Völkerrecht als offene Unterstützung der Annexion



Die jüngste Entscheidung der Trump-Administration, dass die
völkerrechtswidrige israelische Besatzung und Siedlungspolitik "nicht per
se rechtswidrig" sei, ist eine offene Verhöhnung des Völkerrechts und der
zahllosen Resolutionen der UNO. Sie ist aber zugleich ein dramatischer
Angriff auf die Rechte und das Leben der Palästinenserinnen und
Palästinenser. Was Trump mit der Anerkennung der Annexion der Golanhöhen
und Jerusalems durch die Verlegung der Botschaft begonnen hat, ist offenbar
ebenso Teil seines lang angekündigten "Friedensplans" wie die jetzige
Entscheidung. Die israelische Regierung kann sie nur als Aufforderung
betrachten, auch die restlichen Teile Palästinas bis zum Jordan zu
annektieren. Damit wird die Zwei-Staaten-Lösung der UNO, die schon lange
durch den Landraub der Siedlungen nur noch eine Illusion war, auch
offiziell begraben. Der Siedlungsrat fordert nun, die israelischen Gesetze
in "Judäa und Samaria" anzuwenden. Er will damit Bedingungen schaffen, die
mit Enteignungen und Vertreibungen der palästinensischen Bevölkerung das
Leben faktisch unmöglich machen, um sie zur Aufgabe ihrer Heimat zu
veranlassen.

Diese vollkommen verantwortungslosen Entscheidungen Trumps vermögen zwar
das Völkerrecht nicht zu ändern, aber sie werden die Lebensbedingungen der
Palästinenserinnen und Palästinenser drastisch verschlechtern und ihre
Hoffnungen auf die Anerkennung ihrer Rechte, auf Frieden und einen eigenen
souveränen Staat endgültig zerstören.

Angesichts dieser Verschärfung der Konfrontation des palästinensischen
Volkes genügt es nicht mehr, wenn sich die Repräsentanten der EU und
insbesondere der Bundesrepublik auf eine Kritik der Verletzung des
Völkerrechts beschränken und seine Einhaltung fordern. Dies haben sie
Jahrzehnte bisher ohne Erfolg getan. So wie der Europäische Gerichtshof
jetzt die von der EU-Kommission beschlossene Kennzeichnungspflicht von
Lebensmitteln aus den besetzten Gebieten verbindlich gemacht und damit die
Völkerrechtswidrigkeit der Besatzung noch einmal bestätigt hat, müssen die
Regierungen endlich Wege beschreiten, auf denen sie die israelische
Regierung zwingen, das Völkerrecht zu beachten und die Besatzung
aufzugeben. Dies gilt vor allem für die deutsche Regierung, die nicht nur
eine besondere Verantwortung für Israel, sondern damit auch für die
Palästinenserinnen und Palästinenser hat.

Je unverblümter sich Trump auf die Seite der völkerrechtswidrigen Politik
Israels schlägt, desto notwendiger ist es für uns, Solidarität mit dem
palästinensischen Volk zu üben und in seinem Kampf um das Recht auf
Selbstbestimmung und ein menschenwürdiges Leben in Unabhängigkeit und
Frieden zu unterstützen.



Der Bundesarbeitskreis "Gerechter Frieden in Nahost" ist bei der
"Bundesarbeitsgemeinschaft Frieden und Internationale Politik" angesiedelt.
Er hat sich Mitte Januar 2011 bundesweit aus Mitgliedern der LINKEN sowie
Sympathisant*innen formiert.

 * 

Quelle:

DIE LINKE. Bundesarbeitskreis Gerechter Frieden in Nahost



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REPORT





BERICHT/353: Gelbwesten - aus der Mitte der Probleme ... (SB)


Die Bewegung der Gelbwesten ist ein Aufstand wie aus dem
Lehrbuch. Es ist kein Arbeiterprotest. Jener kreist, selbstredend, um
arbeitsbezogene Forderungen. Arbeiterinnen kämpfen - in ihrer Rolle
als Arbeiterinnen - um den Preis und die Bedingungen ihrer Arbeit. Ein
Arbeitskampf spielt sich im Bereich der Produktion von Gütern und
Dienstleistungen, im Bereich der Wertschöpfung ab. Dagegen ist der
klassische Aufruhr, wie er im Europa des Mittelalters und der Frühen
Neuzeit entstanden ist, ein kollektives Handeln, das 1. darum kämpft,
die Preise von Marktgütern zu beeinflussen; 2. Menschen
zusammenbringt, die nichts verbindet als ihre Enteignung; und 3. sich
in der Sphäre der Konsumption entfaltet und auf die Störung der
Warenzirkulation setzt.

Joshua Clover (Der Brotaufstand ist zurück) [1]



Der US-amerikanische Literaturprofessor Joshua Clover charakterisiert
den Aufstand der Gelbwesten als einen "Zirkulationskampf". Seiner
Analyse zufolge ist im überentwickelten Westen das Wachstum des
produzierenden Gewerbes an seine Grenzen gelangt. Hier markiert der
Aufstieg der Zirkulationskämpfe die Schwäche der traditionellen
Arbeiterbewegung sowie die Restrukturierung der Klassenverhältnisse
und des Kapitals. "Zirkulation" beschreibt eine Reihe miteinander
verbundener Phänomene: erstens den Markt, wo der Transfer von
Eigentum, von Waren und Dienstleistungen stattfindet. Zweitens die
reale Bewegung zuvor produzierter Waren durch den Markt hin zur
Konsumption. Und drittens die verschiedenen Formen von Arbeit, die zur
Zirkulation dieser Waren und damit zur Realisierung ihres Wertes nötig
sind.

Der Zirkulationskampf beschreibt somit die soziale Auseinandersetzung
derer, die aus der Sphäre der Produktion gedrängt wurden. Und das zu
einem Zeitpunkt, an dem die Produktion selbst zurückgeht und das
Kapital sich auf der Suche nach Profit vermehrt Strategien zuwendet,
die in der von Marx beschriebenen "geräuschvollen Sphäre der
Zirkulation" verortet sind. Weil die Gelbwesten nicht in einer
Arbeiterbewegung organisiert sind, ist es für manch orthodoxen Denker
fraglich, ob es sich hier überhaupt um einen Klassenkampf handelt.
Doch keine Kritik könnte weiter von der Wahrheit entfernt sein, so
Clover. Nicht, daß diese Leute nicht arbeiten würden - einige tun es,
andere nicht. Man kann sich jedoch schwerlich den Arbeitskampf
vorstellen, der diese grundverschiedenen Typen vereint. Doch die
steigenden Lebenshaltungskosten machen sie alle zu Bettlern.

In seinem Buch "Riot. Strike. Riot" [2] behandelt Clover Aufstände und
Generalstreiks nicht, wie das oft gesehen wird, als rein spontane,
eruptive oder ahistorische Aktionen oder gar als Vandalismus, sondern
als historisch auftretende politische Phänomene. Der gegenwärtige
Aufstand findet auf Plätzen und Straßen statt, er erfaßt insbesondere
diejenigen, die von den Produktivitätszuwächsen der kapitalistischen
Ökonomie weitgehend ausgeschlossen und oftmals zudem rassistischen
Exklusionen ausgesetzt sind. Die Aufstände finden sich auf den Straßen
mit einem für sie unerreichbaren Ensemble von Waren konfrontiert,
während für sie die kapitalistische Ökonomie mit ihrer planetarischen
Logistik und einer kaum faßbaren abstrakten Finanzindustrie weitgehend
unsichtbar bleibt.

Die aktiv negierende, widerständige Bevölkerung führt Kämpfe um die
Kontrolle und die Aneignung des Raumes, die um Gebäude, Passagen,
Straßen und Plätze organisiert sind, und Spontaneität ist in diesem
Fall der Feind der Macht. Der Aufstand setzt sich absolut und wird
dabei mit Staat und Polizeigewalt konfrontiert, die solch eine
Absolutsetzung zu blockieren versuchen. Wie der Marktplatz und der
Hafen der Ort des frühen Aufstandes war, so sind die Plätze und die
Straßen nach Auffassung Clovers heute die Orte des primären Aufstands.

Die Suche nach dem wahren Subjekt eines Aufruhrs verkennt
grundsätzlich die Vielfalt der Masse. Ein Aufruhr ist von Anfang an
geprägt durch einen Kampf um seine Richtung, doch während
Straßenproteste häufig nach rechts abdriften, ist es den Gilets Jaunes
gelungen, diesen Kurs in bestimmten Momenten umzukehren. Clover führt
dies darauf zurück, daß die allwöchentliche Mobilisierung eine gewisse
Urbanisierung der Bewegung mit sich brachte und sie einer breiteren
proletarischen Basis zugänglich machte, zu der Akteure wie das Adama
Komitee zählen. Der "Vorstadt-Aufruhr" bildet seines Erachtens das
Gegenstück zum Aufstand der Gelbwesten. Das seien die beiden Seiten
des Zirkulationskampfes: auf der einen Seite jene, die vom Lohn
ausgeschlossen sind. Auf der anderen die, deren Löhne nicht mehr zum
Überleben reichen. Die Kämpfe beider Gruppen sind aneinander
gekoppelte Phänomene einer stagnierenden, rückläufigen Produktion,
einer politökonomischen Situation, die nicht länger vom Lohn und der
Disziplinierung durch den Lohn stabilisiert wird.

Der Sprung ins Politische hat bereits einen nachhaltigeren Kampf
ermöglicht, als man es sich vorgestellt hat. Die Gelbwesten haben
begonnen, die Einheit von Politik und Wirtschaft wiederzuentdecken,
jene grundlegende Wahrheit der sozialen Existenz, die der bürgerliche
Fetisch zu verbergen trachtet, so Clovers Einschätzung der Gilets
Jaunes.
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"Wir sollten uns vertrauen. Der Aufstand in gelben Westen"

Die Auseinandersetzung mit der Bewegung der Gelbwesten hat bei der
Hamburger Gewerkschaftslinken Tradition. Beim Jour Fixe 172 am 6.
Februar 2019 berichtete Willi Hajek von seinen Erfahrungen mit den
Gilets Jaunes in Marseille und nahm gemeinsam mit Marie-Dominique
Vernhes (attac Hamburg, "Sand im Getriebe") eine Einschätzung von
deren Charakter, Zielen, Entwicklung und aktuellem Stand vor. [3] In
der Folge reisten Kolleginnen und Kollegen nach Frankreich, um sich
vor Ort mit den Gelbwesten vertraut zu machen und nach ihrer Rückkehr
von diesen Begegnungen und Erfahrungen zu berichten. Am 27. November
war nun Sophia in einem kleineren Kreis der Gewerkschaftslinken zu
Gast, die seit langem in Paris lebt und dort fast von Anfang der
Bewegung an in Kontakt mit den Gilets Jaunes kam. Da sie sich derzeit
einige Monate in Deutschland aufhält, nimmt sie die Gelegenheit wahr,
in unterschiedlichen Zusammenhängen interessierter Leute darzulegen,
warum sie Teil dieser Bewegung geworden ist. Nach einer Einführung auf
Grundlage ihrer Erfahrungen entfaltete sich im Verlauf der nahezu
dreistündigen Zusammenkunft eine aus zahlreichen Fragen und Beiträgen
gespeiste Diskussion, wobei Sophia ein Kollege zur Seite stand, der
die Eindrücke seiner Besuchsreise einbrachte.

Sie hatte sich Anfang Dezember 2018, als die Gelbwesten auch in Paris
auftraten, gefragt, was da passiert. Zunächst war sie skeptisch und
hielt diese Bewegung für nicht besonders politisch, fing dann aber an,
sich dafür zu interessieren - auch im Lichte von Sehnsüchten und
Träumen der radikalen Linken nicht nur in Frankreich, daß man etwas
gegen den neoliberalen Kapitalismus setzen könnte, indem man
blockiert. Gemeinsam mit Leuten aus antirassistischen und
antikolonialistischen Zusammenhängen, mit denen sie zusammen war, wie
auch AktivistInnen aus den Banlieus sowie einer Gruppe junger
operaistischer AkademikerInnen schloß sie sich dem Acte 3 an, jener
Protestaktion, die jeden Samstag in den größeren Städten zahlreiche
Gelbwesten auf der Straße vereint. Diese Demonstrationen sind längst
nicht so gezähmt wie in Deutschland, es wird irgend etwas angemeldet,
aber auch ganz viel anderes spontan verabredet. Man ist vielerorts
präsent und ändert auch häufig das ursprüngliche Vorhaben. Dort war es
eben eine linke, antirassistische Gilets-Jaunes-Demo, wobei Sophia
aufgrund der Berichte über die Präsenz rechter Kräfte in der Bewegung
durchaus noch Vorbehalte hegte.

Dieser Acte am 1. Dezember war einer der größten und mächtigsten, es
wurde sehr viel darüber berichtet, darunter viel Falsches. Es war
einer der Tage, an denen viel zerstört wurde in den edlen Boulevards,
aber an denen endlich auch die verschiedensten Segmente der
französischen Gesellschaft zusammengefunden haben und seither
miteinander agieren. Die städtische linke Intelligenzia, die fast
vollständig in Paris konzentriert ist, hat zu den Gilets Jaunes
gefunden, skeptisch natürlich, aber man hat sich sehr schnell
verbinden können, und zwar auf eine bescheidene Art. Nicht alle, aber
viele machten das nicht vereinnahmend und für ihre Ziele
instrumentalisierend, sondern sehr zurückhaltend und sind ins Gespräch
gekommen. Sie hatten seit langem erhofft, was nun geschieht.
Enttäuschte Kommunisten, Anarchisten oder auch Radikale vom Schwarzen
Block realisierten Anfang Dezember, daß alle in einem Boot sitzen. Das
ist der Aufstand, von dem wir immer geträumt haben, machte Sophia aus
ihrer Überzeugung keinen Hehl.


Das unsichtbare Komitee - Der kommende Aufstand

"Das unsichtbare Komitee", offenbar ein Kreis libertär-anarchistischer
Intellektueller aus Paris, brachte 2007 ein Buch über den kommenden
Aufstand heraus, der angesichts des Zustands der Welt und des Verfalls
des Kapitalismus unabweislich sei. In der Folge schrieben sie 2014 "An
unsere Freunde", wie sich die Dinge weiterentwickeln und was sie
dazugelernt haben. Und schließlich 2017 in der Flugschrift "Jetzt":

Alle Gründe, eine Revolution zu machen, sind gegeben. Keiner fehlt.
 Das Scheitern der Politik, die Arroganz der Mächtigen, die
 Herrschaft des Falschen, die Vulgarität der Reichen, die
 Industriekatastrophen, das galloppierende Elend, die nackte
 Ausbeutung, der ökologische Untergang - von nichts werden wir
 verschont. Nicht einmal davon, informiert zu sein. "Klima: 2016
 heißestes Jahr", lautete eine Schlagzeile der Zeitung Le Monde, die
 sich mittlerweile fast jedes Jahr wiederholt. Alle Gründe sind
 gegeben. Aber nicht die Gründe machen eine Revolution, sondern die
 Körper. Und die Körper sitzen vor den Bildschirmen.



Und mit den Gilets Jaunes sitzen sie nicht mehr vor den Bildschirmen.

Die linke Intelligenzia in Paris hatte zuvor kaum Verbindungen in die
Banlieus mit den überwiegend Kolonialisierten und umgekehrt, obwohl in
den Banlieus eine Politisierung und ein Know how auf hohem Niveau
existiert. Zudem war die Provinz stets eine andere Welt, ohne
lebendige Verbindung zu den Vorgängen in Paris, während umgekehrt
linke Parteien und Gewerkschaften in der Provinz kaum noch präsent
sind, ganz im Gegensatz zum rechten Rassemblement National.

Die Erfahrungen bei den Gilets Jaunes haben meinen Blick auf die Welt
verändert und machen mir sehr viel Hoffnung, unterstreicht Sophia. Sie
habe von den Menschen auf der Straße viel gelernt. Bei den großen
Demonstrationen, zu denen die Leute aus der Provinz nach Paris
gekommen sind, hörte sie in Gesprächen von der Vereinzelung,
Nichtigkeit, Ohnmacht und Sinnlosigkeit, der alle auf jeweils
unterschiedliche Weise ausgesetzt sind: Wir wußten bisher nichts
voneinander, und jetzt plötzlich die Erfahrung, daß wir das alle
gleichzeitig erlebt haben. Die Erfahrung der Vereinzelung wiegt
schwer. Erleben die Menschen nichts anderes, als in einem Hamsterrad
aus Reihenhäuschen mit Familie, Jobs, Einkaufen im Supermarkt, immer
nur zu fahren und zu fahren, alles ist zerfleddert und den immer
harscheren Bedingungen ausgesetzt, so prägt das unglaublich. Sie haben
keinen Ausweg gesehen und keine Alternative. Dann die andere
Erfahrung, die Hunderttausende mit den Gilets Jaunes machen: Ich bin
überhaupt nicht allein, wir sind viele, Verantwortung übernehmen ist
möglich, es passiert, so unterschiedlich wir auch sind, vermögen wir
doch alles. Unsere Talente, Fähigkeiten und Erfahrungen machen uns
stark. Wir können endlich frei reden, frei denken.

Das sei bei den Gilets Jaunes eine sehr starke Erfahrung, weil sie
keine hierarchische Organisation haben und alle ausdrücken können, was
sie bewegt und was sie wollen. Dies sei ermutigend und mache Menschen
stark, die bislang keinen Mucks getan haben. Das schließe an die
Tradition des Unsichtbaren Komitees an. Wenn es im Titel des aktuellen
Buches [4] heiße, "wir sollten uns vertrauen", sei das keineswegs
naiv, sondern gründe auf einer gemeinsamen Erfahrung. Wir können
einander vertrauen. Wir lassen uns nicht vereinnahmen. Wir lassen uns
Fragestellungen, Kriterien, nicht von außen aufnötigen. Es ist nicht
nötig, daß irgend jemand kontrolliert, wer bei den Gilets Jaunes dabei
ist, was da gesagt und verlautbart wird. Wir sind auch unabhängig
davon, was die Öffentlichkeit da draußen von uns denkt. Es gibt die
Öffentlichkeit nicht, denn wir sind das Volk - was man in Frankreich
unbefangener als in Deutschland sagt - wir sind die Leute. Das
Außerhalb sind eigentlich nur die Mächtigen. Wir buhlen um Niemandes
Gunst, wir brauchen niemandem zu gefallen, wir haben keinen Ruf zu
verlieren oder zu gewinnen.

Die Gilets Jaunes von Belleville haben ein Flugblatt geschrieben, das
in dem Buch übersetzt ist:

Sie sind also nicht mehr aktuell, die Gilets Jaunes. Das ist
 eigentlich gar nicht so schlecht, denn es liegt uns ganz sicher
 nicht daran, uns in irgendeine politische Agenda, womöglich mit
 Bauchschmerzen, einzugliedern. Genausowenig sind wir darauf aus,
 irgendwie angesagt zu sein. Wir überlassen den Raum innerhalb der
 Aktualität gerne jenen, denen so viel daran liegt und die sie in
 all ihren Bestandteilen fabrizieren. Wir beschäftigen uns lieber
 mit dem Realen, das sie unausgesetzt bedroht. Wir sind genau diese
 Konstante. Wir sind das Reale in seiner ganzen Intensität. Die
 Gilets Jaunes sind die fabelhaft wildwüchsige Einheit einer
 rasanten Kritik, einer alles verschlingenden Kritik, keiner
 partikularen, keiner kleinkarierten, einer ebenso instinktiven wie
 durchdachten Kritik, die auf der Verweigerung begründet ist, der
 Verweigerung des miesen Lebens, sei es mit oder ohne Arbeit,
 jedenfalls eines Lebens, das umstellt und verstopft ist von Waren
 und Ablenkung. So war an einem Samstag vor nicht allzu langer Zeit
 auf den Straßen von Paris ein schneidender Ruf zu hören, der für
 alle nahelag: Arbeite, konsumiere und halt die Klappe! Da habt ihr
 sie, eure Aktualität. Unsere Inaktualität dagegen hat mehr mit der
 Realität dessen zu tun, was wir seit November angefangen haben,
 miteinander zu teilen. Auf den Kreisverkehren, bei den
 Demonstrationen, bei den Versammlungen, wobei uns die Kameras und
 die Drohnen überwachen. Wo immer sich die Gelegenheit bietet oder
 wir sie uns schaffen, wenn wir blockieren oder es wieder fließen
 lassen, sei es bei einer Sperrung, einer Besetzung oder einer
 Verfolgungsjagd. Wir vervielfältigen die Aktionsformen, wir
 experimentieren. Denn anders als die Ordnung, der von der
 Zurschaustellung ihrer überdimensionierten wirkungslosen
 Einsatzkräfte besessen ist, wissen wir zu improvisieren. Wir wissen
 nicht, was wir tun, und wir wissen sehr wohl, was wir tun. Mit
 unserer Stimme, unserem Körper, selbst wenn er amputiert ist, und
 mit unserem Kopf. Was für eine Wut, aber auch was für ein Glück,
 das anzugreifen, was uns so gründlich schadet. Sich zu erproben,
 eins und vielfältig mit allem, was wir gemeinsam haben und was uns
 unterscheidet, solidarisch.



Erfahrungen sind alles, wichtiger als dicke Bücher, das versuche ich
zu vermitteln, wenn ich die Gilets Jaunes "übersetze", faßt Sophia
ihre Position zusammen.


Der große nationale Dialog von unten

Im nordöstlichen Pariser Stadtteil Belleville sind unter den Gilets
Jaunes relativ viele erfahrene Aktivisten, Linke, Gewerkschafter,
Intellektuelle, so daß auch ein solcher Text verfaßt werden kann. Für
gewöhnlich werden aber kurze, überschaubare Flugblätter in einer
gewohnten Sprache verteilt, doch in Paris ist beides möglich. Wird das
Bewußtsein, das in diesen anspruchsvollen Formulierungen zum Ausdruck
kommt, auch in der Provinz verstanden? Sicher nicht überall, doch sie
habe sehr erstaunliche Dinge gesehen, hebt Sophia hervor. So habe sie
bei einer Recherche auf der Website eines abgelegenen kleinen Kaffs in
der Provinz die tollsten anarchistischen Aufrufe entdeckt.
Andererseits sei sie aber auch Gilets Jaunes begegnet, die ganz anders
drauf sind und Formulierungen der Städter als linkes Gewäsch abtun.
Sie haben das Gefühl, daß es nicht ihre Sprache ist, und wehren sich
dagegen.

Die Gelbwesten sind über das ganze Land verstreut und wahrscheinlich
zahlenmäßig weit mehr in der Peripherie der Städte und auf dem Land
als in Paris oder anderen großen Städten. Ende November 2018
konstituierte sich eine Gruppe in Commercy, einer Kleinstadt an der
Mosel, die einen Aufruf an alle Menschen in Frankreich verfaßte,
überall Gilets-Jaunes-Versammlungen durchzuführen und die weiteren
Schritte und Ziele zu diskutieren. Das wurde dann Anfang Januar in
einer großen Versammlung der Versammlungen zusammengetragen. Aus
Belleville wurden zwei Delegierte mit einem genauen Auftrag und zwei
Beobachterinnen dorthin geschickt. In drei Tagen wurden alle Beiträge
durchdiskutiert, wobei jede und jeder zu Wort kommen sollte, was
natürlich nicht einfach war. Alle Ideen sollten einfließen in die
nächsten Schritte der Gilets Jaunes. Es wurde beschlossen, was weiter
diskutiert werden sollte, wobei jede kleine Gruppe vor Ort auch andere
Dinge hinzufügt, die sie wichtig findet, um sie dann wieder
einzubringen. So entwickelt sich dieser große nationale Dialog weiter
und wird immer konkreter. Es ist ein anstrengender und manchmal auch
beängstigender Prozeß, da die wildesten Sachen passieren und die
wildesten Typen auftauchen können. Das muß man aushalten und Vertrauen
haben, bekräftigt Sophia.

In Belleville wurden nach ausgiebiger Beratung eine Frau und ein Mann
als Delegierte und zwei junge Studierende als Beobachterinnen
bestimmt. Niemand sollte dominieren, und es wurden verschiedene
Generationen und Hintergründe berücksichtigt. Die Beobachterinnen
sollten vor allem möglichst gut erfassen, was in den diversen
Arbeitskreisen diskutiert wurde, um das dann berichten zu können. Beim
nächsten Mal machen das wieder andere Leute, es gibt keine ständigen
Ämter, Sprecher oder Delegierten. Was möglichen Rassismus betrifft,
sind die Leute aus der Provinz überwiegend weiß und französisch,
während in den Metropolen und Banlieues viele People of Colour leben.
Wenngleich die großen Versammlungen weitgehend weiß sind, ist von
rassistischen Übergriffen nie die Rede gewesen. Und wenn erfahrene
Aktivisten zu dominieren versuchen, wird ihnen schnell Einhalt
geboten. Bestimmte Formulierungen in Abschlußerklärungen wie
"Kapitalismus abschaffen" stoßen auf Widerspruch, die Leute wollen es
in ihren eigenen Worten ausdrücken. Es zeige sich aber häufig, daß
Menschen, die vorher nicht politisiert waren und keine Bücher gelesen
haben, sehr schnell auf dieselben Gedanken kommen und dies in ihrer
Sprache zum Ausdruck bringen.

Wie konkret sind die Vorstellungen, was man loswerden und was man
erreichen möchte? Zu den Kernforderungen gehört, daß alle gleich sein
sollen, daß uns die Stadt gehört und Wasser, öffentlicher Verkehr wie
auch die Natur nicht kommerzialisiert sein sollen. Im Grunde handelt
es sich um eine fundamentale Kapitalismuskritik. Die den Reichtum
produzieren sollen darüber bestimmen. Das ist natürlich noch sehr
abstrakt, und wir wissen alle nicht, wie man da hinkommt, betont
Sophia. Für die Gilets Jaunes sei klar, daß das nicht im Rahmen der
bestehenden Institutionen und Verhältnisse möglich ist. Sie stärken
die Bewegung für eine andere Welt, indem sie die vielfältigen sozialen
Kämpfe verschärfen. So unterstützen sie auch den Generalstreik gegen
die anstehende Rentenreform am 5. Dezember, zu dem die Gewerkschaften
aufrufen. Alle Themen kommen zusammen, weil die Gilets Jaunes von
allem betroffen sind.

Worüber reden die Leute konkret und was unternehmen sie vor Ort? Sie
kümmern sich um viele konkrete Projekte, wenn es etwa gilt,
Krankenhausschließungen rückgängig zu machen, bedrohte soziale
Einrichtungen zu erhalten oder Flughafenprojekte zu verhindern. Die
Schüler und Studierenden protestieren gegen die Reformen und fügen
sich in die Kämpfe ein. Die Gewerkschaften waren anfangs sehr
zurückhaltend und haben Macrons Hohheitsdiskurs mitgemacht, daß die
Gilets Jaunes alle Chaoten und Rassisten seien, mit denen man nicht
diskutieren könne. Inzwischen arbeiten jedoch auch die Gewerkschaften
zunehmend konvergent mit der Bewegung zusammen.


Wo ist das Haar in der Suppe?

Das hört sich alles so überzeugend an, daß sich die Suche nach dem
Haar in der Suppe geradezu aufdrängt. Sophia räumt unumwunden ein, daß
sich ihre Ausführungen zu idealisierend anhören könnten und sie gerne
auch Probleme wie insbesondere die Gewaltfrage benennen könne. Diese
werde seit langem diskutiert, was sehr schwierig sei. Einige Gilets
Jaunes respektieren den Staat und seine Ordnung. Sie sind dafür,
Demonstrationen anzumelden, Ordner aufzustellen und finden es ganz
schlimm, wenn Fensterscheiben eingeworfen werden. In Belleville wurde
jüngst ein privates Video diskutiert, das drei von der Polizei
niedergeschlagene Männer und zwei am Boden sitzende Frauen zeigt, von
denen eine bitterlich weinend ruft, sich halte das nicht mehr aus und
wolle nach Hause. Auf dem Email-Verteiler forderte einer, man müsse
noch viel gewalttätiger als die Polizei sein, das sei die einzige
Lösung. Andere erklärten daraufhin, sie könnten ihn gut verstehen,
aber das sei nicht die Lösung. Man müsse strategisch darüber
nachdenken, welche Gewalt an welcher Stelle etwas bewirken könnte. Man
müsse der Polizeigewalt etwas ganz anderes entgegensetzen. Es wurde
weiter diskutiert, was man diesem System, das jede Veränderung
gewaltsam unterdrückt, entgegenhalten könnte. Eine Überlegung war,
sich noch massenhafter zu verweigern, etwa was den Konsum angeht, und
natürlich den Generalstreik zu unterstützen. Wie der Kollege von
seiner Reise nach Südfrankreich ergänzte, hätten ihm dort drei Frauen
erzählt, die Polizeigewalt führe dazu, daß sie über den Schwarzen
Block froh seien, der die Frontarbeit macht und einen gewissen Schutz
für die anderen darstellt.

Welche Konsequenzen ziehen die Gilets aus ihren Diskussionen? Warten
sie auf einen Aufruf der Gewerkschaften oder suchen sie aktiv nach
Gelegenheiten, sich einzumischen? Auch zu dieser Frage war der Bericht
aus Marseille aufschlußreich, wo ein zentraler Stadtteil sehr
heruntergekommen ist und vor allem von Leuten aus Westafrika bewohnt
wird. Die Gebäude sind teils so baufällig, daß beim Einsturz zweier
Mietshäuser mehrere Menschen starben. Dagegen formierte sich eine
Bewegung, welche die Gilets Jaunes zunächst nicht so recht wahrnahm,
inzwischen aber eine Konvergenz eingegangen ist.

Wie Sophia hervorhebt, diskutiere man pausenlos, warte aber
keinesfalls auf irgendeinen Aufruf, um ihm dann zu folgen. In
Belleville sind sehr unterschiedliche Leute Gelbwesten, die selber von
verschiedensten Härten betroffen sind. Deshalb wurde im Frühjahr
beschlossen, alle Kämpfe in einer Aktion zusammenzuführen. Dies
mündete in einen Rundgang durchs Viertel, an dem alle beteiligt sind,
um Belleville zurückzuerobern. Das heißt beispielsweise, mit den
migrantischen Leuten für ihre Papiere und gegen ihre miserablen
Wohnverhältnisse zu kämpfen. Viele dort lebende Menschen lernten sich
dabei erstmals kennen.

Die Gilets Jaunes akzeptieren keine Sprecher oder Exponenten, doch
werden immer wieder einzelne Leute von den Medien hochstilisiert. Das
sei zweifellos ein Problem, wobei es bislang niemand geschafft habe,
dauerhaft eine exponierte Stellung einzunehmen. In Belleville gibt es
zudem eine ungute Fluktuation, und es sind Leute aus Frust über die
anstrengenden und teils auch heftigen Diskussionen weggeblieben, die
inhaltlich sehr viel beigetragen hatten. Manche wünschen sich eine
stringentere Diskussion, und es treffen teils kontroverse Erfahrungen
und Diskussionsweisen aufeinander, wobei einige Leute außen vor
bleiben. Wenn so verschiedene Menschen zusammenkommen und sich über
etwas sehr Essentielles ernsthaft verständigen wollen, kann das ganz
schön anstrengend sein, zumal es keine vorgegebenen Strukturen gibt,
hält Sophia mit den internen Schwierigkeiten der Bewegung nicht hinter
dem Berg.


Jede Vereinnahmung zurückweisen

Rechte und Linke haben versucht, die Bewegung zu vereinnahmen, wobei
es sich an verschiedenen Orten unterschiedlich verhalten dürfte.
Berichten zufolge haben in Lyon zu Anfang Identitäre die Bewegung
übernommen. Es hat sich jedoch herauskristallisiert, daß die
Vereinnahmung von links wie von rechts auf die Dauer abperlt. Man hört
sich die Leute an und diskutiert mit ihnen, doch mit der Zeit bleiben
sie von sich aus weg, weil ihre Ideologie nicht zu den Gilets Jaunes
paßt. Das deckt sich mit der Erfahrung der Hamburger
Gewerkschaftslinken, die Kämpfe an der Basis unterstützt und dabei des
öfteren erlebt hat, daß linke Gruppierungen, die solche
Auseinandersetzungen instrumentalisieren wollen, sie nicht stärken,
sondern stören. Die Belegschaften selbst wehren das ab, doch mit
Linken, mit denen sie gut zurecht kommen, arbeiten sie weiter
zusammen.

Hat man die Zugeständnisse Macrons als Erfolg empfunden? Erstmals seit
vielen Jahren ist eine Regierung zurückgewichen. Die Gilets Jaunes
erkannten jedoch sofort, daß es nur Brosamen waren. Die angeblich
freigesetzten 13 Milliarden Euro setzten sich in erheblichen Teilen
aus Verschiebungen im Haushalt, ohnehin geplanten Maßnahmen und
Rechentricks zusammen. Die Forderung der Gilets Jaunes, die
Reichensteuer nicht zurückzufahren, hat Macron nicht erfüllt. Die
Rücknahme der geplanten Steuererhöhung für Diesel hat dazu geführt,
daß die 3-Prozent-Grenze der Neuverschuldung im Haushalt überschritten
wurde. Im Unterschied zu Griechenland machte die EU im Falle
Frankreichs problemlos eine Ausnahme. Macron ist eine Heilsfigur des
Neoliberalismus europäischer Prägung und hat rasant Reformen
durchgezogen, während dieser Prozeß in Deutschland sehr viel länger
gedauert hatte. Er hat den zweiten Teil des Arbeitsgesetzes per
Verordnung verfügt, statt ihn parlamentarisch absichern zu lassen. Daß
er durchgeprescht ist, hat der EU sehr gefallen, aber es hat das Faß
zum Überlaufen gebracht.


Wie sollen die Forderungen durchgesetzt werden?

Eine zentrale Frage in der Diskussion war zwangsläufig, wie die Gilets
Jaunes ihre Forderungen ohne feste Organisationsstrukturen und
Repräsentation durchsetzen wollen. Und müßten sie nicht Schrittfolgen
auf dem Weg zu langfristigen Zielen konkretisieren? Darauf erwiderte
Sophia, daß die Gewerkschaften seit Jahrzehnten versagt haben. Ihre
Führungen verhandeln mit den Unternehmern und der Regierung, während
sie ihre eigene Basis bremsen. Es gehe nicht darum, die Gewerkschaft
in die Tonne zu treten, doch setze sich die Vorstellung durch, daß
Forderungen der zunehmend rebellischen gewerkschaftlichen Basis
verstärkt werden müssen. Die Gilets Jaunes treiben die Gewerkschaften
vor sich her, wobei es durchaus Unterschiede gibt, da Solidaires den
Gelbwesten viel näher als andere Gewerkschaften steht.

Wie Sophia einräumt, könne sie keine abschließende Antwort geben. Sie
habe jedoch als Stärke erlebt, wenn alle ihre Erfahrungen und
Kapazitäten einbringen und nicht als kleines Rädchen eingehegt werden,
wie das in Parteien und Gewerkschaften der Fall ist. Freunde in der
Linkspartei berichteten ihr, wie sie vor den Führungskadern, denen es
nur um Wählerstimmen und Einfluß geht, kuschen müssen. Was sie als
richtig ansehen, können sie innerhalb der Partei nicht vertreten.
Solche Organisationen seien behindernd und brächten die Bewegung nicht
voran. Es treffe nicht zu, daß die Gilets Jaunes nicht organisiert
seien, denn sie organisierten sich unablässig, nur nicht hierarchisch.

Die Bewegung entstand aus kleinen Forderungen, hat aber sehr schnell
verstanden, daß es nicht um einzelne Forderungen geht, und denkt
längst grundsätzlicher. Die Gilets Jaunes haben sich politisiert und
stellen keine Forderungen an diesen Staat, sondern führen die Kämpfe,
in die sie ohnehin involviert sind, weil sie Arbeiter sind, Kinder in
der Schule haben, krank werden, mit der Rente nicht auskommen. Das
schließt nicht aus, vielleicht für den Stadtrat zu kandidieren, wie
das an einem Ort diskutiert wird, weil es Sinn machen könnte, in
lokalen Zusammenhängen darüber Druck aufzubauen. Eine Forderung ist
das Referendum auf Bürgerinitiative, wovon sich viele etwas
versprechen. Die Frage ist jedoch, ob es in einem solchen Verfahren
überhaupt möglich wäre, daß wirklich alle gut informiert sind und in
diesem langatmigen Prozeß nicht am Ende Experten den Verlauf
manipulieren.


Offene Repression in der Klassengesellschaft

Nach mehreren Anschlägen wurde 2015 unter Hollande der Ausnahmezustand
verhängt und seither mehrfach verlängert. Macron hob ihn auf, indem er
die darin vorgesehenen erweiterten Möglichkeiten der Exekutive ins
Gesetz schrieb und damit zur Regel machte. Hinzu kam ein neues
Demonstrationsgesetz, das präventive Verhaftungen gestattet. Vor
kurzem wurde auch ein Vermummungsverbot erlassen, wie es in
Deutschland schon lange gilt. Die Brutalität der französischen
Polizei, ein Erbe der Kolonialzeit, das sich in der Banlieue und bei
großen Streiks schon seit Jahrzehnten austobt, richtet sich voller
Wucht auch gegen die Gelbwesten. Polizeiwaffen, die in anderen
europäischen Ländern verboten sind, rufen schwerste Verletzungen
hervor. Hartgummigeschoße zertrümmern Kiefer und schießen Augen aus,
Tränengaskartuschen mit einer TNT-Ladung können bei der Explosion zum
Verlust von Händen oder Füßen führen. In Reaktion auf eine Abmahnung
des Europäischen Gerichtshof zum Waffeneinsatz der Polizei wurde schon
vor zehn Monaten eine ministerielle Anordnung erlassen, daß nicht auf
die Gesichter geschossen werden darf. Kürzlich hat der Innenminister
abermals erklärt, daß jetzt nicht mehr auf Augen geschossen werden
soll, sondern auf die Beine. Das wiederholt sich, ohne daß es
Auswirkungen auf die Praxis der Polizei hätte.

Die Polizeigewalt ist für viele Leute, die zuvor keine Aktivisten
waren, ein ganz neues Erlebnis und hat sie enorm politisiert. Es hat
den Staat, an den sie glaubten, in Frage gestellt. Sie haben viel von
Linken, vom Schwarzen Block und von der Banlieue gelernt, die sich
ständig mit der Polizeigewalt herumschlagen. Es gibt viele Filme und
Dokumente zu diesem Thema, das auch bei den großen Versammlungen stets
erörtert wird. Die Gefangenen, Verurteilten und Angeklagten erfahren
Solidarität, ist doch das Wissen um Polizeigewalt und das Agieren
dagegen heute nicht mehr auf die Banlieues und Teile der Linken
begrenzt, sondern in ganz Frankreich verbreitet. Die ganze
Gesellschaft ist darüber aufgeklärt, wie bei Demonstrationen mit
Menschen umgesprungen wird.

Die Klassengesellschaft wird unverhohlen vor Augen geführt, wenn
Macrons Bodyguard Alexandre Benalla, der bei einer Demo mehrere Leute
zusammengeschlagen hatte, de facto straflos davonkommt. Dem steht die
Geschichte des Boxers Christophe Dettinger gegenüber, der
dazwischenging, als die Polizei auf eine Frau einprügelte und zwei
Polizisten mit bloßen Fäusten niederstreckte, als sie ihn daraufhin
angriffen. Er hat sich gestellt und seine Handlungsweise erklärt, was
Macron unter Flankenschutz einer hetzenden Presse mit den Worten
verhöhnte, der Angeklagte habe einen linken Anwalt hinter sich, da ein
"Zigeunerboxer" gar nicht so reden könne. Dettinger saß längere Zeit
in U-Haft und wurde zu 30 Monaten verurteilt, die Hälfte davon im
offenen Vollzug.


Diese Erfahrungen gehen nicht verloren

Obgleich manche Fragen sehr schwierig sind und es keine Antworten
gibt, finde ich ermutigend, daß Menschen sich selbst ermächtigen und
einander auch aushalten, wenn es kompliziert und mühsam wird, faßte
Sophia ihre Erfahrungen in der Bewegung abschließend zusammen. Dieser
Prozeß habe bei den Gilets Jaunes die negativen Momente überwunden und
einer Weiterentwicklung den Weg freigemacht, die nun schon seit über
einem Jahr anhält und die gesamte Gesellschaft beteiligt. "Wir
Gelbwesten aus ganz Frankreich wenden uns an alle Völker, die
revoltieren", heißt es in einem Flugblatt, das die Gilets Jaunes in
einen Zusammenhang mit den Aufständen in zahlreichen Ländern stellt.
Wer wollte dieser Bewegung rundweg das Potential absprechen, künftig
die Machtfrage zu stellen! Ihre Erfahrungen gehen schwerlich verloren,
haben sie doch Einzug ins kollektive Gedächtnis der französischen
Gesellschaft gehalten.


Fußnoten:


[1] www.freitag.de/autoren/der-freitag/der-brotaufstand-ist-zurueck

[2] Joshua Clover: Riot. Strike. Riot - The New Era of Uprisings,
Verso Books London/New York 2016, 224 Seiten, ISBN: 9781784780593

[3] Siehe dazu im Schattenblick:

BERICHT/331: Gelbe Westen - nicht zu fassen ... (SB)

www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0331.html

INTERVIEW/431: Gelbe Westen - ein Klassenkonflikt ...    Willi Hajek im Gespräch (SB)

www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0431.html

[4] Luisa Michael: Wir sollten uns vertrauen. Der Aufstand in gelben
Westen, Edition Nautilus Hamburg 2019, 240 Seiten, 16,00 EUR, ISBN
978-3-96054-213-1
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DISKUSSION/480: Berlin - Podiumsdiskussion über sozialen Zusammenhalt, 05.12.2019


Technische Universität Berlin

TU Berlin: Podiumsdiskussion über sozialen Zusammenhalt

Vom Traum einer gelungenen Gesellschaft

Einladung zur Podiumsdiskussion über sozialen Zusammenhalt



Wodurch wird eine Gesellschaft geprägt und wodurch gefährdet? Wie entsteht
das soziale Bindegewebe, das dazu führt, dass sich Bürger*innen als Teil
eines großen Ganzen empfinden - auch in Zeiten der zunehmenden
Individualisierung? Und welche Rolle nehmen Universitäten in der
Diskussion um den gesellschaftlichen Zusammenhalt ein? Mit diesen Fragen
beschäftigt sich die öffentliche Abendveranstaltung am 5. Dezember 2019,
mit der die TU Berlin ihre Forschungsaktivitäten innerhalb der Berlin
University Alliance zur Thematik des sozialen Zusammenhalts startet.

Zeit: Donnerstag, 5. Dezember 2019, 18.00 Uhr
Ort:   TU Berlin, Straße des 17. Juni 135, 10623 Berlin, Hauptgebäude,
Hörsaal H 0104

Programm:

Vortrag:
Prof. Dr. Gesine Schwan, Humboldt-Viadrina Governance Platform

In der anschließenden Podiumsveranstaltung diskutiert Gesine Schwan mit:

Christian Felber, Associate Scholar am IASS Potsdam und Initiator
Gemeinwohl-Ökonomie

Dr. Daniel Dahm, Unternehmer, Wissenschaftler und Senior Advisor des
World Future Council

Dr. Daniela Dröscher, Autorin

Moderation:

Stephanie Schmidt (ZDF)

Die Veranstaltung ist öffentlich und kostenfrei.



An der Schnittstelle von Ökonomie, Ökologie und Technik diskutieren die
Podiumsmitglieder die aktuellen Herausforderungen gesellschaftlichen
Zusammenhalts im Spannungsfeld von sozialer Herkunft, politischer
Verantwortung und unternehmerischer Initiative. Welche Chancen hat ein
stabiles "Wir" in Zeiten globalisierter Märkte, grenzüberschreitender
Faktorbewegungen und digitalisierter Lebenswelten? Während Gesine Schwan
aus ihrer langjährigen politischen und wissenschaftlichen Erfahrung heraus
diskutieren kann, bieten Christian Felber als Hochschullehrer und Autor
zahlreicher kontrovers diskutierter Wirtschaftsbücher, Dr. Daniel Dahm als
Unternehmer und Senior Advisor des World Future Council sowie Dr. Daniela
Dröscher als Roman- und Theater-Autorin spannende zusätzliche Denkanstöße
für eine lebhafte Diskussion.

Mehr Informationen zu der Veranstaltung und die Biographien der
Podiumsteilnehmer unter:

https://www.tu-berlin.de/?id=210032

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 26.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2372: Berlin - Wie weiter in Schottland?, 09.12.2019


Humboldt-Universität zu Berlin

Wie weiter in Schottland?

Brexit-Folgen: Vortrag zur politischen Lage Schottlands im
Großbritannien-Zentrum der HU.



Seit dem Referendum 2016 ist die Zukunft ungewiss: Das Tauziehen um die
Rahmenbedingungen des EU-Austritts Großbritanniens findet kein Ende. In
der Folge befindet sich auch der weitgehend autonome Landesteil Schottland
in einer politisch und verfassungsrechtlich ungewissen Situation. Wie die
Zukunft Schottlands aussieht, welche politischen Wege aus der Krise führen
könnten und inwiefern das Referendum und seine Folgen auch Chancen bergen,
referiert Prof. Michael Russell, der Verantwortliche der schottischen
Regierung für die Brexit-Verhandlungen, am 9. Dezember 2019 im
Großbritannien-Zentrum. Organisiert wird die Veranstaltung vom Centre for
British Studies und dem Scottish Government Investment & Innovation Hub
Germany.

Als Minister zuständig für Brexit-Verhandlungen

Prof. Michael Russell ist Mitglied der Scottish National Party (SNP),
Sekretär des schottischen Regierungskabinetts und als Minister der
schottischen Regierung seit August 2016 für die Brexit-Verhandlungen mit
der britischen Regierung zuständig. Das Vereinigte Königreich erlebt er
gegenwärtig als in den Grundfesten seines Regierungssystems erschüttert:
Die Beziehungen zwischen Parteien und dezentralen Verwaltungen der
britischen Regierung sind stark belastet, strukturelle Schwächen in den
verfassungsrechtlichen Regelungen des Staatenbundes treten deutlich
zutage.

Verbleib im Staatenbund - oder schottische Unabhängigkeit?

Im Zentrum des Vortrags von Michael Russell wird das Prinzip der
Devolution stehen, der Übertragung von Entscheidungsmacht von den Houses
of Parliament an demokratisch gewählte Vertreter in Wales, Nordirland und
Schottland. Dieses gewährt Schottland bereits jetzt weitgehende politische
Autonomie. Hatten die Schotten 2014 noch mit knapper Mehrheit für den
Verbleib im Vereinigten Königreich gestimmt, so werden nun angesichts des
Brexits vermehrt Stimmen laut, die die Unabhängigkeit des Landes fordern.
Auch Implikationen dieser Entwicklung wird der Professor für schottische
Kultur und Governance thematisieren.

Termin

Scotland and Devolution. Constitutional Mechanisms in the UK.

Montag, 09. Dezember 2019, 17 Uhr

Humboldt-Universität zu Berlin, Großbritannien-Zentrum, Mohrenstraße 60,
10117 Berlin, Raum 105

Der Vortrag findet in englischer Sprache statt, der Eintritt ist frei.
Anmeldung erforderlich unter

gbz@gbz.hu-berlin.de


Weitere Informationen unter:

https://www.gbz.hu-berlin.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 01.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2371: München - Wirtschaftliche Abhängigkeit als politische Waffe, 05.12.2019


Technische Universität München

Wirtschaftliche Abhängigkeit als politische Waffe



Prof. Henry Farrell, Politikwissenschaftler an der George Washington
University, erhält den "Friedrich Schiedel-Preis für Politik und Technik".
Die Friedrich Schiedel-Stiftung und die Technische Universität München
(TUM) verleihen die Auszeichnung jährlich an herausragende
Persönlichkeiten, die das Verständnis der Wechselwirkungen zwischen
Politik, Gesellschaft und Technik vertieft haben. Am 5. Dezember
analysiert Farrell in einem öffentlichen Vortrag an der TUM School of
Governance, wie wirtschaftliche und technologische Abhängigkeiten als
politische Waffen genutzt werden.

Henry Farrell gehört er zu einer neuen Generation von
Politikwissenschaftlern, die Theorien entwickeln, um die politischen
Folgen des schnellen technologischen Wandels zu verstehen. Große Beachtung
fand vor wenigen Monaten seine Studie "Weaponized Interdependence" (mit
Abraham L. Newman). Sie zeigt, wie mächtige Staaten die Abhängigkeiten
anderer Staaten von Technologien oder anderen Produkten in politischen
Konflikten ausnutzen. Ein Beispiel ist das Verbot der US-Regierung für
amerikanische Unternehmen, Kommunikationstechnologie mit ausländischen
Firmen zu handeln, die als nationales Sicherheitsrisiko eingestuft werden,
was auf chinesische Unternehmen zielte. Anders als lange angenommen,
schmälern die Netzwerke der Globalisierung die Stärke des Staates nicht
zwingend, so Farrells Theorie. Stattdessen nehmen Staaten über die
Verknüpfungen in diesen Netzwerken gezielt Einfluss.

Intensiver Austausch mit Studierenden

Seine Analyse wird Henry Farrell in der Reihe "Munich Talks" am 5.
Dezember vorstellen. Der Vortrag steht am Beginn einer mehrwöchigen
Gasttätigkeit an der TUM School of Governance. Dieser Aufenthalt ist mit
dem "Friedrich Schiedel-Preis für Politik und Technik" verbunden, der
darüber hinaus mit 30.000 Euro dotiert ist. Er wird am 2. Dezember an der
TUM verliehen.

Ins Leben gerufen hat den Preis im vergangenen Jahr die Münchner Friedrich
Schiedel-Stiftung, die der Unternehmer und Philanthrop Friedrich Schiedel
(1913 - 2001), Ehrensenator der TUM, gegründet hat. Die Stiftung
unterstützt soziale Einrichtungen und Projekte und fördert Wissenschaft
und Forschung. Der neue Preis würdigt zum einen herausragende Arbeiten zur
Politik im digitalen Zeitalter und ermöglicht zum anderen den intensiven
Austausch mit den Studierenden und Forschenden der TUM.

Forschung zur Politik des Internets

Henry Farrells Forschungsschwerpunkte sind die Politik des Internets,
Fragen der Demokratie sowie internationale und vergleichende politische
Ökonomie. Er ist seit 2017 Professor für Politikwissenschaft und
Internationale Beziehungen an der George Washington University in der 
US-Hauptstadt. Zuvor war er Senior Research Fellow am Max-Planck-Institut 
zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern in Bonn und Assistant Professor an 
der Universität Toronto. Er studierte Politikwissenschaft sowie Deutschland-
und Europastudien in Dublin und Washington. Neben wissenschaftlichen
Büchern und Artikeln schreibt Farrell auch regelmäßig für große 
US-amerikanische und britische Zeitungen und liefert so wichtige Beiträge im
gesellschaftlichen Diskurs.


Mehr Informationen:

Die 2017 gegründete TUM School of Governance erforscht und lehrt die
Wechselwirkung von Politik und Technologie, die heute in nahezu allen
Politikfeldern eine entscheidende Rolle spielt. Mit der außergewöhnlichen
Ausrichtung des Forschungsprofils und der Ausbildung leistet sie einen
bedeutenden Beitrag, den gesellschaftlichen Wandel durch die rasante
technologische Entwicklung zu verstehen und zu gestalten. Die Fakultät
arbeitet korrespondierend zur Hochschule für Politik München (HfP), deren
Träger die TUM ist.

Weitere Informationen unter:

https://munich-talks.de/

- Anmeldung zum Vortrag

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 28.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1900: Lufthansa legt verbessertes Angebot vor - ver.di sagte Streik für Montag bei LSG ab (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
01. Dezember 2019

Lufthansa legt verbessertes Angebot vor - ver.di sagt Streik für
Montag bei LSG ab



Berlin - Der für Montag (2. Dezember 2019) angekündigte ver.di Streik bei
der LSG fand nicht statt. Als Folge des am Samstagabend angekündigten
24-stündigen Ausstandes bei der Lufthansa Catering Tochter LSG habe
der Lufthansa-Vorstand kurzfristig ein verbessertes Angebot
vorgelegt.

"Wir begrüßen, dass die Lufthansa sich auf uns zu bewegt", so
ver.di-Verhandlungsführerin Katharina Wesenick.

"Angesichts des Verkaufes der LSG an die Gate Gourmet befürchten die
Beschäftigten massive Einkommensverluste. Wir haben daher beim Thema
Streik lediglich auf die Pausentaste gedrückt", so Wesenick weiter.

Nun habe Lufthansa die Gelegenheit, am kommenden Mittwoch bei den
nächsten Verhandlungen zu zeigen, dass sie soziale Verantwortung für
die rund 7.000 Beschäftigten übernehme.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 01.12.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MARKT/1592: Mit Zimtduft zum weihnachtlichen Kaufrausch (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 29.11.2019

Mit Zimtduft zum weihnachtlichen Kaufrausch

Marketingexperten der Uni Magdeburg zeigen den Einfluss von Düften auf
unser Konsumverhalten



In einer Studie haben Wirtschaftswissenschaftler der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg nachgewiesen, dass Konsumenten eher
teure Luxusprodukten kaufen, wenn sie warmen Düften wie Zimt, Vanille oder
Karamell ausgesetzt sind. Die Wissenschaftler erklären das Verhalten
damit, dass sich Menschen durch warme Düfte eingeengt fühlen, etwa so, als
würden sie sich in einer großen Menschenmenge befinden. "Um dieses
beklemmende Gefühl zu kompensieren und sich von anderen abzuheben, kaufen
wir Statusprodukte - also eher den SUV als den Kleinwagen", erklärt
Jun.-Prof. Dr. Marcel Lichters von der Fakultät für
Wirtschaftswissenschaft der Universität Magdeburg. Das gebe den
Konsumenten "gefühlt" die Kontrolle über die Situation zurück.

Die Marketingexperten haben in Untersuchungen den Probanden unter anderem
eine Auswahl von Kaffeeprodukten unterschiedlicher Hersteller vorgestellt
- vom günstigen Coffee-to-go bis zum Premiumprodukt. Diejenigen, die einem
warmen Vanilleduft ausgesetzt waren, haben deutlich öfter den teuren
Kaffee bevorzugt. "Es scheint mir plausibel, dass sich diese Erkenntnisse
auch auf die Weihnachtszeit übertragen lassen, da es sich bei Zimt und
Karamell um typische Düfte für diese Jahreszeit handelt und wir dadurch
wahrscheinlich mehr Geld für Geschenke ausgeben", so Prof. Marko Sarstedt,
Leiter des Lehrstuhls BWL, insbesondere Marketing an der Universität
Magdeburg.

Hinzu kommen weitere Tricks, die der Einzelhandel gerne nutzt, um
bestimmte Waren abzusetzen. "Wir haben unter anderem auch nachgewiesen,
dass Konsumenten bei der Wahl von Produkten zur 'Mitte' bezüglich des
Preises und der Qualität tendieren", erklärt Sarstedt weiter. Vor allem
bei Geschenken schwinge eine hohe Unsicherheit beim Kauf mit, weshalb ein
ausgewogenes Preis-Leistungs-Verhältnis noch wichtiger sei und das Produkt
aus der goldenen Mitte als sichere Bank wahrgenommen werde. Das sei auch
der Grund, warum wir oft Produkte wahrnehmen, die wir als schier
unerschwinglich einstufen würden. Diese würden unsere Vorstellung davon
verändern, was eine "gute Mitte" sei. "Das wissen die Unternehmen
natürlich. Darum bieten sie vor allem um Weihnachten andere Produkte an
und verändern die Preise, um uns gezielt auf ein bestimmtes Produkt zu
lenken."

Wie sehr Düfte unsere Wahrnehmung beeinflussen können, zeigten die
Wissenschaftler bereits in einer umfassenden Studie mit der Deutschen
Bahn. Ein speziell entwickelter Duft, der unterhalb der
Wahrnehmungsschwelle in den Abteilen versprüht wurde, führte dazu, dass
Zugreisende die Fahrt sichtlich angenehmer wahrnahmen. Das sei aus Sicht
der Konsumenten vor allem darum kritisch, weil sich diese einer
Manipulation gar nicht bewusst seien. Somit könnten sie sich dem nicht
entziehen. "80 bis 90 Prozent unserer Entscheidungen, die wir am Tag
fällen, treffen wir intuitiv. Sie werden durch äußere Reize wie Licht,
Tageszeit, Musik gesteuert. Viele davon nehmen wir nicht bewusst wahr",
merkt Prof. Sarstedt an.

Deshalb haben es sich die Wirtschaftswissenschaftler der Universität
Magdeburg zur Aufgabe gemacht, in diesem Bereich zu forschen, um über die
unterschiedlichen Mechanismen aufzuklären. "Wir möchten mit unserer
Forschung eine öffentliche Diskussion anstoßen. Diese sollte insbesondere
auch ethische und rechtliche Aspekte beinhalten", so Jun.-Prof. Lichters.
Doch zuvor werden die Ergebnisse in weiteren Studien validiert und
anschließend in realen Verkaufsumgebungen getestet. Auch die Zusammenhänge
zwischen Duft und Produktplatzierung sollen in den kommenden Monaten
genauer untersucht werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution116

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, 29.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1569: Pilotprojekt - E-Taxis kabellos laden (idw)


Universität Duisburg-Essen - 29.11.2019

Pilotprojekt: E-Taxis kabellos laden



Der Autoverkehr sorgt in vielen Städten für dicke Luft. Als besonders
belastend gelten Dieselabgase, wie sie beispielsweise die meisten Taxis
ausstoßen. E-Autos wären für diese Branche sinnvoll. Doch wie tanken sie
Strom, wenn sie an öffentlichen Plätzen stehen und nach und nach
vorrücken? Kabelgebundene Ladesäulen fallen hier als Lösung aus. Der
Lehrstuhl für Internationales Automobilmanagement der Universität
Duisburg-Essen (UDE) hat mit sechs Partnern nun ein Pilotprojekt
gestartet: das kabellose "Taxi-Lade-Konzept für den öffentlichen Raum" -
kurz: TALAKO. Es läuft drei Jahre und wird durch das
Bundeswirtschaftsministerium mit zwei Millionen Euro gefördert.

"Unser Konzept funktioniert mittels induktivem Ladestreifen. Dieser ist
unterirdisch in die Taxi-Warteschlange integriert", erklärt
Lehrstuhlinhaberin Prof. Dr. Heike Proff. Getestet wird das System
zunächst in den kommenden sechs Monaten bei einem Taxiunternehmen in
Mülheim/Ruhr. Hier entsteht eine Prototyp-Anlage, anschließend wird eine
Pilotanlage in Köln aufgebaut. Auf dieser können bis zu sechs Fahrzeuge
gleichzeitig geladen werden.

Neben der Universität Wuppertal, der Stadt Köln, dem
Ingenieurdienstleister INTIS, der RheinEnergie AG und dem TaxiRuf (Köln)
gehört auch der englische Fahrzeughersteller LEVC zum Konsortium, "LEVC
ist ein Pionier auf dem Gebiet von Taxi-Elektrofahrzeugen und stellt die
für London typischen Black Cabs her", sagt Projektkoordinator Gregor
Szybisty. "In Mülheimer betreibt Taxi Stephany bereits einen LEVC. Dieser
hat eine elektrische Reichweite von 130 km und kann sie bei Bedarf um 500
km verlängern, da ein Range-Extender an Bord ist." Die Kooperation mit den
Engländern soll nicht die einzige bleiben: "Wir sind gerade dabei, weitere
Autobauer für das Projekt zu gewinnen."


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-due.de/iam/talako.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 29.11.2019

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





FAMILIENRECHT/229: Aufsichtspflicht des Stiefvaters? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 26. November 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Aufsichtspflicht des Stiefvaters?



Frankfurt/Berlin (DAV). Stiefeltern haben gegenüber den Kindern, die
in ihrem Haushalt wohnen, grundsätzlich auch eine Aufsichtspflicht.
Dies muss auch nicht ausdrücklich mit dem anderen Elternteil
vereinbart werden. Ausnahmsweise kann es allerdings anders sein. Das
gilt dann, wenn geregelt ist, dass nur die leiblichen Eltern
endgültige Entscheidungen treffen, sowie Gebote und Verbote
aussprechen dürfen. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des
Landgerichts Frankfurt am Main vom 11. April 2019 (AZ: 2-03 S 2/18).
Üblicherweise wird in Patchworkfamilien vom "kleinen Sorgerecht" des
Stiefelternteils gesprochen, erläutert die Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

In dem Fall lebte der zwölfjährige Stiefsohn im gemeinsamen Haushalt
mit Mutter und Stiefvater. Der Junge lud via Filesharing illegal ein
Computerspiel auf den Computer des Stiefvaters herunter. Der
Vermarkter des Labels verlangte von diesem die Abgabe einer
Unterlassungserklärung und Zahlung von Schadensersatz und
Abmahnkosten. Der Mann gab zu, dass der Junge das Computerspiel
heruntergeladen hatte, verweigerte jedoch die Zahlung. Dem Stiefsohn
sei das Herunterladen ausdrücklich verboten worden, auch auf
Tauschbörsen.

Die Schadensersatzklage beim Amtsgericht scheiterte, weil der
Stiefvater keine gesetzliche Aufsichtspflicht übernommen habe. Auch
eine konkludente Aufsichtspflicht habe er nicht übernommen, also er
habe nicht durch sein Handeln gezeigt, dass er bereit war, die
Aufsichtspflicht zu übernehmen.

Das Landgericht wies die Klage des Vermarkters ebenso ab, jedoch mit
einer anderen Begründung. Nach seiner Auffassung hatte der Stiefvater
sehr wohl die Aufsichtspflicht stillschweigend übernommen. Das
Stiefkind wohne schließlich auch in seinem Haushalt. Eine Ausnahme
wäre nur dann möglich, wenn der Stiefvater mit der Mutter vereinbart
hätte, dass nur die leiblichen Eltern endgültige Entscheidungen
treffen würden, wovon auch Gebote und Verbote erfasst seien. Dies habe
das Gericht hier nicht feststellen können.

Eine Aufsichtspflichtverletzung liege dennoch nicht vor. Schließlich
hätten Mutter und Stiefvater den Jungen bereits im Alter von etwa zehn
bis elf Jahren darüber aufgeklärt, dass er nichts Illegales aus dem
Internet herunterladen dürfe. Diese Belehrung genüge den Anforderungen
der Aufsichtspflicht.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 24/19 vom 26. November 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/633: Rechtsunsicherheit im Internet beenden (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 26. November 2019

Rechtsunsicherheit im Internet beenden: TMG und TKG müssen DSGVO-tauglich werden!

Statement von Dr. Simon Assion, Mitglied des Ausschusses IT-Recht im Deutschen Anwaltverein (DAV)



Die beiden wichtigsten deutschen "Digital-Gesetze" sind das
Telemediengesetz (TMG) und das Telekommunikationsgesetz (TKG). Beide
Gesetze sind noch immer nicht an die Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) angepasst, obwohl diese schon seit anderthalb Jahren gilt und
relevant ist.

Angesichts der zuletzt ergangenen Cookie-Entscheidung des EuGH ist die
deutsche Rechtslage umso bedenklicher - denn sie ist nach wie vor
unklar. Der EuGH hat deutlich gemacht, dass bei vielen Cookies ein
aktives Akzeptieren nötig ist, etwa ein Klick auf einen "OK"-Button
(sog. Opt-in-Verfahren). Die deutsche Regelung im TMG scheint aber
etwas anderes zu besagen. Dies ist einer von vielen Bereichen, in dem
der deutsche Gesetzgeber seit Jahren erhebliche Rechtsunsicherheit
zulässt, indem er im TMG und TKG einen veralteten Wortlaut
stehenlässt. TMG und TKG müssen endlich an bindende europarechtliche
Vorgaben angepasst werden.

Der Ausschuss IT-Recht im Deutschen Anwaltverein hat bereits in der
Stellungnahme 34/2018 (Unterpunkt 4 ab Seite 18) auf den Reformbedarf
des Telemediengesetzes hingewiesen.

 * 

Quelle:

Statement vom 26. November 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MIETRECHT/381: Wenigermiete.de-Entscheidung des BGH stellt System der Beratungshilfe in Frage (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 27. November 2019

DAV warnt: Wenigermiete.de-Entscheidung des BGH stellt System der Beratungshilfe in Frage



Berlin (DAV). Das Urteil des BGH zu Wenigermiete.de stärkt zwar den
Zugang zum Recht für Mieterinnen und Mieter, wirft aber auch Fragen
auf. Nicht erwogen hat der für das Mietrecht zuständige Senat des BGH,
dass es gerade im Interesse der Verbraucherinnen und Verbraucher
liegt, kompetenten, unabhängigen und verschwiegenen Rechtsrat durch
die Anwaltschaft zu erhalten. Nicht bedacht hat der BGH zudem, dass
die Anwaltschaft besonderen Berufspflichten unterworfen ist. Sie
leistet mit der Verpflichtung zur Übernahme von Beratungshilfemandaten
ein Sonderopfer für die Allgemeinheit. Das Beratungshilfesystem gerät
durch die Entscheidung des BGH in eine Schieflage. Entweder müssen
auch Legal-Tech-Anbieter verpflichtet werden, Beratungshilfe zu
leisten. Andernfalls kann der Anwaltschaft dieses Sonderopfer nicht
länger zugemutet werden.

Zur Debatte um eine Regulierung von Legal Tech weist der DAV darauf
hin: Mit dem Urteil wird klar, dass eine Öffnung des
Rechtsdienstleistungsgesetzes nicht erforderlich ist. Für den
außergerichtlichen Forderungseinzug öffnet der BGH den Markt für
Legal-Tech-Anbieter in Form des Inkassodienstleisters. Mit der
Einziehung der Forderung dürfen diese auch Rechtsberatung erbringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 21/19 vom 27. November 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07107: Lübecker Totentanz (SB)


Dem großen Thema der Vergänglichkeit wurden im Mittelalter viele
Bühnen errichtet. Von den Kanzeln herab schworen Priester ihre
geistige Klientel auf die Einhaltung religiöser Gebote und eines
gottgefälligen Lebens ein. Martin Luther hat in seinen Tischreden viel
Atem darauf verwendet, Bescheidenheit und Gottesfurcht zu lehren. Ihm
war das Schachspiel ein liebgewonnenes Symbol, um seinen Worten Kraft
und Autorität zu verleihen. Indes in Zeiten raschen Sterbens,
verursacht durch Seuchen und heimsuchende Krankheiten, entstanden in
allen deutschsprachigen Landen Totentänze. Auch hier stellte man das
Schachspiel unter den Zipfel des Vergänglichen, wo selbst ein König in
einem Lübecker Totentanz zum Tode spricht: "Streckt denn des Todes
Faust auf Königen ihr Ziel? So gleicht das Regiment dem Schach und
Königsspiel. Mein Szepter streckte sich vom Süden bis zum Norden, nun
bin ich durch den Tod besetzt und schachmatt geworden." Düstere Zeiten
verlangen düstere Lieder, doch im heutigen Rätsel der Sphinx siegte
nicht der Tod, sondern das Remis nach 1.De7-e5 Df4xa4 2.De5xd5 Ta8-e8
3.b2-b3 Da4-f4 und die Kontrahenten einigten sich friedlich auf ein
Unentschieden. Gefährlich bang und in die Nähe des Todes hätte sich
Weiß allerdings begeben, wenn er auf Bauernraub ausgegangen wäre mit
1.De7-b7, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07107: Lübecker Totentanz (SB)]



Kurajica - Zysk

Oberwart 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß konnte sich davon überzeugen, daß bei 1.Tg6xg7+!? Kg8xg7 2.Df1-
g2+ Kg7-h7 3.Dg2-h3+ Kh7-g6! 4.Td1-g1+ De7-g5 5.Tg1xg5+ Kg6xg5 6.Dh3-
g2+ Kg5-f6 nicht mehr als ein Remis herausspringt, weswegen er seine
Angriffsformation mit 1.Df1-h3! Sd4-e6 2.Tg6xe6! f7xe6 3.La2xe6+ Tf8-
f7 4.Td1-d7 optimierte, und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 12. November 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/558: Zirkel der Gewalt durchbrechen - Kindersoldaten in Ostafrika (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 29.11.2019

Zirkel der Gewalt durchbrechen - Kindersoldaten in Ostafrika

Deutscher Psychologie Preis 2019 geht an Prof. Dr. Thomas Elbert



Kriegsgräuel wie brutale Massaker und Vergewaltigungen gehören zu den
Akten äußerster Gewalt, die immer wieder fassungslos machen. Oft sind die
Täter noch Kinder oder als Kinder bereits zu Soldaten gemacht worden.
Gewalterlebnisse und Traumatisierung führen zu Kreisläufen der Gewalt, die
von Generation zu Generation weitergegeben werden. Dank Prof. Dr. Thomas
Elbert verstehen wir heute besser, wie aus Opfern Täter werden. Elbert hat
dafür sein Labor an der Universität Konstanz verlassen und insbesondere in
ostafrikanischen Kriegsgebieten Opfer und Täter untersucht und behandelt.
Im Fokus seiner Forschungsarbeit stehen psychotherapeutische Methoden, die
den traumatisierten Menschen vor Ort helfen. Prof. Thomas Elbert hat dazu
beigetragen, Zirkel exzessiver Aggression zu durchbrechen. Dafür erhält er
den Deutschen Psychologie Preis 2019

Was führt dazu, dass Menschen in Kriegen und Bürgerkriegen hemmungslos
morden? Wie tief verletzen solche extremen Gewalterfahrungen die Menschen,
die sie überleben, und wie ist ihnen zu helfen? Wie lassen sich die
Kreisläufe der Gewalt durchbrechen, in denen aus Opfern Täter werden? Mit
den Antworten auf diese Fragen kann nicht nur Menschen psychotherapeutisch
geholfen werden, schlimmste Gewalterfahrungen zu verarbeiten. In ihnen
stecken auch gesellschaftspolitische Antworten auf die Frage, was Kriege
und extreme Gewaltexzesse möglich macht.

Der Psychologe Prof. Dr. Thomas Elbert wird geehrt für seine einzigartige
Forschung, in der er neuropsychologische Grundlagenwissenschaften mit der
Entwicklung psychotherapeutischer Innovationen für den Einsatz in
Kriegsgebieten verknüpft. Psychologische Forschung trägt wesentlich dazu
bei, die Ursachen menschlicher Aggression und ihre Wirkungen auf die
Entwicklung von Ängsten, Depressionen und posttraumatischen
Belastungsstörungen zu verstehen. Auf der neurobiologischen Ebene haben
Gewalterfahrungen nachhaltige Auswirkungen auf das Gedächtnis, weil im
Gehirn synaptische Verbindungen geändert und neue Nervenzellen gebildet
werden. Auch das Verhalten der Täter beruht auf angeborenen
Verhaltensmustern, aber auch auf Erfahrung und Lernen. Diese können in
Veränderungen der Hirnaktivität nachgewiesen werden und in chemischen
Veränderungen des Erbgutes, die dazu führen können, dass aus Opfern auch
in den nächsten Generationen noch neue Täter werden. Elbert hat an dieser
Forschung einen wichtigen Anteil und aufbauend auf diesen Erkenntnissen
psychotherapeutische Methoden zur Behandlung von traumatisierten
Gewaltopfern in Konflikt- und Krisenregionen entwickelt.

Der Deutsche Psychologie Preis wird Prof. Dr. Thomas Elbert am 29.
November 2019 in Berlin verliehen. Die Preisverleihung ist mit einem
Fachsymposium "Psychologie kriegstraumatisierter Menschen: Ursachen,
Folgen und innovative Therapieformen" verbunden. Die Deutsche Gesellschaft
für Psychologie (DGPs), der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und
Psychologen (BDP), die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) und das
Leibniz-Zentrum für Psychologische Information und Dokumentation (ZPID)
würdigen mit diesem Preis herausragende Leistungen in der psychologischen
Forschung, die sich durch hohe gesellschaftliche und praktische Bedeutung
auszeichnen. Der Preis ist mit 10.000 Euro dotiert und wird alle zwei
Jahre vergeben.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
http://idw-online.de/de/institution599

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs), 29.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/252: Hamburg - Supernase & Co, Kampnagel, 17.12.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. November 2019

Supernase & Co im Auftrag von God's Entertainment:

This is not Schwarzmarkt für nützliches Wissen und
Nicht-Wissen?

Theater & Performance

Tickets: 5 Euro

Dienstag, 17.12.2019 19:00, Kampnagel - K2



Super Nase & Co, das Subunternehmen des Wiener Künstlerkollektivs
God's Entertainment, begeistern seit Jahren nicht nur auf Kampnagel
mit spektakulären Updates von Kunstwerken und Performance-Klassikern.
Die frei nach René Magritte und getreu dem Motto »Ceci n'est pas une
pipe« entstehenden Arbeiten sind Hommagen oder neue Werke, surreal und
nie ohne Spaß, gerichtet sowohl an Kenner*innen der performativen
Künste als auch an Neueinsteiger*innen. Als großes Einzelprojekt steht
in Kooperation mit dem Hamburger Heilwig-Gymnasium THIS IS NOT
SCHWARZMARKT FÜR NÜTZLICHES WISSEN UND NICHT-WISSEN? als
Herbsthausaufgabe im Stundenplan - ein gecracktes Update des berühmten
»Schwarzmarkt«-Formats der Berliner Künstlerin und Kuratorin Hannah
Hurtzig und ihrer Mobilen Akademie Berlin. Der Begriff »Schwarzmarkt«
wird hier ernst genommen und das Nützliche oder Illegale geht dabei
vielleicht über das Wissen und Nicht-Wissen hinaus. Das Publikum kann
sich an diesem Abend von Schwindel und Schatten des Theaters befreien,
wobei es erst erfährt, was gemeint ist, wenn es weiß, was das Vorhaben
war ...

Gefördert aus Mitteln des Elbkulturfonds der Behörde für Kultur und
Medien Hamburg.


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/870: Agrargipfel - Leid der Sauen im Kastenstand beenden (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 29. November 2019

Agrargipfel im Bundeskanzleramt

Leid der Sauen im Kastenstand beenden!



Anlässlich des von Bundeskanzlerin Angela Merkel einberufenen Agrargipfels
am 2. Dezember macht der Deutsche Tierschutzbund erneut deutlich, dass die
geplante Verordnungsänderung zur Sauenhaltung nicht tierschutz- und
rechtskonform ist. Mit einem Schreiben hat der Verband die Bundeskanzlerin
aufgefordert, dem Motto des Agrargipfels "Versöhnen statt spalten" Taten
folgen zu lassen. Dazu gehöre, das aus Tierschutzsicht zerstörte Vertrauen
in politische Entscheidungen wiederherzustellen und dem Tierschutz Vorrang
vor rein ökomischen Interessen einzuräumen.

"Die Spaltung verläuft nicht - wie oft öffentlich beklagt wird - zwischen
Landwirten auf der einen und Tier- und Umweltschützern auf der anderen
Seite. Sie verläuft zwischen Landwirten, Verbrauchern sowie Tier- und
Umweltschützern und einer aus dem Ruder gelaufenen Agrarpolitik. Diese
setzt auf Wachstum, Exporte und niedrige Weltmarktpreise, anstatt den
Landwirten Perspektiven zur eröffnen, wie sie die Anforderungen der
Gesellschaft an Umwelt und Tierwohl erfüllen und gleichzeitig ein
angemessenes Familieneinkommen erzielen können", so Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Unser Vertrauen in einige
politische Akteure wurde bereits mehrfach erschüttert. Die Bundesregierung
darf nun nicht erneut eine Verletzung des Staatsziels Tierschutz in Kauf
nehmen und ökonomische Interessen über das Wohl der Tiere stellen."

Tierschutzbund kritisiert geplanten Rechtsbruch

In den letzten Monaten hatten bereits andere Entscheidungen das Vertrauen
auf Tierschutzseite geschwächt. Dazu gehören die Verschiebung des Verbots
der betäubungslosen Ferkelkastration, die noch immer ungelöste Frage der
Kükentötung und die weiterhin fehlenden Haltungsverordnungen für
beispielsweise Puten oder Rinder. "Die Frage der Sauenhaltung im
Kastenstand setzt dem Ganzen jetzt noch die Krone auf. Mit dem vorliegenden
Entwurf zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung wird in der
Sauenhaltung nicht nur verpasst, eine zukunftsfähige und tragbare
Tierhaltung ohne Kastenstand umzusetzen. Es wird darüber hinaus ein
höchstrichterliches Urteil missachtet und ein tier- und
verfassungsrechtlicher Rückschritt bewusst in Kauf genommen", so Schröder.
Der Verordnungsentwurf soll im Agrarausschuss des Bundesrats, der ebenfalls
am 2. Dezember tagt, beraten werden. Endgültig über den Entwurf entscheidet
der Bundesrat voraussichtlich am 20. Dezember.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 29. November 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/703: Bürgerbegehren kassel kohlefrei 2023 für den Kohleaustieg in Kassel erfolgreich gestartet (kassel kohlefrei)


Bündnis Kassel Kohlefrei - Pressemitteilung 1.12.2019

Bürgerbegehren kassel kohlefrei 2023 für den Kohleaustieg in Kassel
erfolgreich gestartet



Das Bündnis Kassel Kohlefrei hat in den 5 Tagen der Klimastreikwoche
(25.-29.11.2019) schon tausende Unterschriften für den Ausstieg aus
der Braunkohleverbrennung in Kassel gesammelt. Ein Großteil der
Besucherinnen und Besucher der Fridays-for-Future Großdemonstration
unterschrieb am Freitag für ein kohlefreies Kassel und auch an den
Tagen zuvor konnte das zivilgesellschaftliche Bündnis an einem Stand
auf dem Campus viele Unteschriften sammeln.

Marie Ossenkopf zieht zufrieden eine erste Zwischenbilanz: "Mit diesem
Signal zeigen die Kasseler Bürger*innen der Politik, wie wichtig ihnen
Klimaschutz ist." Das Bündnis erklärte jedoch, weiter sammeln zu
wollen: "Wir zielen nach so einem Start eher auf 20.000 Unterschriften
und nicht auf die formal nötigen 4.501. Der Ausstieg aus der
Braunkohle ist den Bürger*innen der Stadt Kassel offensichtlich ein
ebenso wichtiges Anliegen wie der Ausbau der Fahrradinfrastruktur".

Das Bündnis kassel kohlefrei hat seit seiner Gründung Anfang 2019
diverse Gespräche mit Wissenschaftlern, Politikern und Städtischen
Werken geführt. In zahlreichen Aktionen haben die Mitglieder auf das
Kohlekraftwerk und die damit verbundenen CO2-Emissionen aufmerksam
gemacht. Um den Rückhalt in der Stadtbevölkerung zum Ausdruck zu
bringen und eine verbindliche Entscheidung zu erwirken, startete am
25.11.2019 die Unterschriftensammlung für eine Bürgerbegehren.

Auf das jetzt angelaufene Bürgerbegehren folgt bei erfolgreicher
Annahme ein Bürgerentscheid. Alle wahlberechtigten Bürger*innen
Kassels können dann über die Zukunft des Braunkohlekraftwerks in der
Dennhäuser Straße abstimmen. Mit diesem Schritt können die Menschen in
Kassel nun erstmalig direkt Verantwortung übernehmen für eine
klimagerechte und enkeltaugliche Zukunft.

Fakten zum Kraftwerk

Das Kasseler Fernwärmekraftwerk an der Dennhäuser Straße heizt derzeit
noch ca. 15.000 Haushalte in Kassel vorwiegend mit Braunkohle aus dem
Rheinland und Tschechien, ca. 120.000 Tonnen jährlich. Nebenbei wird
auch Strom produziert. Die Kasseler Kohleverbrennung verursachte 2016
allein ca. 150.000 Tonnen CO2-Emissionen. Das entspricht rund 10
Prozent der gesamten Kasseler Emissionen - so viel, wie wenn alle
Leute aus Kassel einmal nach Mallorca und zurück fliegen.
Die Städtischen Werke haben eine Strategie entwickelt, wie sie bis
2028 aus der Kohle aussteigen, nämlich durch eine Umrüstung auf die
Verbrennung von Klärschlamm und Altholz. Das Bündnis kassel kohlefrei
fordert, diese Umrüstung deutlich zu beschleunigen.

Über kassel kohlefrei

kassel kohlefrei ist ein Bündnis aus lokalen Gruppen und
Privatpersonen, die sich für einen schnellstmöglichen Kohleausstieg in
Kassel einsetzen und eine mittelfristige Wende der Wärmeversorgung
anstreben. Die Aktivengruppe der Bürger*innen-Initiative wird
unterstützt von Greenpeace, dem BUND, Fridays for Future,
Klimagerechtigkeit Kassel, Transition Town, Extinction Rebellion, dem
Kommunennetzwerk Interkomm, dem Bildungs- und Aktionsnetzwerk Wandel
e.V. und dem AStA sowie zahlreichen Privatpersonen und Expert*innen,
die das Bündnis in technischen Fragen beraten. Mehr Informationen gibt
es unter www.kassel-kohlefrei.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.12.2019

Bündnis Kassel Kohlefrei

www.kassel-kohlefrei.de
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FRAGEN/023: Jülicher Expertise zur Weltklimakonferenz COP 25 in Madrid (FZJ)


Forschungszentrum Jülich GmbH - 2. Dezember 2019

Jülicher Expertise zur COP 25

Interview mit den Stratosphärenforschern Prof. Martin Riese, Dr. Peter
Preusse und Dr. Jens-Uwe Grooß



Jülich, 2. Dezember 2019 - "Es Tiempo de Actuar" - "Es ist Zeit zu
handeln": Unter diesem Motto steht die diesjährige Weltklimakonferenz
(COP 25) in Madrid, die heute beginnt. Jülicher Atmosphären- und
Agrosphärenforscher tragen auf wissenschaftlicher Seite dazu bei, dass
die vielfältigen Wechselwirkungen zwischen menschlichen Aktivitäten
und dem Klima immer besser verstanden werden. Eine Folge von
Interviews stellt zur COP 25 Jülicher Forschungsthemen und Experten
vor.

SouthTRAC ist der offizielle Name einer Messkampagne mit dem deutschen
Forschungsflugzeug HALO über der Südspitze Südamerikas, die im
November endete. Im Zentrum stand der Klimawandel in der
Südhemisphäre. Mitarbeiter des Jülicher Instituts für Stratosphäre
sowie des Zentralinstituts für Engineering, Elektronik und Analytik
waren an der Kampagne beteiligt. Prof. Martin Riese, Dr. Jens-Uwe
Grooß und Dr. Peter Preusse über die Kampagne und erste
wissenschaftliche Erkenntnisse.

Prof. Martin Riese, Direktor des Instituts für Stratosphäre, über
die Hintergründe der Messkampagne und erste Ergebnisse

Die Messkampagne SouthTRAC über der Südspitze Südamerikas ist
abgeschlossen, HALO zurück in Oberpfaffenhofen. Was waren die
wissenschaftlichen Ziele, und wie fällt ein erstes Resümee aus?

Das Hauptziel der Kampagne war die Untersuchung klimarelevanter
Prozesse in der südlichen Hemisphäre. Unsere Messungen waren ein
voller Erfolg: Rio Grande an der Südspitze von Feuerland hat sich als
ein ideales natürliches Labor erwiesen. Das Gebiet ist ein weltweiter
Hotspot für Schwerewellen, die mit dem Polarwirbel wechselwirken und
dadurch das regionale Klima beeinflussen. Durch die Nähe zum
Polarwirbel war der Ort auch ideal für die Untersuchung der chemischen
Prozesse, die bei der Erholung des Ozonlochs und bei
Ozon-Klima-Wechselwirkungen eine wichtige Rolle spielen.

Welche Messinstrumente kamen zum Einsatz?

Ein zentrales Messgerät an Bord von HALO war das Infrarotspektrometer
GLORIA, eine gemeinsame Entwicklung des Forschungszentrums Jülich und
des Karlsruher Instituts für Technologie. Das Instrument stellt quasi
die Kombination einer räumlich hochauflösenden Kamera mit einem
Infrarotspektrometer dar, das die Wärmestrahlung der Atmosphäre
analysiert und verschiedene Spurengase anhand ihres spektralen
"Fingerabdrucks" identifiziert. Im Rahmen von SouthTRAC haben wir
dreidimensionale Messungen atmosphärischer Temperaturschwankungen
durch Schwerewellen gemessen, die in dieser Ausprägung bisher noch
nicht gesehen wurden.

Ein weiteres Instrument an Bord war AMICA, mit dem sich Spurenstoffe
in der Atmosphäre messen lassen. Mit den hochgenauen Messungen zielten
wir vor allem auf Spurengase wie Carbonylsulfid (OCS) und
Kohlenmonoxid (CO), die bei der Verbrennung von Biomasse entstehen. In
der Tat waren die Fahnen dieser Spurengase im September extrem
ausgeprägt und ließen sich noch gut bis in 14 Kilometer Höhe über dem
Atlantik nachweisen. Schließlich haben unsere Messungen mit dem
Instrument FISH wichtige Informationen über den Transport und die
Verteilung von Wasserdampf geliefert, dem wichtigsten natürlichen
Treibhausgas.

Dr. Peter Preusse über Schwerewellen und ihre Rolle im
Klimageschehen 

Was ist die besondere Wirkung von Schwerewellen?

Die Untersuchung von atmosphärischen Schwerewellen war das wichtigste
Ziel der ersten Kampagnenphase im September. Diese Wellen werden beim
Überqueren der Luftströmung über die Anden angeregt. Sie breiten sich
dann in die höheren Atmosphärenschichten aus, wo sie brechen und die
Stärke des Polarjets beeinflussen. Damit beeinflussen sie auch das
regionale Klima und das saisonale Wetter in der südlichen Hemisphäre -
ein Effekt, der von Prognosemodellen bisher nur sehr unzureichend
berücksichtigt wird. Die Wellen, die wir gemessen haben, waren
besonders stark ausgeprägt. Das hat Feuerland zu einem idealen Labor
für unsere Studien gemacht.

Was ergibt sich daraus für die Forschung?

Ein Highlight war ein Messflug, bei dem wir eine besonders starke
Schwerewelle mit einer horizontalen Länge von etwa 200 Kilometern
zweimal umflogen und mit dem GLORIA-Instrument tomographisch vermessen
haben. Die Tomographie erlaubt die Ableitung der dreidimensionalen
Wellenstruktur und erstmals auch deren zeitlicher Veränderung. In
Kombination mit Messungen von Wind und Temperatur haben wir so einen
einzigartigen Datensatz aufgenommen, der eine detaillierte
Untersuchung der Ausbreitung von Schwerewellen zulässt. Diese
Messungen werden uns helfen, die Dynamik des Polarwirbels besser zu
verstehen und bestehende Probleme in Klimamodellen zu mindern.

Dr. Jens-Uwe Grooß über die Belastung der Atmosphäre durch Busch-
und Waldbrände

Ein wichtiges Messziel der Kampagne war die Beobachtung von
Luftmassen, die durch die Verbrennung von Biomasse verschmutzt wurden.

Bei den Transferflügen zwischen Deutschland und Südamerika konnten
stark erhöhte Konzentrationen von Spurengasen wie Kohlenmonoxid
nachgewiesen werden, die aus Afrika und aus dem brennenden Regenwald
in Brasilien stammen. Zusätzlich wurden auf den Flügen in Richtung
Antarktis Abgase von Waldbränden in Australien gemessen, die in
wenigen Tagen nach Südamerika transportiert wurden. Dies ist ein
besonders wertvoller Datensatz, da man in der sonst sehr sauberen Luft
über dem Südpazifik diese Signaturen deutlich einer einzelnen Ursache
zuordnen kann.

Erste wichtige Erkenntnisse?

Unsere Spurengasmessungen geben wichtige Einblicke in die Chemie des
Ozonabbaus in der polaren Stratosphäre. Auch wenn diese in ihren
Grundsätzen verstanden ist, gibt es noch offene Fragen. In den letzten
drei Jahrzehnten gab es kaum Messungen der chemischen Zusammensetzung
der Luft des Polarwirbels über der Antarktis. Bei drei Flügen von Rio
Grande aus konnten wir diese Luft direkt untersuchen. Ein wichtiges
Ergebnis: Der Ozonabbau ist in diesem Jahr deutlich geringer als in
den vergangenen Jahren. Die Messungen zeigten aber auch, dass der
Abbau trotz des kleineren Ozonlochs in diesem Jahr zum Teil immer noch
über 75 Prozent beträgt.




Weitere Informationen:

Institut für Energie- und Klimaforschung, Bereich Stratosphäre
(IEK-7):

https://www.fz-juelich.de/iek/iek-7/DE/Home/home_node.html

Zentralinstitut für Engineering, Elektronik und Analytik, Bereich
Systeme der Elektronik (ZEA-2):

https://www.fz-juelich.de/zea/zea-2/DE/Home/home_node.html

Pressemitteilung "HALO-Messkampagne: Klimawandel in der Südhemisphäre"
(11. September 2019):

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/2019-09-11-halo-messkampagne-klimawandel-in-der.html

"Der Klimawandel bremst die Erholung des Ozonlochs" - Interview mit
dem Jülicher Stratosphärenforscher Dr. Rolf Müller in ZEIT online (24.
November 2019):

https://www.zeit.de/wissen/umwelt/2019-11/ozonloch-verkleinerung-forschung-klimawandel-rolf-mueller

Pressemitteilung "Mit GLORIA das Klima besser verstehen" (11. Januar
2016):

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Meldungen/IEK/IEK-7/DE/Img/16-01-11gloria.html

Webseite: Klimawandel - Jülicher Experten":

https://www.fz-juelich.de/portal/DE/Forschung/juelicher-experten/docs/expertenliste_klimawandel.html?nn=448936



Das Forschungszentrum Jülich leistet wirksame Beiträge zur Lösung
großer gesellschaftlicher Herausforderungen in den Bereichen
Information, Energie und Bioökonomie. Es konzentriert sich auf die
Zukunft der Informationstechnologien und -verarbeitung, komplexe
Vorgänge im menschlichen Gehirn, den Wandel des Energiesystems und
eine nachhaltige Bioökonomie. Das Forschungszentrum entwickelt die
Simulations- und Datenwissenschaften als Schlüsselmethode der
Forschung weiter und nutzt große, oft einzigartige wissenschaftliche
Infrastrukturen. Dabei arbeitet es themen- und disziplinenübergreifend
und nutzt Synergien zwischen den Forschungsgebieten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.12.2019

Herausgeber: Forschungszentrum Jülich GmbH, 52425 Jülich

Mitglied der Hermann von Helmholtz Gemeinschaft

Deutscher Forschungzentren (HGF)

Telefon: 02461/61-46 61, Fax: 02461/61-46 66

E-Mail: info@fz-juelich.de

Internet: www.fz-juelich.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





AKTION/013: Extinction Rebellion plant Blockaden in Madrid und fordert Netto-Null-Emissionen bis 2025 (XR-D)


Extinction Rebellion - Berlin 02.12.2019

Extinction Rebellion plant Blockaden in Madrid und fordert
Netto-Null-Emissionen bis 2025 



Extinction Rebellion Deutschland wird mit Rebell:innen aus 19 Ländern
in dieser und nächster Woche, gemeinsam mit XR Spain gewaltfreie,
direkte Aktionen während der UN-Klimakonferenz "COP 25" durchführen.
COP25 findet vom 2. bis 13. Dezember in Madrid statt. Mit den Aktionen
fordert Extinction Rebellion die Regierungschefs auf, die
selbstgesteckten Klimaziele umzusetzen und damit Temperaturen
'deutlich unter 2 Grad' bleiben und der Zusammenbruch des Klimas und
der Ökosysteme verhindert wird, die Emission sofort drastisch zu
senken und bis 2025 auf Netto-Null zu senken.

"Wir rasen auf die Katastrophe zu, die bald unumkehrbare Kipppunkte
erreichen wird, und die Regierungschef kommen nicht ihrer
Verantwortung nach, Menschen und Ökosysteme zu beschützen", sagt
Annemarie Botzki aus dem Presseteam von Extinction Rebellion
Deutschland.

"Rebellen aus der ganzen Welt kommen in Madrid zusammen, um laut die
Alarmglocken zu läuten und durch gewaltfreies direktes Handeln, zu
zeigen, dass nun dringend gehandelt werden muss," erklärt Botzki.

Neueste Wissenschaftliche Studien zeigen, dass sich die Erderwärmung
noch schneller als erwartet vollzieht. Kipppunkte, nach denen die
Entwicklung nicht mehr aufgehalten werden kann, stehen unmittelbar
bevor.

Bis 2025 müssen die Treibhausgas-Emissionen auf Netto-Null gesenkt
werden, so die Hauptforderung von Extinction Rebellion. "Wenn nicht
unmittelbar und drastisch gegengesteuert wird, ist bis zum Ende des
Jahrhunderts mit einem Temperaturanstieg von 4 Grad zu rechnen, der
das Überleben eines Großteils der Menschheit und zudem zahlreicher
Tierarten aufs Spiel setzt, " so Botzki.

Neben "Paint the Streets", zivilem Ungehorsam und kreativen Aktionen
wie "The Dead Sea March", die in den zwei Wochen vom 1. bis 13.
Dezember geplant sind, nimmt XR auch am "Social Summit for Climate"
mit über 150 teilnehmenden Klimaschutz-Bewegungen aus der ganzen Welt
teil. Am 6. Dezember wird sich XR zusammen mit vielen anderen
Organisationen Fridays For Futures anschließen, um einen großen
Protest in ganz Madrid zu veranstalten.

Mehr Info zu den Events hier:

https://www.facebook.com/events/539314930247231/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 02.12.2019

Extinction Rebellion

E-Mail: presse@extinctionrebellion.de

Internet: www.extinctionrebellion.de
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INITIATIVE/199: Fridays For Future Mitorganisator*innen auf der COP25 in Madrid (FFF)


Fridays for Future - 2. Dezember 2019

Mitorganisator*innen von Fridays for Future Deutschland reisen zur
UN-Klimakonferenz nach Madrid



Nach den Protesten von FridaysForFuture am vergangenen Freitag mit
rund 630.000 Menschen werden Mitglieder der Bewegung ab heute Teil der
Weltklimakonferenz (COP) in Madrid sein. Damit wollen sie in den
kommenden zwei Wochen den Druck auf die Entscheidungsträgerinnen und 
-träger erhöhen. Anlässlich der Konferenz werden sie etwa am Freitag,
dem 06. Dezember, an dem internationalen FridaysForFuture-Streik in
Madrid teilnehmen, um auf die Dringlichkeit der Klimakrise aufmerksam
zu machen.

Hierzu Annika Kruse von FridaysForFuture:

"Die weltweit immer noch steigenden Emissionen zeigen deutlich, dass
die Erfolge der letzten Konferenzen nichts bewirkt haben. Nach über
einem Jahr wöchentlicher Proteste auf der ganzen Welt, muss diese COP
nun die Wende einleiten! Deutschland hat sich in den letzten Monaten
mit dem Klimapaket und dem verzögerten Kohleausstieg von 1,5-Grad
verabschiedet - diesen Skandal werden wir auf die Klimakonferenz
tragen."

Die Aktivistinnen und Aktivisten bedauern, dass die Veranstaltung in
diesem Jahr nicht wie ursprünglich geplant in Chile stattfindet.
Dadurch fürchten sie, dass eine Vielzahl an Stimmen aus dem Globalen
Süden deutlich unterrepräsentiert sein werden, weil ihnen die Anreise
nach Europa nicht möglich ist.

Hierzu Nick Heubeck von FridaysForFuture:

"Die Klimakrise trifft in diesem Moment vor allem bereits die Menschen
im Globalen Süden und in Ländern wie Chile. Deswegen versuchen wir, in
den kommenden zwei Wochen besonderen Wert auf die globale
Ungerechtigkeit des fossilen Zeitalters zu legen. Nicht nur national,
sondern auch global treffen die Folgen der Katastrophe vor allem
diejenigen, die am wenigsten dazu beigetragen haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.12.2019

Fridays for Future

E-Mail: presse@fridaysforfuture.de

Internet: www.fridaysforfuture.de
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POLITIK/671: Die Welt nimmt Anlauf für mehr Klimaschutz - 25. Weltklimakonferenz beginnt am 2. Dezember (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 2. Dezember 2019

Schulze: "Die Welt nimmt Anlauf für mehr Klimaschutz"

25. Weltklimakonferenz in Madrid beginnt am 2. Dezember



Heute startet in Madrid die 25. Weltklimakonferenz. In der spanischen
Hauptstadt treffen sich Regierungsvertreterinnen und -vertreter aus
197 Ländern. Die Präsidentschaft der Konferenz übernimmt Chile -
Lateinamerika stellt in diesem Jahr turnusmäßig den Vorsitz. Neben den
letzten offenen Details des Regelbuchs zur Umsetzung des Pariser
Klimaschutzabkommens geht es bei dem Treffen vor allem darum,
möglichst viele Staaten dazu zu bewegen, ihre nationalen
Klimaschutzbeiträge im kommenden Jahr zu erhöhen, so wie es das Pariser
Abkommen vorsieht. Bereits jetzt haben 59 Staaten angekündigt, dies zu
tun. Bundesumweltministerin Svenja Schulze wird zum Start des
Ministersegments am 10.12. die Leitung der deutschen Delegation
übernehmen und vor Ort dafür werben, dass auch die G20 Staaten,
inklusive der EU, diesem Beispiel folgen.

Schulze: "Der internationale Klimaschutz tritt in eine entscheidende
Phase. Die Welt nimmt Anlauf für mehr Klimaschutz. Das Pariser
Abkommen gibt vor, dass alle Staaten bis zur nächsten
Weltklimakonferenz Ende 2020 in Glasgow ihre überarbeiteten nationalen
Klimaschutzbeiträge vorlegen müssen. Das ist die Chance für den
nächsten großen Schritt beim Klimaschutz. Je länger wir warten, desto
schwieriger und teurer wird es. In Madrid wird es darum gehen, diesen
Schritt vorzubereiten, Allianzen zu bilden und das Zutrauen in die
Machbarkeit von Klimaschutz durch Zusammenarbeit, Innovation und
Solidarität zu stärken. Ich setze mich dafür ein, dass Europa nächstes
Jahr mit einem stärkeren Klimaziel vorangeht und andere große
Volkswirtschaften mitzieht. Und das bedeutet für mich, dass wir nicht
nur unser Langfristziel der Klimaneutralität bis 2050 fixieren,
sondern wir brauchen auch höhere Zwischenziele für 2030 und 2040.
Ansonsten wären Europas Klimaankündigungen nicht glaubwürdig."

Ein Weg, mit dem Staaten sich gegenseitig bei der Steigerung ihrer
Klimaschutz-Ambitionen unterstützen können, sind die sogenannten
Marktmechanismen. Die Detailregeln dazu waren in Kattowitz vor einem
Jahr noch nicht verabschiedet worden. Deshalb stehen sie erneut auf
der Tagesordnung. Dabei geht es um die Art und Weise, wie Staaten
zusätzlich erreichte CO2-Minderungen untereinander übertragen und auf
ihre nationalen Klimaziele anrechnen lassen können. In welcher Weise
dies erfolgen kann - und zwar ohne neue Schlupflöcher zu schaffen -
wird im Mittelpunkt der technischen Verhandlungen stehen. Deutschland
setzt sich dafür ein, zum Beispiel Doppelanrechnungen von
Emissionsminderungen im Geber- und Nehmerland auszuschließen. Die EU
schließt die Nutzung solcher Mechanismen zur Erreichung ihres
aktuellen Klimaziels (minus 40 Prozent Treibhausgase bis 2030
gegenüber 1990) aus.

Außerdem wird die Konferenz die Solidarität mit den Ländern des Südens
verdeutlichen, die am meisten unter dem Klimawandel leiden. Deutschland
wird seine Zusage einhalten, die internationale Klimafinanzierung im
Zeitraum von 2014 bis 2020 aus Haushaltsmitteln auf 4 Mrd. EUR zu
verdoppeln und damit zum Ziel der Industrieländer beitragen, ab 2020
jährlich bis zu 100 Mrd. USD Klimafinanzierung zur Verfügung zu
stellen. Auch die erfolgreiche Wiederauffüllung des Green Climate
Funds (GCF) mit 9,77 Mrd. USD zeigt, dass die finanzielle
Unterstützung für die Länder des Südens hohe Priorität hat.
Deutschland hat hierfür 1,5 Mrd. Euro beigetragen und damit seinen
Beitrag gegenüber der Erstauffüllung verdoppelt. Viele Industrieländer
sind diesem Beispiel gefolgt.

Die Konferenz dient außerdem dem weltweiten Austausch von Erfahrungen
mit neuen Technologien, etwa für die Schaffung intelligenter
Stromnetze, neuer Speichertechnologien und klimafreundlicher
Kraftstoffe wie Power-to-X oder Neokerosin, die aus Sonne und
Windstrom hergestellt werden können. Auf der Konferenz werden daher
mehrere Initiativen zur Förderung klimafreundlicher Technologien
erwartet.

In der ersten Woche verhandeln in Madrid Expertinnen und Experten, ab dem
10. Dezember die Umweltminister und -ministerinnen. Ministerin Schulze
wird am 9. Dezember nach Madrid reisen und dort bis zum Ende der
Konferenz bleiben.

 * 

Quelle:
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STIMMEN/156: Für eine ambitionierte Klimapolitik - Paris umsetzen jetzt! (DGVN)


Deutsche Gesellschaft für die
Vereinten Nationen - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Für eine ambitionierte Klimapolitik - Paris umsetzen jetzt!

Die UN-Klimakonferenz COP-25 in Madrid ist das letzte Zeitfenster



Berlin, 02.12.2019 - Vom 2. bis 13. Dezember 2019 findet die
UN-Klimakonferenz der Vereinten Nationen (COP-25) in Madrid statt. Vor
diesem Hintergrund unterstreicht die Deutsche Gesellschaft für die
Vereinten Nationen (DGVN), dass Maßnahmen zum Klimaschutz
dringend getroffen werden müssen. Deshalb müssen die
UN-Mitgliedstaaten das Pariser Klimaabkommen umsetzen.

Die DGVN unterstreicht die Bedeutung des Übereinkommens von Paris
aus dem Jahr 2015, das Deutschland im Jahr 2016 ratifiziert hat, und
betont die Bedeutung der Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels. Sie fordert
die deutsche Bundesregierung zur sofortigen Ergreifung konkreter
Maßnahmen auf, welche im Einklang mit Empfehlungen des
Weltklimarats (IPCC) und den Empfehlungen führender
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sind, und zur Erreichung des
1,5-Grad-Ziels ausreichen. Die DGVN fordert die Bunderegierung auf, im
Rahmen der deutschen Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat konkrete
Maßnahmen zur Bewältigung von Konflikten mit Klimaursachen zu
initiieren und zu unterstützen.

"Deutschland muss als Vorreiter zu einer zügigen Umsetzung und zur
weiteren Zuspitzung des EU-weiten Reduktionsziels beitragen, die auch
andere Staaten zu einer schnellen Umsetzung weitreichenderer
Reduktionsziele ermutigt", so der DGVN-Vorstandsvorsitzende Detlef
Dzembritzki.

Über die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen
e.V.

Die DGVN setzt sich für starke Vereinte Nationen ein: Nur durch enge
internationale Zusammenarbeit können wir den Frieden sichern, die
Menschenrechte stärken und eine nachhaltige Entwicklung fördern. Die
DGVN bietet Informationen und Analysen zur Arbeit der Vereinten
Nationen, sie ermöglicht ihren Mitgliedern sich zu engagieren und gibt
Impulse für eine aktive UN-Politik. Ihre Arbeit wird von der
Überzeugung
getragen, dass die globalen Herausforderungen nur durch enge
internationale Zusammenarbeit gelöst werden können. Die DGVN
betreibt Öffentlichkeitsarbeit, engagiert sich in der Jugend- und
Bildungsarbeit, vernetzt Wissenschaft und berät die Politik. Ziel ist
es,
ein differenziertes Bild der Vereinten Nationen und ihrer Arbeit zu
vermitteln und eine engagierte UN-Politik mitzugestalten. Die DGVN ist
überparteilich, inklusiv, divers und profitiert von der aktiven
Mitarbeit und
UN-Expertise ihrer Mitglieder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Zimmerstraße 26/27, 10969 Berlin

Telefon: (030) 25 93 75 - 0, Telefax: (030) 25 93 75 - 29

E-Mail: info@dgvn.de

Internet: www.dgvn.de
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STIMMEN/155: Rede von Hans-Josef Fell auf der #FridaysForFuture Demo in München (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

#FridaysForFuture Demo in München

Von Hans-Josef Fell, 30. November 2019



Allein in Deutschland streikten am 29. November 2019 rund
630.000 Schülerinnen und Schüler [1], Studentinnen und Studenten,
Jung & Alt im Rahmen des globalen Klimastreiks und forderten endlich
eine echte Klimaschutzpolitik. Mit dabei in München war auch Hans-Josef 
Fell [2], der vor 33.000 Demonstrant*innen sprach. Im Folgenden
publizieren wir seine Rede:

Liebe Schülerinnen und Schüler,

Studentinnen und Studenten, alle Erwachsenen, die ihr heute hier seid,
danke für euren großartigen, engagierten, jugendlichen Einsatz für den
Klimaschutz. Ja, ihr habt völlig Recht mit eurer Anklage, dass die
Mehrheit der Erwachsenen nicht genug getan hat. Meine Generation hat
versagt, auch wenn es schon immer Millionen Klimaschützer gibt. Aber
Milliarden von Menschen, angeführt von unwilligen Regierungen und den
Managern der fossilen, atomaren Wirtschaft treiben die Menschheit
immer tiefer in den Klimanotstand.

Sie behaupten Klimaschutz könne man nicht schnell schaffen, er wäre
eine Gefährdung der Wirtschaft, er wäre zu teuer und unser Wohlstand
wäre gefährdet. Ich kann euch nur zurufen: Glaubt dieser Propaganda
nicht. Macht euch ein eigenes wahrhaftiges Bild, schaut hinter die
Kulissen ihrer Geschäftsinteressen und ihr werdet merken, dass alle
Behauptungen nur aus dem Interesse ihrer klimazerstörenden
Geschäftsmodelle entspringen, die sie nicht ändern wollen.

Greta Thunberg hat auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos das alles
Entscheidende und Richtige gesagt: Die Antwort ist so einfach, dass
ein Kleinkind sie verstehen kann: Wir müssen alle
Treibhausgas-Emissionen stoppen. Ja, Greta hat recht: alle
Treibhausgasemissionen müssen vollständig gestoppt werden. Eine bloße
Emissionsreduktion, also Klimaneutralität bis 2050 schützt uns nicht
mehr vor dem Auslöschen der menschlichen Zivilisation.

Die Atmosphäre ist heute schon viel zu voll mit Klimagasen. Jede
weitere Emission beschleunigt nur die Erdaufheizung. Der Klimanotstand
ist längst da: Ausbreitung der Wüsten, Absiedlungen durch den
steigenden Meeresspiegel, Missernten durch Trockenheit und
Überflutungen, Waldbrände von Brasilien bis Kanada, von Sibirien bis
Australien, in Portugal, Griechenland und wohl bald auch in
Deutschland. 20 Millionen verzweifelte, um das Überleben fürchtende
Klimaflüchtlinge haben wir heute schon. Wir Menschen müssen viel
radikaler handeln, um die Auslöschung der menschlichen Zivilisation
noch vermeiden zu können.

Und liebe Schülerinnen und Schüler. Das tolle ist, dass wir radikal
handeln können, ohne Gefährdung unseres Wohlstandes und ohne
wirtschaftliche Nachteile. Im Zentrum der Klimazerstörer steht die
fossile, atomare Energiewirtschaft. Das Verbrennen von Erdöl, Erdgas,
und Kohle verursacht weltweit über die Hälfte aller
Klimagasemissionen. Die Umstellung auf 100% Erneuerbare Energien ist
der Kern des Klimaschutzes. Es wird behauptet, die dies wäre zu teuer
und die Lichter würden ausgehen.

Alle diese Behauptungen sind falsch. Die EWG hat zusammen mit der LUT
im Frühjahr nachgewiesen: Eine weltweite Umstellung auf 100% EE in
allen Energiesektoren, also Strom, Wärme, Kühlung, Verkehr, Industrie
ist zu jeder Stunde des ganzen Jahres an jedem Ort dieser Erde
machbar. Damit sinken alle Emissionen aus dem Energiesystem auf Null.
Heute schon sind Windkraft und Solarenergie wesentlich billiger als
Energie aus Kohle, Erdöl, Erdgas und Atomkraft.

Klimaschutz ist sogar gut für unseren Geldbeutel. Es gibt keinen
vernünftigen Grund mehr Klimaschutz zu verweigern. Es fehlt nur am
politischen Willen dazu und deshalb ist euer Protest völlig
berechtigt.

Der Ausbau des Ökostromes steht im Mittelpunkt eines wirksamen
Klimaschutzes. Der Ökostrom wird in die Autos, Busse, Bahnen, LKWs
fließen, macht unsere Häuser mit Wärmepumpen warm. Mit Ökostrom können
wir grünen Wasserstoff erzeugen, um die Stahl- und Chemieindustrie auf
Nullemissionen zu bekommen.

Der Skandal ist, dass die verschiedenen Bundesregierungen unter
Kanzlerin Merkel in Zusammenarbeit mit der EU-Kommision von Jahr zu
Jahr mit immer schlimmeren EEG-Novellen den einst erfolgreichen
bürgerlichen Ökostromausbau vernichtet haben und gleichzeitig die
Subventionen für Erdöl, Erdgas und Kohle immer weiter erhöhten. Zuerst
2012 den Ausbau der einst blühenden Solarindustrie, dann die
Bioenergien, die Geothermie, die Wasserkraft und nun auch noch die
Windindustrie.

Das Klimaschutzpaket der Bundesregierung bremst weiter den Ausbau der
Erneuerbaren Energien, statt ihn zu beschleunigen. Auch die bayrische
Staatsregierung blockiert mit der 10H Regelung weiter den Ausbau der
Windkraft. Daher liebe Schülerinnen und Schüler: Wir müssen weiter
protestieren.

Aber wir alle wissen, Protest alleine genügt nicht. Stoppen wir alle
in unserem persönlichen Umfeld selbst die Emissionen. Es ist nicht
mehr verantwortbar, mit einem Erdölmofa zu fahren. Das Fahrrad oder
E-Roller verursachen keine Emissionen. Drängt eure Eltern und die
Vermieter, endlich die Solaranlagen aufs Dach zu bauen und nur noch
beim Ökostromhändler Strom einzukaufen, die Heizungen auf Wärmepumpen
oder Holzpellets umzustellen, ein E-Auto anzuschaffen und mehr mit
öffentlichen Verkehrsmitteln zu fahren. Vermeidet den Plastikmüll,
kauft Biolebensmittel und Kleidung aus fairen und sauberen Rohstoffen,
pflanzt Bäume und Büsche in die Gärten, statt den öden Steinwüsten.

Daher zum Schluss mein Appell an uns alle: Protestieren wir bis es
endlich eine radikale Klimaschutzpolitik gibt und hören wir selbst auf
Emissionen zu produzieren. Sorgen wir dafür, dass der Klimaschutz
endlich in die Verfassung aufgenommen wird. Ich danke euch für eure
jugendlichen Proteste und den Mut, den ihr zeigt. Macht weiter so.

Hans-Josef Fell, München, 29. November 2019


Über den Autor

Hans-Josef Fell ist Präsident der Energy Watch Group [3], einem
internationalen Netzwerk von Wissenschaftlern und Parlamentariern zur
Untersuchung der Verfügbarkeit und Verknappung fossiler und atomarer
Energieressourcen und sowie der Ausbaumöglichkeiten erneuerbarer
Energien. Von 1998 bis 2013 war er Mitglied des Deutschen Bundestages
und schon zu dieser Zeit setzte er sich für 100% Erneuerbare Energien
ein. Für sein Engagement erhielt er zahlreiche Preise, darunter den
Nuclear-Free Future Award der internationalen Anti-Atom-Bewegung. Mehr
Infos gibt es auf seiner Webseite Hans-Josef Fell - 100% Erneuerbare
Energien! Auf alle Felle!



Erstveröffentlichung:

https://hans-josef-fell.de/heutige-fridaysforfuture-demo-in-muenchen


Anmerkungen:

[1] https://twitter.com/FridayForFuture/status/1200429585474768896

[2] https://hans-josef-fell.de/

[3] http://energywatchgroup.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/1154: Agrarwende braucht breiten gesellschaftlichen Konsens (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar
vom 02. Dezember 2019

BUND: Agrarwende braucht breiten gesellschaftlichen Konsens 



Anlässlich des heutigen Agrar-Gipfels im Bundeskanzleramt erklärt Olaf
Bandt, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND):

"Ein Agrar-Gipfel im Kanzleramt ist ein Zeichen der Wertschätzung für
Bäuerinnen und Bauern, reicht aber nicht aus: Nitratbelastung im
Grundwasser, Insekten- und Höfesterben sowie eine gesellschaftlich
nicht akzeptierte Nutztierhaltung zeigen, dass es mit der Agrarpolitik
so nicht weitergehen kann. Hinzu kommt, dass die Bauernhöfe unter
einem immensen wirtschaftlichen Druck stehen, der durch schlechte
Erzeugerpreise sowie der Ausrichtung auf Exporte verursacht wird. Oft
bleibt ihnen kaum Spielraum für Natur- und Klimaschutz sowie eine
bessere Tierhaltung. Diese Probleme haben oft dieselbe Ursache: die
auf Wachstum ausgerichtete Agrarpolitik.

Eine Politik der maximalen Intensivierung und Exportorientierung
verfehlt die Antworten auf die Herausforderungen unserer Zeit. Um die
Probleme auf den Höfen, in den Ställen und in den ländlichen Räumen
angehen zu können, muss mehr passieren als eine Einladung der
Agrarbranche ins Bundeskanzleramt. Ein Dialog im Kreise der
Landwirtschaftsverbände - ohne Einbeziehung der weiteren
gesellschaftlichen Interessensgruppen - greift deutlich zu kurz. Für
die dringend notwendige Agrarwende ist ein breiter gesellschaftlicher
Konsens notwendig.

Die Politik muss die Weichen stellen: Ein Dialogprozess über die
Landwirtschaft und Nutztierhaltung der Zukunft sowie ein Umbauprogramm
für die Landwirtschaft sind dringend erforderlich. Wandel ist nur
möglich, wenn Fördergelder neu verteilt, Bäuerinnen und Bauern besser
beraten und das Ordnungsrecht angepasst werden. Der BUND fordert daher
eine Landwirtschaftskommission mit Vertreterinnen und Vertretern aus
der Landwirtschaft, von Verbraucherseite, aus dem Bereich Umwelt-,
Natur- und Tierschutz und aus der Entwicklungspolitik sowie aus dem
Handel, der Ernährungswirtschaft und den Ministerien."




Weitere Informationen:

DNR-Resolution vom 29.11.2019, "Für Biodiversität und Bauernhöfe:
Die Zeit, den Umbau der Agrarpolitik anzugehen, ist jetzt!": 

www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2019-11-28-Resolution_Fuer_Biodiversitaet_und_Bauernhoefe.pdf

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.12.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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PARTY/143: München - Mit der BAYERN 1 Disco ins neue Jahr, 31.12.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Die große Silvesterparty 2019

Mit der BAYERN 1 Disco ins neue Jahr

Münchner BR-Funkhaus

Einlass: 19.00 Uhr

800 kostenfreie Tickets zu gewinnen unter bayern1.de



Glitzernde Discokugeln, groovende Gäste und die beste Musik von BAYERN
1: Wer ausgelassen ins neue Jahr tanzen will, ist auf der großen
Silvesterparty im Münchner BR-Funkhaus genau richtig. Hier feiern
Radiolegende Fritz Egner und DJ Tom Glas gemeinsam mit den BAYERN 1
Fans zu den größten Pop- und Rock-Hits von den 70ern bis heute durch
die Silvesternacht. Musikalisch unterstützt werden sie von der BAYERN
1 Band und auch BAYERN 1 Moderatorin und Disco-Fan Ulla Müller freut
sich, in diesem Jahr für die Gäste dabei zu sein.

BR-Kultmoderator Fritz Egner wird seine Lieblings-Dancefloor-Hits
auflegen: "Ich freue mich riesig, auch in diesem Jahr wieder meine
Dance Klassiker für die BAYERN 1 Fans auszusuchen. Als DJ zu erleben,
wie hunderte Gäste stundenlang durchtanzen und jeden einzelnen Hit
feiern, ist einfach ein tolles Erlebnis. Die BAYERN 1 Hörer sind
einfach die besten."

Gastgeberin Ulla Müller freut sich: "Tanzen bis zum frühen Morgen,
feines Essen, eine irrsinnig gute Stimmung, Gänsehaut um Mitternacht
und Gäste, die mir sagen: 'Das war das beste Silvester meines Lebens!'
Zweimal war ich privat auf der BAYERN 1 Silvesterparty, dieses Jahr
darf ich auf der Bühne dabei sein, mit Lieblingskollegen und mit den
besten Hörern der Welt. Das wird eine Disco de luxe! Wir sehen uns!"


Der schönste Rutsch ins neue Jahr

Eintrittskarten für diese exklusive Silvestersause gibt es nicht zu
kaufen, nur zu gewinnen. Wer bei der BAYERN 1 Silvester-Disco dabei
sein möchte, kann sich ab sofort unter bayern1.de für eines der
800 kostenfreien Tickets bewerben. Das Los entscheidet über die
Gewinner.


BAYERN 1

... ist mit mehr als 3 Millionen Hörern täglich das meistgehörte
Radioprogramm Bayerns. Unter dem Motto "Die beste Musik für Bayern"
bietet das Programm internationalen Pop & Rock vor allem aus den 70er,
80er und 90er Jahren. Dazu gibt es die wichtigsten Informationen aus
allen Regionen in Bayern und natürlich die Fußball-Kultsendung "Heute
im Stadion" am Samstagnachmittag. Musik und Lebensgefühl für Menschen
in der Mitte des Lebens - das ist "mein BAYERN 1" im Radio und im
Netz.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Dezember 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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